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Einleitung 


Während ich dieses Buch schreibe, stapelt sich Krise auf Krise. 2022: Corona 
ist immer noch nicht verschwunden. Es ist Krieg in Europa. Die Klimakrise 
zeigt sich immer deutlicher - auch wenn wir »erst« bei 1,2 Grad globaler 
Erwärmung stehen. Dürre und Überschwemmungen wechseln sich ab. 
Ganze Lander werden weggeschwemmt. Inflation, Affenpocken, 
Atomkrieg? Die 20er-Jahre glichen bisher einem unappetitlichen 
Krisensandwich. Eigentlich müssten wir alles tun, um diese Krisen zu lösen. 
Stattdessen arbeiten wir einfach weiter. 


Unterbewusst habe ich diese Absurdität zum ersten Mal richtig gespürt, als 
wir in den ersten Corona-Lockdown gegangen sind, im März 2020. Als diese 
ganze Sache mit der globalen Pandemie noch neu war und wir nicht 
wussten, was uns erwartet. Alles um uns herum hat dichtgemacht. Auch ich 
ging nur noch zum Einkaufen und Spazieren raus. 

Eigentlich ein Moment, um alles fallen zu lassen, oder? Stattdessen 
arbeitete ich so viel wie nie zuvor und saß den ganzen Tag in Meetings. Zeit 
innezuhalten und das anzuerkennen, was da passierte, hatte ich keine. Auch 
meine Freizeit wurde von der Arbeit gefressen. Und wenn es dann doch mal 
einen kurzen Moment der Ruhe gab, sah der erschreckend ähnlich aus wie 
Arbeit: Nach den Zoom-Meetings zu aktuellen Projekten reihten sich Zoom- 
Happy-Hours mit Freund*innen. Das Leben rückte für mich und viele 
andere Menschen in die eigene Wohnung, vor den Laptop. Arbeit und Leben 
verschmolzen. Work-Life-Balance? Vergiss es. 


Das war die eine Seite der Arbeitswelt. Die andere Seite hieß auf einmal 
»systemrelevant«, und die Menschen, die darin arbeiteten, riskierten ihre 
Gesundheit und ihr Leben: Damit alle anderen weiterhin Essen kaufen und 
Müll produzieren, im Krankenhaus behandelt werden und Medikamente 
abholen konnten. Damit das Leben weiterlaufen konnte. Am Anfang 
klatschten wir noch für die Pflegekräfte vom Balkon, trugen brav unsere 
selbst genähten Masken. Aber irgendwann wurde das Klatschen leiser. Viele 
Menschen waren einfach viel zu müde vom Homeschooling und all den 
Meetings und der zwölften Diskussion über die Impfung. Wir hatten uns 
nichts mehr zu erzählen, denn niemand erlebte irgendwas - außer Arbeit. 

Und dann, als wir die Hoffnung hatten, dass all das irgendwann vielleicht 
doch vorbei sein könnte, kam der Krieg. Ich erinnere mich daran, wie ich 
am Morgen des 24. Februars 2022 aufgewacht bin. Das war der Moment, in 
dem ich so richtig bewusst gespürt habe, wie kaputt alles ist. Ich schaute 
aufs Handy. In der Nacht hatte Russland die Ukraine angegriffen. Der Krieg 
in Europa, von dem wir alle gehofft hatten, dass er noch abgewendet werden 
konnte: Er war da. Im Fernsehen waren Panzer und Explosionen zu sehen, 
verzweifelte Menschen, die sich in U-Bahn-Schächten versteckten und 
versuchten, aus dem Land zu fliehen. Ich war erschüttert und traurig und 
wütend. Ich wollte helfen und fühlte mich machtlos. Dann setzte ich mich 
reflexhaft an den Schreibtisch, um einen Workshop vorzubereiten. Und 
dachte mir: Was mache ich hier eigentlich? Alles um uns herum scheint 
kaputtzugehen, und wir arbeiten einfach weiter. Arbeiten uns kaputt. Dabei 
funktioniert Arbeit so, wie sie heute aussieht, für uns nicht mehr. Sie macht 
uns müde und brennt uns aus. 

Dass wir müde sind, gestresst, ausgebrannt, das ist kein neues 
Phänomen. Corona ist nicht alleine dafür verantwortlich, was gerade 
passiert. Aber die Pandemie war wie eine Art Katalysator, der alles noch 
schlimmer gemacht hat. Auf einmal haben wir gesehen, was wir davor nicht 
so wirklich wahrhaben wollten: Dass unsere Arbeitswelt große Probleme 


hat. Aber wir sind zu ausgebrannt, um etwas daran zu ändern. Wir stecken 
im Matsch unserer Müdigkeit fest und kommen nicht mehr raus, weil uns 
eine Mischung aus Pandemie, Klimakrise, Krieg und all den anderen 
Katastrophen, die unser Leben gerade bestimmen, dort festhalt. 

In der offiziellen Definition der Weltgesundheitsorganisation wird 
Burnout beschrieben als »Syndrom, das aus chronischem Stress am 
Arbeitsplatz resultiert, der nicht erfolgreich gemanagt wird«. Das klingt wie 
die offizielle Beschreibung unseres Lebens der letzten Jahre. Wer 
ausgebrannt ist, fühlt sich erschöpft und energielos. Die professionelle 
Wirkungskraft ist reduziert: Wir arbeiten und arbeiten, schaffen aber kaum 
noch etwas. Die mentale Distanz zum Job nimmt zu, die negativen Gefühle 
ebenfalls. Zynismus kann eine Folge sein. 

Lange wurde uns eingeredet, dass wir selbst an unserer Müdigkeit schuld 
sind und einfach nur härter an uns arbeiten müssen. Wir sehen in der 
Klimakrise, wie alles auf Eigenverantwortung geschoben wird: Nicht die 
Energiekonzerne und ihre Lobbyarbeit sind das Problem, nicht die Politik 
und die Wirtschaft. Nein, du bist das Problem, wenn du deinen Kaffee aus 
dem Pappbecher trinkst. Hättest du deinen wiederverwendbaren Becher 
dabei, wäre das Problem gelöst. Genau so läuft es auch in der Arbeitswelt: 
Du verdienst zu wenig? Wärst du halt nicht Krankenpfleger*in geworden! 
Du bist gestresst, obwohl dein Unternehmen meetingfreie Freitage und 
einen Resilienzworkshop anbietet? Muss an dir liegen. Nimm doch ein 
Vollbad, dann bist du schon wieder entspannt. 

Aber Self Care wird uns nicht retten. Wir brauchen - wie in der 
Klimakrise auch - große gemeinsame Anstrengungen und systemische 
Veränderungen. Nur so lässt sich unser kollektives Burnout heilen. Nur so 
haben wir eine Chance auf eine Arbeitswelt, die Menschlichkeit und 
Gerechtigkeit in den Mittelpunkt stellt. Nur so geht dieses Gefühl wieder 
weg, das uns schon viel zu lange begleitet. 


Das hier ist kein Buch über New Work. Es geht auch nicht um die 
Schlagwörter, die oft im selben Atemzug fallen wie Agilität oder Change- 
Management. Es geht um größere Fragen: Was hat uns so kaputt gemacht? 
Wie können wir die Arbeitswelt wieder reparieren? Was steckt hinter 
Phänomenen wie der Great Resignation, der großen Kündigungswelle der 
letzten Jahre in den USA? Wie können wir es schaffen, anders zu arbeiten? 
Und welche Rolle spielen dabei wir alle, als Gesellschaft? 

Wir hören immer wieder, dass wir jetztin eine neue Normalität eintreten: 
The New Normal. Aber die alte Normalität hat für uns ja schon nicht 
funktioniert. Wieso sollte die neue Normalität besser werden und nicht 
einfach nur eine digitalere Variante von dem, was wir schon kannten? 
Außerdem schnipsen wir ja nicht mit dem Finger, und alles ist auf einmal 
neu und anders. Echte Veränderung dauert, sie passiert nicht von einem 
Moment auf den anderen. Das ist eine Chance für uns: Wir (und die 
Generationen vor uns) haben die alte Arbeitswelt gebaut, warum sollten wir 
also nicht auch eine neue Version gestalten können? Während Corona haben 
wir gesehen, dass Veränderung möglich ist - sogar ziemlich schnell und 
großflächig. Gleichzeitig beobachten wir, dass Arbeitskräfte heute mehr 
Macht haben, dem Fachkräftemangel sei Dank. Das bedeutet auch, dass wir 
Rahmenbedingungen verändern können - zu unseren Gunsten. Der 
Zeitpunkt könnte also nicht besser sein, um die Arbeitswelt neu zu denken, 
und wir sollten ihn nicht vorbeiziehen lassen. 


Wie wir es schaffen können, die Arbeitswelt für alle besser zu machen, 
darum geht es in diesem Buch. Doch zuerst müssen wir darauf schauen, wie 
wir überhaupt an den Punkt gekommen sind, an dem wir uns heute 
befinden. Die Corona-Pandemie hat ihren Teil beigetragen, klar. Aber sie 
alleine ist nicht der Grund dafür, dass wir alle so müde sind. Unsere 
Müdigkeit ist kollektiv und systemisch, wie ich im nächsten Kapitel erklären 
werde. Sie ist einer der Gründe, warum sich die Gen Z ganz genau überlegt, 


wie viel sie noch arbeiten will. Der endlose Vorwurf der faulen, jungen 
Generation, es gibt ihn auch heute. Aber die Gründe dafür, dass Millennials 
und Gen Z anders über Arbeit nachdenken, sind valide. Teilweise führen sie 
zu einem großen Phänomen, das wir in den vergangenen Monaten 
beobachtet haben: Der Great Resignation, einer Kündigungswelle, die in den 
USA begann, aber längst nicht dort endete. Sie betrifft einige Branchen 
besonders und verschärft dort den Fachkräftemangel, der unsere 
Arbeitswelt in den kommenden Jahren prägen wird. All das bildet den 
Hintergrund, vor dem wir über Arbeit sprechen. Die Situation, in der wir 
uns gerade befinden — um sie geht es im ersten Teil des Buches. 

Im zweiten Teil kommen wir dann von den großen Entwicklungen zu 
ganz konkreten Problemen der Arbeitswelt - und ihren Lösungen. Gehen 
wir sie einmal der Reihe nach durch: Wir arbeiten zu viel, was zu unserer 
Erschöpfung beiträgt. Deshalb müssen wir über kürzere Arbeitszeiten 
sprechen. Durch Covid hat Flexibilität eine neue Qualität bekommen - vor 
allem im Hinblick darauf, wo wir arbeiten. Homeoffice, Remote Work und 
hybrides Arbeiten werden Teil unserer neuen Realität sein. Aber damit wir 
hier nicht die Fehler des alten Büros wiederholen, brauchen wir neue 
Regeln. Und: Nicht alle Menschen arbeiten im Büro und können einfach ins 
Homeoffice wechseln. Wie schaffen wir es, auch ihnen mehr Flexibilität zu 
bieten und ihre Arbeit verträglicher zu gestalten? Diese Diskussion ist auch 
so wichtig, weil die Arbeitswelt nicht gleichberechtigt ist: Frauen, People of 
Color, Menschen mit Behinderung und die LGBTQ+-Community sind 
immer noch schlechter bezahlt und arbeiten häufiger unter schlechten 
Bedingungen. Wenn wir das Problem lösen wollen, müssen wir hier 
ansetzen und die Arbeitswelt gerechter machen. Ungerechtigkeit hängt 
auch stark mit einem anderen Aspekt von Arbeit zusammen: unbezahlter 
Arbeit. Sogenannte Care-Arbeit oder Sorgearbeit wird immer noch 
größtenteils von Frauen verrichtet, die deshalb weniger verdienen, weniger 
Rente bekommen und öfter in unsicheren Verhältnissen arbeiten. Wenn wir 


Arbeit gerechter machen wollen, muss diese unbezahlte Arbeit besser 
verteilt, gewürdigt und entlohnt werden. Darum geht es im darauffolgenden 
Kapitel. Wenn wir die Arbeitswelt verändern wollen, müssen wir uns besser 
organisieren — und zusammenarbeiten, um Veränderung einzufordern. 
Denn wenn wir nicht aufpassen, dann geht die Schere zwischen guten und 
schlechten Jobs immer weiter auf. Die Berufe vieler Menschen hießen in der 
Pandemie aufeinmal »systemrelevant«. Aber ihre Bedeutung hat sich nicht 
in den Arbeitsbedingungen widergespiegelt - im Gegenteil. Ich habe mit 
einigen von ihnen gesprochen und einen Trend beobachtet, der eine 
Veränderung einläuten könnte: Betriebsräte und Gewerkschaften erleben 
ein Comeback, und zwar in Jobs, in denen das früher undenkbar gewesen 
wäre. Genau diese Organisation von Mitarbeiter*innen kann auch in einem 
anderen Bereich einen relevanten Einfluss haben: beim Klimaschutz. Denn 
natürlich lässt sich dieses Buch nicht schreiben, ohne auf das Klima zu 
schauen. Deshalb findet sich das Thema auch in einigen anderen Kapiteln 
wieder, denn wie wir alle wissen, betrifft es so gut wie alle Lebens- und 
somit auch Arbeitsbereiche. 

Und dann sind da noch die zwei Aspekte, die uns gerne als Lösungen für 
alle Probleme präsentiert werden: Passion und Purpose. Wer mit Leidenschaft 
bei der Sache ist und Sinn in der eigenen Arbeit findet, hat den Jackpot 
geknackt und darf sich nicht beschweren. Das wird uns zumindest 
vermittelt. Aber stimmt es wirklich? 


Wie wir heute arbeiten, macht uns krank. Ich verstehe alle, die keinen Bock 
mehr daraufhaben, sich für ihren Job kaputt zu machen. Ich habe auch 
keine Lust mehr darauf: Weil ich glaube, dass unsere Art zu arbeiten weder 
besonders menschlich noch besonders nachhaltig ist. Nicht für uns, nicht 
für das Klima, für niemanden. Was also tun? Wir sehen, dass sich Arbeit 
wandelt: Sie wird immer mehr, immer invasiver, immer anstrengender. 
Wenn wir nicht aufpassen, dann bekommen wir nur noch mehr von dem, 


was uns nicht guttut. Deshalb müssen wir für gute Veränderung sorgen. 
Arbeit und Wirtschaft aus ihrem aktuellen Kontext reißen und wieder neu 
aufstellen. Wie genau das aussehen kann, darum geht es in diesem Buch. 
Gemeinsam haben wir die Chance, eine neue Arbeitswelt zu bauen, die 
besser funktioniert - für uns alle. Wir müssen es nur machen. 
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Wir sind alle verdammt erschöpft 


Wenn ich über Müdigkeit schreibe, meine ich nicht die Art von müde, die 
man mit einer extra Nacht Schlaf wieder ausgleichen kann. Sondern ich 
meine die Art von müde, die in den Knochen sitzt und dafür sorgt, dass 
abends nichts mehr geht außer Tiefkühlpizza und Netflix. Ich war so müde, 
dass ich sogar einen richtig guten Job gekündigt habe. Weil ich einfach nicht 
mehr konnte. Weil ich ausgebrannt war. Von der Arbeit. Vom Streben nach 
immer mehr Produktivität. Von meiner »Karriere«. Von der Welt um uns 
herum. Und ganz besonders von all den Krisen. Unsere Welt steht in 
Flammen, im wahrsten Sinne des Wortes. Und wir? Brennen aus, um bloß 
keine Deadline zu reißen. Was zur Hölle machen wir da eigentlich? Warum 
tun wir uns das an? 


Eigentlich dachte ich, dass ich richtig gut bin im Arbeiten. Ich komme aus 
einer Familie, in der alle immer viel gearbeitet haben: an der Kasse, im 
Autohaus, bei McDonald’s. Ich habe früher mein Geld mit Babysitten 
verdient, in den Semesterferien an der Kasse gestanden, ein Praktikum nach 
dem anderen gemacht, nebenbei in einer Marketingfirma gejobbt. Irgendwo 
musste das Geld ja herkommen - und das BAföG alleine reichte im Studium 
nicht. Ich wusste, dass ich nicht erben würde und dass meine Eltern mich 
finanziell nur wenig unterstützen konnten. Dass wir keine »Freund*innen 
der Familie« haben, die mich aufirgendwelche Führungspositionen hieven 
würden. Wenn ich beruflich vorankommen wollte, dann musste ich besser 
sein und mehr arbeiten als andere. Irgendwann landete ich auf dieser 
»Karriereleiter«, wurde Wirtschaftsredakteurin, später Redaktionsleiterin 


bei LinkedIn. Auf dem Papier sah alles perfekt aus. Aber innen drin hat es 
sich oft ganz anders angefühlt. 

Ich dachte damals, dass es an mir liegt: Dass ich einfach nicht genug Yoga 
mache oder dass ich das mit dem Meditieren endlich mal hinkriegen sollte. 
Oder diese Tricks von erfolgreichen CEOs ausprobieren: Um 4:30 Uhr 
aufstehen, ein Glas warmes Wasser trinken, joggen gehen, und dann von 
sechs Uhr morgens bis zehn Uhr abends am Laptop sitzen. Vielleicht müsste 
ich auch einfach nur häufiger im Wald spazieren gehen. Self Care ist 
schließlich die Lösung für alles. Das wurde uns zumindest immer 
suggeriert: Wenn du gestresst bist, dann liegt es an dir. Du musst dich nur 
mehr anstrengen, dein Mindset ändern und endlich Inbox Zero achieven, 
wie die Startup-Szene es formulieren würde. 

Heute weiß ich, dass das alles Bullshit ist. Nicht wir funktionieren nicht 
gut genug, sondern unsere Arbeitswelt ist kaputt. Das macht auch uns 
krank: Wir sind müde, ausgebrannt, gestresst. Und wir beginnen, die 
Realität zu erkennen: Self Care und Hustle-Kultur bringen uns nicht weiter. 
Es hilft niemandem, wenn wir so viel arbeiten, dass wir ausbrennen und uns 
am Ende noch dafür feiern. Wir werden es nicht besser haben als unsere 
Eltern, wenn wir uns nur genug anstrengen, denn dieses Versprechen wurde 
längst gebrochen. Wir haben versucht, die Müdigkeit zu ignorieren und 
einfach weiterzumachen in der Hoffnung, irgendwann auf der anderen 
Seite herauszukommen. Wir dachten, dass wir die Einzigen sind, die sich so 
fühlen. Dass es ein individuelles Problem ist. Dabei ist es ein systemisches 
Problem, das uns alle ins kollektive Burnout führt. 

Um herauszufinden, ob jemand unter Burnout leidet, gibt es ein 
Messinstrument: das Maslach Burnout Inventory (MBI). Benannt ist es nach 
der Psychologin Christina Maslach, die das MBI gemeinsam mit Susan E. 
Jackson entwickelt hat. Den Test zu machen, dauert ungefähr zehn 
Minuten. Er besteht aus 22 Fragen. Ich habe den Test schon oft gemacht, 
was kein gutes Zeichen ist. Einige der Aussagen, die dabei vorgeschlagen 


werden, scheinen mir symptomatisch zu sein für uns und die Art, wie wir 
heute arbeiten: 

Ich fühle mich emotional erschöpft wegen meiner Arbeit. 

Ich fühle mich am Ende des Arbeitstages verschlissen. 

Ich fühle mich müde, sobald ich morgens aufstehe und den neuen Arbeitstag vor 
mir ausgestreckt sehe. 

Ich fühle mich ausgebrannt wegen meiner Arbeit. 

Ich habe das Gefühl, dass ich zu hart arbeite. 

Ich fühle mich, als wäre ich mit meinem Latein am Ende. 


Der Test fragt alle drei Dimensionen von Burnout ab: berufliche 
Erschöpfung, De-Personalisierung oder Verlust von Empathie und die 
persönliche Leistungsbeurteilung. Am Ende dürfte bei vielen von uns 
dasselbe Ergebnis stehen. Denn dass wir ausgebrannt sind und die Arbeit 
schuld daran ist, belegen diverse Studien. Zwei Drittel aller Beschäftigten in 
Deutschland sind zumindest manchmal gestresst und mehr als ein Viertel 
häufig. Knapp die Hälfte der Befragten nennen Beruf, Studium und Schule 
als die Hauptursache für ihren Stress. Vor allem zu viel Arbeit und 
Termindruck belasten. [1] Mehr als 40 Prozent fühlen sich durch die Arbeit 
oft abgearbeitet und verbraucht. Mehr als ein Viertel kann abends und am 
Wochenende nicht richtig von der Arbeit abschalten, rund 20 Prozent auch 
im Urlaub nicht. Wann der Stress endlich nachlässt? Ab 60 Jahren, also am 
Ende des Erwerbslebens. 

Schon 2018, vor der Corona-Pandemie, sah die Hälfte der Beschäftigten in 
Deutschland für sich selbst ein mäßiges bis hohes Burnout-Risiko. Sechs 
von zehn Arbeitnehmer”innen berichteten über Stresssymptome wie 
anhaltende Müdigkeit und Erschöpfung, Rückenschmerzen, innere 
Anspannung und ständiges Grübeln über die Arbeit. [2] 

Früher war es geradezu verpönt, über die eigene Erschöpfung zu 
sprechen. Das hat sich verändert: Burnout ist in die öffentliche Diskussion 


gerutscht. Max Eberl, zu diesem Zeitpunkt Sportdirektor des Fußballvereins 
Borussia Mönchengladbach, trat im Januar 2022 zurück: »Ich kann für 
diesen großartigen Klub nicht mehr arbeiten, weil ich krank bin. Ich bin 
erschöpft. Ich will einfach raus aus der Mühle.« [3] Die australische 
Tennisspielerin Ashleigh Barty beendete ihre Profikarriere im März 2022, 
mit 25 Jahren. Sie stand zu diesem Zeitpunkt seit 114 Wochen auf dem ersten 
Platz der Weltrangliste. »Ich habe den physischen Antrieb nicht mehr, diese 
Emotionen, es zu wollen, und alles, was es braucht, sich selbst 
herauszufordern auf diesem Toplevel.« [4] Auch Angela Merkel klang 
ziemlich erschöpft, als sie darüber redete, wie sie sich das Leben nach ihrer 
Zeit als Bundeskanzlerin vorstellte. »Vielleicht werde ich versuchen, was zu 
lesen, dann werden mir die Augen zufallen, weil ich müde bin, dann werde 
ich ein bisschen schlafen, und dann schauen wir mal«, sagte Merkel im Juli 
2021, kurz vor dem Ende ihrer Amtszeit. [5] 


Burnout wird immer noch oft als Ehrenorden gesehen, den man verliehen 
bekommt, wenn man hart genug gearbeitet hat. Du bist ausgebrannt? Dann 
hast du alles richtig gemacht, herzlichen Glückwunsch. Das ist eine der 
Sachen, die wir uns aus den USA abgeschaut haben, dem Land, aus dem 
mein Vater kommt und das meine zweite Heimat ist. Dieses Abschauen gilt 
auch für viele andere Aspekte von Arbeit: Wenn in den schicken Silicon- 
Valley-Büros mit ihren Tischkickern alle nur von Produktivität reden und so 
Milliarden machen, dann kann das ja nicht so falsch sein. Was wir dabei 
ignoriert haben, ist das kaputte System der USA, das ohne bezahlte 
Elternzeit auskommt, wo Krankenversicherung teuer und an den Job 
gekoppelt ist, und es kaum Rechte für Arbeitnehmer”innen gibt. Genau 
deshalb werde ich in diesem Buch auch immer mal wieder in die USA 
blicken: Weil wir dort Ideen und Chancen für die Zukunft von Arbeit sehen, 
die eine Strahlkraft über das Land hinaus haben können. Und auch, weil wir 


dort sehen, was alles richtig schlecht läuft. So wie bei der Kultur der 
Überarbeitung. Jetzt fliegt uns das alles nämlich um die Ohren. 


Denn Burnout ist nichts, worauf man stolz sein sollte. Burnout hat 
gesundheitliche Folgen, die sich sogar in der Struktur des Gehirns zeigen. 
Burnout kann zu hohem Cholesterinspiegel und Diabetes führen, zu Herz- 
und Kreislauferkrankungen, Schmerzen des Bewegungsapparates, 
verändertem Schmerzempfinden, anhaltender Müdigkeit, Kopfschmerzen, 
zu Atemwegs- und Magen-Darm-Problemen, Schlaflosigkeit, depressiven 
Symptomen und psychischen Störungen. Burnout kann dich ins 
Krankenhaus bringen - oder sogar zu früh sterben lassen. [6] Mehr als ein 
Fünftel der Menschen, die häufig gestresst sind, beschreibt den eigenen 
Gesundheitszustand als »weniger gut oder schlecht«. [7] 

Ursprünglich wurde der Begriff Burnout im Kontext von Pflegeberufen 
geprägt. [8] Auch heute gehören Pflegekräfte, Lehrer*innen, Arzt*innen 
und Sozialarbeiter*innen zu den Berufsgruppen, die besonders häufig von 
Burnout betroffen sind. Sie sind systemrelevant und unfassbar erschöpft. 
Auch wer viel Emotionsarbeit leisten muss — also im Beruf viele emotionale 
Leistungen erbringt -, hat ein höheres Risiko für Burnout. Das sogenannte 
Stewardess-Syndrom betrifft neben Flugbegleiter*innen und Menschen in 
den oben genannten Berufen auch diejenigen, die in Supermärkten, Call- 
Centern, Restaurants und anderen Dienstleistungsberufen arbeiten. Sie 
dürfen ihre eigenen Emotionen nicht zeigen, sondern müssen sie hinter 
einem Lächeln verstecken - egal ob sie sich danach fühlen. [9] 

Burnout ist offiziell keine eigenständige Krankheit. Stattdessen hängt 
Burnout oft mit anderen psychischen Erkrankungen wie Depressionen und 
Angststörungen zusammen. Sie sind es auch, die häufig auf der 
Krankmeldung stehen, wenn Menschen ausgebrannt sind. Die Fehltage 
wegen psychischer Erkrankungen sind in den vergangenen zehn Jahren 
stark angestiegen. Vor allem Depressionen, Anpassungs- und 


Angststörungen führen heute zu mehr Fehltagen. Von 
Anpassungsstörungen spricht man, wenn Menschen auf eine besondere 
Situation oder eine große Veränderung mit psychischen Beschwerden 
reagieren. Typischerweise sind das Ereignisse wie Trennungen oder die 
Geburt eines Kindes. Aber auch eine globale Pandemie zählt dazu. [10] 

Gleichzeitig ist eine Krankschreibung immer noch etwas, das viele 
Menschen zu vermeiden versuchen. Sie sind zwar krank, aber sie arbeiten 
weiter, als wäre nichts. Das gilt ironischerweise vor allem für diejenigen, die 
besonders kaputt sind: Die Hälfte der Personen, die eine besonders hohe 
Belastung am Arbeitsplatz spüren, haben in der ersten Jahreshälfte 2021 eine 
Woche oder mehr gearbeitet, obwohl sie krank waren. [11] 

Auch ich habe das oft genug gemacht - und bereue es heute noch. Einmal 
fuhr ich nach einer Konferenz mit Fieber nach Amsterdam und pumpte 
mich mit Schmerzmitteln zu, um bei einem zweitägigen Besuch von 
Vorstandsmitgliedern dabei zu sein. Als ich wieder in München landete, 
hatte ich eine fiese Mittelohrentzündung. Ein paar Jahre zuvor hatte ich eine 
Bronchitis so verschleppt, dass ich Asthma bekam, das mich bis heute 
begleitet. Krank arbeiten ist keine gute Idee, das habe ich selbst erlebt. 
Gleichzeitig kenne ich auch das Gefühl, so viel zu arbeiten, dass man davon 
krank wird. Am Abend nach einem besonders stressigen Arbeitstag fragte 
ich meinen Mann: »Kennst du das, wenn du so müde bist, dass du nur noch 
weinen willst?« Dass ich zu diesem Zeitpunkt schon mittendrin war im 
Burnout, war mir nicht klar. Ich hatte stattdessen das Gefühl, einfach nicht 
stark genug zu sein, so als ob Arbeit ein Wettbewerb wäre, für den ich nur 
härter trainieren müsste. 

Es ist fast, als dürfte man sich in der Arbeitswelt keinerlei Schwächen 
zugestehen. Der Sozialpsychologe Devon Price nennt das die Laziness Lie: die 
Faulheitslüge. Wir haben Schuldgefühle, wenn wir »nicht genug« tun - und 
arbeiten uns krank. Wir lügen uns in die Tasche, indem wir behaupten, dass 
wir faul sind, wenn wir nicht jede Sekunde des Tages produktiv verbringen. 


»Die meisten von uns fühlen sich die meiste Zeit müde, überfordert und 
enttäuscht von sich selbst«, schreibt Price. [12] »Egal wie viel wir erreicht 
haben oder wie hart wir gearbeitet haben, wir glauben nie, dass wir genug 
getan haben, um zufrieden oder mit uns im Reinen zu sein. Wir finden nie, 
dass wir eine Pause verdient haben.« Also arbeiten wir weiter, als wäre 
nichts geschehen. »Während wir all die Burnouts, die stressbedingten 
Krankheiten, und die Wochen, in denen wir nicht genug geschlafen haben, 
überstehen, bleiben wir überzeugt davon, dass Einschränkungen zu haben 
uns »faul macht - und dass Faulheit immer etwas Schlechtes ist.« 

Dabei existiert diese Faulheit gar nicht, vor der wir uns alle so sehr 
fürchten. »Es gibt keine moralisch korrupte, faule Macht in uns, die uns 
dazu bringt, grundlos unproduktiv zu sein«, schreibt Price. »Es ist nicht 
schlimm, Grenzen zu haben und Pausen zu brauchen. Sich müde oder 
unmotiviert zu fühlen ist keine Gefahr für unseren Selbstwert.« Denn es gibt 
gute Gründe dafür, wenn wir unmotiviert oder müde sind: Nämlich dass wir 
»versuchen, in einer übermäßig fordernden, Workaholic-Kultur zu 
überleben, die Menschen dafür niedermacht, grundlegende Bedürfnisse zu 
haben«. 


Diese Workaholic-Kultur und die damit einhergehende Überarbeitung ist 
einer der Hauptgründe dafür, dass Menschen ausbrennen. Arbeit verdichtet 
sich: Tätigkeiten, für die es früher einzelne Jobs gab, werden heute oft in 
eine Stelle gepresst. Die Arbeitslast steigt. Alle wollen die eierlegende 
Wollmilchsau. Ich erinnere mich noch daran, wie uns in der 
Journalistenschule eingebläut wurde: Ihr müsst alles können, schreiben, 
Audio aufnehmen und schneiden, Video selbst drehen, Videos schneiden. 
Social Media auch, eh klar, ihr seid ja jung. Aber dass nicht alle 
Praktikant”innen automatisch auch TikTok-Superstars sind, nur weil ein 
bestimmter Jahrgang bei ihnen im Ausweis steht, interessiert in der 
Personalabteilung niemanden. All diese Anforderungen, von denen mir in 


der Journalistenschule erzählt wurde, habe ich letztens in einer 
Stellenausschreibung eines großen Medienhauses gesehen. Außerdem war 
dort gefragt: eine Menge Erfahrung. Die Stelle war eine Präsenzstelle, 
befristet auf ein Jahr. Diese Ausschreibung ist kein Einzelfall. Viele 
Unternehmen wollen, dass ihre Beschäftigten alles können. Im Gegenzug 
gibt es zwar ein Gehalt, aber keine Sicherheit oder 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten. 

Bei Computern sprach man lange von Moore’s Law: Durch die stetige 
Entwicklungsarbeit in der Elektronikindustrie verdoppelt sich die Anzahl 
von Transistoren in einem dichten integrierten Schaltkreis alle zwei Jahre. 
Oder anders gesagt: Ein Laptop, den ich heute kaufe, ist doppelt so schnell 
wie einer, den ich vor zwei Jahren bekommen hätte — und kostet nur noch 
die Hälfte. Das galt zumindest die letzten Jahre noch. Ein Freund schrieb 
mir kürzlich, dass er genau daran im Kontext seiner Arbeit denken musste: 
»Wann zur Hölle bin ich ein Computer geworden?«, fragte er. Seit wann gilt 
die Logik von Moore’s Law nicht mehr nur für unsere Laptops, sondern auch 
für die Menschen, die mit ihnen arbeiten? Unsere Arbeitsproduktivität steigt 
immer weiter an, selbst in den ersten beiden Corona-Jahren. [13] Aber wie 
lange soll das noch so weitergehen? Moore’s Law hat sich bereits verlangsamt, 
aber bei uns Menschen scheint die Geschwindigkeit eher noch anzuziehen. 

Wir sehen diese Arbeitsverdichtung nicht nur in Büros und bei der 
sogenannten Wissensarbeit, sondern auch in Branchen, die schon lange 
massiv unter Personalmangel leiden: in der Pflege, in der Erziehung, in der 
Lehre. Vier von zehn Mitarbeiter*innen in Erziehungs- und Sozialberufen 
spüren eine Mehrbelastung aufgrund von Personalmangel. Im Verkauf trifft 
das auf mehr als die Hälfte der Beschäftigten zu, in der Pflege auf fast zwei 
Drittel. [14] Teams wurden kleingespart und die Überarbeitung damit in 
Kauf genommen. Schon 2019 haben 70 Prozent der Arbeitnehmer”innen 
gesagt, dass ihre Arbeitsbelastung in den letzten fünf Jahren zugenommen 
habe. [15] Seit Beginn der Corona-Pandemie hat sich das noch mal 


verschärft. [16] Es ist für viele Menschen unmöglich geworden, ihre Arbeit 
in der vorgegebenen Zeit zu schaffen. [17] Also schieben sie Überstunden. 
Viele Menschen können nach der Arbeit nicht mehr richtig abschalten - und 
die Mails, die Vorgesetzte abends und am Wochenende schicken, helfen 
dabei auch nicht. 


Doch es geht nicht nur um Überarbeitung. Neben hoher Arbeitslast steuern 
noch weitere Faktoren zu Burnout bei: [18] Kontrolle, Belohnung, 
Gemeinschaft, Fairness und Wert. Sind einer oder mehrere dieser Faktoren 
zwischen einer Person und ihrem Job chronisch außer Balance, kann das zu 
Burnout führen. Burnout passiert also, wenn die Arbeitslast zu hoch ist. 
Wenn man sich unfair behandelt fühlt. Wenn man keine Kontrolle über die 
eigene Arbeit hat. Wenn man nie belohnt oder gelobt wird. Wenn man nicht 
mit den Kolleginnen klarkommt. Wenn man sich wertlos fühlt. Oder wenn 
mehrere oder all diese Faktoren aufeinandertreffen. 

Dazu kommen Faktoren, die erst mal nichts mit dem Job zu tun haben, 
aber unser Leben - und damit unsere Arbeit - trotzdem beeinflussen. Einer 
davon war in den vergangenen Jahren Angst. Mit der Corona-Pandemie kam 
die Angst vor Ansteckung, vor Krankheit und davor, die eigenen Eltern zu 
umarmen. Dann kam die Angst, den Job zu verlieren und dass das Geld 
nicht zum Heizen reicht. Die Angst vor der Klimakrise, vor dem Krieg. 
Angst, das alles nicht mehr zu schaffen. 


Niemand hat mehr Lust zu arbeiten (vor allem nicht 
dieGenZ) 


Seit Millennials angefangen haben zu arbeiten, ist ihr Arbeitsalltag von 
Angst geprägt: Dotcom-Blase, 9/11, Finanzkrise, Eurokrise, Covid, 
Energiekrise. Unbezahlte Praktika, befristete Verträge und das Hangeln von 
einer Elternzeitvertretung zur anderen sind die Folgen. Wie soll man es 
denn schaffen, entspannt zur Arbeit zukommen, wenn diese existenziellen 
Ängste immer im Hinterkopf sind? 

Gleichzeitig wird Millennials und Gen Z - also allen, die zwischen 1981 
und 2012 geboren wurden - ständig vorgeworfen, dass sie sich einfach nicht 
genug anstrengen. Dass sie einfach keinen Bock haben, richtig hart zu 
arbeiten. Dass das an den Arbeitsbedingungen liegen könnte, wird gerne 
ignoriert. Stattdessen ärgern sich CEOs pressewirksam darüber, dass »die 
jungen Leute« nur noch drei Tage pro Woche arbeiten wollen und am 
liebsten nicht am Wochenende. Und das, obwohl sie Mindestlohn 
bekommen würden! »It seems like nobody wants to work these days«, sagt 
selbst Kim Kardashian. [19] Kein besonders origineller Vorwurf, schließlich 
wird das den jüngeren Generationen vorgeworfen, seit es Generationen 
gibt. 

Der große Unterschied? Die Gen Z gibt offen zu, dass sie keine Lust auf 
Arbeit hat - zumindest nicht, wenn Arbeit so funktioniert wie aktuell. Auf 
TikTok findet man unendlich viele Memes rund ums Arbeiten. Klar gibt es 
da auch Hustle-Content und Business-Bros, die dir sagen, wie du die 
Karriereleiter nach oben kletterst. Aber der generelle Tenor ist ein anderer. 
»I have no dream job, I do not dream oflabor.« [20] - Ich habe keinen 


Traumjob, ich träume nicht von Arbeit, sagt @mrhamilton. »I don’t have 
goals. I don’t have ambition. I only want to be attractive.« [21] - Ich habe 
keine Ziele, ich habe keinen Ehrgeiz, ich will einfach nur schön sein, sagt 
@ayanna.ife und bekommt dafür mehr als eine Million Likes. »Ich fühle das 
mit meinem ganzen Herzen«, kommentiert jemand darunter. 
@miainmoments beschreibt mein ideales Leben: »I don’t want to be a 
girlboss. I don’t want to hustle. I simply want to live my life slowly and lay 
down in a bed of moss with my lover and enjoy the rest of my existence 
reading books, creating art, and loving myself and the people in my 

life.« [22] - Ich will kein Girlboss sein, ich will mich nicht kaputtarbeiten. 
Ich will mein Leben langsam leben und mit meinem Lover in einem Bett aus 
Moos liegen und den Rest meiner Existenz genießen, Bücher lesen, Kunst 
schaffen und mich und die Menschen in meinem Leben lieben. 


Selbst wer einfach nur seinen Job machen und dann nach Hause gehen will, 
wird in den Faulheitstopf gesteckt. Das zeigt der Begriff Quiet Quitting: Wer 
»still kündigt«, so die Erklärung, weigere sich, im Job die Extrameile zu 
gehen. Dienst nach Vorschrift nannte man das früher: Es wird gemacht, was 
gemacht werden muss und wofür man bezahlt wird, aber eben nicht mehr. 
Auch dieser Begriff wurde auf TikTok groß. »Du erledigst deine Aufgaben, 
aber du unterwirfst dich nicht länger der Mentalität der Hustle-Kultur«, 
sagt Zaid Khan aka @zaidleppelin in seinem viralen Video. [23] »Dein Wert 
als Person wird nicht über deine Produktivität definiert.« 

Doch das sehen Unternehmen oft anders: Führungskräfte werden 
panisch, dass sie jetzt noch ein vermeintliches Problem mehr an der Backe 
haben - und ihre Mitarbeitenden nicht mehr unendlich viel Produktivität 
aus sich herauspressen wollen. Dabei zeigt Quiet Quitting zwei Dinge: 
Erstens die Absurdität, dass normale Arbeit mit Kündigung gleichgesetzt 
wird. Wer seinen Job erledigt, kündigt nicht - auch nicht still. Zweitens geht 
es hier nicht ums Nichtstun, sondern darum, dass Mitarbeitende Grenzen 


ziehen und sich vor Überarbeitung schützen. Sollte das nicht vielmehr der 
Fokus von Führungskräften sein? 

Denn all die TikTok-Trends - von Quiet Quitting bis hin zum Wunsch, gar 
nicht mehr arbeiten zu müssen - haben erst mal nichts mit Faulheit zu tun, 
von der wir ja eh schon gesehen haben, dass sie eine große Lüge ist. 
Vielmehr geht es um die Frage, wofür wir eigentlich arbeiten. Früher war das 
Versprechen von Arbeit klar: Wer hart arbeitet, wird es mal besser haben. 
Wenn ihr auf den Markt vertraut, gibt es Wohlstand für alle. Mein Haus, 
mein Auto und so. Dieses Versprechen funktioniert nicht mehr. Junge 
Menschen arbeiten und arbeiten, aber können es sich trotzdem nicht 
leisten, eine Immobilie zu kaufen, weil alles viel zu teuer geworden ist. Wir 
wissen nicht, ob wir irgendwann eine Rente bekommen, von der wir leben 
können. Und wenn wir die Klimakrise nicht in den Griff bekommen - und 
zwar schnell -, haben wir keine Lebensgrundlage mehr. Der Grund, um 
immer mehr und immer härter zu arbeiten, existiert nicht mehr. 

Dazu kommt, dass vielen jungen Menschen nur noch unsichere 
Arbeitsverhältnisse angeboten werden. Da sind zum einen Praktika, die 
mittlerweile in fast allen Branchen erwartet werden. Oft sind sie unbezahlt, 
oder es gibt gerade mal eine Aufwandsentschädigung, mit der man die 
Miete nicht zahlen kann. Bis auf wenige Ausnahmen sind Praktika 
außerdem nicht vom Mindestlohn gedeckt. [24] Zum anderen sind da die 
befristeten Arbeitsverträge: 2016 waren mehr als 60 Prozent aller befristet 
Beschäftigten in Deutschland unter 35 Jahren alt. Die Befristung schlägt also 
genau in dem Alter zu, in dem man eigentlich das eigene Leben aufbauen 
und vielleicht sogar eine Familie gründen will. [25] In meiner Recherche bin 
ich über den Begriff Hope Labor gestolpert, der diese Art der Beschäftigung 
perfekt beschreibt. Hoffnungsarbeit ist »un- oder unterbezahlte Arbeit, die 
in der Gegenwart ausgeführt wird, oft für Erfahrung oder Reichweite, in der 
Hoffnung, dass künftige Chancen auf Beschäftigung folgen werden«, 
schreiben Kathleen Kuehn und Thomas F. Corrigan. [26] Hoffnungsarbeit 


wird dabei als Investition gesehen, die sich in der Zukunft für Einzelne 
auszahlen kann, weil diese Personen genug Zeit und Energie hineingesteckt 
haben. Im Prinzip keine ganz neue Idee - doch in den flexibilisierten und 
dynamischen Arbeitsmärkten, die wir heute haben, wirkt sich diese Art der 
Hoffnungsarbeit negativ auf die Jobperspektiven aller aus und verzerrt den 
Markt. Was wiederum besonders die Jüngeren im Arbeitsmarkt trifft. 

Während Arbeit immer unsicherer wurde, wird sie gleichzeitig zum 
Mittelpunkt des Lebens hochstilisiert: Aufjeder Party wird zuerst gefragt, 
was man denn so mache - beruflich natürlich. Aber ist es wirklich sinnvoll, 
sich so stark über den eigenen Job zu definieren, wenn all die Versprechen 
von Arbeit, Aufstieg und Wohlstand bereits gebrochen wurden? 


Fast die Hälfte der Millennials und Gen Z lebt von Gehalt zu Gehalt. Sie 
sorgen sich um ihre Finanzen, um den Klimawandel, um ihre Zukunft. [27] 
Und das Einzige, was sie als Reaktion darauf zu hören bekommen, ist, dass 
sie faul sind? Kein Wunder also, dass viele da nicht mehr mitmachen 
wollen - und lieber ihre Jobs schmeißen, als sich kaputtzuarbeiten. 


Die große Kündigungswelle 


Ich habe meinen Job im April 2021 gekündigt. Ich war ausgebrannt, und 
mein Körper sagte mir ziemlich deutlich, dass ich eine Pause machen 
musste. Mein Mann und meine Therapeutin auch. Die Entscheidung fiel mir 
trotzdem schwer: Ich mochte mein Team und meine Chefin, mein Job war 
eigentlich super, ich lernte viel, hatte viel Verantwortung. 

Was ich nicht sehen wollte: Dass ich seit Beginn der Pandemie oft 
durcharbeitete statt Mittagspause zu machen - bis mein Magenknurren so 
laut wurde, dass ich mir ein paar Gummibarchen in den Mund schob. Dass 
ich lieber vor dem Laptop sitzen blieb, statt mich abends mit Freund*innen 
zu treffen. Dass meine Arbeitstage nicht kürzer wurden, sondern länger. 
Mein Rücken tat weh, mein Nacken auch. Für Sport oder Hobbys hatte ich 
keine Energie, für Ehrenämter erst recht nicht. Netflix ging noch, für alles 
andere war ich zu kaputt. Arbeit und Freizeit mischten sich ineinander, in 
eine graue Masse, die alle Tage gleich wirken ließ. 

Trotzdem fühlte ich mich schuldig: Ich saß doch nur im Homeoffice und 
hatte keinen wirklich anstrengenden Job. Ich betreute keine Kinder, pflegte 
keine Angehörigen. Ich musste mir keine Sorgen machen, ob nächsten 
Monat genug Geld auf dem Konto sein würde. Durfte ich wirklich müde 
sein? Andere hatten es doch viel schwerer als ich. Ich war in die Falle des 
Knowledge Worker Guilt getappt. Das ist das Schuldgefühl, das Menschen mit 
Bürojobs verspüren. Denn ja, meine Erschöpfung kam aus einer 
privilegierten Situation. Aber das machte sie nicht weniger real. 

Als ich meiner Chefin im April 2021 in einem Videocall sagte, dass ich 
gehen würde, haben wir beide geweint. Als ich ein paar Tage später meinem 


Team von meiner Entscheidung erzählte, flossen wieder Tränen. Ich war 
traurig, aber ich war auch erleichtert. Die Entscheidung zu treffen hatte so 
lange gedauert. Ich hatte sie monatelang in meinem Kopf hin- und 
hergeschoben. Aber als sie endlich getroffen war, fühlte es sich plötzlich an, 
als hätte sich eine große Last von mir gehoben. Ich atmete freier. In meinem 
Kopf war Platz für andere Gedanken außer Arbeit, Arbeit, Arbeit. Ich 
begann wieder, Dinge zu planen und kreativer zu denken (und sogar, über 
ein Buch nachzudenken). 


Und es ist lustig zu beobachten: Wenn man seinen Job kündigt, sprechen 
Menschen auf einmal ganz anders über ihre eigene Arbeit. Wenn sie dann 
noch hören, dass du gegangen bist, weil du einfach zu fertig warst, kommen 
all ihre Geschichten übers Ausgebranntsein zutage. Davor dachte ich, alle 
hätten ihr Leben voll im Griff, und ich sei die Ausnahme. 

Aber meine Kündigung und ich waren nicht die Ausnahme. Viele 
Menschen, für die Arbeit nicht mehr funktioniert, kündigen. Es sind so 
viele, dass dieses Phänomen in den USA einen eigenen Namen bekommen 
hat: The Great Resignation, das große Kündigen. Geprägt wurde der Begriff 
von Anthony Klotz. »The Great Resignation is coming«, sagte der 
Managementprofessor Klotz im Mai 2021 in einem Interview mit Bloomberg. 

[28] Im April 2021 hatten knapp vier Millionen Menschen in den USA ihre 
Jobs gekündigt. [29] So hoch war die Zahl seit 20 Jahren nicht gewesen. 
Auch die nächsten Monate über blieben die Kündigungsraten hoch: 
Insgesamt haben mehr als 47 Millionen Menschen in den USA im Jahr 2021 
freiwillig ihre Jobs verlassen. [30] Auch danach ging die Kündigungswelle 
weiter, sie schwappte aus den USA auf andere Länder wie Australien [31] 
und Großbritannien [32] über. 

Aber was bringt all diese Menschen dazu, ihre Jobs zu kündigen? Klotz 
nennt vier Gründe für diese Bewegung: [33] Erstens sind Arbeitskräfte 
ausgebrannt. Zweitens konfrontierte die Pandemie viele Menschen mit ihrer 


eigenen Sterblichkeit. Sie machten sich Gedanken darüber, wie bedeutsam 
ihr Leben ist, und merkten, wie (un-)zufrieden sie sind. Drittens haben 
Millionen die Freiheit von Homeoffice und Remote Work erlebt und wollen 
nicht mehr zurück. Viertens war das erste Jahr der Pandemie eine unsichere 
Zeit - und in unsicheren Zeiten bleiben Menschen (erst mal) in ihren Jobs. 
2021 haben dann all die Menschen gekündigt, die das monatelang 
aufgeschoben hatten. 

Das zeigt auch eine Analyse, die von Journalist”innen der Harvard Business 
Review durchgeführt wurde: Das Große Kündigen hat nicht erst mit der 
Pandemie begonnen. Den Trend gibt es schon seit zehn Jahren. Von 2009 bis 
2019 ist die durchschnittliche monatliche Kündigungsrate in den USA pro 
Jahr um 0,1 Prozentpunkte angestiegen. 2020 gab es coronabedingt eine 
Pause, aber 2021 wurde der vorherige Trend weitergeführt - mit 
Rekordzahlen. [34] Klotz glaubt, dass der Trend noch zwei bis drei Jahre 
lang anhalten könnte. Die Arbeitswelt verändert sich gerade so massiv — und 
Menschen möchten ausprobieren, welche neuen Arbeitsweisen zu ihnen 
passen. [35] Vor allem jüngere Beschäftigte können sich vorstellen zu 
kündigen: Ungefähr ein Viertel der 18- bis 41-Jährigen hält es für extrem 
oder ziemlich wahrscheinlich, im nächsten Jahr den Job zu wechseln. [36] 
Sogar Beyonce rät in ihrem Song »Break my Soul« dazu, endlich den 
anstrengenden und nervigen Job hinzuschmeißen. [37] 

Wer kündigt, geht nicht immer leise. Einige Beschäftigte gehen mit ihren 
Kündigungen sogar viral. Beth McGrath aus dem US-Bundesstaat Louisiana 
zum Beispiel. Bei Facebook lädt sie ein Video von sich hoch: zwei rot 
gefärbte Zöpfe, grauer Pulli, Maske, einen Telefonhörer zwischen Schulter 
und Ohr geklemmt. Das Lautsprechersystem des Supermarktes ertönt: 
»Attention Walmart shoppers and associates, my name is Beth from 
electronics.« — Achtung, Walmart-Kund*innen und Kolleg*innen, mein 
Name ist Beth aus der Elektronik-Abteilung. Sie sagt, dass sie fast fünf Jahre 
lang bei Walmart gearbeitet habe und alle dort überarbeitet und 


unterbezahlt seien. Dass sie vom Management und der Kundschaft jeden 
Tag schlecht behandelt würden. Das Video endet mit diesen Worten: »Fuck 
management and fuck this job. I quit.« Es hat alleine auf Facebook mehr als 
eine halbe Million Aufrufe. [38] Unter dem Hashtag #iquit gibt es zahllose 
Videos auf TikTok, bei denen Kündigungen überreicht, ausgesprochen und 
letzte Arbeitstage gefeiert werden. Die Kündigung eines verhassten Jobs ist 
zum Meme geworden. Die Menschen wollen sich schlechte 
Arbeitsbedingungen nicht mehr gefallen lassen - vor allem, weilin den USA 
wie auch in Deutschland gerade sehr viele Stellen unbesetzt sind. Es gibt 
also Alternativen. Knapp zwei Drittel der Menschen, die 2021 in den USA 
gekündigt haben, nennen schlechte Bezahlung als einen der Gründe. Vielen 
Menschen fehlten in ihrem alten Job die Weiterentwicklungsmöglichkeiten, 
die Wertschätzung, die Kinderbetreuung oder die Flexibilität bei der 
Arbeitszeit. Für eine Mehrheit der Menschen, die jetzt einen neuen Job 
haben, haben sich Gehalt, Weiterentwicklungsmöglichkeiten und Work- 
Life-Balance verbessert. [39] 


In Deutschland lässt die Great Resignation noch auf sich warten. Aber das 
kann sich schnell ändern. Denn die Deutschen sind beruflich so 
wechselwillig wie seit Langem nicht: 14 Prozent sind aktiv auf der Suche 
nach einem neuen Job. Damit liegt dieser Wert in Deutschland sogar über 
dem aus den USA - zum ersten Mal, seit die Studie vom 
Marktforschungsinstitut Gallup erhoben wird. »Das haben wir soin den 
letzten zwanzig Jahren noch nie gesehen«, sagt Pa Sinyan. Er ist bei Gallup 
für das Geschäft in Europa, dem Nahen Osten und Afrika zuständig. 
Momentan sei das mit dem Wechselwillen aber erst mal nur als eine 
Absichtserklärung zu sehen. »In den nächsten sechs bis 18 Monaten wird 
sich diese Absichtserklärung in einer echten Kündigungswelle zeigen«, sagt 
Sinyan. Die Bereitschaft der Arbeitnehmer*innen, ihren Job zu wechseln, 
nimmt nämlich deutlich zu. 18 Prozent wollen in drei Jahren sicher 


woanders arbeiten. Weniger als die Hälfte plant, in drei Jahren sicher noch 
im aktuellen Unternehmen zu sein. 2018 sagten das noch knapp zwei Drittel. 
Besonders wechselwillig ist, wer sowieso nur wenig Bindung zur eigenen 
Firma spürt. 

Bei der Überlegung zu kündigen sind in Deutschland allerdings zwei 
andere Faktoren viel wichtiger als das Gehalt: Die Vorgesetzten und der 
Stress. »Das Thema Führung ist und bleibt der wichtigste Hebel dafür, ob 
jemand entscheidet, zu gehen oder zu bleiben«, sagt Sinyan. »Show me your 
boss, lIl show you your life.« Zeige mir deine Vorgesetzten, und ich sage dir, 
wie dein Leben ist. Wenn die Chef*innen gut seien, dann funktioniere auch 
alles andere. 

Aber auch in der Gallup-Studie zeigt sich der zunehmende Stress: Das 
Gefühl des inneren Ausgebranntseins hat in den vergangenen Jahren 
deutlich zugenommen. 2021 sagten 38 Prozent der Befragten, dass sie in den 
letzten 30 Tagen das Gefühl hatten, wegen Arbeitsstresses innerlich 
ausgebrannt zu sein. Gleichzeitig hatten die Menschen während der 
Corona-Pandemie Zeit, um zu reflektieren: Kann und muss ich wirklich so 
weitermachen wie bisher? Sinyan nennt das The Great Contemplation, also das 
Große Nachdenken. Dieses Nachdenken betrifft auch den Wert von Arbeit 
generell: In der Studie wird abgefragt, ob Leute weiterarbeiten würden, 
wenn sie das nach einem großen Erbe nicht mehr müssten. In den 
vergangenen 20 Jahren haben immer um die 70 Prozent gesagt: Klar, ich 
arbeite weiter, auch wenn ich super reich bin. 2016 waren es sogar 77 
Prozent. Und 2021? Wollen nach dem vermeintlichen großen Erbe nur noch 
61 Prozent weiterarbeiten. Die Bedeutung von Arbeit im Leben der 
Menschen: Sie sinkt. 


Händeringend Stellen zu besetzen 


Wir haben also eine Situation, in der die Menschen müde und ausgebrannt 
sind und viele am liebsten gar nicht mehr arbeiten wollen. All das hängt 
ganz zentral mit einer anderen Entwicklung zusammen, die unsere 
Arbeitswelt in den kommenden Jahren prägen wird: Die Tatsache, dass wir 
bald nicht mehr genug Menschen haben werden, um all die Arbeit zu 
erledigen - zumindest wenn wir so weiterarbeiten wie bisher. So gut wie 
alle Arbeitgeber*innen suchen handeringend nach Leuten. Wir haben 
Fachkräftemangel, und zwar so richtig. 2019 waren 45,3 Millionen Menschen 
in Deutschland beschäftigt. [40] Das sind 95 Prozent des 
Erwerbspersonenpotenzials. Oder einfacher ausgedrückt: Fast alle, die 
können, arbeiten auch. Es wird für Arbeitgeber“innen damit gleichzeitig 
immer schwieriger, (die richtigen) Arbeitskräfte zu finden. 

Es fehlt so ziemlich an allen: [41] Pflegekräfte, Arzt*innen, 
Physiotherapeut”innen, Mitarbeitende im Rettungsdienst und in der 
Zahntechnik, Hebammen, Erzieher*innen und Lehrkräfte - also all 
diejenigen, die sich um unsere Kinder, Kranken und Alten kümmern, und 
auf die wir in den kommenden Jahren und Jahrzehnten noch stärker 
angewiesen sein werden. Es fehlen diejenigen, die unser Leben am Laufen 
halten: Berufskraftfahrer”innen, Fachkräfte in der Lebensmittelherstellung, 
der Landwirtschaft, der Backwarenherstellung, der Gastronomie. Und es 
fehlen diejenigen, die uns dabei helfen, die Energiewende voranzutreiben: 
Beschäftigte in der Baubranche, im Tiefbau, in Sanitär- und 
Heizungstechnik, im Fassaden- und Gleisbau; in typischen 


Handwerksberufen, in der Klempnerei, der Glaserei, der Zimmerei, der 
Dachdeckerei oder im Maurerhandwerk; und in der Energietechnik. 

In vielen Ausbildungsberufen herrscht schon seit Jahren verstärkter 
Bedarf, aber es kommt kein Nachwuchs. 2021 konnten 42 Prozent der 
Ausbildungsbetriebe nicht all ihre Ausbildungsplätze besetzen. Mehr als ein 
Drittel der Betriebe mit offenen Ausbildungsplätzen hat keine einzige 
Bewerbung erhalten. [42] Die Corona-Krise hat die Situation in bestimmten 
Branchen noch komplizierter gemacht: Stellen wurden abgebaut, es wurde 
extrem gespart. Und jetzt wundern sich die Unternehmen, dass viele 
Beschäftigte anderswo untergekommen sind - und bei ihnen fehlen. Das 
hat sich in den vergangenen Monaten in zwei Bereichen ganz besonders 
deutlich gezeigt: in der Gastronomie und in den Flughäfen. 

Wer heute durch Innenstädte läuft, sieht bei vielen Cafes, Restaurants 
und Bars Zettel im Fenster. Auf denen werden entweder Stellen in Küche 
und Service ausgeschrieben oder verkürzte Öffnungszeiten verkündet. 
Dieser akute Personalmangel ist eine direkte Konsequenz aus den 
Schließungen während Corona. Anfangs war alles dicht, Essen gab es 
höchstens zum Mitnehmen. Dann öffnete die Gastro langsam wieder, unter 
wechselnden Auflagen: Reservierungspflicht, Kontaktnachverfolgung, Apps, 
Abstandsregeln, Flächenbegrenzungen, Sperrstunde, 3G, 3G Plus, 2G, 2G 
Plus. So richtig blickte niemand mehr durch. Unsicherheit herrschte aber 
nicht nur bei den Gast*innen, sondern auch beim Personal. Nur dass es bei 
ihnen die Unsicherheit war, ob ihr Laden überleben würde. 2021 hat das 
Gaststättengewerbe nämlich noch höhere Umsatzverluste gemacht als 
2020. [43] 

Kein Wunder also, dass bis September 2021 rund 100000 Beschäftigte die 
Branche verlassen haben: [44] Studierende wohnten wieder bei ihren Eltern 
und nicht am Uni-Ort. Wer nur einen Minijob hatte, bekam kein 
Kurzarbeitergeld. Gleichzeitig reichte Kurzarbeitergeld, also 60 Prozent des 
Grundlohns, ohne Zuschläge oder Trinkgeld, vielen kaum zum Leben. 


Generell sind die Löhne in der Gastronomie oft niedrig: Das Gastgewerbe ist 
die Branche mit dem höchsten Niedriglohnanteil. Mehr als zwei Drittel der 
Beschäftigten, die in Vollzeit arbeiten, verdienen Niedriglöhne - also 
weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens. [45] Gleichzeitig ist die 
Arbeit anstrengend - das war auch schon vor Corona so. Viel Stress, 
schlechte Arbeitszeiten, man arbeitet, wenn andere frei haben. In der Küche 
ist der Ton oft rau, Sexismus ist keine Seltenheit. Für Kellner*innen wurde 
die Arbeit durch die Corona-Auflagen noch anstrengender: Wer hat schon 
Lust, immer wieder über Masken und Impfzertifikate zu diskutieren? Dazu 
kam das erhöhte Ansteckungsrisiko. Viele Beschäftigte wechselten deshalb 
in Branchen, die sicherer schienen: in Verkaufsberufe, in die Logistik, in den 
Bereich Unternehmensführung und -organisation, also zum Beispiel in 
Sekretariate. [46] 

Dass es an Flughäfen Personalmangel gibt, wissen alle, die im Sommer 
2022 mit dem Flieger unterwegs waren oder die Tagesschau geschaut haben. 
In ganz Europa herrschte Chaos. Ohne ausreichend Personal entstehen 
lange Schlangen beim Einchecken und bei der Sicherheitskontrolle, Gepäck 
wird nicht rechtzeitig eingeladen und Flugzeuge warten auf dem Rollfeld 
auf einen Platz am Gate. Es gibt Verspätungen und Flugausfälle. Dazu 
kommen Streiks und Ausfälle wegen Corona-Infektionen, die den 
Personalmangel noch verschärfen - vor allem, weil in vielen Ländern die 
Maskenpflicht an Bord gefallen ist. Allein in Deutschland fehlten laut einer 
Studie des Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW) 7200 Beschäftigte an 
Flughäfen. [47] Auch hier lässt sich die Entwicklung mit der Corona- 
Pandemie erklären: Zu ihrem Beginn brach der Flugverkehr massiv ein. 
Fluglinien wie Lufthansa wurden von der Regierung gerettet, aber viele 
Mitarbeiter*innen verloren trotzdem ihre Jobs. Andere waren über 
Drittfirmen beschäftigt und bekamen keine Aufträge mehr. Schon vor 
Corona waren die Arbeitsbedingungen in der Flugbranche schwierig: 
Schichtarbeit, körperliche Anstrengung, niedrige Stundenlöhne, wenig 


Vereinbarkeit mit Familie und Privatleben. Wenn Personal fehlt, nimmt die 
Arbeitslast für die verbleibenden Beschäftigten zu. Wenn Flüge ausfallen 
und die Schlangen am Flughafen lang sind, sind die Passagier”innen 
gereizt — und lassen ihre schlechte Laune am Personal aus. Ein Teufelskreis, 
der dafür sorgte, dass sich die Lage an den Flughäfen immer weiter 
zuspitzte. 

Eigentlich brauchen sich Arbeitgeber*innen nicht zu wundern, wenn 
ihnen die Leute weglaufen. Viele gestalten die Rahmenbedingungen für 
Arbeit so, dass man es niemandem verdenken kann, da nicht mitmachen zu 
wollen. Delta kündigte als erste US-Fluglinie im April 2022 an, 
Flugbegleiter*innen künftig auch für die Zeit des Boardings zu bezahlen. 
Zuvor wurden Flugbegleiter*innen nämlich erst bezahlt, sobald die Türen 
des Flugzeugs geschlossen waren. [48] Am Frankfurter Flughafen haben 
sich die Arbeitsbedingungen verschlechtert, seit der Flughafen 2001 
teilprivatisiert wurde. Davor galt für Beschäftigte noch der Tarifvertrag des 
öffentlichen Dienstes. Dann wurden Bereiche wie Catering, 
Frachtabfertigung, Kanalreinigung oder Vorfeldkontrolle in 
Tochtergesellschaften ausgelagert, bei denen dieser Tarifvertrag nicht mehr 
gilt. Heute verdienen Mitarbeiter*innen auf dem Vorfeld, also diejenigen, 
die Flugzeuge be- und entladen und sich um die Gepäckabfertigung 
kümmern, rund 20 bis 30 Prozent unter dem Tarifvertrag des öffentlichen 
Dienstes. Dabei sind die Tätigkeiten gleich geblieben. [49] Da sollte es 
niemanden wundern, wenn es schwierig ist, diese Stellen zu besetzen. 
Fachkräftemangel entsteht eben auch, wenn Menschen so schlecht bezahlt 
werden, dass sie von ihrer Arbeit nicht leben können und deshalb die 
Branche wechseln. 

Eine kurzfristige Lösung für die deutschen Flughäfen sollte aus dem 
Ausland kommen. Die Bundesregierung plante, Personal aus der Türkei 
einzufliegen, um die Lücken zu füllen. Eine tolle Möglichkeit, um ihnen eine 
langfristige berufliche Perspektive zu bieten und die Einwanderung nach 


Deutschland zu ermöglichen, oder? Nein, es ging nur um befristete 
Arbeitsverträge von bis zu drei Monaten - genau zu der Zeit, in der diese 
Fachkräfte auch in der Türkei für die Hochsaison gebraucht wurden. 
Wirklich funktioniert hat der Plan nicht. Migration wurde hier als Pflaster 
gesehen, aber nicht als dauerhafte Möglichkeit, um den Fachkräftemangel 
zu bekämpfen. Dabei wäre eine echte Reform des Zuwanderungsgesetzes 
dringend nötig. 

Denn was wir aktuell in einigen Branchen sehen, wird sich noch 
zuspitzen: Die geburtenstarken Jahrgänge der Babyboomer kommen 
langsam ins Rentenalter. Bis zum Jahr 2035 könnten 7,5 Millionen Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt fehlen. Das Erwerbspersonenpotenzial - also die Zahl 
der Menschen, die theoretisch arbeiten können - könnte um 16 Prozent 
sinken. Dass der gestiegene Bedarf an Arbeitskräften in den vergangenen 
Jahren überhaupt gedeckt werden konnte, lag an drei Gruppen: Ältere, die 
länger arbeiten; Frauen, die verstärkt erwerbstätig sind; und Menschen, die 
aus dem Ausland zuziehen. Aber diese drei Gruppen können das Problem 
nicht unendlich lange lösen. Nicht alle älteren Menschen haben in der Rente 
noch Lust, Kraft und Gesundheit zum Weiterarbeiten. Damit mehr Frauen 
erwerbsarbeiten — und zwar nicht nur in Teilzeit -, bräuchte es bessere 
Kinderbetreuung und eine gerechtere Aufteilung von Sorgearbeit. Und auch 
Migration kann den Rückgang nicht stoppen: Von 1991 bis 2018 hat die 
Nettomigration die Gesamtbevölkerung im Schnitt nur um 0,4 Prozent pro 
Jahr erhöht. [50] Selbst ein reformiertes Zuwanderungsgesetz wird die 
Situation nicht ausgleichen, sondern höchstens den Sturz abfedern können. 


Der Fachkräftemangel ist ein weiterer Grund dafür, dass wir dringend 
darüber nachdenken müssen, wie Arbeit künftig aussehen soll. Denn so 
weitermachen wie bisher ist alleine aus personellen Gründen nicht drin - 
vor allem, wenn diejenigen, die künftig arbeiten sollen, jetzt schon völlig 
fertig sind und keine Lust mehr haben. 


In den kommenden Kapiteln möchte ich deshalb auf die Dinge schauen, 
die dazu führen, dass Arbeit für so viele Menschen nicht mehr funktioniert. 
Denn alles hängt miteinander zusammen: Wir sind müde, weil wir zu lange 
arbeiten. Wir arbeiten zu lange, weil wir keine klaren Regeln für die neue, 
oft mobile Arbeitswelt haben. Dass wir keine Regeln haben, führt dazu, dass 
wir die Probleme aus der alten Arbeitswelt kopieren - und so die Missstände 
noch verschärfen, wenn wir nicht aktiv dagegensteuern. Wir jonglieren 
Erwerbsarbeit mit Sorgearbeit, und am Ende fallen uns alle Bälle herunter. 
Und wenn wir nicht richtig aufpassen, haben wir am Ende eine Arbeitswelt, 
die noch ungerechter und schlechter für Klima und Menschen ist als bisher. 
Um all diese Themen wird es in den nächsten Kapiteln gehen - und um die 
Frage, wie wir es besser machen können. 
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Was wäre, wenn wir alle weniger arbeiten? 


Wir kennen also den Status quo: Wir sind erschöpft, haben keine Lust mehr 
zu arbeiten, kündigen zuhauf unsere Jobs, was den Fachkräftemangel noch 
anheizt. Was wir jetzt brauchen, sind Lösungen: Wie können wir die 
Arbeitswelt so verändern, dass sie besser funktioniert — und zwar nicht nur 
für einige wenige, sondern für alle? In diesem zweiten Teil wird es um solche 
Lösungen gehen. 

Ein wichtiger Faktor dabei ist Zeit. Wenn wir von Wohlstand reden, 
meinen wir damit in der Regel finanziellen Wohlstand: Wie viel Geld wir 
haben, wie viele Dinge wir besitzen. Aber was ist mit Zeitwohlstand? Einem 
Zustand, den der Soziologe Hartmut Rosa so beschreibt: »Wenn Menschen 
mehr Zeit haben, als für die Erledigung ihrer Pflichten erforderlich ist.« [51] 
Ähnlich wurde ursprünglich für den Acht-Stunden-Tag geworben: Acht 
Stunden für Arbeit, acht Stunden für Schlaf, acht Stunden für Freizeit. Aber 
dieses Versprechen hat sich schon längst aufgelöst. Die Arbeit hängt heute 
über all unserer Zeit - und die Zeit, die wir haben, versuchen wir mit 
möglichst viel vermeintlicher Produktivität zu füllen. Nach Wohlstand fühlt 
sich das nicht an. Aber was wäre, wenn wir das ändern würden? 


Das Problem mit der Arbeitszeit 


Um den Fachkräftemangel - und alles andere, was mit Arbeit nicht 
stimmt - zu lösen, wird gerne mal eine bestimmte Idee eingeworfen. 
Häufig von Männern um die 60, die auf hohen Positionen in Politik und 


Verbänden sitzen. Sie sind sich sicher: Wir müssen einfach alle mehr 
arbeiten. Mit »alle« meinen sie in der Regel allerdings nicht sich selbst, 
sondern diejenigen, die in Krankenhäusern, Cafes und Flughäfen fehlen. 
Die Details ihrer Lösungen für Mehrarbeit variieren. Mal ist von der 42- 
Stunden-Woche die Rede, mal von mehr Überstunden, mal von einem 
späteren Renteneintritt. Aber der generelle Tenor ist klar: Wenn »diese 
jungen Leute« alle mal ein bisschen mehr arbeiten würden, dann hätten wir 
diese Probleme mit dem Fachkräftemangel nicht. Wer das nie gut findet: 
Die Leute, die tatsächlich länger und mehr arbeiten sollen - obwohl sie jetzt 
schon nicht mehr können. 

Wie absurd diese Situation sein kann, zeigt ein Beispiel aus Baden- 
Württemberg. Dort gibt es zu wenig Lehrkräfte. Wie der Mangel 
ausgeglichen werden könnte? Ministerpräsident Winfried Kretschmann 
findet: Es arbeiten einfach viel zu viele Lehrerinnen in Teilzeit. Würden sie 
alle eine Stunde pro Woche mehr unterrichten, so Kretschmanns Lösung, 
würde das umgerechnet 1000 Stellen aufwiegen. [52] Die Diskussion ebbt 
kurz auf, verschwindet dann wieder. Ein paar Monate später, es sind 
Sommerferien in Baden-Württemberg. Und es gibt neue Schlagzeilen: 4000 
befristet angestellte Lehrkräfte müssen sich über die Sommerferien 
arbeitslos melden. Ja, dieselben Lehrer*innen, die so dringend benötigt 
werden. So will das Land laut Kultusministerium Geld sparen. 

Ich weiß, wir kennen das alte Klischee: Lehrer*innen haben morgens 
recht und mittags frei. Und in den Sommerferien sowieso. Aber das, was da 
in Baden-Württemberg passiert, ist einfach nur skurril. Neue Lehrkräfte, 
die erst ein Schuljahr lang angestellt waren, bekommen in den 
Sommerferien nur Arbeitslosengeld II - also Hartz IV oder mittlerweile 
Bürgergeld -, wenn sie in den letzten 30 Monaten nicht mindestens 12 
Monate lang sozialversicherungspflichtig beschäftigt waren. [53] Ich kann 
es niemandem verdenken, nach der Aktion keine Lust mehr auf diesen Beruf 
zu haben. Vor allem, wenn man bedenkt, dass Lehrkräfte sowieso schon 


überarbeitet und gestresst sind: In der Schulzeit arbeiten sie im Schnitt 
mehr als 46,5 Stunden pro Woche - oft auch am Wochenende oder nachts. 
[54] Das Deutsche Schulbarometer 2022 zeigt: 84 Prozent der Lehrkräfte 
sind stark oder sehr stark belastet. Knapp die Hälfte leidet unter mentaler, 
fast zwei Drittel unter körperlicher Erschöpfung. [55] Viele schaffen es nicht 
mehr, sich in ihrer Freizeit von der Arbeit zu erholen. Der Stress beginnt 
übrigens schon bei angehenden Lehrkräften: Ein Viertel von ihnen leidet 
bereits im Referendariat unter Burnout-Symptomen, fast ein Drittel der 
Berufseinsteiger”innen verlässt die Schule in den ersten fünf Jahren wieder. 
[56] Vielleicht könnte man ja hier ansetzen, wenn es darum geht, den 
Lehrkräftemangel auszugleichen. Denn wenn es so weitergeht wie bisher, 
werden 2035 rund 24000 Lehrkräfte fehlen - mindestens. [57] 

Immer nur mehr arbeiten ist Quatsch. Denn all diese Vorstöße - von der 
42-Stunden-Woche, den extra Überstunden und der Rente ab 70 - 
ignorieren eine Sache: Dass mehr Arbeiten nicht gesund ist und damit auch 
keine Lösung für den Fachkräftemangel. Denn wenn mehr Menschen krank 
und ausgebrannt ausfallen, ist das nicht nur teuer, sondern verschärft die 
Situation nur. Die viel bessere Lösung wäre das Gegenteil dieses Vorschlags: 
Wir sollten alle (viel) weniger arbeiten. Warum wir eigentlich immer noch 
standardmäßig die 40-Stunden-Woche haben, was es mit der Vier-Tage- 
Woche auf sich hat, wo kürzere Arbeitszeiten bereits funktionieren und wie 
weniger Arbeit das Klima beeinflussen könnte, darum geht es in diesem 
Kapitel. 


Wenn zu viel Arbeit krank macht 


Dass zu viel Arbeit krank macht, zeigen nicht nur die Zahlen über erschöpfte 
Lehrkräfte. Knapp zehn Prozent aller Menschen, die in Deutschland Vollzeit 
arbeiten, arbeiten mehr als 48 Stunden pro Woche. Auf fünf Tage verteilt 


sind das mehr als neuneinhalb Stunden pro Tag. Besonders lange arbeiten 
Selbstständige und Führungskräfte. [58] Und Menschen, die im Bereich 
Verkehr und Lagerei arbeiten, also zum Beispiel Lastwagen fahren oder 
Pakete ausliefern. [59] Knapp die Hälfte derjenigen, die mehr als 

48 Stunden pro Woche arbeiten, leidet unter körperlicher Erschöpfung. 
Mehr als ein Drittel ist emotional erschöpft. Schlafstörungen und 
Niedergeschlagenheit kommen bei ihnen häufiger vor als bei Menschen, die 
35 bis 40 Stunden pro Woche arbeiten. Auch verkürzte Ruhezeiten und 
reduzierte Pausen wirken sich negativ auf die Gesundheit aus. Das betrifft 
vor allem Menschen, die in Gastgewerbe, Gesundheitswesen sowie in 
Erziehungs- und Lehrberufen arbeiten. [60] 

Zu viel Arbeit kann nicht nur krank machen, sondern tödlich sein. Im 
Japanischen gibt es sogar ein Wort dafür: Karoshi - Tod durch 
Überarbeitung. Für einen Suizid infolge von Überlastung gibt es ebenfalls 
einen eigenen Begriff: Karöjisatsu. Laut einer Schätzung der 
Weltgesundheitsorganisation WHO und der Internationalen 
Arbeitsorganisation ILO sind 2016 knapp 1,9 Millionen Menschen weltweit 
durch arbeitsbedingte Krankheiten und Verletzungen gestorben - das 
entspricht ungefähr der Bevölkerung Hamburgs. Insgesamt listet die ILO 19 
Risikofaktoren auf, die zu arbeitsbedingten Todesfällen führen. Zu lange 
Arbeitszeiten sind der größte Risikofaktor und für etwa 750000 Todesfälle 
verantwortlich. Überlange Arbeit erhöht das Risiko für Schlaganfälle und 
koronare Herzerkrankungen, die zu Herzinfarkten führen können. [61] »Es 
ist schockierend zu sehen, dass so viele Menschen wortwortlich von ihren 
Jobs umgebracht werden«, sagt Tedros Adhanom Ghebreyesus, der 
Generaldirektor der WHO. Besonders viele Todesfälle wegen Überarbeitung 
gibt es in Südostasien und dem Westpazifik. Ihre Zahl steigt seit 2000 sogar 
an. In Europa ist die Zahl der Todesfälle im gleichen Zeitraum gefallen, aber 
auch hier sterben pro Jahr 2,6 von 100000 Einwohner”innen an 
Überarbeitung. 


Eines der krassesten Arbeitsmodelle, das auf strukturelle Überarbeitung 
ausgelegt ist, kommt aus China. Dort war in der Tech-Branche lange die 
996-Arbeitswoche Standard: Von neun Uhr morgens bis neun Uhr abends, 
sechs Tage pro Woche. Zu dieser 72-Stunden-Woche kommt für viele noch 
die Pendelzeit. Der größte Fan von 996 dürfte Jack Ma sein. Erhat den 
Alibaba-Konzern gegründet und ist einer der reichsten Menschen der Welt. 
Er nannte es »einen großen Segen, 996 arbeiten zu können«. Schließlich 
hätten viele Menschen diese Möglichkeit gar nicht. Schon klar, Jack. 
Mittlerweile hat das oberste chinesische Gericht 996 für illegal erklärt. [62] 
Praktiziert wird es teilweise immer noch, aber es wird zumindest darüber 
diskutiert, ob es wirklich gesund sei, sich so kaputtzuarbeiten. 

Vor allem jüngere Menschen stellen sich diese Frage. Als Resultat sind 
zwei Bewegungen entstanden, die gegen 996 und andere Formen der 
Überarbeitung protestieren: Die eine heißt tang ping, was übersetzt so viel 
heißt wie »Rumliegen«. Oft liest man auch den englischen Begriff: Lying Flat. 
Kündige deinen Job, mach mal Pause, lebe, statt zu arbeiten. Auch in China 
wird die arbeitende Bevölkerung älter. Wie stark diese Entwicklung die 
chinesische Wirtschaft verändern wird, zeigt der sogenannte Altenquotient. 
Er beschreibt das Verhältnis zwischen Menschen im Ruhestand und denen 
im erwerbsfähigen Alter. Im Jahr 2015 lag er in China bei 37,7: Auf 100 
Menschen im erwerbsfähigen Alter kommen 37,7 Menschen ab 65 Jahren. 
Bis 2055 wird der Altersquotient auf 76,5 ansteigen. [63] Für Deutschland 
wird bis 2060 mit einem Altersquotienten von 63 bis 67 gerechnet. [64] 
Chinas Bevölkerung wird also sehr schnell sehr alt werden. Damit steigt der 
Druck auf junge Beschäftigte. Gleichzeitig sind sie es oft, deren Jobs 
besonders unsicher sind. Im Mai 2022 ist die Arbeitslosenrate unter 16- bis 
24-jahrigen Stadtbewohner”innen in China auf über 18 Prozent angestiegen. 
Selbst große Technologiekonzerne wie Alibaba und Tencent verhängen 
Einstellungsstopps oder entlassen Leute. Immer mehr Menschen fragen 
sich, ob ihre Jobs wirklich sicher sind - und das Versprechen von Reichtum 


und Wohlstand wirklich wahr. Deshalb zeichnet sich neben tang ping ein 
neuer Trend ab: Bailan. Letitrot. [65] Lass es verrotten. Die Situation ist 
hoffnungslos, also kann man sich dieser Hoffnungslosigkeit auch einfach 
hingeben. »Tang ping bedeutet, aufzuhören sich anzustrengen und 
aufzusteigen. Auf Flughöhe zu bleiben«, beschreibt es Journalist Chang 

Che. [66] »Bailan ist zynischer. Es bedeutet, das Lenkrad loszulassen und 
dabei zuzuschauen, wie die Dinge auseinanderfallen.« Häuserpreise sind zu 
hoch? Vergiss das mit dem Kaufen und finde dich mit den steigenden 
Mieten ab. Keine Chance, beruflich voranzukommen? Nimm extra Urlaub, 
hänge rum und enttäusche Leute. 


Hier in Deutschland ist Bailan noch nicht angekommen, zumindest nicht als 
breiter Trend. Das liegt vermutlich auch daran, dass wir zwar viel arbeiten, 
aber von 996 doch weit entfernt sind. Die Vollzeit-Arbeitswoche in 
Deutschland ist im Schnitt 41 Stunden lang. Diese Zahl hat sich in den 
vergangenen 30 Jahren quasi nicht verändert — obwohl die Technologie 
heute viel weiter fortgeschritten ist. [67] 

Oft wird bei der Diskussion um die Arbeitszeit ungefähr jetzt der 
mahnende Zeigefinger erhoben: Aber wir haben doch früher viel mehr 
gearbeitet! Das stimmt - zumindest, wenn wir in die jüngere Vergangenheit 
schauen. Zu Beginn des Deutschen Kaiserreichs haben Beschäftigte noch 72- 
Stunden-Wochen geschoben. Seit 1918 ist der Acht-Stunden-Tag gesetzlich 
vorgeschrieben. Damit kam zunächst die 48-Stunden-Woche. Für die Fünf- 
Tage-Woche hat der Deutsche Gewerkschaftsbund ab 1956 gekämpft. 1965 
wurde in Deutschland in der Druckindustrie offiziell die 40-Stunden-Woche 
eingeführt, die Metallindustrie folgte zwei Jahre später, dann alle anderen. 

Wenn wir über dieses »Früher« reden, wo so viel gearbeitet wurde, 
schauen wir allerdings auf die Zeit in der menschlichen Historie, in der so 
viel wie nie zuvor gearbeitet wurde: auf die Industrialisierung. Wir 
vergleichen uns, wie der Anthropologe James Suzman zeigt, mit dem 


absoluten Maximum. Denn wenn wir weiter zurückschauen, als Menschen 
noch als Jäger*innen und Sammler*innen unterwegs waren, wurde viel 
weniger gearbeitet: Geschätzt 17 Stunden pro Woche, um Essen zu 
besorgen, plus 20 Stunden pro Woche für andere Tätigkeiten, wie Essen 
zubereiten, Feuerholz sammeln, Lager aufbauen oder Werkzeuge herstellen. 
Auf heutige Begriffe umgemünzt könnte man sagen: Die 40-Stunden- 
Woche beinhaltete früher Erwerbsarbeit und Sorgearbeit. [68] 

Und bei uns? Kommt auf die 40-Stunden-Woche Vollzeit noch die ganze 
Sorgearbeit drauf, das Kochen und Putzen und Um-die-Kinder-Kümmern. 
Diese Form von unbezahlter Arbeit, um die es später noch ausführlicher 
gehen wird, nimmt noch viel mehr Zeit ein als Erwerbsarbeit: Heute leisten 
wir in Deutschland pro Jahr inklusive Wegezeiten 66 Milliarden Stunden 
Erwerbsarbeit und 89 Milliarden Stunden unbezahlte Arbeit. [69] Die 40- 
Stunden-Woche wurde außerdem zu einem Zeitpunkt eingeführt, zu dem 
in der Regel die Männer zur Arbeit gegangen sind und Geld verdient haben, 
während die Frauen ihnen zu Hause den Rücken freihielten. Heute sind viel 
mehr Frauen auf dem Arbeitsmarkt als früher: Frauen machen 46,6 Prozent 
der Erwerbstätigen in Deutschland aus, 75 Prozent der Mütter sind 
erwerbstätig — wenn auch größtenteils in Teilzeit. [70] Das bedeutet: Es hat 
oft niemand mehr den ganzen Tag Zeit, sich um Kinderbetreuung, 
Haushalt, Kochen, Einkaufen und all die andere Sorgearbeit zu kümmern. 

Wenn also mehr Leute arbeiten und die Technologie besser geworden ist, 
warum arbeiten wir dann nicht weniger? Warum stecken wir immer noch in 
dieser 40-Stunden-Woche fest? Und wie können wir das ändern? 


Löst die Vier-Tage-Woche all unsere Probleme? 


Das ist eine Frage, die sich Menschen in immer mehr Ländern stellen. Die 
Vier-Tage-Woche, das wäre doch was! Großflächig angestoßen wurde diese 


Diskussion von der Fondsgesellschaft Perpetual Guardian in Neuseeland, 
die sechs Wochen lang getestet hat, wie das mit der Vier-Tage-Woche 
eigentlich funktionieren würde. Die Beschäftigten arbeiteten nur noch vier 
Tage pro Woche, bei gleicher Bezahlung. 32 Stunden pro Woche statt 40. 
Das Ergebnis: Die Angestellten waren produktiver und weniger gestresst. 
Der Umsatz blieb stabil, die Kosten wurden reduziert, weil weniger Energie 
verbraucht wurde. Win-win-Win. Der Test war so erfolgreich, dass die 
Arbeitszeit permanent reduziert wurde. 

Andrew Barnes, Gründer von Perpetual Guardian, verschrieb sich dem 
Ziel, noch mehr Menschen von der Vier-Tage-Woche zu überzeugen. Er 
gründete die Organisation 4 Day Week Global mit, die jetzt weltweit Tests 
zur Vier-Tage-Woche organisiert. Zum Beispiel in Großbritannien: Von Juni 
bis November 2022, mit mehr als 3000 Beschäftigten aus über 70 
Unternehmen und 30 Branchen. Dieses bislang weltgrößte Experiment zur 
Vier-Tage-Woche wird von Wissenschaftler*innen begleitet, um belastbare 
Ergebnisse zu erhalten. Die ersten Reaktionen sind positiv: Lisa Gilbert, 
Mutter eines Sohnes und pflegende Angehörige ihrer Eltern, nennt den 
zusätzlichen freien Tag »phanomenal«: Endlich könne sie ihr Wochenende 
genießen. Sie könne freitags alle anstehenden Aufgaben erledigen und habe 
dann mehr Zeit für ihre Familie. [71] Auch in anderen Ländern wird mit 
Arbeitszeit experimentiert: Spanien, Kanada und Südafrika testen ebenfalls, 
ob die Vier-Tage-Woche für sie funktionieren kann. In Litauen dürfen 
Eltern von Kindern unter drei Jahren ihre Arbeitszeit bei voller Bezahlung 
von 40 auf 32 Stunden reduzieren. In den Vereinigten Arabischen Emiraten 
wird nur noch viereinhalb Tage pro Woche gearbeitet. In Japan empfiehlt 
die Regierung, dass Unternehmen ihren Angestellten erlauben sollten, nur 
noch vier Tage pro Woche zu arbeiten. Firmen wie Microsoft und Yahoo tun 
das bereits. In Belgien wurde Anfang 2021 die Möglichkeit für eine Vier- 
Tage-Woche eingeführt - allerdings ohne Reduktion der Stunden. Aus dem 
Acht-Stunden-Tag wird so ein Zehn-Stunden-Tag. Über das belgische 


Modell will ich hier deshalb gar nicht sprechen, sondern über echte 
verkürzte Arbeitszeiten ohne Gehaltsverlust. 

Als leuchtendes Beispiel dafür wird immer wieder Island genannt: Island 
hat mehrere Jahre lang mit 2500 Menschen in über 100 Arbeitsstätten 
getestet, wie sich eine reduzierte Arbeitszeit auf Menschen und Wirtschaft 
auswirkt. Ich telefoniere mit Guðmundur D. Haraldsson. Er ist 
Vorstandsmitglied bei Alda, der Association for Sustainable Democracy, die 
gemeinsam mit dem Thinktank Autonomy die Ergebnisse des Tests 
veröffentlicht hat. [72] Haraldsson beschäftigt sich seit der Finanzkrise mit 
Arbeitszeiten. Damals wurde in Island diskutiert, ob nicht alle mehr 
arbeiten oder später in Rente gehen sollten. Also ungefähr so, wie gerade 
auch in Deutschland. Haraldsson fand diese Diskussionen seltsam: »Warum 
sollten wir mehr arbeiten, wenn wir mehr und bessere Technologie haben? 
Das macht doch keinen Sinn.« 

Dass kürzere Arbeitszeiten viele positive Effekte haben, war auch das 
Ergebnis des Tests in Island - der eigentlich aus zwei Tests bestand. 2015 
startete die Stadtverwaltung in der Hauptstadt Reykjavik ihren Test: In 
einem Servicezentrum und in einem Jugendamt wurde die Arbeitszeit bei 
einem Teil der Belegschaft von 40 Stunden auf 35 oder 36 Stunden gekürzt. 
Das Gehalt blieb gleich. In den nächsten fünf Jahren wurden mehr und mehr 
Beschäftigte in den Test mit einbezogen, zum Beispiel Mitarbeiter“innen in 
Kindergärten oder Heimen für Menschen mit Behinderung. Das zeigte, dass 
verkürzte Arbeitszeiten nicht nur in Büros und Verwaltungen funktionieren, 
sondern auch in anderen Bereichen. Parallel - ab 2017 - startete ein zweiter 
Test bei der isländischen Regierung. Am Ende waren ungefähr 1,3 Prozent 
der isländischen Beschäftigten an den Tests beteiligt. 

Die Ergebnisse waren eindeutig: Die Menschen waren weniger gestresst, 
hatten mehr Energie und konnten mehr Zeit mit Familie, Freund*innen, 
Sport und Hobbys verbringen. Auch zu Hause war es weniger stressig, es 
blieb mehr Zeit für den Haushalt, und Männer in heterosexuellen 


Beziehungen übernahmen mehr Sorgearbeit. Gleichzeitig blieben die 
Produktivität sowie das Serviceangebot in der Arbeit gleich hoch oder 
nahmen sogar zu. Wie genau das ausgestaltet wurde, unterschied sich je 
nach Arbeitsplatz: In Kitas beispielsweise gingen Angestellte nach einem 
rotierenden System früher in den Feierabend. Dies war möglich, weil die 
Kinder nach und nach abgeholt wurden, später am Tag also weniger 
Betreuungskräfte vor Ort gebraucht wurden. In einigen anderen Fällen 
mussten zusätzliche Fachkräfte eingestellt werden, etwa um Schichten im 
Gesundheitswesen weiterhin füllen zu können. Hierfür fielen zwar Kosten 
an, diese waren aber mit umgerechnet knapp 30 Millionen Euro pro Jahr 
überschaubar. [73] 

Der Test in Island war so erfolgreich, dass mittlerweile fast alle Menschen 
dort kürzere Arbeitszeiten haben oder diese ihnen vertraglich zustehen. 
Dass die Arbeitszeit langfristig reduziert wurde, und dass die Tests 
überhaupt stattgefunden haben, haben die Islander*innen ihren starken 
Gewerkschaften zu verdanken. Fast alle Beschäftigten in Island - zwischen 
85 und 90 Prozent - sind Mitglied einer Gewerkschaft. »Gewerkschaften 
sind hier politische Akteure«, erklärt mir Haraldsson. Sie haben in den 
1970er-Jahren die 40-Stunden-Woche durchgesetzt und die gesetzlich 
verankerte Elternzeit eingefordert. Sie verhandeln über Gehalt und 
Arbeitsbedingungen, und sie unterstützen ihre Mitglieder, wenn diese 
krank werden, ausgebrannt sind oder finanzielle Probleme haben. Einige 
Gewerkschaften stellen sogar günstige Ferienhäuser für ihre Mitglieder: 
»Ferienhäuser werden als Teil der Lebensqualität gesehen«, sagt 
Haraldsson. Es sei wichtig, dass man einen ordentlichen Urlaub machen 
könne, für einen vernünftigen Betrag. Der Mitgliedsbeitrag wird direkt vom 
Gehalt eingezogen, ungefähr wie die Kirchensteuer. Auch wenn jetzt die 
meisten Menschen in Island 35 oder 36 Stunden pro Woche arbeiten, ist das 
vermutlich noch nicht das Ende. Mittelfristig glaubt Haraldsson, dass die 
32-Stunden-Woche das Ziel sein sollte. 


Wie kürzere Arbeitszeiten in der Realität aussehen 


Nicht nur Länder denken darüber nach, wie ein Leben mit weniger Arbeit 
aussehen kann, sondern auch Unternehmen. 

Die Agentur von Lasse Rheingans sitzt in Bielefeld und heißt wie er: 
Rheingans GmbH. Beratung, Strategie, Design, Entwicklung - all die 
Dinge, die Rheingans macht, sind typische Kreativarbeiten. 
Schreibtischjobs, wenn man so will. Gearbeitet wird hier allerdings nicht 
von früh bis spät, sondern nur fünf Stunden pro Tag: von acht bis eins, 

25 Stunden pro Woche. 

Die Entscheidung für die kurze Arbeitswoche ist 2017 gefallen, als Lasse 
die Agentur übernommen hat. Er dachte darüber nach, wie sinnhaftes 
Arbeiten für ihn aussehen könnte und kam - inspiriert von einem US- 
Unternehmer - auf den Fünf-Stunden-Tag. »Ich habe gemerkt, dass man 
selbst als Chef immer wieder Pausen braucht, weil man nicht die ganze Zeit 
arbeiten kann«, erzählt er mir. Arbeit von acht Uhr morgens bis 19 oder 
20 Uhr sei einfach nicht zielführend oder nachhaltig sinnvoll. 

»Wir arbeiten fünf Stunden super effektiv«, sagt Lasse, »und haben so 
jeden Tag Zeit und Kraft für Hobbys und Privatleben.« Auch wenn sich die 
Arbeitszeit verkürzt hat, sind Gehalt und die Zahl der Urlaubstage gleich 
geblieben. Weil Lasse die Agentur übernahm, hatte er einen Vorteil: Als 
neuer Chef hatte er keinen der alten Prozesse eingeführt, seine 
Mitarbeitenden konnten also offen reden. Gemeinsam mit seinem Team 
überlegte er, wie die Arbeit in fünf Stunden passen würde: »Wo ist man 
abgelenkt? Welche Prozesse sind Mist?« Als Erstes ging es an die »low 
hanging fruit«, wie Lasse sagt, an die einfachen Fragen der 
Prozessoptimierung: E-Mails, Meetings, Nachrichten in Diensten wie Slack 
oder Teams, ständige Ablenkung. »Wie oft saßt du schon in einem Meeting, 
von dem du dir dachtest: Das hätte eine E-Mail sein konnen?«, fragt er mich. 
Alleine mit diesen veränderten Prozessen konnten schon zwei bis drei 


Stunden pro Tag eingespart werden. Außerdem gibt es regelmäßige 
Workshops, um herauszufinden, wo es noch besser laufen könnte - und ob 
alle weiterhin mit demselben Verständnis an die Arbeit herangehen. 

Auch sonst hat sich seit 2017 einiges verändert. Zu Beginn der Corona- 
Pandemie schickte Lasse sein Team sehr früh ins Homeoffice: »Packt euch 
Laptops ein, Schreibtische, Stühle, Monitore, alles, was ihr braucht. Wir 
machen jetzt alles remote.« Wer zu Hause Kinder betreute, arbeitete 
weniger. Auch er selbst war mit Homeschooling beschäftigt. Vor 
Schulschluss berufliche Termine wahrzunehmen, war kaum mehr möglich. 
Also musste umjustiert werden. »Allein mit dieser mentalen Stütze und 
wenig Druck ging es«, sagt er. Heute sieht er sich und sein Unternehmen in 
einer »Findungsphase«. Es sei schwieriger, remote zu arbeiten und die 
Arbeit trotzdem auf fünf Stunden zu begrenzen - auch weil alle arbeiten 
können, wann und wo sie wollen. »Wir müssen aufpassen, dass wir kein 
gelerntes Verhalten übernehmen, bei dem du dich kaputtmachst«, sagt 
Lasse. »Ich will, dass mein Team so wenig wie möglich arbeitet und gesund 


bleibt.« 


Die Frage, wie Arbeit in seinem Beruf funktionieren kann, ohne die eigene 
Gesundheit zu zerstören, hat sich auch Martin Kammers gestellt. Er hat 
einen Job, mit dem man nicht einfach ins Homeoffice wechseln kann: 
Martin ist Bäcker und Konditor. Wir telefonieren an einem Montag. 
Eigentlich hat seine Bäckerei, die Bäckerei Kammers, heute geschlossen. Er 
war morgens trotzdem kurz da, Plunder machen. Aber erst, nachdem er 
ausgeschlafen hatte. »Für mich ist das nicht so, dass das eine Strafe ist«, 
sagt Martin. »Klar, ich muss da hin. Aber unterm Strich ist das eigentlich 
mein Hobby.« Mit dem Job als Bäcker hat er dieses Hobby zum Beruf 
gemacht. Eigentlich war Martin Bilanzbuchhalter in der EDV-Branche, 
gebacken hat er nur nebenbei. Bis er beschloss, den Bürojob zu schmeißen. 
»Man sieht bei der Büroarbeit kein wirkliches Erfolgsergebnis«, sagt er. 


»Das ist wie beim Friseur: Wenn man die Haare gut geschnitten hat, und der 
Kunde ist zufrieden, dann ist man auch zufrieden. Und das habe ich jetzt in 
der Bäckerei.« 

Martin war 29, als er die Ausbildung zum Bäcker angefangen hat. Die 
Umstellung war heftig: Bei der ersten Bäckerei, in der er gearbeitet hat, fing 
die Schicht um halb eins nachts an - in diesem Beruf eine relativ normale 
Uhrzeit. Um mit der Schichtarbeit klarzukommen, spricht er mit 
Kolleg*innen. »Ich habe alles Mögliche ausprobiert«, erzählt Martin. Er 
schlief vor der Arbeit, nach der Arbeit. In einen guten Rhythmus kam er 
nicht. »Ich hatte ja auch noch die Berufsschule tagsüber. Das habe ich nur 
zwei, drei Wochen gemacht und dann gesagt, nee, das ist mir zu krass.« Er 
wechselte den Betrieb. Zurück ins Büro? Keine Option. Er habe sich 
geschworen, es müsse irgendeinen Weg geben, vernünftige Arbeitszeiten zu 
haben. Nach zwei Jahren hat er seinen Gesellenbrief, hängt direkt den 
Bäckermeister dran und geht danach ein Jahr auf Wanderschaft in 
verschiedene Betriebe. Über Weihnachten und Silvester ist er in einem 
Betrieb, »die haben teilweise schon um neun Uhr abends angefangen zu 
backen«, erzählt er. »Da geht es dann mittags erst ins Bett.« In einem 
anderen Betrieb »haben wir morgens um sieben angefangen, das war fast 
wie Urlaub«. Martin macht seinen Konditormeister und sucht dann nach 
einer eigenen Bäckerei, um endlich so zu arbeiten, wie er möchte. 

Er findet sie in Kenzingen, eine halbe Stunde nördlich von Freiburg, nahe 
der französischen Grenze. Ich frage ihn, wann es bei ihm morgens losgeht. 
»Momentan fangen wir um 5:30 Uhr an«, sagt er. Um sieben macht der 
Laden auf. Das Frühstückssortiment ist da fertig: Brötchen, Plunder, 
Rosinen- und Nussschnecken, Dinkelseelen. Aber nicht alles liegt um sieben 
schon im Regal. »Manche Brote sind erst um halb neun fertig.« Zum Beispiel 
das Dinkel-Vollkornbrot, dessen Herstellung ein paar Stunden braucht. »Am 
Anfang haben die Kunden nachgefragt. Man hat gemerkt, die erwarten 
schon morgens das volle Sortiment«, sagt Martin. Aber mittlerweile habe es 


sich herumgesprochen, was es wann gibt. »Die gehen nicht woanders 
einkaufen, sondern sie kommen einfach später.« Ein Kunde habe ihm mal 
gesagt, er könne ja einfach früher anfangen. »Aber genau das will ich ja 
nicht«, sagt Martin. Klar, an den Prozessen könne man noch einiges 
optimieren, die Bäckerei ist schließlich noch neu. Aber früher anzufangen 
ist für ihn keine Option. Das finden auch die Backer*innen gut, die sich bei 
ihm bewerben: »Denen gefällt es, dass wir wirklich handwerklich arbeiten, 
ohne Convenience, und zu vernünftigen Arbeitszeiten.« 

Ein Problem gibt es allerdings, wenn im Bäckereihandwerk die 
Nachtarbeit wegfällt: das Geld. In Bäckereien, in denen klassisch nachts 
gearbeitet wird, gibt es Nachtzuschläge zwischen Mitternacht und vier Uhr 
morgens. »Das sind dann noch mal 600, 700 Euro jeden Monat, steuerfrei, 
bar auf die Hand«, sagt Martin. »Das gibt es bei mir nicht. Dafür habe ich 
einen höheren Grundlohn.« Einige Backer*innen hätten deshalb Stellen bei 
ihm abgelehnt. 

Aktuell bewerben sich fast nur Frauen bei ihm. Vermutlich auch, weil 
Martin nicht nur auf lebensfreundlichere Arbeitszeiten setzt, sondern auch 
auf Flexibilität bei der Art der Anstellung. »Wenn jetzt eine Bäckerin 
kommen würde und sagen, ich kann an drei Tagen zwischen sechs und acht 
Uhr arbeiten, klar, warum nicht? Für mich spielt es keine Rolle, ob jemand 
Vollzeit arbeitet oder Teilzeit oder zwei, drei Stunden am Tag.« Er hat eine 
Stempeluhr, die er für alle Mitarbeiterinnen in der Bäckerei und im 
Verkauf nutzt. Damit könne er das alles genau abrechnen. 

In anderen Bereichen, in denen längere Arbeitszeiten eigentlich zur 
Jobbeschreibung dazugehören, findet ebenfalls ein Umdenken statt. Das 
Berliner Sternerestaurant einsunternull hat nur noch vier Tage pro Woche 
geöffnet, von Freitag bis Montag. Das Personal bekommt den gleichen Lohn 
wie vorher. Das Ganze hat laut Küchenchef Silvio Pfeufer mehrere Vorteile: 
Wenn das Restaurant offen ist, ist es voll belegt. Den Angestellten geht es 
besser. Und mit den reduzierten Stunden ist erstmals eine faire Entlohnung 


möglich, da zuvor nie für die komplette Arbeit bezahlt werden konnte. »Alle 
Restaurantbetreiber sollten sich fragen: Wie kann ich für meine Angestellten 
mehr tun, ohne dem Betrieb zu schaden?«, sagt Pfeufer. »Auch wir haben 
uns das gefragt und sind zu dem Schluss gekommen: Mehr bezahlen geht 
nicht - dann müssen wir eben einen zeitlichen Ausgleich schaffen.« [74] 
Andere Unternehmen aus Gastronomie und Hotellerie experimentieren 
ebenfalls mit der Vier-Tage-Woche: Das Dorint-Hotel in Alzey/Worms zum 
Beispiel, wo die Vollzeit jetzt einen Tag kürzer ist. Im Handwerk wird die 
Vier-Tage-Woche auch genutzt, um Nachwuchskräfte anzuziehen: Im 
Betrieb von Klempnermeister Alfred Keller aus Überlingen ist freitags frei. 
Das hilft ihm auch dabei, Azubis zu finden. Auf seine drei ausgeschriebenen 
Stellen hatte er 2022 entgegen dem Trend etwa zehn Bewerber*innen. [75] 


Übrigens hat die 30-Stunden-Woche auch früher schon mal funktioniert: 
Will Keith Kellogg - ja, der von den Cornflakes - hatte in den 1930er-Jahren 
die zu diesem Zeitpunkt bereits ungewöhnliche 40-Stunden-Woche seiner 
Fabrikarbeitenden auf 30 Stunden reduziert. So konnte er zu einer Zeit von 
hoher Arbeitslosigkeit eine komplette neue Schicht schaffen - und damit 
neue Vollzeit-Stellen. Die Umstellung war erfolgreich: Betriebsunfälle 
gingen zurück, der Umsatz blieb hoch. 1935 gab Kellogg sogar damit an, dass 
sie es sich leisten konnten, ihre Leute für sechs Stunden pro Tag so gut zu 
bezahlen wie vorher für acht. Erst in den 1950er-Jahren wurde in seinen 
Fabriken wieder die 40-Stunden-Woche eingeführt - weil sich die 
Beschäftigten dafür aussprachen. Sie wollten mehr Geld verdienen. [76] 


Mehr Zeit für echte Arbeit 


In vielen Berufen bringt die verkürzte Arbeitszeit die Chance mit sich, neu 
darüber nachzudenken, wie eigentlich gearbeitet wird. Denn nicht immer 


wird die Zeit am Arbeitsplatz so sinnvoll eingesetzt, wie sie eingesetzt 
werden könnte. Da gibt es einerseits die Aufgaben, die den Kern der Arbeit 
ausmachen und unbedingt erledigt werden müssen. Andererseits gibt es die 
Dinge, die oft sogar mehr Raum und Zeit einnehmen als die eigentliche 
Arbeit - und die wir teilweise tun, um beschäftigt zu wirken und so, als ob 
wir gute Arbeit leisten. Wie viele Meetings braucht es an einem Tag - und 
sind sie wirklich ein wichtiger Teil der eigentlichen Arbeit? Dasselbe gilt 
auch für E-Mails: Permanent online zu sein und eine Mail nach der anderen 
zu schicken, das hat oft wenig mit der echten Arbeit zu tun. 

Das ist kein individueller Vorwurf: Wenn alle anderen so arbeiten, tut 
man selbst es automatisch auch. Wenn wir über produktiveres Arbeiten 
sprechen, geht es nicht darum, mehr Produktivität aus überarbeiteten 
Menschen rauszupressen. Es geht stattdessen um die Art, wie wir arbeiten. 
Um die Prozesse. Das gilt besonders für die Wissensarbeit, und damit für 
alle Jobs, die hauptsächlich vorm Computer erledigt werden. 

Dort wird die eigentliche Arbeit ständig unterbrochen: von E-Mails, Chat- 
Nachrichten bei Diensten wie Slack oder Teams, oder Kalendereinladungen, 
die zum nächsten Meeting rufen. 

Autor Cal Newport nennt diese Art zu arbeiten das »hyperaktive 
Schwarmdenken«: Wir strukturieren unseren Arbeitstag nicht um unsere 
eigentlichen Aufgaben herum. Stattdessen geben E-Mails und andere 
Formen der digitalen Kommunikation den Takt vor. Das allerdings ist 
kontraproduktiv, denn es sorgt dafür, dass wir ständig abgelenkt sind. Diese 
Form von Arbeit ist extrem fragmentiert: Wir wechseln ungefähr alle elf 
Minuten von einer Aufgabe zur nächsten. [77] Das liegt auch an der Menge 
an digitaler Kommunikation: Bei durchschnittlichen Wissensarbeiter”innen 
trudelt alle vier Minuten eine neue E-Mail ein. [78] Eine Studie zeigt, dass 
mehr als 80 Prozent der Teilnehmer”innen ihre Inbox im Hintergrund offen 
haben und 70 Prozent ihre E-Mails in den sechs Sekunden öffnen, nachdem 
sie angekommen sind. Mehr als zwei Drittel der Beschäftigten haben laut 


einer Studie nie eine Stunde oder länger am Stück ununterbrochene 
Arbeitszeit. [79] Diese Unterbrechungen stressen und frustrieren uns 
allerdings. Dabei gibt es einfache Methoden, das zu ändern: Wenn 
Mitarbeitende feste Zeiten haben, in denen sie sich komplett von ihren Mails 
und Smartphones abkoppeln können, sind sie zufriedener - und fühlen sich 
produktiver. Wenn wir nicht mehr versuchen, mit unserem Computer 
Schritt zu halten, geht es uns besser. [80] 

Also warum hören wir nicht einfach damit auf? Mit Aufhören meine ich 
übrigens nicht, dass einzelne Mitarbeiter*innen besser darin werden sollen, 
Nachrichten zu ignorieren. Stattdessen sollten wir kollektiv überdenken, 
wie wir mit dieser Form der digitalen Kommunikation umgehen. Denn 
schnell eine Nachricht zu tippen, wenn es mir gerade passt, ist unfassbar 
einfach. Theoretisch ist die Kommunikation per E-Mail asynchron, es muss 
also niemand direkt reagieren. Aber zum einen fühlen sich Mails oft wie 
synchrone Kommunikation an, auf die man schnell antworten muss. 
Außerdem wird es durch die Fülle an Mails sehr einfach, im eigenen 
Postfach unterzugehen. Mit Nachrichtendiensten wie Slack oder Teams, die 
die Kommunikation noch mal schneller und wieder synchroner machen, ist 
es ähnlich: Ich erinnere mich an Tage, an denen ich nur kurz Slack 
geschlossen hatte und beim erneuten Öffnen komplett überfordert war von 
allden ungelesenen Nachrichten, die auf mich warteten. 

Newport glaubt deshalb, dass wir anders mit unserer Aufmerksamkeit 
umgehen müssen. Die Produktivität in der Wissensarbeit könne massiv 
gesteigert werden, schreibt er, wenn wir Arbeitsabläufe schaffen, die besser 
zum menschlichen Gehirn passen. [81] Bei Lasse Rheingans in der Firma 
zum Beispiellag der Fokus auf drei Themen: E-Mails, Meetings und Slack. 
»Wir müssen in der heutigen Zeit ja wenig stumpf abarbeiten, dafür haben 
wir KI oder Automatisierung. Stattdessen müssen wir schlaue Sachen tun, 
für die wir unseren Geist brauchen«, sagt er mir. »Wenn du teilweise in 
komplexen Prozessen bist, wo du nachdenken musst, und alle zehn Minuten 


kriegst du wieder eine E-Mail, dann wirst du immer herausgerissen.« 
Deshalb wurde in Lasses Agentur Slack abgeschafft, zu Meetings kommt nur 
noch, wer wirklich da sein muss, und E-Mails werden nicht mehr alle fünf 
Minuten gecheckt. Damit das funktioniert, muss allerdings das ganze 
Unternehmen mitmachen. 

In vielen Unternehmen allerdings sind die Abläufe unantastbar - egal ob 
sie gut funktionieren oder nicht. »Das haben wir doch schon immer so 
gemacht«, heißt es dann gerne. Dabei wissen Mitarbeiterinnen oft ganz 
genau, was ineffizient läuft oder wo sie Zeit verschwenden. Was 
automatisiert werden kann, sollte nicht manuell erledigt werden. Wenn 
Prozesse klar aufgeteilt werden, ist auch weniger Kommunikation nötig, um 
den Prozess selbst zu klären. 

Auch an anderen Stellen lässt sich Zeit sparen: Dass Meetings heute oft 
eine Standardzeit von 30 oder 60 Minuten haben, liegt nicht daran, dass 
man eben über jedes Thema genau eine Stunde lang reden muss. Sondern es 
ist die Länge, die standardmäßig in Kalender-Apps vorgegeben wird. [82] 
Dabei hätten es oft auch zehn Minuten getan. 

Das ist einer der Vorteile der verkürzten Arbeitszeit: Sie zwingt uns dazu, 
ganz genau darüber nachzudenken, wie wir unsere Zeit verbringen, und 
kollektiv zu überlegen, wie Technologie uns unterstützen kann, statt uns 
ständig abzulenken. Diese Art von Verdichtung der Arbeit kann dann sogar 
positiv sein. Denn die Produktivitätssteigerung wird nicht aus den 
Menschen herausgepresst, sondern aus den Prozessen und der Technologie. 


Natürlich lassen sich nicht alle Berufe so verdichten. Das gilt vor allem da, 
wo Schichtpläne gefüllt werden müssen, wie in der Gastronomie und 
Hotellerie oder in der Pflege. Teilweise müssen neue Leute eingestellt 
werden, um Lücken zu füllen, die durch kürzere Arbeitszeiten entstehen. 
Das ist aber auch richtig so - und die Investition sinnvoll, wie sich in Island 
gezeigt hat. Berufe, die sich in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten 


bereits bis zum Zerreißen verdichtet haben, können jetzt nicht noch weiter 
zusammengepresst werden: Pflege, Lehre, Erziehung, aber auch die Arbeit 
in Fabriken. Oft wird hier schon deutlich mehr gearbeitet als eigentlich gut 
für die Beschäftigten wäre. 

Kürzere Arbeitszeiten haben in diesen Branchen natürlich trotzdem 
Vorteile: Sie sorgen dafür, dass überarbeitete Beschäftigte mehr Chance auf 
Erholung haben und so weniger schnell krank werden. Die Zufriedenheit 
steigt, genau wie die Attraktivität des Unternehmens. Und selbst wenn die 
Kosten für mehr Personal steigen: Sie werden zum Teil schon dadurch 
ausgeglichen, dass weniger Personal durch Krankheit, Burnout oder häufige 
Wechsel in der Belegschaft ausfällt. 


Freitags hat Mama auch mal frei 


In Deutschland sind - wie in Island auch - Gewerkschaften ein wichtiger 
Teil im Kampf um reduzierte Arbeitszeiten. Mit dem Slogan »Samstags 
gehört Vati mir« hat der Deutsche Gewerkschaftsbund einst die 40- 
Stunden-Woche gefordert. 1956 lief dieser Satz in Werbefilmen im 
Fernsehen, in den 1960er-Jahren wurde dann die kürzere Arbeitszeit 
eingeführt. 

Und wer startet jetzt die Aktion »Freitags hat Mama auch mal frei«? Denn 
wir kennen es alle: Beim Zwei-Tage-Wochenende wird samstags geputzt, 
eingekauft und andere Hausarbeit erledigt. Sonntag ist dann frei — aber 
spätestens am Sonntagabend denkt man schon wieder über den Montag 
nach. Ein freier Freitag würde das entzerren und für mehr echte 
Erholungszeit sorgen. 

Doch es muss gar nicht zwingend der freie Freitag sein: In Island gibt es 
verschiedene Modelle, wie die verkürzte Arbeitszeit umgesetzt wird. 
Teilweise beginnen und/oder enden Schichten früher. In Kindertagesstätten 


gehen Angestellte nach einem rotierenden System nacheinander in den 
Feierabend. In einer Polizeistation gibt es ein Zwei-Wochen-System: In der 
ersten Woche fällt für die eine Hälfte der Angestellten montags bis 
donnerstags eine Arbeitsstunde weg, freitags geht’s vier Stunden früher ins 
Wochenende. Diese erste Woche ist so acht Stunden kürzer, in der zweiten 
Woche wird dafür normal lange gearbeitet. Die andere Hälfte der 
Angestellten arbeitet im gegensätzlichen Rhythmus. Die Regeln können 
flexibel gestaltet werden, sodass sie zum Arbeitsplatz und den jeweiligen 
Aufgaben passen. 

Auch bei den Aufgaben wird an unterschiedlichen Stellen reduziert: 
Meetings werden gekürzt oder gestrichen. An einem Arbeitsplatz wurden 
Meetings nach 15 Uhr komplett abgeschafft. Aufgaben werden stärker 
priorisiert, delegiert oder umverteilt. In Kitas machen die Kinder nicht mehr 
gleichzeitig Mittagspause, sondern nacheinander in Gruppen. In vielen 
Betrieben wurden gemeinsam mit den Mitarbeitenden Modelle entwickelt, 
wie die verkürzte Arbeitszeit für sie am besten funktionieren kann. Eine 
kollektive Anstrengung, keine von oben auferlegte Entscheidung der 
Führungskräfte. »Die Denkweise ist: Wir haben die Aufgabe angenommen, 
an diesem Arbeitsplatz die Arbeitszeit zu reduzieren. Wie machen wir das?«, 
sagt Haraldsson. Ja, die Arbeitszeit ist kürzer. Aber das bedeutet nicht, dass 
es keinerlei Flexibilität gibt, wie sie gestaltet wird. 


2020 hat sich Jörg Hofmann, der Vorsitzende der IG Metall, in einem 
Interview mit der Süddeutschen Zeitung für die Vier-Tage-Woche 
ausgesprochen: »Die Vier-Tage-Woche wäre die Antwort auf den 
Strukturwandel in Branchen wie der Autoindustrie«, sagte er. 
»Transformation darf nicht zur Entlassung, sondern muss zu guter Arbeit 
für alle führen.« [83] 

Aber wie ist die Lage seitdem? Ich spreche mit Sophie Jänicke, die im 
Bereich Tarifpolitik der IG Metall arbeitet. Das Thema Arbeitszeit ist ihr 


»persönliches Steckenpferd«. Die IG Metall ist die größte Gewerkschaft 
Deutschlands. Sie hat 2,2 Millionen Mitglieder in Branchen wie Automobil, 
Bahn, Luftfahrt, Schiffsbau, Maschinen- und Anlagebau, Elektro, Stahl, 
Holz, Textil und Handwerk. In den 1980er-Jahren hat die Gewerkschaft in 
Westdeutschland für die Mitarbeiterinnen in der Metall- und 
Elektroindustrie die 35-Stunden-Woche durchgesetzt. Ein Teil der 
Beschäftigten arbeitet in Schichten, andere sitzen im Büro: 
Ingenieur”innen, Techniker*innen, Büroangestellte. 

Das führt zu unterschiedlichen Bedürfnissen bei der Arbeitszeit, wie eine 
große Umfrage der IG Metall unter 680000 Beschäftigten in ihren Branchen 
im Jahr 2017 gezeigt hat. Wer in Schichtarbeit tätig ist, braucht mehr 
Entlastung. Beschäftigte mit Kindern oder pflegebedürftigen Angehörigen 
haben einen erhöhten Zeitbedarf. Generell wollen die Beschäftigten mehr 
Selbstbestimmung, um ihre Arbeitszeit besser an ihr Leben anpassen zu 
können. Sie wollen Planbarkeit statt kurzfristiger Änderungen. Sie wollen 
nicht zu viel arbeiten — ab 41 Stunden pro Woche steigt die Unzufriedenheit 
deutlich. »Die Beschäftigten sind bereit, flexibel zu arbeiten - wenn das 
keine Einbahnstraße ist«, sagt Jänicke. »Sie wollen die Flexibilität auch 
zurückbekommen, wenn sie sie brauchen.« 

Wie das konkret aussehen kann, zeigt der Tarifvertrag von 2018. Die erste 
Komponente ist die sogenannte verkürzte Vollzeit. Beschäftigte können auf 
eine 28-Stunden-Woche umsteigen, ohne Lohnausgleich, mit einem 
Rückkehrrecht zum Vollzeit-Job. Seit 2019 ist die sogenannte 
Brückenteilzeit gesetzlich verankert, mit der Beschäftigte für ein bis fünf 
Jahre ihre Arbeitszeit reduzieren und danach wieder auf ihre normale 
Arbeitszeit zurückkehren können. Die zweite Komponente ist deshalb heute 
relevanter, und laut Jänicke auch beliebter. Mit ihr lässt sich Geld in Zeit 
umwandeln. Neben Weihnachts- und Urlaubsgeld steht im Tarifvertrag das 
tarifliche Zusatzgeld, das einmal pro Jahr gezahlt wird. Für die meisten 
Beschäftigten sind das ungefähr 1000 bis 1200 Euro. Bestimmte Gruppen - 


die mit mehr Zeitbedarf - können dieses Zusatzgeld gegen acht zusätzliche 
freie Tage pro Jahr eintauschen. Das gilt für Beschäftigte mit Kindern oder 
pflegebedürftigen Angehörigen sowie für Beschäftigte, die in Schichten 
arbeiten. Gewählt werden kann jedes Jahr neu. »Ich kann so selber 
entscheiden, was mir gerade wichtiger ist«, sagt Jänicke. »Es ist völlig 
normal, dass Geld vielleicht wichtiger ist, wenn jemand das Haus 
abbezahlen möchte. Und wenn jemand kleine Kinder hat, ist die Zeit mit der 
Familie wichtiger.« Gerade bei den Schichtbeschäftigten sei die Zeitoption 
beliebt. 

Reduzierte Arbeitszeit kann außerdem dabei helfen, Arbeitsplätze zu 
sichern. In den Branchen der IG Metall tut sich gerade viel: Aus 
Verbrennern werden E-Autos, die Luftfahrt muss sich verändern, der 
Maschinenbau auch. Die Wahloption zwischen Zeit und Geld kann deshalb 
von Unternehmen kollektiv genutzt werden, um keine Leute entlassen zu 
müssen: Alle Beschäftigten bekommen dann die acht extra Urlaubstage statt 
des Zusatzgelds. »Davon haben alle profitiert«, sagt Jänicke. »Die 
Beschäftigten hatten zusätzliche freie Tage. Und die Unternehmen mussten 
das zusätzliche Geld nicht zahlen, konnten Arbeitszeit sparen und Kapazität 
rausnehmen, ohne Arbeitsplätze abzubauen.« Die Bedingung für solche 
Modelle ist natürlich, dass das Gehalt am Ende weiterhin zum Leben reicht: 
Die Tariflöhne müssen also hoch genug sein, um das abzufedern. 


Auch das Klima will, dass wir weniger arbeiten 


Dass eine reduzierte Arbeitszeit in Krisenzeiten eine Lösung sein kann, um 
Arbeitsplätze zu halten, ist übrigens nicht neu. 2011 steckte Europa in der 
Schuldenkrise. Zu diesem Zeitpunkt schreibt die US-amerikanische 
Okonomin und Soziologin Juliet Schor: »Ohne den Fortschritt der kürzeren 
Arbeitswoche, Urlaubstage, früheren Renteneintritt und späteren Eintritt in 


den Arbeitsmarkt hätten die Wirtschaftsnationen der OECD nie ein 
‚Goldenes Zeitalter: von hoher Arbeitsmarktbeteiligung erreicht, das nach 
der Depression der 1930er-Jahre vorherrschte.« Zwischen 1870 und 1970 
hätten sich die gesamten Arbeitsstunden in etwa halbiert. »Wir brauchen 
kürzere Arbeitszeiten, weil es unrealistisch ist, auf ein Wachstum des 
Bruttoinlandsproduktes zu setzen, um all den aktuellen und künftigen 
‚Überschuss< an Arbeit aufzufangen«, schreibt Schor. Oder anders gesagt: 
Wir können nicht damit rechnen, dass die Wirtschaft immer und immer 
weiter wächst. Alleine aus klimatischen Gründen wird es hier eine Umkehr 
geben müssen. Klassischerweise würde das zu steigender Arbeitslosigkeit 
führen. Wenn wir davon ausgehen, dass künftig weniger Arbeit zu verteilen 
ist, brauchen wir andere Methoden, um das abzufedern - und eine 
reduzierte Arbeitszeit ist ein sinnvolles Modell. 

In ihrem TED-Talk spricht sich Schor deshalb für die Vier-Tage-Woche 
aus. [84] Es sei nicht möglich, CO,-Emissionen ausreichend zu senken, 
ohne die Arbeitszeit in Industrienationen zu reduzieren. Wer weniger 
arbeitet, pendelt auch weniger. Und: »Wenn Menschen Zeit statt Geld 
kriegen«, so Schor, »haben sie tendenziell einen kleineren CO;- 
Fußabdruck.« Außerdem verringert sich mit der Arbeitszeit die Größe der 
gesamten Wirtschaft. Wenn wir Arbeitslosigkeit niedrig halten, Emissionen 
reduzieren und Menschen mehr Lebensqualität geben, so Schor, gewinnen 
wir durch die Vier-Tage-Woche dreifach. [85] 

Damit das richtig funktioniert, braucht es allerdings eine bessere 
Verteilung von Geld - und eine andere Wahrnehmung von Wohlstand. 
Zeitwohlstand eben. »Zeit ist besonders wertvoll in reichen Ländern, in 
denen die materiellen Bedürfnisse aller befriedigt werden können, und in 
denen Mangel allein von schlechter Verteilung von Einkommen und 
Reichtum verursacht wird«, schreibt Schor. [86] Oder anders gesagt: Dass 
nicht alle genug Geld haben, ist ein Verteilungsproblem. Das muss gelöst 
werden - etwa indem kürzere Arbeitszeiten finanziell ausgeglichen werden, 


wie es bei den meisten Tests zur Vier-Tage-Woche auch geschieht. Die 
Arbeitszeit sinkt, das Gehalt bleibt gleich. 

Das ist auch gut fürs Klima: Diverse Studien zeigen den Zusammenhang 
zwischen reduzierter Arbeitszeit und Klimaschutz. [87] Wird die Arbeitszeit 
reduziert, sinken Energienutzung und Treibhausemissionen. Wenn nicht 
gearbeitet wird, bleiben Büros und Fabriken dunkel, es muss nicht geheizt 
werden, die Computer bleiben aus. Würde der Freitag als Arbeitstag 
abgeschafft, könnten die Treibhausgasemissionen in Großbritannien bis 
zum Jahr 2025 um fast 20 Prozent reduziert werden. 

Wenn wir mehr Zeit haben, treffen wir außerdem umweltfreundlichere 
Konsumentscheidungen. Auch in dieser Hinsicht hätten kürzere 
Arbeitszeiten also positive Auswirkungen. Wie eine Studie aus dem Jahr 
2019 zeigt, haben US-Haushalte, in denen mehr Stunden gearbeitet wird, 
einen signifikant größeren CO,-Fußabdruck. [88] Je höher die Arbeitszeit, 
desto mehr verdienen Menschen, desto mehr konsumieren sie. Wer mehr 
arbeitet, fährt eher mit dem Auto statt mit dem öffentlichen Nahverkehr. 
Wer mehr arbeitet, lebt in größeren Häusern oder Wohnungen mit höherem 
Energieverbrauch, und besitzt mehr Geräte wie Trockner, Mikrowelle oder 
Spülmaschine, mit denen Zeit gespart werden kann. Je mehr jemand 
arbeitet, desto häufiger isst diese Person auswärts und kauft mehr Fleisch 
und gefrorene Lebensmittel - mit höherem ökologischem Fußabdruck. [89] 
Das ist vor allem dann problematisch, wenn der finanzielle Grundbedarf 
gedeckt ist, und es nur noch darum geht, immer mehr zu verdienen, um 
immer mehr klimaschädlichen Konsum anzuhäufen. Es geht nicht darum, 
alles zu verbieten, sondern da anzusetzen, wo Ressourcen gespart werden 
können. Indem sich eben nicht diejenigen einschränken, die sowieso schon 
wenig Ressourcen verbrauchen, sondern diejenigen, die deutlich mehr als 
den Anteil verbrauchen, der ihnen eigentlich zustünde. 

Wenn wir mehr Zeit haben, verbringen wir diese Zeit mit Aktivitäten, die 
nicht nur gut fürs Klima sind, sondern auch gut für uns: Mehr Zeit mit der 


Familie, mehr Ruhe, mehr Sport. Auch kulturelle und ehrenamtliche 
Aktivitäten nehmen zu. Als in Frankreich die Arbeitszeit auf 35 Stunden 
reduziert wurde, sagten nur drei Prozent der Beschäftigten, dass sie mehr 
reisen, und zwei Prozent, dass sie mehr kaufen und konsumieren. [90] Dass 
wir andere Entscheidungen treffen, wenn wir mehr Zeit haben, haben wir 
auch zu Beginn der Corona-Pandemie gesehen. Nein, ich will Lockdowns 
nicht mit verkürzter Arbeitszeit vergleichen. Aber als wir kollektiv mehr Zeit 
(und weniger Alternativen) hatten, haben auf einmal viele Sauerteigbrot 
gebacken. Wir sind laufen oder spazieren gegangen oder haben daheim den 
Balkon neu gemacht. Wir haben mit Freund*innen gezoomt und mit Oma 
telefoniert. Okay, und wir haben Tiger King auf Netflix geschaut. Viele dieser 
Aktivitäten sind deutlich klimaschonender als das, womit wir unsere 
Freizeit verbringen, wenn wir überarbeitet sind: Dann fahren wir eher spät 
abends von der Arbeit mit dem Auto zum Supermarkt, um uns eine 
Tiefkühlpizza mit extra viel Salami zu kaufen und vor der Playstation zu 
essen. 


Der Traum von der technologischen Arbeitslosigkeit 


Wollte Deutschland nur mit der Reduktion von Arbeitszeit das wenig 
ambitionierte Minimalziel des Pariser Klimaabkommens - zwei Grad 
Erderwärmung - einhalten, dürften wir nur noch sechs Stunden arbeiten. 
Pro Woche. [91] Damit sind wir ungefähr bei der Utopie, von der Ökonom 
John Maynard Keynes schon im Jahr 1930 sprach. In 100 Jahren, glaubte er 
damals, hätte die Menschheit das ökonomische Problem gelöst. Dann hätten 
alle genug zum Leben. Der Lebensstandard werde vier- bis achtmal so hoch 
sein und wir »werden alle von einer neuen Krankheit befallen«, nämlich von 
der technologischen Arbeitslosigkeit. [92] Die 100 Jahre sind fast um, 2030 
steht quasi vor der Tür. Und wir? Schauen uns um und stellen fest: Der 


Lebensstandard ist hoch, die Technologie vorangeschritten, aber die 
technologische Arbeitslosigkeit fühlt sich weit weg an. Keynes nahm an, 
dass es 2030 kaum noch Arbeit geben würde. Wir würden nur noch 15 
Stunden pro Woche arbeiten - oder drei Stunden pro Tag. Ein Zeitalter der 
Freizeit und der Fülle ohne Furcht stünde uns bevor. 


Es ist ein anderer Blick auf technologische Arbeitslosigkeit als der, den wir 
meistens hören. Vergesst die Schlagzeilen, in denen es heißt: »Millionen 
Jobs von Robotern bedroht!« Stattdessen sollte es viel eher heißen: »Juhu, die 
Roboter nehmen uns die Arbeit weg!« Aber woher kommt diese Angst 
überhaupt, dass wir alle die Arbeit verlieren könnten, nur weil die Technik 
um uns herum besser wird? Die Angst vor der technologischen 
Arbeitslosigkeit ist uralt, deutlich älter als Keynes. Schon Aristoteles schrieb 
in seinem Werk »Politik«: 


Denn wenn es möglich wäre, dass jedes Werkzeug auf Geheiss oder 
vorbewusst sein Werk vollbringen könnte, wie angeblich die Statuen des 
Dädalos oder die Dreifüsse des Hephästos, von denen der Dichter sagt, 
dass sie von selbst sich in die Versammlung der Götter begeben hätten 
und wenn so auch das Weberschiff von selbst webte und die Zither von 
selbst spielte, so bedürften weder die Künstler der Gehülfen, noch die 
Herren der Sclaven. [93] 


Die britische Königin Elisabeth I. lehnte es im 16. Jahrhundert ab, das Patent 
für den Webstuhl zu genehmigen, weil sie Angst hatte, dass sich die 
Strümpfestricker”innen dann nicht mehr ernähren könnten. [94] Allerdings 
hat der Webstuhl nicht für Massenarbeitslosigkeit gesorgt, sondern die 
wirtschaftliche Entwicklung weiter vorangetrieben. Auch jetzt könnten 
Roboter unsere Probleme lösen: Wir chillen, und sie arbeiten für uns. 

Aber bisher sind wir noch nicht so weit: »Wir Menschen sind kreativer, als 
wir annehmen«, sagt Wolfgang Dauth, Professor für regionale 


Arbeitsmarktökonomie an der Otto-Friedrich-Universität in Bamberg. Er 
forscht zu Industrierobotern und ihrer Auswirkung auf den Arbeitsmarkt. 
Wenn eine Aufgabe von Maschinen übernommen wurde, haben wir 
Menschen uns einfach neue Tätigkeiten erfunden. So sind auch viele der 
Bullshit Jobs entstanden, über die wir uns heute beklagen: Die, bei denen 
Leute Zahlen aus einer Tabelle in die andere kopieren, oder Konzepte für 
Projekte erstellen, die am Ende der Konzeptionsphase schon wieder 
eingestampft werden. 

Mit jedem zusätzlichen Roboter werden ungefähr zwei Jobs im 
Industriesektor zerstört. Maschinen können präziser arbeiten als wir, sie 
sind zuverlässiger, weniger fehleranfällig. Außerdem nehmen sie uns 
Arbeiten ab, die gefährlich sind. »Wir haben aber keine Evidenz gefunden, 
dass Leute, die in diesen Firmen angestellt waren, wegen der Roboter 
gefeuert wurden«, sagt Dauth. Die Menschen, die vorher an Maschinen 
gearbeitet haben, werden weitergebildet: für Jobs, die weniger 
routineintensiv sind, höher bezahlt und mehr Qualifikation erfordern. »Wir 
haben systematisch gesehen, dass diese Personen in höherwertige 
Tätigkeiten gewechselt sind«, sagt Dauth. Für zwei Jobs, die in der Industrie 
wegfallen, entstehen zwei neue Jobs im Dienstleistungssektor. »Die Firmen 
werden durch die Roboter produktiver und haben Geld, das sie an anderer 
Stelle wieder ausgeben können. Sie expandieren und fragen 
Dienstleistungen nach, insbesondere in der technischen Beratung.« 

Zwar gibt es Studien, die besagen, dass ein Großteil unserer Jobs in den 
kommenden Jahren automatisiert werden könnte. Daher kommen auch die 
panischen Überschriften. Es könnten bald Berufe im Bereich Transport und 
Logistik durch autonome Fahrzeuge übernommen werden; Büro- und 
Verwaltungsberufe könnten von Big-Data-Algorithmen abgelöst werden; 
und Jobs in der Produktion könnten künftig von Industrierobotern 
ausgeführt werden. 


Damit das funktioniert, müssen Roboter billiger werden - oder Menschen 
besser bezahlt werden. Denn in manchen Branchen ist es immer noch 
profitabler, Menschen schlecht zu behandeln und zu bezahlen, als bessere 
Roboter zu entwickeln oder einzukaufen. Bei der Textilproduktion in 
Niedriglohnländern beispielsweise, wo die Arbeitsbedingungen viel zu oft 
menschenunwürdig sind. Ausbeutung ist billiger als Automatisierung. 

Was aber, wenn weniger Menschen da sind - und ihre Arbeitskraft teurer 
wird? Das zeigt sich in Ländern wie Japan und Südkorea, in denen die 
Bevölkerung immer älter wird und die führend bei der Forschung zu 
Robotern sind. »Wenn wir unseren Lebensstandard halten wollen, aber 
weniger Personen werden, die diesen Lebensstandard produzieren können, 
dann muss man die Produktionsfunktion an anderen Stellen ausgleichen - 
und das sind eben die Maschinen«, sagt Dauth. Wenn der technische 
Fortschritt zu mehr Produktivität führt, können wir uns leisten, weniger zu 
arbeiten — am Ende steht schließlich dasselbe Ergebnis. »Allein aus dieser 
Warte gesprochen, würde ich sagen, wir können es uns leisten, weniger 
Arbeit einzusetzen, nachdem wir jetzt immer produktivere Maschinen 
haben«, sagt Dauth. Wie auch bei der Verdichtung von Arbeit gilt das 
natürlich nicht für alle Bereiche. Pflege oder Lehre etwa sind davon 
ausgenommen. Aber ein großer Teil von Arbeit würde so schon mal 
wegfallen. Die Roboter können uns also helfen, endlich mehr Zeit zu haben, 
obwohl wir künftig weniger Arbeitskräfte zur Verfügung haben. Klingt doch 
super: Dear robots, please take my job. 


Vier-Tage-Woche, produktivere Arbeitsformen, Klima, Roboter: Die 
Reduktion der Arbeitszeit, sie fühlt sich zum Greifen nah an. Vielleicht wird 
es nicht sofort die 15-Stunden-Woche, aber vielleicht 30 oder 32 - für den 
Übergang. Doch damit das funktioniert, muss der Kampf für kürzere 
Arbeitszeiten über alle sozialen Bereiche hinweg getragen werden. 


»Freitage als Nicht-Arbeitstage zu fordern könnte für das 21. Jahrhundert 
das sein, was das Zwei-Tage-Wochenende für die Arbeiter*innenbewegung 
des 20. Jahrhunderts war«, schreiben Will Stronge und Kyle Lewis. [95] 
Wenn das Ziel sei, Gleichberechtigung am Arbeitsplatz zu erreichen, dann 
müssten wir verstehen, dass der Arbeitsplatz nicht nur Büro, Lagerhalle 
oder Fabrik ist. »Wir müssen uns daran erinnern, dass unsere Wirtschaft, 
unsere Familien und unsere Leben gestützt werden von typischerweise 
unbezahlten oder schlecht bezahlten Formen von Sorgearbeit, die 
hauptsächlich von Frauen in häuslichen Räumen verrichtet werden«, 
schreiben Stronge und Lewis. »Wir müssen anerkennen, dass Frauen 
außerdem an vorderster Front des Arbeitsmarktes stehen, dass sie oft in 
prekären Jobs arbeiten. Und letztlich müssen wir die Realitäten der zweiten 
und dritten Schichten anerkennen und auf Wege hinarbeiten, wie wir diese 
Arbeit umverteilen können, sodass wir alle weniger arbeiten können.« [96] 

Das bedeutet auch, dass die verkürzte Vollzeit - also etwa eine 32- 
Stunden-Woche - nicht schlechter bezahlt werden darf als die bisherige 40- 
Stunden-Woche. Längerfristig müssen wir das Problem der Umverteilung 
anders lösen, möglicherweise mit einem Grundeinkommen. Weniger 
arbeiten darf nicht bedeuten, dass die Menschen nicht mehr ihre Miete 
bezahlen können und prekäre Zweit- und Drittjobs annehmen müssen. Wir 
brauchen eine Entwicklung, wie wir sie in der Vergangenheit auch gesehen 
haben: eine echte Arbeitszeitreduktion, von der alle profitieren und die so 
mehr Gerechtigkeit schafft - und mehr Zeit für die wirklich wichtigen 
Dinge im Leben. 


Was ware, wenn wir von überall arbeiten könnten? 


Nachdem wir das mit der Arbeitszeit geklärt haben, geht es jetzt um die 
Frage, wo und wie wir arbeiten. Arbeit hat sich in den vergangenen Jahren 
räumlich verschoben, zumindest für einen großen Teil von uns: Sie ist in 
unsere Wohnungen gewandert und hat damit oft genug die Grenze ins 
Private aufgelöst. Homeoffice, mobiles Arbeiten oder Remote Work sind 
keine Ausnahmen mehr, sondern Mainstream geworden. 

Mehr Flexibilität im Arbeitsleben ist gut - zumindest theoretisch. Wenn 
es richtig läuft, ermöglicht Flexibilität uns ein Leben, in dem sich Arbeit in 
den Alltag einfügt - und nicht der Alltag um die Arbeit herum strukturiert 
werden muss. Im schlimmsten Fall jedoch dominiert Arbeit alles und macht 
uns so noch kaputter. 

Wichtig ist deshalb, wie diese Flexibilität ausgestaltet wird. Außerdem 
dürfen wir bei alldem Gerede von Flexibilität diejenigen nicht vergessen, die 
nicht einfach so ins Homeoffice wechseln können. Wie auch andere 
Branchen zeitlich flexibler arbeiten können, darum ging es eben bereits. 
Aber auch jenseits davon sind andere, flexiblere Modelle möglich. Um all das 
wird es in diesem Kapitel gehen. 


Das Versprechen von Flexibilität 


Kaum hatte die Pandemie unsere Büros, Cafes, Hotels, Verwaltungen, 
Geschäfte und viele andere Arbeitsplätze geschlossen, wurde schon wieder 
über die Rückkehr diskutiert: Wie schaffen wir es, möglichst schnell 


zurückzukehren? Ab wann wird wieder alles normal? Irgendwann kamen 
Lockerungen, FFP2-Masken, Impfungen, und wir haben uns langsam 
wieder zurück an den Arbeitsplatz getastet (und getestet). 

Zu Hochzeiten von Corona wurde der physische Arbeitsplatz - und damit 
oft das Büro - zu einer Art Heiligem Gral stilisiert: Wenn wir endlich wieder 
zurückkönnen, wird alles gut. All unsere Probleme werden sich in der viel zu 
kalten Büroluft auflösen. Die Rückkehr ins Büro stand stellvertretend für die 
Rückkehr in die alte Normalität. Aber: Dass die Arbeit im Büro für alle 
Menschen super funktioniert hat, ist der wahrscheinlich größte Mythos der 
Homeoffice-Zeit. 

Ich erinnere mich an Tage, an denen ich morgens schon vollkommen 
gestresst ankam, weil meine Bahn Verspätung hatte. Dann rannte ich von 
Meetingraum zu Meetingraum, um mich dort per Videokonferenz mit 
Kolleg*innen an anderen Standorten zusammenzuschalten. Meinen 
Schreibtisch sah ich kaum, und wenn ich mich mal zum konzentrierten 
Arbeiten hinsetzen wollte, kam immer irgendwer und lenkte mich mit 
Fragen ab oder telefonierte nebenan unfassbar laut. Ich erinnere mich an 
dumme Sprüche, die mir abends noch im Kopf herumspukten und wegen 
denen ich mich am nächsten Tag am liebsten im Bett verkrochen hätte. Und 
ich erinnere mich an Tage, an denen ich das Gefühl hatte, immer beschäftigt 
aussehen zu müssen, damit niemand auf die Idee kommt, ich könnte nicht 
genug zutun haben. 

Das Büro hat für manche Menschen noch nie gut funktioniert: für 
diejenigen, die Careverantwortung haben und deshalb nachmittags unter 
hämischen Kommentaren aus dem Büro hetzen müssen. Die einer 
marginalisierten Gruppe angehören und deshalb mit Diskriminierung zu 
kämpfen haben. Die eine Führungskraft haben, die jeden Schritt überwacht 
und die Nase rümpft, wenn man kurz nicht super gestresst aussieht. Die 
sich krank an ihren Schreibtisch schleppen, weil das so erwartet wird. Die 
introvertiert sind und nicht mit der ständigen Anwesenheit anderer 


Menschen klarkommen. Die sich mit Pendelwegen, Arbeitsplätzen und 
Aufgaben arrangieren müssen, die voller Barrieren sind. Es ist kein 
Wunder, dass es ausgerechnet Frauen und People of Color sind, die gerne 
weiterhin remote arbeiten wollen. Fast die Hälfte von ihnen würde nach 
einem neuen Job suchen oder kündigen, wenn sie Vollzeit zurück ins Büro 
kommen müsste. Ein Drittel der Frauen würde gerne vollständig remote 
arbeiten. Für Schwarze Beschäftigte wären 50 Prozent der Zeit im 
Homeoffice die ideale Lösung. [97] Bei ihnen nimmt das Gefühl der 
Zugehörigkeit zum Unternehmen zu, wenn sie im Homeoffice arbeiten 
können. [98] Der Grund: Mikroaggressionen und andere Formen der 
Diskriminierung fallen weg, die sie am Arbeitsplatz erlebt haben. 

Aber natürlich hat die Arbeit im Homeoffice auch andere Vorteile: Wer 
nicht am Arbeitsplatz sein muss, muss nicht pendeln, hat mehr freie Zeit 
und kann Job und Sorgearbeit besser unter einen Hut bringen. Gleichzeitig 
bringt flexibles Arbeiten neue Probleme mit sich: Stress, Entgrenzung, 
Überarbeitung. Wer zu Hause am Schreibtisch sitzt, arbeitet häufiger 
abends, hat eher das Gefühl, ständig erreichbar sein zu müssen, macht 
mehr unbezahlte Überstunden und schaltet schlechter ab. [99] Remote 
Work kann mehr Teilhabe schaffen - wenn diese Form des Arbeitens richtig 
gelernt und umgesetzt wird. Wenn wir es schlecht machen, landen wir in 
der schlimmsten Form von beidem: einer hybriden Mischung, die uns noch 
müder macht und neue Ungerechtigkeiten schafft. 


Was ist diese Flexibilität, von der allereden? 


Aber bevor wir ausführlicher über all das sprechen, müssen wir zuerst die 
Begriffe klären: Homeoffice, Remote Work, mobiles Arbeiten und Flexwork 
sind zwar ähnlich und werden oft synonym verwendet, aber es gibt doch 
Unterschiede. 


Homeoffice wird auf gut Deutsch auch Heim- oder Telearbeit genannt. 
Beschäftigte arbeiten in ihrem privaten Umfeld, also in der Regel zu Hause. 
Die Arbeitsstättenverordnung regelt dabei, dass Arbeitgeber”innen »fest 
eingerichtete Bildschirmarbeitsplätze im Privatbereich der Beschäftigten« 
zur Verfügung stellen müssen, wenn Telearbeit im Arbeitsvertrag verankert 
ist. [100] 

Damit ist Homeoffice eine sehr spezielle Form des mobilen Arbeitens. 
Mobiles Arbeiten bedeutet, dass ortsunabhängig gearbeitet werden kann: im 
Cafe, aus dem Zug, im Park, im Co-Working-Space oder eben auch zu 
Hause, Remote Work und Fernarbeit sind Synonyme dafür. Wer All Remote 
oder Full Remote ist, hat gar kein Büro mehr. 

Hybrides Arbeiten ist die Mischung, die für viele von uns vermutlich 
langfristig zur Realität wird: Teilweise arbeiten wir in Präsenz am 
Arbeitsplatz, teilweise remote. 

Flexibles Arbeiten oder Flexwork hingegen ist relativ schwammig. Oft 
wird damit mobiles Arbeiten bezeichnet, aber auch andere Formen von 
Flexibilität können gemeint sein, wie zum Beispiel flexible 
Arbeitszeitgestaltung. 


Auch wenn es oft so klingt, als wären jetzt ALLE immer im Homeoffice: Das 
stimmt natürlich nicht. Remote Work ist nicht für alle Beschäftigten 
möglich, sondern vor allem für diejenigen, die als Wissensarbeiter”innen in 
Büros arbeiten. Das ist in Deutschland ein gutes Drittel der Erwerbstätigen. 
[101] Viele von ihnen arbeiten, mittlerweile zumindest gelegentlich, im 
Homeoffice: 2021 galt das für ein Viertel aller Erwerbstätigen. Zehn Prozent 
arbeiteten sogar jeden Arbeitstag von zu Hause aus. Damit hat sich die Zahl 
derjenigen, die remote arbeiten können, gegenüber 2019 fast verdoppelt - 
ein Effekt der Corona-Pandemie. [102] 


Remote Work ist nicht mehr wegzudenken 


Die Katze ist aus dem Sack: Wer die Freiheit von Remote Work gespürt hat, 
will nicht mehr zurück - zumindest nicht komplett. Trotzdem versuchen 
Unternehmen weiterhin, ihre Leute zurückzuholen. Für sie hat es 
schließlich sehr gut funktioniert mit dem Büro: Alle waren vor Ort, man 
konnte ihnen beim Arbeiten zuschauen. In den letzten Jahren und 
Jahrzehnten wurde die Vorstellung, wie der perfekte (Büro-)Arbeitsplatz 
aussieht, stark vom Klischee der Silicon-Valley-Techbranche geprägt. 
Tischtennisplatten, kostenloses Mittagessen, ein Fitnessstudio am 
Arbeitsplatz - wer gute Mitarbeiter*innen anziehen wollte, musste ihnen 
auch etwas bieten. Der Deal war klar: Das Unternehmen macht dir dein 
Leben so einfach wie möglich, damit du so viel Zeit wie möglich mit deiner 
Arbeit verbringst. Kein Wunder also, dass es genau diese amerikanischen 
Technologiefirmen waren, die alles versucht haben, um ihre Leute wieder 
zurück auf den Campus zu bringen: Google hat die Sängerin Lizzo für ein 
Privatkonzert engagiert, bei Microsoft gab es eine Weinprobe. Andere 
Firmen lockten ihre Angestellten mit Happy Hours und Fitness-Kursen. 
[103] Aber die Prioritäten der Menschen haben sich verschoben. Viele haben 
gemerkt, dass all diese Sonderaktionen und Vergütungen eine Falle sind, die 
nur zu mehr und mehr Arbeit führt. 

Auch die Zahlen zeigen: Remote Work ist beliebt. Jose Maria Barrero ist 
Assistenzprofessor für Finanzen am Instituto Tecnolögico Autönomo de 
Mexico und Teil eines Projektteams, das regelmäßige Onlineumfragen zum 
Homeoffice durchführt. Er prognostiziert, dass nach Corona in den USA ein 
knappes Drittel der Beschäftigten hybrid arbeiten werden. Gut die Hälfte 
der Menschen wird weiterhin vollständig vor Ort arbeiten, und etwa 
15 Prozent komplett von zu Hause aus. Aber Remote Work ist nicht nur 
beliebt, sondern funktioniert auch gut: Vier von zehn Menschen sagen, dass 
sie im Homeoffice während der Pandemie effizienter gearbeitet hätten als 


im Büro. Barrero beziffert den Zuwachs an Produktivität durch einen 
bestehenden Wechsel zu Remote Work auf fünf Prozent. [104] Allerdings 
klafft zwischen der Wahrnehmung von Vorgesetzten und Angestellten eine 
große Lücke: Weltweit sagen 87 Prozent der Mitarbeitenden, dass sie hybrid 
produktiv arbeiten. Gleichzeitig vertrauen 85 Prozent der Führungskräfte 
nicht darauf, dass ihre Angestellten hybrid produktiv sind. [105] 


Arbeitgeber”innen, die künftig kein Homeoffice möglich machen, werden 
Angestellte verlieren. Wer seine Beschäftigten fünf Tage pro Woche zurück 
ins Büro ruft, würde ein gutes Drittel dazu bringen, sich nach einem neuen 
Job umzusehen. Sieben Prozent würden sogar sofort kündigen. [106] Eine 
Freundin meinte kürzlich zu mir: »Wenn meine Firma wirklich will, dass ich 
50 Prozent meiner Zeit im Büro verbringe, obwohl das in meinem Job gar 
keinen Sinn macht, dann muss ich mir wohl etwas anderes suchen.« 

Vor allem junge Menschen möchten weiterhin remote arbeiten: Drei 
Viertel der Gen Z und der Millennials bevorzugen ein hybrides oder remotes 
Arbeitsmodell. Sie sagen, dass sie so Geld sparen und mehr Zeit für andere 
Dinge haben, dass sie ihre Familie häufiger sehen und ihre Arbeit einfacher 
erledigen können. Außerdem wirke sich Remote Work positiv auf ihre 
mentale Gesundheit aus. Allerdings sagt ein Fünftel auch, dass es 
schwieriger sei, remote eine Beziehung zu Kolleg*innen aufzubauen. [107] 


Der Versuch, die Leute zurück ins Büro zu locken 


Auch wenn der Wunsch der Beschäftigten klar ist, wollten viele 
Unternehmen lange nicht lockerlassen. Apple beispielsweise versuchte seit 
Juni 2021 immer wieder, seine Angestellten an drei Tagen pro Woche zurück 
ins Büro zu bekommen. [108] Wegen steigender Corona-Zahlen wurde die 
Rückkehr allerdings immer wieder verschoben. Anfang 2022 lautete der Plan 


so: Ab Mai seien Montag, Dienstag und Donnerstag feste Bürozeiten für alle 
Mitarbeiter”innen. Diese Ankündigung stieß auf Widerstand. Ian 
Goodfellow, Apples Director of Machine Learning, kündigte sogar. »Ich 
glaube stark daran, dass mehr Flexibilität die beste Richtlinie für mein Team 
gewesen wäre«, schrieb Goodfellow in einer E-Mail an seine Kolleginnen. 
Er wechselte zur Google-Schwester DeepMind. [109] 

Eine Gruppe von Mitarbeitenden protestierte unter dem Slogan Apple 
Together in einem offenen Brief gegen die Pläne: »Unsere Vision für die 
Zukunft der Arbeit entfernt sich weiter und weiter von der unseres 
Führungsteams«, heißt es darin. Apples Regelungen zu hybrider Arbeit 
seien nur von Angst getrieben: Angst vor der Zukunft der Arbeit, Angst vor 
der Autonomie der Mitarbeitenden, Angst davor, die Kontrolle zu verlieren. 
»Wir bitten nicht darum, dass alle dazu gezwungen werden, von zu Hause 
zu arbeiten. Wir bitten darum, dass wir selbst entscheiden können, welche 
Art von Vereinbarung am besten für uns alle passt«, schreiben sie. »Hört 
auf, uns wie Schulkinder zu behandeln, denen man sagen muss, wo und 
wann sie ihre Hausaufgaben machen müssen.« [110] Die zweite 
Omikronwelle pausierte die Pläne, wer sich im Büro unwohl fühlte, durfte 
erst mal weiter remote arbeiten. [111] Im September 2022 startete das 
Unternehmen dann einen neuen Rückkehr-Versuch - mit zu erwartendem 
Widerstand der Belegschaft. [112] Ein Hin und Her zwischen Angestellten 
und Konzern, das vermutlich weiter anhalten wird. 

Wer weiterhin auf die Präsenz im Büro bestand, war Elon Musk. Der 
Tesla-CEO drohte seinen Mitarbeiter”innen im Juni 2022 quasi mit der 
Kündigung, [113] wenn sie nicht zurück ins Büro kämen: »Wer remote 
arbeiten möchte, muss für ein Minimum (und ich meine *Minimum”) von 
40 Stunden pro Woche im Büro sein oder Tesla verlassen.« Das sei weniger, 
als er von Fabrikarbeiter*innen verlange, schrieb Musk in einer E-Mail. Der 
Betreff: »Remote Work ist nicht länger akzeptabel«. Es werde zwar einige 
Ausnahmen geben, die er allerdings selbst überprüfen und genehmigen 


werde. In einer weiteren Mail mit dem Betreff »Um super deutlich zu sein« 
präzisierte Musk, für wen das besonders gelte: Wer eine leitende Position 
habe, müsse umso stärker präsent sein. Natürlich gebe es andere 
Unternehmen, die das nicht verlangten, aber die hätten alle auch ziemlich 
lange keine großartigen neuen Produkte mehr herausgebracht - so 
zumindest die Argumentation von Musk. Dass hinter diesen Mails 
allerdings eine andere Strategie steckte, zeigte sich zwei Tage später. Dann 
verkündete Musk, wegen der Wirtschaftslage zehn Prozent der rund 100000 
angestellten Mitarbeiter*innen entlassen zu müssen. Dass er so auf die 
Präsenz pochte, war wohl sein Versuch, Kündigungen zu provozieren, um 
weniger Leute aktiv entlassen zu müssen. [114] 


Sind es also genau die Konzerne, die unsere Arbeitskultur der vergangenen 
Jahre geprägt haben, die jetzt besonders stark auf die Rückkehr ins Büro 
pochen? Die Antwort ist ... Jein. Es gibt auch Gegenbeispiele. Airbnb ist eines 
davon. CEO Brian Chesky glaubt sogar, dass Remote Work »in zehn Jahren 
fur uns alle die vorherrschende Art zu arbeiten sein wird« — und dass das 
Silicon Valley hier auch vorangehen sollte. Wer da nicht mitmache, könne 
nicht mehr die besten Leute einstellen und würde so an Diversität verlieren. 
Deshalb erlaubt Airbnb seinen Mitarbeiter*innen, überall zu leben und zu 
arbeiten (und dabei idealerweise Airbnbs anzumieten). In einer Mail an sein 
Team schreibt er: Es sei klar, dass Flexibilitat ftir Airbnb funktioniere, das 
habe er in den vergangenen zwei Jahren gesehen. »Ich vertraue euch, und 
Flexibilitat funktioniert nur, wenn du den Menschen in deinem Team 
vertraust.« Gleichzeitig wisse er auch, dass Kreativarbeit und Kollaboration 
in manchen Fallen am besten funktioniere, wenn man im selben Raum sei. 
»Die richtige Losung sollte das Beste der digitalen Welt und das Beste der 
physischen Welt verbinden«, schreibt Chesky. 

Deshalb dürfen Airbnb-Angestellte in der Regel remote arbeiten, im 
eigenen Land überall hin umziehen, und auch aus anderen Ländern 


arbeiten. Regelmäßige Treffen soll es weiterhin geben, dafür sollen 
Beschäftigte ungefähr eine Woche pro Quartal einplanen. Nun ist das 
Reisen quasi die DNA von Airbnb. Chesky selbst hat einige Monate lang aus 
Airbnbs in verschiedenen Städten gearbeitet. In einem Interview erzählt er 
von Stationen in Atlanta, Nashville, Charleston, Miami, Los Angeles, 
Colorado, Boston, Chicago und Vancouver. [115] Als er gemerkt habe, dass 
das für ihn funktioniere, dachte er sich: Dann müsste das auch für viele 
andere funktionieren. Chesky selbst hat keine Care-Verantwortung für 
Kinder oder pflegebedürftige Angehörige und ist nur mit seinem Golden 
Retriever von Stadt zu Stadt gezogen. Für die meisten Menschen ist dieses 
Nomadentum nicht realistisch: Sie haben familiäre Verpflichtungen oder 
können sich die ständige Reiserei nicht leisten. Nicht für alle ist ein Visum 
für ein anderes Land eine Selbstverständlichkeit. Manche Menschen haben 
körperliche Einschränkungen, die ihnen das Reisen erschweren. Das Modell 
von Airbnb wird die Ausnahme bleiben, auch wenn Remote Work zunimmt. 
Zwar hat die Arbeit von überall viele Vorteile - kann aber auch zu neuen 
Problemen führen. In der Tech-Branche in Afrika beispielsweise herrscht 
Angst vor einem Brain Drain, also dem Verlust von hochqualifizierten 
Arbeitskräften. »Ich kann die Zahl von Programmierer*innen, von denen ich 
weiß, dass sie voll remote mit globalen Kund*innen arbeiten, nicht mehr 
zählen, oder die, die ganz weggezogen sind«, schreibt die nigerianische 
Investorin Amaka Okechukwu Opara. [116] Sie glaubt, dass afrikanische 
Fachkräfte - insbesondere in der Tech-Branche - weltweit dabei helfen 
könnten, Lücken zu schließen, die durch die alternde Bevölkerung in vielen 
Ländern entstehen. Gleichzeitig müssten Unternehmen auf dem 
afrikanischen Kontinent daran arbeiten, mit ausländischen Konzernen 
konkurrieren zu können: Indem sie etwa flexible Arbeitsmodelle, Elternzeit 
und Krankenversicherung anbieten, ihre Unternehmenskultur inklusiver 
gestalten oder Unternehmensanteile an ihre Mitarbeiter*innen vergeben. 


Auch in ländlichen Regionen auf anderen Kontinenten kann Remote 
Work Chancen für Beschäftigte bieten, die so mehr Optionen bei der 
Jobwahl haben. Unternehmen können ihren Pool an Talenten über die 
Region hinaus vergrößern. Wer sich dem Homeoffice verweigert, wird 
künftig hingegen Probleme haben, gute Mitarbeiter*innen für 
Präsenzstellen zu finden. 

Airbnb-Chef Chesky spricht das ebenfalls an: Flexbilität ermögliche es, 
Berufe für mehr Menschen zugänglich zu machen. Die Arbeit passt sich so 
ans Leben an, der Wohnort ist auf einmal nicht mehr ausschlaggebend 
dafür, ob man eine Stelle antreten kann. Ein zweiter Punkt, den er macht, 
ist ebenfalls von großer Bedeutung: Dass es Regeln braucht, damit Remote 
Work funktionieren kann, ohne dass Zusammengehörigkeitsgefühl und 
Unternehmenskultur vollständig flöten gehen. 


Wir brauchen ein neues Regelwerk 


Einfach nur alle ins Homeoffice zu schicken oder hybride Arbeit 
einzuführen, ohne darüber nachzudenken, wie das genau ablaufen soll, ist 
keine gute Idee. Klar, als es sein musste, funktionierte es. Doch für viele 
Leute funktionierte es mehr schlecht als recht. Für knapp ein Drittel der 
Beschäftigten hat 2021 im Homeoffice die Arbeitsbelastung zugenommen. 
Zugegeben, Homeoffice während Corona war auch nicht die Form von 
mobilem Arbeiten, die wir in Zukunft flächendeckend sehen werden. 
Stattdessen war die Zeit geprägt von Homeschooling und Kinderbetreuung, 
mit wenig Möglichkeiten, das Haus zu verlassen. Doch selbst im Lockdown 
zeigten sich Unterschiede darin, wie gut Homeoffice für einige Menschen 
funktioniert hat - oder wie wenig für andere. Die Arbeitsbelastung nahm 
zum Beispiel zu, wenn es keine technische Unterstützung oder 
angemessene Schulungen für neue digitale Arbeitsmittel gab oder wenn 


neue Software eingesetzt wurde. Probleme gab es auch, wenn die Wohnung 
für die Arbeit von zu Hause nicht geeignet oder wenn die Kinderbetreuung 
erschwert war. [117] 

Gleichzeitig hat der Wechsel ins Homeoffice während Corona die 
traditionellen Rollenbilder noch weiter verstärkt: Frauen wechselten 
häufiger ins Homeoffice, während die Männer weiterhin Präsenz zeigten 
(und Karriere machten). Frauen arbeiteten häufiger zu unüblichen Zeiten 
und weniger effizient, wenn sie Kinder betreuen mussten. [118] 

Wenn wir nicht aufpassen, übertragen sich die Probleme der alten 
Arbeitswelt auf die Remote-Welt. Damit Arbeit künftig unabhängig vom Ort 
funktioniert, braucht es deshalb Regeln. Wenn alle gemeinsam an einem 
Arbeitsplatz sitzen, transportiert sich die Art, wie dort gearbeitet wird, fast 
von alleine: Man kann sich abschauen, wie die anderen mit Mittagspausen, 
Meetings und Feedback umgehen. Wenn es keinen gemeinsamen Arbeitsort 
mehr gibt, fällt dieses Abschauen weg. Dann müssen Regeln, die vorher 
implizit waren, explizit gemacht werden. 

In ihrem Buch Out of Office unterscheiden die Journalist*innen Anne Helen 
Petersen und Charlie Warzel in diesem Kontext zwischen boundaries, also 
Grenzen, und guardrails, also Leitplanken: [119] »Eine Leitplanke ist 
konzeptionell anders als eine Grenze. Grenzen kann man sich als neutrale, 
dehnbare Abgrenzungen vorstellen, wie eine Grundstücksgrenze: Sie sind 
dem bulligen Sattelschlepper nicht gewachsen, der den Druck darstellt, all 
deine Zeit mit Arbeit zu füllen.« Leitplanken hingegen seien mit dem 
Verständnis konstruiert, dass wir Schutz brauchen. »Nicht, weil wir 
schwach oder undiszipliniert wären, sondern weil die Mächte, die heute 
Arbeit fordern - besonders angesichts unserer Besessenheit mit Wachstum 
und Produktivität -, in ihrer Zerstörungskraft willkürlich sind. Sie machen 
unsere besten Absichten platt und schöpfen Kraft aus unserer Prekarität.« 
Grenzen sind persönlich, Leitplanken strukturell. »Wenn du zum Beispiel 
jemandem sagst, >arbeite einfach wo du willst, wann du willst«, inklusive im 


Büro, dann gibt es die reelle Möglichkeit, dass Leute, die so arbeiten wie ihre 
Führungskräfte oder die häufiger im Büro auftauchen, als engagierter 
wahrgenommen werden.« Ohne Leitplanken, so Petersen und Warzel, 
würden sich die Hierarchien des alten Büros einfach reproduzieren: 
»Flexibilität in der postpandemischen Welt wäre dann nur derselbe große, 
formlose Klecks Arbeit, der dieselben Leute bevorzugt, die schon immer 
bevorzugt wurden«, nämlich Menschen ohne Sorgeverantwortung oder 
extrovertierte Menschen, die persönliche Interaktion nicht ermüdet. 

Im Lockdown-Homeoffice haben viele von uns die Grenzen überschritten: 
immer mehr Meetings, immer mehr E-Mails, immer mehr Arbeit. Die 
wöchentliche Zeit, die Wissensarbeiter”innen im Schnitt in Meetings 
verbringen, ist um 252 Prozent angestiegen. Das zeigen Studien von 
Microsoft. Gut, einige Firmen werden Microsofts Meeting- und 
Chatsoftware Teams auch stärker genutzt haben als vorher - und natürlich 
sind viele Meetings, die vorher vor Ort stattgefunden haben, auf einmal 
digital geworden. Aber auch andere Indikatoren bestätigen, dass viele 
Menschen mehr gearbeitet haben. Der durchschnittliche Arbeitstag ist um 
13 Prozent oder 46 Minuten länger geworden. [120] Auch nach Feierabend 
und am Wochenende wird mehr gearbeitet. Eine Freundin sagte zu mir, 
dass sie schon vorher das Gefühl gehabt hätte, nicht mehr Meetings in ihren 
Kalender quetschen zu können, und dass sich das seit Pandemiebeginn noch 
mal verschärft habe. Mittlerweile hat sie Meetings, die sich mit anderen 
Meetings zeitlich überschneiden - und zwar nicht nur ab und zu, sondern 
regelmäßig. Um bei allen dabei zu sein, müsste sie sich klonen. 

Außerdem verschmelzen im Homeoffice die Grenzen zwischen Arbeit 
und Freizeit. Früher gab es zwei Spitzenzeiten pro Tag, in denen besonders 
viel gearbeitet wurde, nämlich vor der Mittagspause und nach der 
Mittagspause. Mittlerweile ist eine dritte Spitze dazugekommen: Knapp ein 
Drittel arbeitet zwischen 18 und 20 Uhr. »Die dritte Spitze unterscheidet 
sich von den anderen beiden Spitzen, weil sie die Frage stellt: Geht es um 


Flexibilität oder darum, dass Arbeit in die persönliche Freizeit eindringt?«, 
fragt Shamsi Igbal, die bei Microsoft Research zu Produktivität forscht. [121] 
Auch ich habe im Homeoffice anfangs quasi immer gearbeitet. Warum 

auch nicht? Chat-Nachrichten am Abend, E-Mails am Wochenende, 
Meeting nach Meeting nach Meeting - getragen von der Hoffnung, dass 
genug Zeit sein würde, um zwischendurch mal kurz aufs Klo zu rennen. Ich 
hätte die Chance dazu gehabt, meine Grenzen zu verteidigen: Ich hatte eine 
Führungsposition, eine verständnisvolle Vorgesetzte. Trotzdem habe ich 
nicht Nein gesagt, und mich so konsequent überarbeitet. Die Kraft, dagegen 
anzukommen, muss man erst mal haben - und das Privileg, Nein sagen zu 
dürfen. Vor allem Frauen, People of Color und andere marginalisierte 
Gruppen haben dieses Privileg oft nicht. 


Die Realität von Remote Work 


Wie also kann Remote Work erfolgreich umgesetzt werden? Ich frage bei 
Wildling nach, einem Startup für Barfußschuhe. Offiziell hat Wildling 
seinen Unternehmenssitz in Engelskirchen im Bergischen Land - mit dem 
Zug ungefähr eine Dreiviertelstunde von Köln entfernt. Aber es gibt in 
Engelskirchen kein großes Büro. Stattdessen arbeiten die Mitarbeiter*innen 
remote — und zwar schon immer. Entstanden sei dieses Modell »durch 
Zufall«, sagt Mitgründerin Anna Yona. Sie hat Wildling 2015 gemeinsam mit 
ihrem Mann Ran gegründet. Die beiden haben drei Kinder und bei der 
Gründung gemerkt, dass es viel einfacher ist, ohne Pendelwege zu arbeiten. 
»Das ermöglicht uns viele Freiheiten, und wir wollten diese Freiheiten gerne 
weitergeben«, sagt Anna. Also führten sie für ihre Mitarbeiter*innen 
Remote Work ein, »auch, weil wir gar kein Büro haben wollten«, sagt Anna. 
Denn wenn sie ein Büro hätten, müssten sie daja auch auftauchen. 


Aber wie ist es, wenn das Team komplett verstreut ist? Wie stellen Anna 
und Ran sicher, dass der Arbeitsalltag funktioniert? »Wir haben sehr schnell 
gemerkt, dass wir gewisse Prozesse brauchen, die uns helfen, weiterhin gut 
zusammenzuarbeiten«, sagt Anna. Damit meint sie auf der einen Seite 
Prozesse im Projektmanagement, aber auch kulturelle Prozesse. 
Verständnis füreinander, klare Absprachen, Vereinbarungen zu Arbeitszeit 
und Pausen. »Feierabend ist Feierabend, Wochenende ist Wochenende«, 
sagt Anna. »Es ist nicht so, dass wir das unbedingt tracken und genau 
wissen wollen, wie viel du gearbeitet hast.« Aber ihre Mitarbeiter*innen 
sollten dies für sich selbst durchaus im Blick haben. Wenn jemand zu viele 
Überstunden mache, aus dem Urlaub oder krank arbeite, würden die 
Führungskräfte nachfragen. »Es ist wichtig, dass man gegenseitig auf sich 
achtet«, sagt Anna. 

Bei Wildling sind 75 Prozent der Belegschaft und der Führungskräfte 
Frauen. Eine von ihnen ist Scarlett Faißt. Sie arbeitet seit 2017 bei Wildling 
und trägt den ziemlich einzigartigen Titel Feminism Ambassador. Scarlett 
hat zwei Kinder, ist alleinerziehend, arbeitet Vollzeit und ist froh, dass sie in 
ihren Tag nicht auch noch Pendelwege zu einem festen Arbeitsort einbauen 
muss. »Für mich bedeutet Remote Work, dass ich mehr Stunden effektiv 
arbeiten kann«, sagt sie. Die Betreuungszeiten ihrer Kinder seien begrenzt. 
Würde sie Vollzeit in einem Büro arbeiten, wäre das schwierig: »Weil ich 
alleine verantwortlich bin, wäre es mir einfach nicht möglich, alle anderen 
Zeiten abzudecken.« Weil sie remote arbeitet, kann sie flexibler planen, 
etwa wenn vormittags ein Termin mit ihren Kindern ansteht. Die Arbeit im 
Homeoffice kommt ihr auch sonst entgegen, sagt Scarlett: So könne sie 
individueller schauen, wann sie sich gerade gut konzentrieren kann, wann 
sie anfängt, wann sie eine Pause macht, wann sie aufhört. »Das birgt 
natürlich auch die ein oder andere Gefahr, aber für mich überwiegen die 
Vorteile«, sagt sie. 


Wer von zu Hause arbeitet, muss diszipliniert sein: Gerade bei Aufgaben, 
die zeitlich flexibel erledigt werden können, ist es wichtig, sich nicht zu 
verzetteln - nur weil die Wäsche gewaschen oder die Spülmaschine 
eingeräumt werden müsste. Gleichzeitig ermöglicht die Arbeit von zu 
Hause, nebenbei schnell was zu essen zu kochen oder kurz bei den 
Hausaufgaben zu helfen, wovon vor allem Eltern profitieren. 

Während der Hochphase von Corona war das allerdings anders. Zum 
Homeoffice kam Homeschooling. Die Belastung von Eltern in dieser Zeit 
war enorm. Mehr als die Hälfte der Mütter und rund 45 Prozent der Väter in 
Deutschland fühlten sich in dieser Zeit äußerst oder stark belastet. 
Psychische Beschwerden nahmen bei Paaren mit Kindern sowie bei 
Alleinerziehenden deutlich zu. Überhaupt: Die Situation von 
Alleinerziehenden war besonders schwierig. Sie stellen ungefähr jede fünfte 
Familie mit Kindern in Deutschland, in 90 Prozent der Fälle ist das 
alleinerziehende Elternteil die Mutter. Alleinerziehende verdienen 
tendenziell weniger und haben ein erhöhtes Armutsrisiko. Die Pandemie 
erschwerte ihre Lage noch: Alleinerziehende nutzen häufiger 
Kinderbetreuung, die jetzt wegfiel. Sie mussten alles alleine stemmen: 
Arbeit, Kinderbetreuung, Homeschooling, Haushalt. Dazu kam die Sorge, 
selbst krank zu werden und sich nicht mehr um die eigenen Kinder 
kümmern zu können. [122] Die Flexibilität von Homeoffice, sie reichte für 
Scarlett in dieser Phase nicht aus. »Es war überhaupt nicht zu schaffen, 
weiterzuarbeiten und parallel die gesamte Beschulung und Kita-Betreuung 
in einem Haushalt zu managen. Das war unmenschlich, was da zu leisten 
war«, sagt sie. Was ihr geholfen hat: ihre Stundenzahl um 25 Prozent zu 
reduzieren - bei gleicher Bezahlung. Ein Angebot von Wildling, um Eltern 
durch diese schwierige Zeit zu bringen, und ein gutes Beispiel für eine echte 
Leitplanke. 


Wie Leitplanken jenseits von Krisensituationen aussehen können, zeigt ein 
Beispiel aus den USA, nämlich das Software-Unternehmen Github. Die 1500 
Mitarbeiter*innen leben in mehr als 65 Ländern und arbeiten schon immer 
remote. All Remote nennt Github das, weil es klarmacht, »dass alle Team- 
Mitglieder gleich sind. Niemand, auch nicht das Führungsteam, trifft sich 
jeden Tag persönlich.« Es gibt kein physisches Büro, keinen Hauptsitz, an 
dem sich ein Teil der Beschäftigten - oder das Führungsteam - trifft, 
während andere möglicherweise außen vor bleiben. Alle können arbeiten, 
wo auch immer sie möchten. Keine Region, keine Zeitzone ist wichtiger als 
die andere. 

Damit das funktioniert, gibt es klare Richtlinien und sogar ein Remote- 
Manifest, das öffentlich einsehbar ist. [123] Darin steht zum Beispiel, dass 
Menschen überall auf der Welt eingestellt werden können und dass es 
flexible Arbeitszeiten gibt. Dass Wissen schriftlich festgehalten und 
Informationen öffentlich geteilt werden. Dass Dokumente von allen 
bearbeitet werden können und dass asynchron kommuniziert wird. Darren 
Murph, dessen offizieller Jobtitel Head of Remote lautet, sagt: »Die Karriere 
sollte folgen, egal wohin dich dein Leben führt.« Und in einer All-Remote- 
Umgebung »geht dein Job mit dir, wenn Veränderungen in deinem Leben 
passieren«. 

Github geht sehr offen damit um, wie im Unternehmen gearbeitet wird, 
welche Vorteile All Remote bringt - und welche Probleme: Einsamkeit. 
Fehlende Kommunikation. Neue Kolleg*innen einzuarbeiten ist schwieriger 
und bedarf mehr Planung. Für das eigene Zeitmanagement sind alle selbst 
verantwortlich. Die klare Trennung zwischen Arbeit und Privatleben muss 
selbst gezogen werden. Für viele dieser Probleme hat Github ebenfalls 
Lösungen veröffentlicht, die allerdings mehr nach boundaries klingen als 
nach guardrails: »Eine Kultur zu etablieren, die Burnout verhindert, beginnt 
ganz oben«, steht da zum Beispiel. Dass Ergebnisse gemessen werden, keine 
Arbeitsstunden. Dass Teammitglieder ihre Urlaubstage nehmen sollen, und 


mit ihren Vorgesetzten sprechen, falls sie bei sich selbst Anzeichen von 
Burnout erkennen. 

Man merkt, dass Github immer noch ein Tech-Unternehmen aus dem 
Silicon Valley ist. Produktivität ist das Ziel - egal, wie der Weg dorthin 
aussieht. Trotzdem glaube ich, dass einige Teile des Remote-Manifests 
durchaus sinnvoll sind: Weil sie klar zeigen, dass es keinen Sinn macht, das 
Büro nachzuahmen, sondern dass es ganz neue Arbeitsweisen braucht. 

Vorgesetzte müssen remote anders führen: Sie sollten sichtbar und 
ansprechbar sein, transparent agieren und offen kommunizieren. Gerade 
wenn man nicht im selben Gebäude arbeitet, sind regelmäßige Eins-zu- 
Eins-Meetings wichtig, um Vertrauen zu schaffen. Delegieren muss sein, 
jeden Schritt kontrollieren hingegen geht gar nicht. 

Es braucht Regelungen dafür, wie gute Arbeit bewertet wird, damit nicht 
die Person befördert wird, die am häufigsten im Büro aufschlagt und am 
Schreibtisch neben der Führungskraft sitzt. Es muss klar sein, dass auch zu 
Hause nicht krank gearbeitet wird, dass es okay ist, sich um seine Familie zu 
kümmern und dass durchgearbeitete Nächte und überlange Tage nicht 
erwünscht sind. Ständige Erreichbarkeit darf nicht verlangt werden. 

Auch die Kommunikation muss bei Remote Work anders ablaufen. Sie 
funktioniert oft asynchron, also per E-Mail, über Chats wie Slack oder 
Teams, oder per Sprachnachricht. Doch auch dabei sollten gewisse Regeln 
befolgt werden: Welches Format ist am sinnvollsten? Kommuniziere ich 
klar? Hat die Person am anderen Ende das Wissen, das sie benötigt? Könnte 
ich falsch verstanden werden? Muss ich eine andere Person unbedingt jetzt 
unterbrechen oder kann es warten? 

Meetings sind gut, um gewisse Dinge in Echtzeit zu klären, aber auch sie 
brauchen Regeln: Wenn Videocalls aufgenommen und Ergebnisse von 
Meetings verschriftlicht werden, ist die Teilnahme nicht mehr zwingend für 
alle nötig. Wenn Informationen schriftlich festgehalten und für alle im 
Unternehmen verfügbar sind, wird es schwieriger, Macht zu horten - und 


einfacher, selbst Antworten auf Fragen zu finden. Meetings, die kein klares 
Ziel oder eine Agenda haben, sollten gar nicht erst stattfinden. Zu spät 
anfangen oder überziehen ist ein No-Go. Hybride Termine, bei denen ein 
Teil der Teilnehmenden in einem Raum ist und ein Teil remote zugeschaltet, 
sollten vermieden werden. Wenn sie doch nötig sind, sollte sich jede Person 
einzeln mit ihrem Laptop einwählen. 

Bei Github haben alle Mitarbeiter*innen ein eigenes Profil, in dem nicht 
nur Details zur Person stehen, sondern auch, wie diese Person am besten 
arbeitet und welche Kommunikationsformen sie bevorzugt. Bei Darren 
Murph, dem Head of Remote, steht beispielsweise, dass er Adoptivvater ist 
und gerne alle Fragen rund um Adoption beantwortet, dass er lieber 
Abwechslung als Routine in seinem Arbeitstag hat, dass er häufig 
Dankbarkeit ausdrückt und das ernst meint und dass man nicht beleidigt 
sein soll, wenn er nicht schnell auf Nachrichten reagiert, da er lange 
Zeitfenster ohne Unterbrechungen für konzentriertes Arbeiten bevorzugt. 

[124] 


Gute Kommunikation kann auch remote für ein Gemeinschaftsgefühl 
sorgen. Ich habe jahrelang mit Menschen gearbeitet, die auf der ganzen 
Welt verstreut gelebt haben. Mit vielen von ihnen bin ich heute noch sehr 
gut befreundet. Wir vertrauen einander, können offen über Probleme 
sprechen und auch wenn wir uns sehr freuen, uns »in echt« zu sehen, war 
die Entfernung nie ein Hindernis. Warum? Weil wir aktiv und bewusst 
daran gearbeitet haben. Weil wir regelmäßige Videocalls vereinbart haben, 
in denen es nicht um irgendein Projekt ging, sondern darum, voneinander 
zu lernen und uns gegenseitig zu helfen. Weil wir uns anlasslos 
zwischendurch Nachrichten geschickt haben, nur um zu hören, wie es der 
anderen Person gerade geht. Weil wir uns die Zeit genommen haben, wenn 
jemand von uns ein Problem hatte. Weil wir uns zugehört und so eine 
Beziehung aufgebaut haben. Das ist besonders wichtig, wenn neue 


Mitarbeiter“innen remote eingearbeitet werden. Hier wird das Büro immer 
als bessere Lösung präsentiert, aber auch vor Ort kann man sich in einem 
neuen Job alleine gelassen und ignoriert fühlen. Eine gute Idee ist es zum 
Beispiel, neuen Teammitgliedern klare Ansprechpartner”innen zuzuweisen, 
die bei Fragen und Problemen helfen können. Oder ihnen eine Liste mit 
anderen Leuten im Unternehmen zu geben, die für (virtuelle) Kaffeetermine 
bereitstehen. Oder ein klarer Plan, was bis wann gelernt werden muss und 
Unterstützung dabei, diese Ziele zu erreichen. 

Am Ende zählt vor allem eins: Vertrauen - und Kontrolle gegen Vertrauen 
einzutauschen. Einige Unternehmen nutzen Überwachungssoftware, um 
sicherzustellen, dass ihre Angestellten wirklich arbeiten: Da wird getrackt, 
was in die Tastatur eingetippt wird, es werden Fotos über die Webcam 
geschossen oder Screenshots vom Bildschirm gemacht. Nicht nur 
datenschutzrechtlich problematisch, sondern auch grundsätzlich: Wer will 
wirklich für ein Unternehmen arbeiten, das seinen eigenen Leuten so wenig 
vertraut? »Wenn du nicht gerade eine Fabrik im 19. Jahrhundert leitest und 
in einem Glasbüro über Arbeiter”innen sitzt, die Geräte zusammenbauen, 
dann ist die ultimative Kontrolle über das, was deine Mitarbeitenden tun 
oder nicht tun, genauso weit entfernt wie die industrielle Ära«, schreibt 
Tsedal Neeley, Professorin für Betriebswirtschaft an der Harvard Business 
School. [125] Für viele Unternehmen und Vorgesetzte dürfte das die größte 
Hürde sein. 

Aber Vertrauen ohne Regeln reicht auch nicht - denn dann kann Remote 
Work zu Ausbeutung führen. Zeiterfassung ist so ein Beispiel. Beschäftigte, 
die ohne Zeiterfassung im Homeoffice arbeiten, machen bei einer 
Vollzeitstelle im Schnitt 3,5 Überstunden pro Woche. Wenn sie selbst ihre 
Arbeitszeit dokumentieren, machen sie drei Überstunden pro Woche. Und 
wenn das Unternehmen die Arbeitszeit dokumentiert? Sinken die 
Überstunden auf zwei pro Woche. Gleichzeitig erholen sich die 
Beschäftigten besser, wenn die Arbeitszeit betrieblich erfasst wird. In 


Unternehmen mit Betriebsrat oder Tarifvertrag gibt es eine größere Chance 
auf eine solche Arbeitszeiterfassung: In knapp einem Drittel der 
Unternehmen mit Betriebsrat wird die Arbeitszeit im Homeoffice 
betrieblich erfasst, aber nur in 19 Prozent der Unternehmen, die keine 
Vertretung der Arbeitnehmer”innen haben. [126] Wie Remote Work 
ausgestaltet wird, ist also auch eine Sache, bei der die Mitarbeiterinnen 
mitsprechen sollten - was nicht heißt, dass im Homeoffice feste 
Arbeitszeiten von neun bis fünf zementiert werden müssen. Schließlich ist 
die Flexibilität ja gerade einer der Vorteile. Aber flexibel heift eben nicht, 
dass die Arbeit unendlich ist. 

Hier wird sich in den kommenden Monaten allerdings einiges ändern 
müssen: Das Bundesarbeitsgericht hat im September 2022 geurteilt, dass 
Arbeitgeber*innen die Arbeitszeit ihrer Beschäftigten systematisch erfassen 
müssen. [127] Ein ähnliches Urteil hatte der Europäische Gerichtshof 
bereits 2019 gefällt. [128] Dies gilt es jetzt umzusetzen - und für die Zukunft 
der Arbeit anzupassen. 

Auch in anderen Ländern wird der rechtliche Rahmen ausgelotet. In den 
Niederlanden soll Homeoffice zum Rechtsanspruch werden. Damit müssten 
Arbeitgeber”innen triftige Gründe anführen, um ihren Beschäftigten die 
Heimarbeit zu verbieten. [129] Bereits jetzt ist Remote Work in den 
Niederlanden stark verbreitet: 2021 haben 54 Prozent der Beschäftigten 
zumindest zeitweise im Homeoffice gearbeitet. Aber eine Anfrage von 
Mitarbeiter*innen konnte bisher ohne Angabe von Gründen abgelehnt 
werden. In Deutschland steht ein sogenannter »Erörterungsanspruch« im 
Koalitionsvertrag der Ampelregierung: Dann könnte dem Wunsch nach 
mobilem Arbeiten künftig nur noch widersprochen werden, »wenn 
betriebliche Belange entgegenstehen«. Außerdem soll mobile Arbeit für 
deutsche Beschäftigte »EU-weit unproblematisch möglich sein«. [130] Ein 
konkretes Gesetz steht noch aus. 


Das Europäische Parlament hat 2021 außerdem entschieden, das 
sogenannte Recht auf Nichterreichbarkeit auf den Weg zu bringen. [131] 
Dieses muss von der EU-Kommission jetzt in einen rechtlichen Rahmen 
gegossen werden - und dann von den Mitgliedstaaten umgesetzt. Damit 
sollen Beschäftigte, die remote oder von zu Hause arbeiten, das Recht 
bekommen, zu bestimmten Zeiten nicht erreichbar zu sein: Außerhalb der 
Arbeitszeit, am Wochenende, an Feiertagen, im Urlaub. Keine Telefonate, 
keine E-Mails, keine digitale Kommunikation. In Frankreich gibt es ein 
solches Recht auf Abschalten bereits seit 2017. Allerdings ist das sogenannte 
El-Khomri-Gesetz — benannt nach der Arbeitsministerin, die es eingeführt 
hat - nicht besonders stark: Es gibt keine Sanktionen bei Verstößen, und 
wie genau ein Unternehmen das Recht verankert, wird zwischen 
Arbeitgeber*innen und Vertreter*innen der Beschäftigten ausgehandelt. 

[132] Eher eine Grenze als eine echte Leitplanke. Ein anderes Gesetz in 
Frankreich hingegen ist eine ziemlich klare Leitplanke: Mitarbeitende in 
Büros dürfen ihr Mittagessen nicht am Schreibtisch essen, sondern müssen 
zum Essen raus. Kein »Sad Desk Lunch« also (außer wenn gerade Pandemie 
ist und das Gesetz deshalb ausgesetzt wird). Remote gilt das allerdings 
nicht - deshalb braucht es auch hier klare Leitplanken, um zu vermeiden, 
dass die Mittagspause einfach durchgearbeitet wird. Schließlich wissen wir: 
Pausen sind nötig, um gesund zu arbeiten. 

Bei aller Liebe für Remote Work: Es gibt natürlich trotzdem gute Gründe, 
sich in echt zu treffen. Weil Dienstag ist, die Chefin das so will oder der 
Kollege sich sonst einsam fühlt, sind übrigens keine guten Gründe. 
Gemeinsame Team-Meetings, in denen schwierige Themen besprochen 
oder soziale Kontakte geknüpft werden, hingegen schon. Wichtig ist, dass 
auch hier klar kommuniziert wird und deutlich gemacht, warum es sinnvoll 
ist, persönlich zusammenzukommen. Welchen Mehrwert die 
Mitarbeitenden dabei mitnehmen. Welche Ziele es gibt. Oft genug passiert 
das nämlich nicht. 


Für viele Menschen wird die Zukunft von Arbeit künftig hybrid sein: 
Teilweise vor Ort im Unternehmen, teilweise remote. Das ist gut, denn wer 
hybrid arbeiten kann, ist zufriedener, fühlt sich produktiver und liefert 
mehr messbare Leistung, wie eine Untersuchung aus den USA zeigt. [133] 
Ob man hybrid oder vor Ort arbeitet, hatte dabei keinen signifikanten 
Einfluss darauf, wie Leistung bewertet oder wer befördert wurde. Allerdings 
zeigte sich, dass die hybrid Beschäftigten im Homeoffice zwar kürzer 
arbeiteten, aber dafür längere Arbeitstage an Präsenztagen und am 
Wochenende hatten. Außerdem wurden vermehrt Videocalls und 
Chatnachrichten genutzt - selbst wenn die hybrid Beschäftigten im Büro 
waren. Hybrides Arbeiten verändert also die Struktur und die Muster von 
Arbeit. Die Arbeit ist nicht immer das höchste Gut, wenn sie so nah am 
restlichen Leben stattfindet. Das muss allen klar sein. Unternehmen müssen 
deshalb Leitplanken schaffen, damit ihre Mitarbeiter*innen nicht immer die 
eigenen Grenzen verteidigen müssen. 


Ist Homeoffice gut fürs Klima? 


Mit den richtigen Rahmenbedingungen kann die Arbeit zu Hause nicht nur 
gut für uns sein, sondern auch für das Klima. Immer wieder wird das 
Homeoffice als Möglichkeit genannt, um Energie zu sparen oder 
Emissionen zu reduzieren. Dabei gibt es zwei konkrete Punkte: Wer zu 
Hause arbeitet, pendelt einerseits nicht - ein ähnlicher Vorteil wie bei der 
Reduzierung der Arbeitszeit. Andererseits steigt der Energieverbrauch zu 
Hause an, während er in Bürogebäuden und anderen Arbeitsplätzen 
potenziell zurückgefahren wird. Deshalb ist es nötig, etwas genauer auf die 
Details zu schauen. 


Anfang April 2020 haben wir gesehen, welchen Einfluss Homeoffice auf 
die Treibhausgasemissionen haben kann: Alles war dicht, viele Menschen 
haben von zu Hause gearbeitet. In den 69 Ländern, die 97 Prozent der 
globalen CO,-Emissionen ausmachen, sanken die Emissionen kurzzeitig 
auf das Level von 2006. Die größten Ersparnisse kamen aus dem Verkehr, 
wohl auch, weil Pendelwege wegfielen. Es wurde weniger Energie 
verbraucht, die Emissionen der Industrie gingen zurück. [134] Richtig 
repräsentativ sind diese Zahlen trotzdem nicht: Wir waren im Lockdown. 
Nicht nur Büros waren geschlossen, sondern auch Geschäfte, Hotels, 
Restaurants. Wer nicht als essenzielle Arbeitskraft schuftete, blieb am 
Schreibtisch und ging höchstens mal spazieren. Niemand will, dass Remote 
Work auch in Zukunft so aussieht. 

Homeoffice kann allerdings auch so eine Rolle dabei spielen, Emissionen 
zu reduzieren: Pendeln macht in Deutschland 17 Prozent aller 
zurückgelegten Kilometer aus. Der Großteil — gut drei Viertel - aller 
Pendelwege werden mit dem Auto zurückgelegt. 20 Prozent pendeln mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln, vier Prozent zu Fuß oder mit dem Rad. Die 
meisten Leute pendeln alleine, im Schnitt sitzen 1,2 Personen im Auto. 
Deshalb machen Autos 92 Prozent der ausgestoßenen Emissionen beim 
Pendeln aus. 

Im April 2020 haben etwa 25 bis 40 Prozent der arbeitenden Bevölkerung 
von zu Hause gearbeitet. Das ist also das Potenzial, von dem wir ausgehen 
können. Wenn künftig ein Viertel der Beschäftigten einen Tag mehr pro 
Woche im Homeoffice arbeitet, könnte das pro Jahr 1,6 Millionen Tonnen 
COze sparen. [a] Damit würden die jährlichen Emissionen, die durch 
Pendeln entstehen, um fünf Prozent nach unten gehen. Bei zwei Extratagen 
Homeoffice pro Woche könnten 3,2 Millionen Tonnen CO;e pro Jahr 
eingespart werden. [135] 

Okay, Pendeln fällt im Homeoffice weg, das ist schon mal gut. Aber was 
ist mit dem Rest, mit dem Strom und der Heizung und dem Gasverbrauch? 


In den ersten Monaten der Pandemie ist der Stromverbrauch insgesamt um 
15 bis 20 Prozent gesunken. In den Privathaushalten ist er allerdings 
gestiegen — eben weil sich die Arbeit nach Hause verlagert hat. Wer im 
Homeoffice arbeitet, verbraucht schätzungsweise 25 Prozent mehr Strom 
und 17 Prozent mehr Gas: für elektrische Geräte, Internet, Video- 
Konferenzen, Heizung, um daheim Mittagessen zu kochen. [136] Wenn in 
Büros Licht brennt, geheizt wird oder die Klimaanlage läuft, während die 
Beschäftigten im Homeoffice sitzen, kann das im schlimmsten Fall sogar für 
einen höheren Energieverbrauch sorgen. Das wäre der Vorteil von festen 
Homeoffice-Tagen - oder einer verkürzten Arbeitszeit: Dann wären etwa 
jeden Freitag die Büros dunkel und das Sparpotenzial höher. Dazu kommt 
die Kostenfrage. »Wenn du in einem Bürogebäude arbeitest, ist das 
Unternehmen dafür verantwortlich, Heizungs- und Wasserrechnungen zu 
bezahlen. Wenn Leute nach Hause umziehen, und einige der Büros 
geschlossen werden, werden diese Kosten auf die Angestellten umgelegt«, 
sagt die US-amerikanische Rechtsprofessorin Rachel Kohl. [137] Daher stellt 
sich die Frage, inwiefern Unternehmen hier bei Kosten unterstützen 
müssten — oder ob die Politik eingreifen muss, wenn von ihrer Seite aus zur 
Arbeit im Homeoffice aufgerufen wird. Steigende Energiepreise können 
sonst limitierende Faktoren für die Arbeit im Homeoffice sein - ebenso wie 
die Qualität der Internetverbindung und die Frage, ob es einen Ort gibt, an 
dem ungestört gearbeitet werden kann, wie etwa ein eigenes 
Arbeitszimmer. 

Außerdem macht es einen Unterschied, wie im Homeoffice gearbeitet 
wird: Wenn für mobile Arbeit ein bestehender Firmenlaptop genutzt wird, 
ist das sinnvoller, als wenn das Homeoffice mit zusätzlichen Geräten neu 
ausgestattet wird. Für die Herstellung von Computern und anderen 
technischen Geräten werden Rohstoffe wie Kobalt und Tantal abgebaut - 
dieser Ressourcenverbrauch muss mit eingerechnet werden. [138] Mehr 
digitale Kommunikation bedeutet auch mehr Energieverbrauch. Alleine die 


E-Mails einer durchschnittlichen arbeitenden Person produzieren im Jahr 
135 Kilo COze. Das ist etwa so viel wie eine Autofahrt von München nach 
Zürich oder von Berlin nach Prag. [139] Wie viel COze eine Videokonferenz 
verbraucht, hängt von der Internetverbindung und der Bildqualität ab. [140] 
Aber klar ist: Wenn eine E-Mail die Videokonferenz ersetzen kann, ist das 
gut für das Klima und den Kalender. Und wenn eine Videokonferenz die 
Geschäftsreise ersetzen kann, ist das auch gut - zum Beispiel, wenn sich 
vier Personen in Stuttgart treffen wollen und zwei davon aus Berlin anreisen 
müssten. Wenn sie nicht fliegen, sondern per Videokonferenz 
zusammenkommen, können mehr als 99 Prozent CO, eingespart werden. 
[141] 

Auch in anderen Fällen stellt sich die Frage, welchen Einfluss die mobile 
Arbeit auf die Lebensgestaltung hat: Ziehen Menschen deshalb aus den 
Städten raus in größere Wohnungen oder Häuser, die mehr Energie 
verbrauchen? Kaufen sie neue, größere Autos, die mehr verbrauchen? 
Nutzen sie seltener den öffentlichen Nahverkehr? Werden Büroflächen 
reduziert und so der Stromverbrauch gesenkt? Ähnlich wie bei der 
Arbeitszeitfrage gilt auch hier: Einsparungen sind nur realistisch, wenn der 
Lebenswandel nicht gleichzeitig klimaschädlicher wird. 

Und: Die Arbeit im Homeoffice ist nicht immer klimafreundlicher. Es 
kommt darauf an, wo man lebt, wie geheizt wird, wie man zur Arbeit 
pendelt, wie lang der Weg ist und wie das Wetter gerade ist. Stellt euch vor, 
ich arbeite im Winter von zu Hause aus. Dann stoße ich im Homeoffice fast 
genauso viele Emissionen aus, wie wenn ich mit dem Auto ins Büro fahren 
würde. Warum? Weil ich heizen muss - und in Deutschland viel mit Öl und 
Gas geheizt wird. Im Sommer hingegen ist Homeoffice hierzulande immer 
besser fürs Klima. In Spanien hingegen lohnt es sich im Sommer, ins Büro 
zu pendeln. Das liegt daran, dass durch die höheren Temperaturen mehr 
Menschen die Klimaanlage laufen haben und so daheim mehr CO, 
ausstoßen. [142] Daher ist auch das Einsparpotenzial in unterschiedlichen 


Ländern unterschiedlich groß: In Deutschland könnten bis zu 

12,2 Megatonnen CO;e eingespart werden, wenn Menschen hybrid 
arbeiten. [143] Pro Person bedeutet das im Schnitt eine Einsparung in Höhe 
von fünf Flügen von Berlin nach London (ohne Rückflug). 


Flexibilität für alle, die nicht ins Homeoffice können 


Remote und hybride Arbeit wird Teil unserer neuen Arbeitsrealität sein. 
Wirklich funktionieren kann das aber nur, wenn die alten Fallstricke der 
Präsenzarbeit nicht einfach ins digitale übernommen werden - sondern 
wenn der Wechsel genutzt wird, um für echte Veränderung zu sorgen: 
richtige Leitplanken, mehr Gleichberechtigung, mehr Möglichkeiten für 
Teilhabe. Indem es klare Regelungen dafür gibt, wie gute Arbeit bewertet 
wird, und indem Unternehmen die Leitplanken schaffen, damit ihre 
Mitarbeiter”innen nicht immer die eigenen Grenzen verteidigen müssen. 

Wer mobil arbeitet, muss nicht immer nur alleine am Küchentisch oder 
im Arbeitszimmer sitzen. Stattdessen werden wir neue Modelle sehen, mit 
Co-Working-Spaces, Cafes, die zum Arbeiten einladen, Stadtteilen, die 
aufgewertet werden, weil ihre Bewohner*innen nicht nur zum Schlafen 
daheim sind. 


Und alle anderen, die nicht einfach ins Homeoffice gehen können, weil sie 
im Pflegeheim oder Krankenhaus, auf dem Bau oder im Supermarkt vor Ort 
sein müssen? [144] Auch sie brauchen mehr Flexibiliät: Weil sie dabei hilft, 
Leben und Arbeit besser in Einklang miteinander zu bringen und die Hürde 
beseitigt, alle Erledigungen in zwei Tage Wochenende zu quetschen. Weil 
sie bei der Sorgearbeit entlastet. Weil sie dafür sorgen kann, zufriedener 
und besser zu arbeiten. Wie diese Flexibilität aussieht, kann unterschiedlich 
gestaltet werden. Administrative Aufgaben etwa - also all der Papierkram, 


der mit Arbeit oft einhergeht - oder Weiterbildungen können oft auch 
remote erledigt werden, wenn die Rahmenbedingungen dafür geschaffen 
werden. Eine andere Möglichkeit ist ein zeitlicher Ausgleich für alle, die 
nicht ins Homeoffice können: Das könnten etwa zusätzliche freie Tage sein, 
um Vorsorgetermine oder Gänge aufs Amt zu erleichtern und besser ins 
Leben zu integrieren. Denn wer dafür immer Urlaubstage nehmen muss, 
hat einen klaren Nachteil gegenüber Büroarbeitenden. 

Aktuell ist es um die Flexibilität in anderen Branchen allerdings oft noch 
nicht so gut bestellt. Das zeigt sich beispielsweise in der Arbeit in der 
Produktion. »Das ist noch ziemlich weit in der Steinzeit«, sagt Moritz 
Hämmerle. Hammerle leitet beim Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft 
und Organisation in Stuttgart den Forschungsbereich Cognitive 
Engineering and Production und das Future Work Lab. Er beschäftigt sich 
seit Jahren mit der Frage, wie sich die Industrie technisch verändert - und 
was das für die Arbeit in der Produktion bedeutet. »Wenn wir fragen, was 
sich die Leute wünschen, sind das oft ganz einfache Dinge: Teilzeit, mit 
Gleitzeit auch mal einen Tag freinehmen, Zeit für Pflege, eine Zeit lang 
weniger als Vollzeit arbeiten mit dem Recht auf Rückkehr«, sagt er. 

Dass die Bedürfnisse anders sind als bei Bürobeschäftigten, hängt auch 
mit der Arbeit selbst zusammen. Wer in einer Fabrik arbeitet, wird vor Ort 
gebraucht: an den Maschinen, Anlagen und Linien. »Die Arbeit in der Fabrik 
ist viel festgelegter als im Büro«, sagt Hammerle. Im Büro gebe es zwar eine 
Deadline für Aufgaben, aber der Weg dorthin sei relativ frei einteilbar. In 
Fabriken hingegen ist alles viel stärker durchgetaktet, die Lieferzeiten sind 
viel starrer. »Da brauche ich als Unternehmen heute eine Person, nicht 
irgendwann in den nächsten Wochen.« 

Doch der Bedarf variiert. Er hängt vom Markt ab und von der Frage, wie 
viel in welchem Zeitraum produziert werden muss. Zum Beispiel, wenn 
Maschinen auch am Wochenende laufen. Da müsse gar nicht immer jemand 
den ganzen Tag da sein, erklärt Hammerle an einem konkreten Fall: 


Manchmal brauche es nur für zwei oder drei Stunden eine Fachkraft, »aber 
die kriegt dann so viel Geld, als wäre sie fast den ganzen Tag da«. 
Verschiedene Arbeitskonten könnten den Angestellten zu mehr Flexibilität 
verhelfen: Über ein Konto kann das Unternehmen verfügen, über eines die 
Mitarbeitenden - koordiniert werden beide in der Regel über Apps. 

Oft fehlen gut angelernte und qualifizierte Beschäftigte zu bestimmten 
Zeiten, zum Beispiel im Sommer zur Haupturlaubszeit. Gerade bei 
mittelständischen Unternehmen ist das ein Problem. Hammerle sieht hier 
eine praktische Lösung, die mehr Flexibilität ermöglicht und trotzdem 
Sicherheit bietet: Multikontraktarbeit. Eine Person hat einen sicheren 
Vollzeitjob, der aber über zwei oder drei Unternehmen aufgeteilt ist. Für 
jedes Unternehmen gibt diese Person ihre Arbeitsbereitschaft in drei Phasen 
an: Eine Phase, in der sie auf jeden Fall arbeiten kann - idealerweise 
abgestimmt auf den Zeitraum, in dem das Unternehmen planbar großen 
Bedarf hat. Eine Phase, in der sie auf gar keinen Fall arbeiten kann, zum 
Beispiel wegen der eigenen Urlaubspläne. Und eine Phase, in der sie auf 
Abruf bereitstünde und einspringen könnte, wenn nötig. Andere Branchen 
haben ähnliche Modelle bereits umgesetzt. Hämmerle nennt Aldi und 
McDonald’s als Beispiel. Zu Beginn der Corona-Pandemie waren 
Restaurants geschlossen und der Lebensmitteleinzelhandel suchte 
händeringend nach Personal. Also haben die beiden Unternehmen eine 
Personalpartnerschaft geschlossen: Mitarbeitende von McDonald’s wurden 
zu Aldi vermittelt und zu den dort geltenden Konditionen befristet 
eingestellt - mit der Möglichkeit, danach wieder zu McDonald’s 
zurückzukehren. Eine Win-win-Situation, von der auch Industrie und 
Handwerksbetriebe profitieren könnten, um den Fachkräftemangel 
auszugleichen. Bezahlt werden müsste ein solches Modell natürlich gut - 
und es müsste Sicherheit und gute Arbeitsbedingungen bieten, die 
Zeitarbeitsfirmen nicht liefern. Das einzige Problem dabei ist laut 


Hämmerle das deutsche Arbeitsrecht, das für eine solche Lösung noch nicht 
bereit sei. 

Er glaubt außerdem, dass sich die Einstellung in der Produktion ändern 
muss. Während Büros im Silicon-Valley-Stil umgebaut wurden, hat sich in 
Fabriken wenig getan, um Arbeitsplätze attraktiver zu gestalten. Das habe 
auch mit der Art von Arbeit zutun, sagt Hammerle. In Büros brauche es 
Kreativräume, die Menschen aus dem Bürokontext herausreißen, damit sie 
andere Gedanken fassen können. In der Fabrik hingegen seien alle es 
gewohnt, stärker auf die Kosten zu achten, die Produktivität steht sehr stark 
im Fokus. »Wenn zwei Leute im Büro zusammensitzen, geht der Chef vorbei 
und denkt möglicherweise, die reden bestimmt über das Projekt«, sagt 
Hammerle. »Wenn zwei Leute in der Fabrik zusammenstehen, heißt es 
heute noch viel zu oft: Jungs, habt ihr nichts zu schaffen?« Hier müsse sich 
dringend die Einstellung ändern. 

Auch Weiterbildung müsse einen höheren Stellenwert bekommen und als 
relevanter Teil der Arbeit angesehen werden. Denn ohne konstante 
Weiterbildung wird es künftig in keinem Beruf mehr funktionieren - dafür 
dreht sich die Welt zu schnell. 

Außerdem sind Angestellte und Vorgesetzte oft noch weit entfernt, was 
ihr Verständnis von Flexibilität angeht. Ein Beispiel dafür habe ich letztens 
in einem Cafe erlebt. Die Besitzerin wünschte sich, dass ihre Beschäftigten 
möglichst viele Zeiten angeben, zu denen sie arbeiten können. Sie sagte, 
dass diese Flexibilität für das Unternehmen wichtig sei. »Ich habe es so 
gelernt, dass man seine Termine um die Arbeit legt«, sagte sie. Die 
Angestellte, die in Teilzeit arbeitete, verteidigte ihre Sicht auf Flexibilität: 
Sie bestimme, wann sie arbeiten könne und die Arbeit müsse sich um ihr 
Leben herum arrangieren. Diese unterschiedlichen Sichtweisen werden in 
den kommenden Jahren weiterhin für Reibung sorgen. Aber so lange die 
Beschäftigten am längeren Hebel sitzen — was angesichts des 
Fachkräftemangels die Realität ist - wird sich die Sicht auf Flexibilität eher 


auf ihrer Seite einpendeln: flexibles Arbeiten, das sich ans Leben anpasst 
und nicht umgekehrt. 


Was wäre, wenn Arbeit wirklich gleichberechtigt 
wäre? 


Wenn wir Arbeit verändern wollen, geht es natürlich nicht nur ums Wo und 
Wann. Eines der größten Probleme unserer Arbeitswelt ist noch immer die 
Ungleichheit. In einer idealen Welt würde Arbeit (und auch der Rest des 
Lebens) für alle gleich gut funktionieren. Aber davon sind wir noch weit 
entfernt. Wenn wir in Zukunft wirklich besser arbeiten möchten, müssen 
wir auch für Gleichberechtigung sorgen. 

Wenn in der Arbeitswelt von Gleichberechtigung gesprochen wird, hört 
man immer wieder drei Begriffe, mittlerweile oft mit den Buchstaben DEI 
abgekürzt. Diversity, Equity, Inclusion oder auf Deutsch: Diversität, 
Gerechtigkeit, Inklusion. Fast jedes Unternehmen hat diesen Dreiklang 
irgendwo verankert. Aber nur weil auf der Unternehmensseite etwas von 
Gleichberechtigung steht oder einmal im Jahr eine Regenbogenflagge am 
Empfang hängt, heißt das noch nicht, dass sich besonders viel tut. 
Außerdem reicht es nicht, nur auf die Unternehmen zu schauen. Denn ein 
großer Punkt, der uns von gleichberechtigter Arbeit abhält, ist die ungleiche 
(und ungerechte) Verteilung von Sorgearbeit. Um diese beiden Seiten von 
Ungerechtigkeit in der Arbeitswelt wird es in diesem Kapitel gehen. 


Warum Diversität, Gleichstellung und Inklusion so wichtig 
sind 


»Bring your whole selfto work«, heißt es immer so schön, wenn wir davon 
reden, dass Arbeit für alle funktionieren soll. Keine Sorge, du darfst ganz du 
selbst sein. Aber stimmt das wirklich? Natürlich nicht. Denn für manche 
Menschen ist Arbeit viel härter als für andere. Weil wir leider immer noch in 
Strukturen leben, die bestimmte Menschen bevorzugen. Und diese 
Menschen sind in Deutschland nun mal - sorry, ich muss es einmal so 
explizit aufschreiben — weiße Männer oder konkreter: weiße cis Männer 
ohne Behinderung, die aus Westdeutschland kommen. 

Die Arbeitswelt, wie wir sie heute kennen, ist von ihnen und für sie 
gemacht. Wer nicht reinpasst in diese Schablone, hat Pech gehabt - und hat 
es schwerer, beruflich Fuß zu fassen, aufzusteigen, sich bei der Arbeit 
wohlzufühlen oder in Ruhe zu arbeiten. Wie sich das äußert, ist 
unterschiedlich: Für mich, als Schwarze Frau [b] , ist die Arbeitswelt eine 
andere als für einen queeren behinderten Mann oder eine Person, die trans 
ist. Aber sollten wir nicht alle gut arbeiten können? 

Dafür ist der eben erwähnte Dreiklang unerlässlich: Diversity, Equity, 
Inclusion. Aber wofür stehen diese Begriffe? Diversität bedeutet, Menschen 
aus unterschiedlichen Realitäten zusammenzubringen und so eine 
vielfältige Arbeitswelt zu schaffen. Das bedeutet zum Beispiel, dass ich nicht 
die einzige Person of Color im Raum bin (oder die einzige Frau oder die 
einzige Person unter 40). Wenn Diversität gelingt, ist niemand alleine im 
Raum und wird darum gebeten, für eine ganze Gruppe zu sprechen. Aber 
das ist erst der Anfang. Es braucht noch mehr, nämlich Equity und 
Inclusion. Equity bedeutet übersetzt Gerechtigkeit oder Gleichstellung. 
Nicht alle werden gleich behandelt (das wäre Equality), sondern alle werden 
individuell so unterstützt, dass sie ihre beste Arbeit machen können. Echte 
Chancengleichheit eben. Inclusion bedeutet, dass sich alle zugehörig und 
wertgeschätzt fühlen. Dass alle das Gefühl haben, ein Teil der Gruppe zu 
sein, und zwar genau so, wie sie sind, ohne sich verstellen zu müssen. 
Außerdem wird der Begriff oft verwendet, wenn es um die Teilhabe von 


Menschen mit Behinderung geht. Vernä Myers ist eine der bekanntesten 
Spezialist“innen im DEI-Bereich weltweit. Sie war bei Netflix für Inclusion 
Strategy verantwortlich, hat Bücher zum Thema geschrieben und Preise 
gewonnen. Eines ihrer Zitate ist sogar als Trademark geschützt. Auf 
Deutsch lässt es sich so übersetzen: »Diversität bedeutet, auf eine Party 
eingeladen zu werden. Inklusion bedeutet, zum Tanzen aufgefordert zu 
werden.« 

Ich erinnere mich an viele Situationen, in denen ich zwar auf der Party 
war, aber von mir quasi verlangt wurde, allen anderen den Sekt 
anzureichen. Da war der ältere Kollege, der mich aufforderte, ihm Kaffee zu 
holen und ein Hotel zu buchen, schließlich habe er keine Sekretärin. Da war 
die Kollegin, die ungefragt meine Haare anfasste. Ja, das passiert so gut wie 
allen Schwarzen Frauen, und nein, es ist nicht okay. All die Tage, an denen 
ich gefragt wurde, woher ich denn wirklich komme. Das sind noch 
vergleichsweise harmlose Beispiele. Aber all diese Momente - sogenannte 
Mikroaggressionen - hinterlassen ihre Spuren. Wenn du immer wieder das 
Gefühl bekommst, anders zu sein, nicht dazuzugehören oder dich für deine 
Existenz rechtfertigen zu müssen, ist das anstrengend. Es ist ein ganz 
eigener Faktor, der zu Burnout führen kann. 

Am schlimmsten waren für mich allerdings die Tage, an denen meine 
Welt zusammengebrochen ist und alle anderen so weitergemacht haben, als 
ware nichts passiert. Nicht, weil ich ein privates Problem hatte, sondern weil 
sich die Welt mal wieder von ihrer schlechtesten Seite zeigte. Als ich von 
dem Mord an George Floyd gehört habe, der am 25. Mai 2020 in Minnesota 
in den USA von einem weißen Polizisten ermordet wurde, wusste ich nicht, 
wie ich das nächste Meeting überstehen soll, geschweige denn einen ganzen 
Arbeitstag. George Floyds letzte Worte waren »I can’t breathe«, und ich soll 
einfach weiterarbeiten? George Floyd sah aus wie mein Vater, mein Onkel, 
mein Cousin. Er hätte genauso gut eines meiner Familienmitglieder sein 
können. Sein Tod fühlte sich persönlich an. Mir ging immer wieder ein 


Gedanke durch den Kopf: Es hätte genauso gut jemanden aus meiner 
Familie treffen können. Was das mit einem macht, ist kaum in Worte zu 
fassen - vor allem, wenn es immer wieder passiert. Denn es war natürlich 
nicht das erste Mal, dass ich ein Video gesehen habe, in dem ein Schwarzer 
Mensch von der Polizei getötet wurde, oder dass ich in den Nachrichten 
davon gelesen habe. Eric Garner, Michael Brown, Tamir Rice, Walter Scott, 
Alton Sterling, Philando Castile, Layleen Polanco, Atatiana Jefferson, Tony 
McDade, Breonna Taylor, Daunte Wright. Kennt ihr diese Namen? Ich 
kenne sie alle. Weil ihr Tod Teil meiner Realität ist. Für mich sind es Tage 
wie diese, an denen sich die Arbeit unmöglich anfühlt. 

Vorfälle wie diese treffen bestimmte Communitys besonders hart. Die 
rassistischen Morde von Hanau. Die ableistischen, behindertenfeindlichen 
Morde im Oberlinhaus in Potsdam. Queer- und transfeindliche Angriffe auf 
Menschen wie Malte C., der starb, nachdem er auf dem CSD in Münster 
niedergeprügelt wurde. Und dann fängt der Arbeitstag an und niemand 
redet darüber oder fragt, wie es dir geht, während du dich am liebsten 
weinend ins Bett einrollen oder deine Wut in die Welt schreien möchtest. 
Immerhin: Nach George Floyds Tod war der Aufschrei aus der Schwarzen 
Community so groß, dass das Thema selbst in einigen Unternehmen 
angesprochen wurde. Vielleicht wurde sogar eingeräumt, dass Schwarze 
Mitarbeiter”innen einen Tag Pause bräuchten und auch mal einen Termin 
verpassen dürften. Aber danach bitte wieder 100 Prozent Produktivität. Wie 
bei Corona und bei der Klimakrise auch haben wir nicht die Chance, 
innezuhalten und uns dem eigentlichen Problem zu widmen. Stattdessen 
wird weitergearbeitet, als wäre alles paletti. 

Mehr als ein Viertel der Diskriminierungserfahrungen, die der 
Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2021 gemeldet wurden, passierten 
im Arbeitsleben. Rassistische, ableistische und sexistische 
Diskriminierungen machten dabei knapp 90 Prozent aller Meldungen aus. 

[145] Viele Menschen fühlen sich bei der Arbeit nicht sicher, verstanden 


oder gut aufgehoben. Und wenn ich viele schreibe, dann meine ich viele. Die 
Hälfte der deutschen Bevölkerung sind Frauen. 13 Prozent von ihnen haben 
in den vergangenen drei Jahren sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz 
erlebt - doppelt so häufig wie Männer. [146] Gut ein Viertel der Menschen 
in Deutschland haben einen Migrationshintergrund - sie selbst oder 
mindestens ein Elternteil sind also nicht mit der deutschen 
Staatsbürgerschaft geboren. [147] Beim Afrozensus 2020, einer Befragung 
unter Schwarzen Menschen in Deutschland, haben mehr als die Hälfte der 
Befragten angegeben, auf der Arbeit schon mal rassistisch beleidigt worden 
zu sein. [148] Frauen, die ein Kopftuch tragen und einen türkischen Namen 
haben, müssen 4,5 mal mehr Bewerbungen verschicken als eine Bewerberin 
mit identischen Qualifikationen, die einen deutschen Namen hat und kein 
Kopftuch trägt. [149] Arbeitnehmer*innen mit deutschem Pass bekommen 
13 Prozent mehr Stundenlohn als ausländische Arbeitnehmer*innen. [150] 
Ungefähr sieben Prozent der Bevölkerung identifizieren sich als LGBT. [151] 
Knapp ein Viertel der queeren Beschäftigten wurde in den letzten zwölf 
Monaten am Arbeitsplatz diskriminiert. [152] Knapp zehn Prozent der 
Bevölkerung sind schwerbehindert [153] - und häufig vom allgemeinen 
Arbeitsmarkt ausgeschlossen. Darauf gehe ich gleich noch ausführlicher ein, 
weil es besonders eindrücklich zeigt, wie wenig inklusiv unsere Arbeitswelt 
immer noch ist. Auch Alter, Religion, Kultur, Sprache, politische 
Einstellung, Bildung und soziale Herkunft sind Diversitatsmerkmale - und 
Gründe dafür, dass Menschen diskriminiert werden. Mehr als 30 Jahre nach 
der Wiedervereinigung gibt es auch immer noch ein Gefälle zwischen Ost- 
und Westdeutschland: Menschen in Ostdeutschland arbeiten weiterhin 
mehr, verdienen weniger und sind in Führungsetagen unterrepräsentiert. 
[154] 

Noch schwieriger ist die Lage für alle, die mehrfach marginalisiert sind: 
Weil sie zum Beispiel Schwarze Frauen sind, trans People of Color oder 
queer und behindert. In diesen Fällen spricht man von Intersektionalität. 


Der Begriff wurde von der Schwarzen Juristin Kimberlé Crenshaw geprägt 
und beschreibt Mehrfachdiskriminierung und wie mehrere 
Diskriminierungsformen und -erfahrungen sich überschneiden und 
miteinander zusammenhängen. So wurde knapp die Hälfte der befragten 
Schwarzen cis Frauen im Afrozensus schon mal wegen ihres Geschlechts 
diskriminiert — aber nur 2,7 Prozent der Schwarzen cis Manner. Frauen mit 
Schwerbehinderung sind doppelt so häufig von Diskriminierung am 
Arbeitsplatz betroffen und häufiger von beruflichem Aufstieg 
ausgeschlossen. [155] Um das Zusammenwirken all dieser Faktoren geht es, 
wenn wir über Gleichberechtigung sprechen. Uns alle gleichberechtigt an 
der Arbeitswelt teilhaben zu lassen, das ist das Ziel. 

Der Weg von Einzelnen dorthin ist oft immer noch schwer, weil es an 
Strukturen fehlt - und weil es noch immer wenig Vorbilder gibt. 
Niemanden, der schon mal einen ähnlichen beruflichen Weg gegangen ist 
und ähnliche Grundvoraussetzungen hatte. Produzentin und 
Drehbuchautorin Shonda Rhimes nennt das F.O.D.: First. Only. Different. Es 
sind diejenigen, die zuerst durch die Wiese gehen und hoffen, dass hinter 
ihnen ein Trampelpfad entsteht, der irgendwann zu einer richtigen Straße 
ausgebaut wird. Sie »schleppen eine ganz besondere Verantwortung« mit 
sich herum - ob sie wollen oder nicht. [156] Beispiele für F.O.D.s in der 
Arbeitswelt sind Jennifer Morgan, die 2019 als erste Frau jemals einen DAX- 
Konzern (mit-)leitete. Oder Fränzi Kühne, die 2017 als damals jüngste Frau 
in den Aufsichtsrat eines börsennotierten Unternehmens gewählt wurde. 
Oder Cem Özdemir, der 2021 als erster Bundesminister mit türkischen 
Wurzeln vereidigt wurde. 

Schon bei der Berufswahl gibt es oft Hürden. Wie soll ich meinen eigenen 
Weg gehen, wenn ich nicht weiß, welche Optionen es für mich überhaupt 
gibt? Wenn ich noch nie eine Person gesehen habe, die aussieht wie ich und 
den Beruf macht, von dem ich träume? »You can’t be what you can’t see«, 
sagte Marian Wright Edelman. Du kannst nicht werden, was du nicht sehen 


kannst. Alice Hasters schreibt in ihrem Buch Was weiße Menschen nicht über 
Rassismus hören wollen, aber wissen sollten: »Auf BIPoC [c] , die in einem 
überwiegend weifsen Umfeld arbeiten, liegt eine ungewollte Verantwortung. 
Unser Karriereweg ist politisch. Die Entscheidungen, die wir treffen, sind so 
oft größer als wir selbst. Ich hoffe, dass BIPoC, die heute in der Schule sind, 
sich in mehr Dingen sehen können als ich früher. Dass sie früher verstehen, 
was sie alles sein können, ohne sich verstellen zu müssen.« [157] Journalistin 
zu sein, fühlte sich für mich - wie für Alice auch - lange seltsam an. Viele 
der Vorbilder in der Branche waren ältere weiße Männer. Schwarze 
Journalistinnen kannte ich in Deutschland keine. Das hat sich mittlerweile 
geändert, und das ist eine gute und wichtige Entwicklung. 

Und trotzdem: An der Spitze ist die Arbeitswelt weiterhin ziemlich weiß 
und männlich. Wir haben quasi eine Männerquote, auch wenn das fast 
niemand so ausdrücken würde. Aber ist es statistisch gesehen wirklich 
realistisch, dass all die besten Leute für den Job genau gleich aussehen? Oder 
funktioniert die alte Arbeitswelt einfach nur besonders gut für diese 
Gruppe - weil sie es sind, die sie geschaffen haben? 


Wie sehr Frauen in der Arbeitswelt immer noch 
benachteiligt sind 


Wie wenig gleichberechtigt die Arbeitswelt ist, sehen wir besonders schnell, 
wenn wir auf die Daten über Frauen schauen. Natürlich zeigen sie nicht die 
ganze Wahrheit: Es geht bei diesen Daten nur binär um das Geschlecht, alle 
anderen Faktoren von Diversität werden ausgeblendet. Aber dafür lässt sich 
mit dem Vergleich Frau-Mann einfach rechnen. Beide Gruppen stellen 
mehr oder weniger die Hälfte der Bevölkerung und die Hälfte der 
Erwerbstätigen. 


In Deutschland machen Frauen weniger als 30 Prozent der 
Führungskräfte aus. Schaut man in die obersten Führungsetagen der 
großen Konzerne - also dahin, wo am meisten Geld und Macht konzentriert 
ist —, sieht es noch viel krasser aus. In den Vorstanden der 160 
börsennotierten Unternehmen in Deutschland lag der Frauenanteil im 
September 2021 bei unter 15 Prozent. Ungefähr die Hälfte dieser 
Grofgkonzerne hat gar keine Frau im Vorstand. Start-ups werden ebenfalls 
meist ohne Frauen groß: Unter den 30 Jungunternehmen, die in den letzten 
fünf Jahren in den Dax aufgenommen wurden, lag der Frauenanteil in den 
Vorständen im April 2021 bei gerade mal zehn Prozent. [158] Man spricht 
vom Thomas-Kreislauf: Thomas stellt Thomas stellt Thomas ein - es ist der 
häufigste Name in deutschen Börsenvorständen. Es gibt mehr Thomasse 
und Michaels in den Vorständen als Frauen. [159] Immerhin das sieht in der 
Start-up-Welt etwas anders aus: Da ist der häufigste Name nämlich 
Christian — und es gibt mehr Christians und Stefans als Frauen. Das ist wohl 
dieser Culture Fit, von dem immer alle reden. 

In den Aufsichtsräten der 160 börsennotierten Unternehmen liegt der 
Frauenanteil mittlerweile bei rund einem Drittel - Quote sei Dank. [160] 
Zur Frauenquote für Aufsichtsrate kam 2021 eine Quote für Vorstände 
hinzu. Hat ein Vorstand mehr als drei Mitglieder, muss mindestens ein 
Posten an das unterrepräsentierte Geschlecht vergeben werden. Die 
Quotenregelungen gelten allerdings nur für ungefähr 100 Konzerne. 3500 
weitere Unternehmen müssen sich Zielgrößen setzen, um den Frauenanteil 
in Aufsichtsräten, Vorständen und den obersten Managementebenen zu 
erhöhen. Es gibt aber keine Sanktionen, wenn sie dagegen verstoßen. 
Außerdem ist die Zielgröße Null - also keine einzige Frau - erlaubt. [161] Es 
ist also vollkommen okay, wenn ein Unternehmen sagt, dass es lieber eine 
reine Männerrunde an der Firmenspitze möchte. 

Auch wenn diese Zahlen ziemlich ernüchternd sind: dass wir eine 
Frauenquote haben, ist eine positive Entwicklung. Denn dass sich freiwillig 


nichts verändert, haben wir lange genug gesehen. [162] Idealerweise ist die 
Quote eine Übergangslösung, bis sich die Verhältnisse ausgeglichen haben. 
Unternehmen wissen in der Regel das Geschlecht und die Nationalität ihrer 
Mitarbeiter”innen. Der Frauenanteil etwa lässt sich so relativ leicht 
ausrechnen. Für die meisten anderen Diversitätsaspekte fehlen diese Daten 
allerdings. Wie viele People of Color es in Vorständen gibt? Wie viele queere 
Menschen? Dafür gibt es keine offiziellen Zahlen. In anderen Ländern ist das 
anders. In den USA veröffentlichen viele große Unternehmen 
Diversitätsdaten für ihre Belegschaft und die höchsten Führungspositionen. 
Die Daten sind dabei immer Eigenangaben der Beschäftigten. Niemand 
wird von außen einer gewissen Kategorie zugewiesen, sondern alle können 
selbst entscheiden, welche Beschreibung für sie die richtige ist. Dass diese 
Daten in Deutschland fehlen, ist ein Problem. Wie will man so feststellen, 
wo und wie viel noch nachgebessert werden muss, damit unsere Arbeitswelt 
diverser wird? Denn ohne Diversität wird es auch mit Gleichstellung und 
Inklusion schwer. Das ist übrigens nicht nur wichtig für die Menschen, für 
die die Arbeitswelt so endlich besser funktioniert. Es ist auch ein 
Wettbewerbsvorteil für Arbeitgeber*innen: Vier von zehn Fach- und 
Führungskräften in Deutschland achten bei der Suche nach einem neuen Job 
bewusst auf die Diversität des Unternehmens. 70 Prozent glauben, dass sie 
bessere Karrierechancen in einem Unternehmen haben, das sich 
glaubwürdig um Vielfalt und Chancengleichheit bemüht. [163] Unzählige 
Studien belegen, dass gemischte Teams besser arbeiten und mehr Umsatz 
bringen. Gleichzeitig stellen Studien fest, dass sich Diversität und Inklusion 
in deutschen Unternehmen nur langsam verbessern. [164] Wenn das 
Argument also sein muss, dass die deutsche Arbeitswelt diverser, gerechter 
und inklusiver werden muss, um künftig wirtschaftlich mithalten zu 
können, ist das für mich auch in Ordnung. 


Natürlich geht es in der Arbeitswelt nicht nur um Großkonzerne und 
Führungsetagen - auch wenn die zur Illustration des Problems hilfreich 
sind. Die meisten Menschen werden nicht Finanzvorständin oder CEO, 
sondern haben normale Jobs, um Geld zu verdienen und sich ein gutes 
Leben aufzubauen. Aber auch das ist einfacher für alle, die weiß, männlich 
und nicht behindert ist. Und aus gutem Hause. Wir haben in Deutschland 
immer noch ein Problem mit dem sozialen Aufstieg durch Bildung: Wer 
nicht aus einem Haushalt kommt, in dem die Eltern bereits gut gebildet 
waren, hat auch selbst weniger Chancen, einen höheren Bildungsgrad zu 
erreichen. 79 von 100 Kindern von Akademiker*innen [165] beginnen ein 
Studium, bei den Kindern von Arbeiter*innen sind es nur 27 von 100. 

6,2 Millionen erwachsene Menschen in Deutschland sind funktionale 
Analphabet”innen, mehr als die Hälfte von ihnen ist erwerbstätig. [166] 
Knapp die Hälfte der gering literalisierten Erwachsenen haben einen 
niedrigen Schulabschluss und/oder eine nicht deutsche Herkunftssprache. 
Wer nicht richtig lesen und schreiben kann, hat es im Arbeitsleben 
schwerer. 

Migrant”innen arbeiten häufig in multipler Prekarität. Das bedeutet, dass 
nicht nur ihre Arbeitsverhältnisse oft unsicher sind, sondern auch ihre 
Lebensverhältnisse. Sie arbeiten eher in Niedriglohnbranchen, etwa als 
Reinigungs- oder Pflegekräfte, in der Fleischindustrie, der Landwirtschaft 
oder im Versandhandel. Sie werden schlechter bezahlt, haben eher 
befristete Verträge oder sind nicht sozialversicherungspflichtig beschäftigt. 
Auch die Einbindung in einen Kreis aus Kolleg*innen fehlt häufig. [167] 
Inter”, trans*und nichtbinäre Menschen sind häufiger von 
Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sowie eher prekär oder irregulär im 
Niedriglohnsektor tätig. [168] Menschen mit Behinderung arbeiten 
weiterhin häufiger in Teilzeit, sind eher Hilfsarbeitskräfte oder arbeiten 
nicht in ihrem erlernten Beruf — wenn sie es überhaupt in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt schaffen. [169] 


| Die fehlende Inklusion im deutschen Arbeitsmarkt 


Für eine inklusivere Arbeitswelt gilt es, die eben beschriebenen Hürden zu 
beseitigen - oder sie zumindest teilweise abzubauen. Wie grof diese 
Hürden aktuell oft noch sind, lässt sich sehr gut am Beispiel einer Gruppe 
zeigen, die sehr groß und gleichzeitig am Arbeitsmarkt deutlich 
unterrepräsentiert ist: Menschen mit Behinderung. In Deutschland gibt es 
knapp acht Millionen schwerbehinderte Menschen - das sind 9,5 Prozent 
der Bevölkerung. Als schwerbehindert gilt, wer von Versorgungsämtern 
einen Grad der Behinderung von 50 und mehr zugewiesen bekommen hat. 
Etwa 40 Prozent der Bevölkerung leben mit chronischen Erkrankungen wie 
Arthrose, Diabetes, Multiple Sklerose (MS), Migräne, HIV oder psychischen 
Erkrankungen, [170] die dazu führen können, dass Menschen nicht oder 
weniger arbeiten können. Die Erwerbsquote unter Schwerbehinderten im 
Alter von 15 bis 64 liegt bei unter 60 Prozent. Bei nicht behinderten 
Menschen hingegen liegt sie über 80 Prozent. [171] 

Corona hat diese Situation noch verschärft: Im Oktober 2021 waren gut 
acht Prozent mehr Menschen mit Schwerbehinderung in Deutschland 
arbeitslos als zwei Jahre zuvor. Die Inklusion fiel auf den Stand von 2016 
zurück. [172] Behinderte Menschen suchen im Schnitt 100 Tage länger nach 
einer neuen Stelle als Menschen ohne Behinderung. Aber Inklusion ist ein 
Menschenrecht. Menschen mit Behinderung haben das gleiche Recht auf 
Arbeit wie nicht behinderte Menschen. Sie haben das Recht auf die 
Möglichkeit, durch Arbeit ihren Lebensunterhalt zu verdienen und ihre 
Arbeit frei zu wählen. 

Doch oft scheitert es immer noch genau daran. »Wir sehen, dass seit 
Jahrzehnten viele Gelder geflossen sind, es Förderprogramme und 
Initiativen gab, aber sich wenig an den harten Zahlen geändert hat«, sagt 
Anne Gersdorff. Sie arbeitet bei der Organisation Sozialheld*innen. Als 
Referentin ist sie für das Projekt JOBinklusive zuständig, das mehr 


Beschäftigte mit Behinderung in den allgemeinen Arbeitsmarkt bringen 
will. Sie lebt mit einer Behinderung und sitzt im Rollstuhl. 

Dabei ist die Teilhabe von Menschen mit Behinderung am Arbeitsplatz 
geregelt: Eigentlich müssen Unternehmen, die 20 Mitarbeiter”innen oder 
mehr haben, mindestens fünf Prozent ihrer Stellen mit schwerbehinderten 
Menschen besetzen. Wer diese Quote reißt, muss einen monatlichen Betrag 
bezahlen - die sogenannte Schwerbehindertenausgleichsabgabe. Monatlich 
werden zwischen 140 und 360 Euro pro unbesetztem Pflichtarbeitsplatz 
fällig. [173] Je weiter entfernt ein Unternehmen von den fünf Prozent ist, 
desto teurer wird es. Rund 75 Prozent der Unternehmen, für die diese Quote 
gilt, haben schwerbehinderte Menschen beschäftigt. Knapp die Hälfte von 
ihnen erfüllen die Beschäftigungspflicht trotzdem nur teilweise und müssen 
eine Ausgleichsabgabe zahlen. [174] Das Geld fließt teils in die Förderung 
von Menschen mit Behinderung und teils in die Finanzierung von 
Werkstätten für behinderte Menschen. 

Aber genau diese Werkstätten für behinderte Menschen sind 
problematisch: Eigentlich sollen diese Werkstätten ihre insgesamt 320000 
Beschäftigten auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereiten, aber die 
Vermittlungsquote liegt bei unter einem Prozent. [175] In diesen 
Werkstätten erhalten die Beschäftigten keinen Mindestlohn, sondern 
verdienen im Schnitt etwa 1,35 Euro pro Stunde, bei Arbeitszeiten zwischen 
35 und 40 Wochenstunden. Sie haben keinen normalen Status als 
Arbeitnehmer”innen und keine Arbeitsverträge, können also keine 
arbeitsrechtlichen Ansprüche geltend machen. Offiziell ist die Arbeit in 
Werkstätten für behinderte Menschen nämlich eine 
Rehabilitationsmaßnahme - obwohl die Werkstätten wirtschaftlich arbeiten 
und pro Jahr rund acht Milliarden Euro umsetzen. Viele der Beschäftigten 
müssen zusätzlich Sozialleistungen beziehen, weil der Lohn nicht zum 
Leben reicht. Ein Hauptpunkt von Inklusion wird ebenfalls nicht erfüllt: In 
diesen Werkstätten arbeiten Menschen mit Behinderung eben nicht mit 


nicht behinderten Kolleg*innen zusammen, sondern unter sich - segregiert 
von der regulären Arbeitswelt. [176] Viele große Unternehmen, wie 
Volkswagen oder Siemens, aber auch Start-ups lassen in Werkstätten für 
behinderte Menschen Produkte produzieren oder verlagern 
Dienstleistungen dorthin. Wer Aufträge an Behindertenwerkstätten vergibt, 
kann das nämlich bis zu 50 Prozent auf die Ausgleichsabgabe anrechnen 
lassen. 

Neben diesen Werkstätten gibt es die Berufsbildungswerke, in denen 
Menschen mit Behinderung eine berufliche Ausbildung machen können. 
Doch auch dort werden meist nur behinderte Menschen ausgebildet und 
kein inklusives Umfeld geschaffen. Die Vermittlung in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt findet kaum statt. »Wir haben ein sehr starkes Sondersystem 
aus Werkstätten für behinderte Menschen und Berufsbildungswerken. 
Daran haben wir gesellschaftlich festgehalten«, sagt Gersdorff. »Das System 
von Werkstätten und anderen Sondereinrichtungen muss langfristig weg.« 
Es könne nicht sein, dass dort für große Unternehmen produziert werde 
und kaum Geld an die Beschäftigten fließe. Menschen mit Behinderung 
würden zur Ausbildung und zum Arbeiten in besondere Einrichtungen 
gegeben - unter dem Deckmantel der Förderung, wie es Gersdorff nennt. 
Dass diese Werkstätten abgeschafft werden sollten, finden nicht nur 
Aktivist*innen wie Gersdorff, sondern auch der Fachausschuss der 
Vereinten Nationen: Der empfahl schon 2015, Werkstätten für behinderte 
Menschen schrittweise abzuschaffen, da sie im Widerspruch zum 
garantierten Recht auf Arbeit stehen, das in der UN- 
Behindertenrechtskonvention verankert ist. [177] 

Erst langsam gibt es ein Umdenken. Daran könnte auch der 
Fachkräftemangel einen Anteil haben: »Viele Unternehmen nehmen lieber 
Menschen mit Behinderung, die vielleicht nur einen Teil der Aufgaben 
machen können, als gar keine Mitarbeiter*innen zu haben«, sagt Gersdorff. 
Sie findet das einerseits schwierig, andererseits öffne es vielleicht den 


Markt. Wenn es darum geht, wer eingestellt wird, suchen viele 
Unternehmen nur nach behinderten Menschen mit einem akademischen 
Abschluss. »Die wollen Menschen wie mich«, sagt Gersdorff, die unter 
anderem Soziale Arbeit studiert hat, »nicht Menschen, die psychische 
Beeinträchtigungen oder Lernschwierigkeiten haben und für die sie 
Prozesse oder Aufgaben ändern müssen.« Wenn Unternehmen an 
behinderte Menschen denken, denken sie oft an Menschen, die im Rollstuhl 
sitzen. Sie denken, sie könnten niemanden mit Behinderung einstellen, weil 
die Türen im Gebäude nicht breit genug sind oder es Treppen gibt. Das ist 
allerdings auf zwei Ebenen falsch: Zum einen gibt es viele Menschen, die 
zwar behindert sind, aber keinen Rollstuhl nutzen. Zum anderen gibt es 
viele Möglichkeiten, finanzielle Unterstützung für Umbauten zu 
bekommen. Welche Unternehmen es ernst meinen mit der Inklusion, könne 
man zum Beispiel daran erkennen, dass es Bilder von Menschen mit 
Behinderung auf der Unternehmensseite gebe, sagt Gersdorff. »Dass das 
Thema in Stellenanzeigen erwähnt wird. Dass es eine Ansprechperson gibt, 
deren Kontakt man auch findet.« Ihr wäre es am liebsten, wenn es in den 
Unternehmen eine intrinsische Motivation gäbe, mehr Menschen mit 
Behinderung einzustellen. »Aber solange das nicht möglich ist, könnte auch 
eine erhöhte Quote oder eine höhere Ausgleichsabgabe helfen«, sagt 
Gersdorff. 

Ein großer Schritt hin zu mehr Inklusion wäre bessere Beratung. Als 
Gersdorff mit ihrem Studium fertig war, meldete sie sich bei der Agentur 
für Arbeit. Sie wurde an die Abteilung für Akademiker*innen verwiesen - 
bis sie ihre Behinderung erwähnte. Plötzlich war für sie eine andere 
Abteilung zuständig: die für Rehabilitation. Gersdorff wurde - wie viele 
andere behinderte Menschen auch - auf ihre Behinderung reduziert. Um 
ihre Qualifikation ging es nicht mehr. Oft werde Menschen mit 
Behinderung trotz Qualifikation nur zu Werkstätten für behinderte 
Menschen geraten, sagt Gersdorff. Viele Menschen mit Behinderung 


würden sich nicht zutrauen, bestimmte Stellen anzutreten. Hier brauche es 
mehr Empowerment. Außerdem müsse besser kommuniziert werden, 
welche finanzielle Unterstützung es gibt. Gersdorff beispielsweise hat einen 
speziellen Laptop, eine kleine mobile Rampe für Geschäftsreisen und ein 
Auto, das ihr mitfinanziert wurde. Ihre 24-Stunden-Assistenz ist 
gleichzeitig auch ihre Arbeitsassistenz. Sie baut ihr zum Beispiel den Laptop 
auf oder verteilt bei Workshops Arbeitsblätter. Das ermöglicht ihr mehr 
Teilhabe. So kann sie ihren Kolleg*innen »auch was zurückgeben«, sagt sie. 
»Wir sind im Team gleichberechtigt. Zum Beispiel kann ich ihnen dadurch 
einen Kaffee mitbringen, statt immer nur selbst einen mitgebracht zu 
bekommen.« 

Wie es besser klappen kann mit der Inklusion zeigt Schweden. Hier sind 
71 Prozent der Menschen mit Behinderung im regulären Arbeitsmarkt 
tätig - in der gesamten Bevölkerung sind es 79 Prozent. [178] In Schweden 
gibt es wie in Deutschland auch Behindertenwerkstätten, aber sie spielen 
eine deutlich kleinere Rolle. Außerdem, und das ist der große Unterschied, 
gibt es in Schweden das Konzept des sogenannten Supported Employment: 
unterstützte Beschäftigung. Supported Employment soll dabei helfen, 
Menschen mit Behinderung in den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Wie das genau funktioniert, erklärt mir Johanna Gustafsson. 
Sie ist Dozentin an der Örebro Universität in Schweden und forscht derzeit 
in Norwegen. Sie hat Verhaltensforschung mit Schwerpunkt Psychologie 
studiert und ihren Doktor in Disability Science gemacht. 

Beim Supported Employment bekommt die Person mit Behinderung eine*n 
Jobcoach”in zur Seite gestellt. »Die Unterstützung soll einer Person mit 
Behinderung die Möglichkeit geben, eine Beschäftigung zu finden, und ihr 
die soziale Eingliederung an einem Arbeitsplatz ihrer Wahl ermöglichen«, 
schreibt Gustafsson in einer Veröffentlichung zum Thema. [179] Diese 
Wahlmöglichkeit ist ein wichtiger Punkt, denn in Werkstätten für 
behinderte Menschen ist sie nicht gegeben. Das schwedische Modell ist 


nicht perfekt: Es konzentriert sich auf individuelle Lösungen anstelle von 
systemischen Veränderungen, und es unterstützt beim Start in den Job, aber 
nicht dabei, diesen Job auch längerfristig auszuüben. 

Gustafsson glaubt trotzdem, dass das Prinzip von Supported Employment 
auch in anderen Ländern funktionieren kann: »Wenn Arbeitgeber*innen 
erst mal eine Person mit Behinderung in ihr Team aufgenommen haben und 
das gut läuft, sind sie danach bereit, mehr Menschen mit Behinderung 
einzustellen«, sagt sie mit Verweis auf die Studienlage. Die 
Arbeitgeber*innen würden merken, dass es eigentlich keine große Sache ist, 
mit behinderten Menschen zusammenzuarbeiten. Dass es nichts ist, wovor 
sie Angst haben müssen. »Die Vorstellung der Gesellschaft ist, dass 
behinderte Menschen nicht arbeiten können«, sagt Gustafsson. Aber diese 
gesellschaftliche Vorstellung könne verändert werden, wenn mehr und mehr 
Menschen mit Behinderung ganz normal am Arbeitsleben teilnehmen. »Das 
kann ein Modell für gesellschaftliche Repräsentation sein.« 

Außerdem findet sie, dass wir anders über Menschen mit Behinderung 
sprechen sollten - nämlich nicht als eine große Gruppe ohne individuelle 
Züge: »Wenn wir darüber sprechen oder schreiben, wird die Behinderung 
oft zum hauptsächlichen sozialen Statusmerkmal der Menschen, sagt 
Gustafsson. »Aber in der echten Welt ist das natürlich nicht so.« Menschen 
mit Behinderung sind genauso vielschichtig wie alle anderen auch: Sie sind 
Eltern, kommen aus unterschiedlichen Milieus, interessieren sich für 
unterschiedliche Dinge. Intersektionalität eben. Die Art der Behinderung 
bringt ebenfalls Unterschiede mit sich. 

Menschen mit Behinderung nicht in den Arbeitsmarkt zu integrieren ist 
ungerecht. Gleichzeitig tun wir uns damit selbst keinen Gefallen - denn wir 
könnten alle jederzeit selbst auf Inklusion angewiesen sein. Eine 
Behinderung ist im Gegensatz zu den meisten anderen 
Diversitätsmerkmalen etwas, das Menschen im Laufe ihres Lebens 
erwerben. Nur drei Prozent der Behinderungen sind angeboren oder treten 


im ersten Lebensjahr auf. Der mit Abstand größte Teil, nämlich fast 

90 Prozent der Behinderungen, wird durch Krankheiten verursacht. [180] 
Wie schnell es gehen kann, dass man selbst auf einmal mit einer 
Behinderung lebt, haben wir in den vergangenen Jahren gemerkt. 


Long Covid wird verändern, wie wir über Arbeit denken 


Wer die Nachwirkungen einer Corona-Erkrankung noch monatelang mit 
sich herumschleppt, leidet unter Long Covid. [d] Long Covid wird auch als 
Mass Disabling Event beschrieben: Innerhalb kurzer Zeit erwerben sehr viele 
Menschen eine neue Behinderung. Es entsteht eine neue Volkskrankheit, für 
die es noch an Expertise fehlt, für die es zu wenig Behandlungsplätze gibt, 
die oft fehl- oder gar nicht diagnostiziert wird. Long Covid kann zu Fatigue- 
oder Erschöpfungssyndrom führen, zu Konzentrationsproblemen, 
Schlafstörungen, Herzrhythmusstörungen, Blutgerinnseln, 
Atemschwierigkeiten, Schwindel, Kopfschmerzen, Nervenschmerzen, 
Depressionen. Die Liste an Symptomen ist lang. 

Natürlich wirkt sich das auch auf die Arbeitswelt aus. Wie stark, das 
können wir bisher nur schätzen, denn die Corona-Pandemie ist (immer) 
noch nicht vorbei. Aber die ersten Daten zeigen: Die Auswirkungen könnten 
immens sein. Laut Weltgesundheitsorganisation WHO hatten mindestens 
17 Millionen Menschen in Europa in den ersten zwei Jahren der Pandemie 
mit Long Covid zu kämpfen. Weltweit waren es fast 145 Millionen 
Menschen. Frauen sind zweimal so häufig betroffen wie Männer. [181] Die 
Wucht dieser Zahlen zeigt sich auch in der Arbeitswelt: Bei einer 
internationalen Studie berichteten rund 45 Prozent der befragten Long- 
Covid-Patient”innen, dass sie wegen ihrer Erkrankung ihre Arbeitszeit 
reduzieren mussten. Weitere 22 Prozent waren zur Zeit der Befragung gar 
nicht in der Lage zu arbeiten. [182] Schätzungen gehen davon aus, dass 


15 Prozent der mehr als zehn Millionen unbesetzten Stellen in den USA nicht 
besetzt werden können, weil zu viele Menschen an Long Covid leiden. [183] 
In Deutschland gab die Techniker Krankenkasse an, dass 2021 immer noch 
knapp ein Prozent der Versicherten krankgeschrieben war, die 2020 eine 
bestätigte Corona-Infektion hatten. [184] Die Krankheitsdauer lag im 
Schnitt bei 105 Tagen. Mittlerweile dürften diese Zahlen höher sein: Mit 
jeder neuen Corona-Welle steigen die Zahlen weiter. Seit 2020 haben sich 
Millionen weitere Menschen infiziert. Dazu kommt die Dunkelziffer. Nicht 
alle melden sich mit Symptomen wie starker Müdigkeit krank oder haben 
eine Infektion per PCR-Test bestätigt. 

Viele Menschen, die erkranken, sind nicht finanziell abgesichert: Das 
Gehalt läuft bei Angestellten sechs Wochen weiter, danach gibt’s 
Krankengeld. Ungefähr anderthalb Jahre nach der Erkrankung hören 
Arbeitgeber*innen und Krankenkassen in den meisten Fällen auf zu zahlen. 
Danach gibt es für ein bis zwei Jahre Arbeitslosengeld I. Und dann? Hartz IV 
oder Bürgergeld, wie es inzwischen heißt. Oft dauert es lange, bis Long 
Covid als Arbeitsunfall oder Berufskrankheit anerkannt wird, wenn die 
Anerkennung überhaupt durchgeht. [185] Es braucht also Lösungen: mehr 
Behandlungsplätze, mehr Investitionen in Forschung und Medikamente, 
finanzielle Absicherung für Betroffene und Unternehmen, die ihre 
Mitarbeitenden bei der Genesung unterstützen. Denn die kann sich 
hinziehen. Betriebsarzt*innen raten dazu, Beschäftigte langsam zurück in 
den Berufsalltag zu holen und Aufgaben neu zu gestalten oder zu 
reduzieren. [186] Viele Führungskräfte verstehen nicht, dass es bei Long 
Covid keinen Schalter gibt, der sich eines Tages umlegt und mit dem dann 
wieder 100 Prozent Leistung möglich sind. Stattdessen ist die Krankheit 
eher wie ein Schieberegler: An manchen Tagen geht mehr, an manchen 
weniger und an anderen vielleicht gar nichts. 

Anne Gersdorff glaubt, dass viele Menschen sich jetzt - durch Corona und 
wegen Long Covid - stärker mit ihrer eigenen Verletzlichkeit 


auseinandersetzen müssen. »Wir wollen doch alle, dass zum Beispiel die 
super Kollegin nach einem Schlaganfall oder mit Long Covid wieder zurück 
an die Arbeit kann«, sagt sie, »auch wenn sie bestimmte Aufgaben vielleicht 
nicht mehr ganz oder nur anders übernehmen kann.« 

Das merkt auch Martha Dudzinski. Sie leitet die SWANS Initiative, eine 
Organisation, die junge Akademikerinnen mit Zuwanderungsgeschichte 
fördert. Als sie sich mit Covid infizierte, zog sie sich ein paar Tage aus der 
Arbeit raus. Ein bisschen Halskratzen, ein bisschen Husten, ein bisschen 
Schnupfen, so beschreibt sie ihre Erkrankung, »angenehmer als jede 
Erkältung«. Martha war geimpft, rechnete also damit, schnell wieder fit zu 
sein. Eine Woche nach ihrem positiven Test setzte sie sich wieder an den 
Computer. Und stellte fest: Arbeiten ging nicht mehr. »Körperlich hatte ich 
keine Einschränkungen mehr, aber ich saß am Rechner, und mein Hirn war 
Matsch«x, sagt sie. »Ich bin die ganze Zeit platt und ausgelaugt.« Sie merkte 
schnell, dass gar nichts mehr ging, wofür sie auf einen Bildschirm schauen 
muss, nicht einmal Netflix. »Dadurch, dass mein Kopf in diesem Dauer- 
Matsch-Zustand war, gab es auch keine Abhilfe«, sagt Martha. »Leute haben 
gesagt, ich soll meditieren. Ich bin Veganerin in Berlin. Natürlich bin ich auf 
die Idee gekommen zu meditieren. Aber mein Kopf kann sich nicht 
konzentrieren.« 

Als wir miteinander telefonieren, hat sie einen guten Tag und genug 
Energie, um länger zu reden. Ihre Infektion ist da ungefähr sechs Monate 
her. Für Martha spielt — wie für viele andere Betroffene auch - Pacing eine 
große Rolle: Auf den Körper hören und schonend mit den eigenen 
Energieressourcen umgehen. Bloß nicht überlasten. Es ist ein ewiges 
Abwägen. Martha musste lernen, Grenzen zu ziehen und ihre Zeitund 
Energie zu schützen. Irgendwann hat sie gemerkt, dass eine Stunde am 
Computer geht - maximal. »Ich habe aber nicht immer konsequent genug 
aufgehört, als mein Kopf gesagt hat, es reicht«, sagt sie. Sie sei dann für den 
Rest des Tages nicht mehr zu gebrauchen. »Ich muss stark priorisieren. 


Nicht zwischen dem, was ich will und weniger will. Sondern was ich 
unbedingt machen muss.« 

Long Covid hat nicht nur ihr Arbeitsleben verändert, sondern auch ihre 
Freizeit. Soziale Kontakte sind nicht mehr im selben Maß möglich wie 
früher. »Das war für mich sehr frustrierend, weil ich doch schon aufs 
Produktivsein verzichtet habe. Wenn Produktivität und Extrovertiertheit 
die zwei Sachen sind, die dich als Person ausmachen und du beides nicht 
mehr machen kannst, dann ist nichts mehr übrig«, sagt sie. In ihrem 
beruflichen und privaten Umfeld muss sie sich immer wieder erklären. »Ich 
sage seit einem halben Jahr, dass ich krank bin. Und Leute wundern sich, 
wenn es zwei Tage später nicht vorbei ist.« Am Anfang hatte Martha noch 
Hoffnung, dass ein langer Urlaub helfen würde. Dass ihr Hirn sich genug 
ausruhen könne und danach alles vorbei wäre. Dem war aber nicht so. »Ich 
habe mich jetzt damit abgefunden, dass das mein Leben ist«, sagt sie. 

Long Covid könnte dazu führen, dass wir anders über Produktivität und 
Leistung nachdenken, glaubt Anne Gersdorff: »Unser aktuelles Konzept von 
Leistungsfähigkeit fliegt uns um die Ohren. Was bedeutet das überhaupt, 
leistungsfähig? In der Arbeit entwickeln wir Freund*innenschaften, machen 
neue Erfahrungen. Davon können wir eine bestimmte Gruppe nicht einfach 
ausschließen. Wir alle haben Wert, nicht nur, wer am meisten produziert.« 


Wie kann unsere Arbeitswelt diverser und inklusiver 
werden? 


Damit unsere Arbeitswelt wirklich divers und inklusiv wird, gilt erst einmal 
das Gleiche wie in anderen Bereichen auch: Es braucht eine Strategie, es 
braucht jemanden, der dafür verantwortlich ist, diese Strategie 
umzusetzen, und es braucht Unterstützung von ganz oben. Das gilt für 
Politik und für Unternehmen. Diversität und Inklusion müssen mehr sein 


als nur Schlagwörter. Und nein, es ist nicht okay, marginalisierte 
Mitarbeiter*innen unbezahlt die DEI-Arbeit zusätzlich zu ihrem 
eigentlichen Job machen zu lassen. Diversity, Equity und Inclusion ist ein 
Unternehmensbereich wie jeder andere auch. Es benötigt konkrete 
Maßnahmen, echte Investitionen (ja, auch Geld) und eine klare 
Erfolgsmessung. 

Wie das konkret aussehen kann? In Unternehmen bedeutet es, die 
Prozesse zu verändern - und im Zweifelsfall komplett neu zu denken. Ein 
wichtiger Hebel ist zum Beispiel die Art, wie Unternehmen Stellen 
ausschreiben und besetzen. Werden in Stellenbeschreibungen »Rockstars« 
und »Ninjas« gesucht, die in erster Linie leistungsfähig sein müssen? Dann 
braucht sich niemand zu wundern, wenn sich nur Start-up-Dudes 
bewerben. Wer familienfreundlich sein will, sollte lieber kommunizieren, 
dass Jobsharing oder Remote Work eine Möglichkeit ist. »Wir sind 
barrierefrei« klingt zwar super, aber darf nicht nur »wir haben keine 
Treppen im Büro« bedeuten. Wie ist es um die Barrierefreiheit für hör- oder 
sehbehinderte Menschen, Autist”innen oder Menschen mit 
Lernschwierigkeiten bestellt? Inwiefern ist das Unternehmen bereit, 
Arbeitsaufgaben anzupassen oder Rollenbeschreibungen abzuändern? 

Auch Bewerbungsprozesse müssen neu gedacht werden. Nicht in allen 
Ländern sind Fotos im Lebenslauf üblich, in einigen - wie den USA oder 
Großbritannien - sind sie sogar verboten. Wenn es wirklich um die 
Qualifikation geht (und nicht um Geschlecht, Namen oder Herkunft), dann 
werden künftig auch nicht mehr nur weiße Männer in den Führungsetagen 
sitzen. Quoten helfen dabei, die Zeit bis dahin zu überbrücken. Aber damit 
Quotenregelungen funktionieren, braucht es Datenerfassung, um zu sehen, 
wo wir überhaupt gerade stehen. Gibt es eine Quote, um einen möglichst 
diversen Pool an Kandidat*innen für neue Stellen zu haben - und so die 
Chance zu erhöhen, dass Stellen divers besetzt werden? Gibt es den 
Anspruch, jedes einzelne Team so divers wie möglich zu besetzen? Werden 


Führungskräfte daran gemessen, ob sie Diversitätsziele erreichen? Wenn 
nicht, muss das geändert werden. Frauen, People of Color, queere 
Menschen, Menschen mit Behinderung und andere marginalisierte 
Gruppen sollten konkret gefördert, auf Führungspositionen vorbereitet und 
dann auch wirklich befördert werden - und genauso gut bezahlt werden wie 
alle anderen auch. Recruiting-Teams sollten möglichst divers besetzt sein 
und regelmäßig hinsichtlich Diversität und Inklusion geschult werden. 
Sorry, aber ein halbstündiges Video im Jahr reicht nicht! 

Benefits - also Vorteile für die Mitarbeiter*innen - sollten inklusiv 
gestaltet werden: Wenn es Unterstützung für die Familiengründung gibt, 
sollte diese auch queeren Mitarbeiter”innen und Singles zustehen. Nicht 
nur für die Kinderbetreuung sollte es finanzielle Unterstützung geben, 
sondern auch für das Pflegeheim der Eltern. Wie wäre es mit einer 
Betriebskita, die vom Unternehmen subventioniert wird? Werden 
Sprachkurse für zugewanderte Menschen angeboten? Auch Angebote zur 
mentalen Gesundheit, die explizit für queere oder migrantische Menschen 
gestaltet sind, helfen dabei, das Arbeitsleben angenehmer zu gestalten. 

Am Ende ist es wichtig, echte Veränderung anzustoßen, und nicht nur 
einen Diversity-Sticker aufs Unternehmen zu kleben. Das fliegt schnell auf 
und damit ist niemandem geholfen. »Repräsentation ist kein 
gemeinnütziger Akt«, schreibt die Schwarze Unternehmerin Minda Harts in 
ihrem Buch The Memo. [187] »Es ist eine bewusste Maßnahme, die die Kraft 
hat, unsere Denkweisen und sogar die Haltung von Generationen zu 
verändern.« Sie könne aus persönlicher Erfahrung erzählen, dass es hart sei, 
sich weiter reinzuhängen, wenn People of Color nie befördert werden - oder 
wenn Vorgesetzte zwar sagen, wie wichtig ihnen Diversität und Inklusion 
sind, aber sich nichts ändert. »Wie sollen wir unsere beste Arbeit machen 
und positiv bleiben, wenn wir ständig diesen Mangel an Sensibilität von 
unseren Vorgesetzten erfahren?«, schreibt sie. 


Was wäre, wenn Sorgearbeit gerecht verteilt wäre? 


Eine gerechtere Arbeitswelt wird allerdings nicht nur am Arbeitsplatz selbst 
geschaffen - sondern auch zu Hause. Wenn wir über Work-Life-Balance 
sprechen - vor allem im Zeitalter von Doppelverdiener-Familien -, dann 
bedeutet Leben oft Familie. Und Familie bedeutet in diesem Kontext oft 
unbezahlte Arbeit, schreibt Journalistin Sarah Jaffe. [188] Die Frage ist in 
vielen Fällen nicht, wie Erwerbsarbeit und Leben in Einklang gebracht 
werden können. Die Frage ist vielmehr, wie ich es schaffe, mich zusätzlich 
zu meinem Job auch noch um Haushalt, Kinder und alles andere zu 
kümmern, das funktionieren muss, damit das familiäre Leben nicht 
zusammenbricht. 

Wenn wir dafür sorgen wollen, dass die Arbeitswelt wirklich gerechter 
wird — und für alle Menschen funktioniert —, müssen wir über Geld 
sprechen und darüber, wer arbeitet, ohne bezahlt zu werden. Frauen sind 
nicht nur in Führungspositionen unterrepräsentiert, sondern auch 
unterbezahlt: Der sogenannte Gender Pay Gap schlüsselt auf, wie viel Frauen 
und Männer in Deutschland durchschnittlich pro Stunde verdienen. 2021 
verdienten Frauen 18 Prozent weniger. Pro Stunde ist das ein Unterschied - 
oder ein Gap, eine Lücke - von mehr als vier Euro. Teilweise lässt sich der 
Gender Pay Gap damit erklären, dass Frauen häufiger in schlecht bezahlten 
Branchen und Berufen arbeiten: Pflege und Erziehung, zum Beispiel. Oder 
sind diese Berufe am Ende etwa schlecht bezahlt, eben weil sie vor allem von 
Frauen ausgeübt werden? Außerdem haben Frauen seltener gut bezahlte 
Führungspositionen. Aber selbst, wenn man all das herausrechnet und auf 
den sogenannten bereinigten Gender Pay Gap schaut, gibt es noch einen 
Unterschied von rund sechs Prozent. [189] 

Auch hier ergibt sich mit dem intersektionalen Blick noch mal ein anderes 
Bild: Frauen mit Schwerbehinderung verdienen im Vergleich zu 
schwerbehinderten Männern 667 Euro netto weniger pro Monat. [190] 


Migrantinnen verdienen rund 20 Prozent weniger als Frauen mit 
Herkunftsland Deutschland. [191] In den USA ist - wegen der besseren 
Datenlage - sogar noch stärker aufgeschlüsselt, wer wie wenig verdient: 
Latinas verdienen 49 Cent pro US-Dollar, den ein weißer nicht hispanischer 
Mann verdient. Indigene Amerikanerinnen verdienen 50 Cent, Schwarze 
Frauen 58 Cent, weiße Frauen 73 Cent. [192] 

Der Gender Pay Gap schaut außerdem nur auf den Stundenlohn, nicht 
darauf, wie vielam Monatsende wirklich auf der Gehaltsabrechnung steht. 
Das macht wegen der hohen Teilzeitquote aber auch einen massiven 
Unterschied. Fast die Hälfte aller Frauen arbeiten in Teilzeit, aber gerade 
mal elf Prozent der Männer. Der Anteil an Frauen, die in Teilzeit arbeiten, 
hat sich in den vergangenen Jahren immer weiter erhöht. Besonders hoch ist 
die Teilzeitquote unter Müttern: Zwei Drittel der erwerbstätigen Mütter 
arbeiten in Teilzeit, aber nur sieben Prozent der Väter. In kaum einem 
anderen Land der EU ist die Teilzeitquote unter Müttern mit jüngeren 
Kindern so hoch: Sie arbeiten in Deutschland fast doppelt so oft in Teilzeit 
wie im EU-Durchschnitt. [193] Das führt zu großen Unterschieden beim 
Lebenseinkommen - also beim gesamten Einkommen, das Menschen ihr 
Arbeitsleben über verdienen. Bei Müttern liegt der lebenslange Verdienst 
deutlich unter 600000 Euro - während er bei Männern gesamt bei über 
einer Million liegt. Wie stark sich die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen auf die Einkünfte von Müttern auswirken, zeigt der 
Unterschied zwischen Ost- und Westdeutschland. In Ostdeutschland 
kehren Mütter früher nach der Geburt an den Arbeitsplatz zurück und 
arbeiten häufiger Vollzeit. Auch die Kinderbetreuung ist besser ausgebaut. 
Das sorgt dafür, dass der Unterschied im lebenslangen Einkommen dort 
geringer ist: Mütter verdienen in Westdeutschland 62 Prozent weniger als 
Männer. In Ostdeutschland beträgt der Unterschied 48 Prozent. Dass 
Kinder der entscheidende Faktor sind, zeigen die Daten für Frauen ohne 
Kinder: Sie verdienen in Westdeutschland 13 Prozent und in Ostdeutschland 


drei Prozent weniger als Männer. In den USA spricht man von der 
Motherhood Lifetime Penalty: Mütter werden ihr Leben lang finanziell dafür 
bestraft, Kinder zu haben. Je mehr Kinder eine Frau hat, desto mehr Geld 
verliert sie im Vergleich zu kinderlosen Frauen. Mit dem ersten Kind verliert 
eine Mutter in Westdeutschland schon 43 Prozent ihres lebenslangen 
Einkommens. Hat sie drei oder mehr Kinder, landet sie am Ende bei 
Einbußen von 68 Prozent. Väter hingegen werden nicht dafür bestraft, 
Kinder zu haben. 

Sie verdienen sogar bis zu 20 Prozent mehr als das durchschnittliche 
Lebenseinkommen aller Männer. [194] 

Zum Gender Pay Gap kommt der Gender Pension Gap. Auch im Alter haben 
Frauen deutlich weniger Geld zur Verfügung und rutschen häufiger in 
Altersarmut. Der Gender Pension Gap liegt in Deutschland bei knapp 
50 Prozent: So viel niedriger ist die Alterssicherung von Frauen im Vergleich 
zu Männern. Besonders groß ist die Lücke für verheiratete und verwitwete 
Frauen, Frauen mit niedrigerem Berufsabschluss und ältere Rentnerinnen. 

[195] In Ostdeutschland ist der Gender Pension Gap mit 23 Prozent deutlich 
niedriger als in Westdeutschland, wo er bei 55 Prozent liegt - was ebenfalls 
an den unterschiedlichen Strukturen liegt. [196] 


Mütterliche Doppel- und Dreifachschichten 


Der Grund für diese finanzielle Diskrepanz zwischen Männern und Frauen 
ist, dass Sorge- und Erziehungsarbeit immer noch überproportional an 
Frauen hängen bleibt. Frauen passen auf Kinder auf, spielen mit ihnen, 
erziehen sie, wickeln und kochen und packen Brotzeit ein, sie putzen die 
Wohnung, gehen einkaufen und sorgen dafür, dass das Leben zu Hause 
weiterläuft. Diese unbezahlte Arbeit macht es überhaupt möglich, dass 
bezahlte Arbeit in großem Stil stattfinden kann. Oder wie die politische 


Philosophin Silvia Federici es formuliert: »Das bedeutet, dass hinter jeder 
Fabrik, jeder Schule, jedem Büro und jedem Bergwerk die unsichtbare 
Arbeit von Millionen Frauen steckt, die ihr Leben und ihre Arbeit darauf 
verwendet haben, diese Arbeitskraft, diein den Fabriken, Schulen, Büros 
und Bergwerken arbeitet, zu produzieren.« [197] Würde diese Sorgearbeit 
nicht verrichtet, gäbe es auch keine Kapazitäten für andere Arbeit - denn 
wer würde sich dann um Kinder oder pflegebedürftige Menschen kümmern? 

Weltweit übernehmen Frauen und Mädchen mehr als drei Viertel der 
unbezahlten Care-Arbeit. Arbeit, die pro Jahr laut einer Schätzung von 
Oxfam mindestens 10,8 Billionen US-Dollar wert ist. [198] Das ist dreimal 
so viel wie die IT-Branche weltweit umsetzt. Wer mehr Wertschätzung 
erfährt, muss ich hier wohl nicht explizit erwähnen. Selbst wenn der Wert 
von unbezahlter Sorgearbeit in Deutschland vergleichsweise vorsichtig 
geschätzt wird, beträgt er etwa ein Drittel des Bruttoinlandsprodukts. [199] 

Warum, wird deutlich, wenn man sich anschaut, wie viel Zeit in 
unbezahlte Arbeit fließt. Insgesamt wird in Deutschland ungefähr ein 
Drittel mehr unbezahlte Arbeit geleistet als bezahlte Arbeit. Schlüsseln wir 
das einmal auf: Stellt euch ein Paar vor - der Datenlage wegen wieder 
Mann-Frau. Die Frau geht an einem normalen Wochentag im Schnitt 
knapp fünfeinhalb Stunden bezahlter Arbeit nach, der Mann gut achteinhalb 
Stunden. Insgesamt sind ihre Arbeitstage aber ungefähr gleich lang, 
nämlich rund elf Stunden. Der große Unterschied: Die Frau verbringt zwei 
Stunden unbezahlte Arbeitszeit mit Kinderbetreuung, eine Stunde mit 
Besorgungen, sie wäscht, sie putzt, sie kocht. Am Ende des Tages wurde der 
Mann für den Großteil seiner Arbeit bezahlt, während die Frau den Großteil 
ihres Tages unbezahlt gearbeitet hat. Zum Gender Pay Gap kommt also der 
Gender Care Gap: Frauen übernehmen einfach viel mehr Sorgearbeit. 

Noch krasser wird der Unterschied, wenn kleine Kinder im Haushalt 
leben. Dann verbringen Frauen unter der Woche dreimal so viel Zeit mit 
Kochen, Putzen und Wäschewaschen wie Männer. [200] Die Verteilung ist 


extrem ungerecht - und das hat sich auch in den vergangenen Jahrzehnten 
kaum verändert. Das ist besonders absurd, wenn man bedenkt, dass heute 
viel mehr Frauen erwerbsarbeiten als noch vor 25 Jahren. Zwar übernehmen 
Männer statistisch gesehen heute einen etwas größeren Anteil von 
Hausarbeit und Kinderbetreuung - aber das ist ein rein statistischer 

Effekt [201] : Der Anstieg ist nicht darauf zurückzuführen, dass Männer 
mehr machen, sondern dass Frauen weniger Zeit mit Kochen, Putzen, 
Waschen und Kinderbetreuung verbringen als früher - auch weil 
Gutverdiener”innen einen Teil dieser Arbeit auslagern. Frauen leisten also 
mehr Erwerbsarbeit und schultern trotzdem weiterhin den Großteil der 
Sorgearbeit. Dass so viele nur in Teilzeit arbeiten, liegt ebenfalls an dieser 
ungleichen Verteilung: Drei Viertel der Mütter nennen Kinderbetreuung 
oder sonstige persönliche oder familiäre Verpflichtungen als Grund dafür, 
dass sie Teilzeit arbeiten. [202] Ein Tag hat schließlich nur 24 Stunden. Der 
wichtigste Hebel für Veränderung sind also die Männer: Sie müssen deutlich 
mehr Hausarbeit und Kinderbetreuung übernehmen - über den 
statistischen Effekt hinaus. 

Wie wichtig das ist, hat die Corona-Pandemie gezeigt. Sie hat Mütter 
zusätzlich gestresst und belastet - und die Ungleichheit zwischen den 
Geschlechtern noch mal verstärkt. Die Soziologin Jutta Allmendinger 
schreibt im Mai 2020 in einem Gastbeitrag in der Zeit: »Wir erleben eine 
entsetzliche Retraditionalisierung. Die Aufgabenverteilung zwischen 
Männern und Frauen ist wie in alten Zeiten, eine Rolle zurück.« [203] Jede 
fünfte Mutter mit betreuungsbedürftigen Kindern hatte im Januar 2022 ihre 
Arbeitszeit reduziert - obwohl Schulen und Kitas zu diesem Zeitpunkt offen 
waren. Bei den Vätern waren es nur knapp sechs Prozent. [204] Wenn jeder 
Schnupfen dazu führen kann, dass das Kind daheim betreut werden muss, 
oder es so viele Krankheitsfälle in der Kita gibt, dass die Betreuung nicht 
mehr sichergestellt werden kann, ist die Einrichtung zwar offiziell offen, 
aber wirklich planen kann man damit nicht. 


Neben der Kinderbetreuung und -erziehung übernehmen Frauen auch 
größtenteils die Pflege von Angehörigen. 80 Prozent der Pflegebedürftigen 
in Deutschland werden zu Hause versorgt, ein großer Teil davon 
überwiegend von Angehörigen. Auch hier macht sich der demografische 
Wandel bemerkbar: Die Zahl der Pflegebedürftigen ist in Deutschland in 
den vergangenen Jahren stark angestiegen, in den vergangenen 20 Jahren 
hat sie sich auf mehr als vier Millionen verdoppelt. [205] Weil die Deutschen 
immer älter werden, müssen wir uns darauf vorbereiten, dass Pflege ein 
zunehmend wichtiger Teil unserer Gesellschaft wird. 

Aber die unbezahlte Arbeit der häuslichen Pflege ist extrem ungleich 
verteilt: Mehr als zwei Drittel der pflegenden Angehörigen sind Frauen. Im 
Schnitt nimmt die Pflege 21 Stunden pro Woche in Anspruch, daneben ist 
oft nur noch Teilzeitarbeit möglich. Im Durchschnitt beträgt die Zeit, in der 
Angehörige gepflegt werden müssen, vier Jahre. Fast jede zweite 
Pflegeperson reduziert deshalb ihre Arbeitszeit, die Erwerbsquote unter 
Pflegenden ist deutlich niedriger. [206] 20 Prozent der pflegenden 
Angehörigen sind armutsgefährdet. Der Sozialverband VdK fordert deshalb 
einen Lohn für pflegende Angehörige, dessen Höhe sich nach dem 
Pflegeaufwand richten soll - nicht nach dem letzten Gehalt. [207] Aktuell 
gibt es zwar die Möglichkeit, sich zur Pflege von Angehörigen von der Arbeit 
freistellen zu lassen, bezahlt wird dies jedoch nicht. 


Aber warum sind wir überhaupt immer noch in der Situation, dass 
Sorgearbeit größtenteils an Frauen - und insbesondere Müttern - hängen 
bleibt? Das hat mehrere Gründe. Wenn es um reproduktive Arbeit, die 
Arbeit des Mutterseins, geht, ist diese für viele Menschen unsichtbar. 
Schließlich findet sie daheim statt, hinter verschlossenen Türen. »Dieser 
private, häusliche Raum wird für die Domäne der Frauen gehalten, und es 
wird erwartet, dass wir das Ausmaß unserer politischen und sozialen Macht 
dort ausüben«, schreibt Angela Garbes in ihrem Buch Essential Labor. [208] 


Ab dem 17. Jahrhundert veränderte sich die Art und Weise, wie Arbeit 
funktionierte. The Great Domestication wird diese Phase auch genannt - die 
große Domestizierung. [209] Männer verließen das Leben in der 
Gemeinschaft und fingen an, für Arbeitgeber*innen auf Feldern und in 
Fabriken zu arbeiten. Dafür wurden sie individuell bezahlt. Frauen blieben 
daheim und kümmerten sich um den Haushalt. Sie sorgten dafür, dass die 
Männer satt waren, es bequem hatten, und gebaren die nächste Generation 
an Arbeitern. »Das hat den Weg bereitet für den Aufstieg der Kernfamilie als 
die vorherrschende Art und Weise, unser Leben zu organisieren«, schreibt 
Garbes. So wurde die Ansicht zementiert, »dass häusliche Arbeit 
Frauenarbeit ist, natürlich und gut, verrichtet ohne Erwartung einer 
Vergütung: eine Arbeit aus Liebe«. 

Lange war alles darauf ausgerichtet, dass der Mann arbeiten ging und 
genug Geld für die ganze Familie nach Hause brachte. Sogar die 40- 
Stunden-Woche war noch so konzipiert, dass die Frau zu Hause blieb und 
sich um Haus und Kinder kümmerte. Henry Ford führte in seinen 
Autofabriken 1926 als eines der ersten Unternehmen die 40-Stunden-Woche 
ein. Ford war einer der Vertreter vom Family Wage: ein Lohn, der für die 
ganze Familie ausreicht. Aber dafür mussten Angestellte sich qualifizieren. 
Ford hatte sogar ein ganzes Team, das den Anspruch prüfte. Als Teil dieser 
Prüfung besuchten sie die Häuser der Arbeiter, um sicherzustellen, dass 
deren Frauen ebenfalls hart arbeiteten - und zwar Vollzeit, unbezahlt, zu 
Hause. [210] 

Immerhin, das hat sich verändert. Dafür müssen Frauen heute beides 
leisten: Erwerbsarbeit und Sorgearbeit. Das nennt man auch Second Shift, 
abgeleitet vom gleichnamigen Buchtitel der Soziologin Arlie Russell 
Hochschild: Nach ihrer ersten Schicht in der Arbeit kommen Mütter nach 
Hause und beginnen ihre zweite Schicht der Sorgearbeit. Für manche 
Frauen, die mehr als einen Job haben, ist es sogar die dritte Schicht. 


Vom Frauenstreik und (politischen) Lösungen 


Wenn wir das Problem also sehen, was können wir machen? Seit 
Jahrzehnten wird immer wieder darüber diskutiert, ob Sorgearbeit nicht 
auch bezahlt werden müsste, um dieses Ungleichgewicht auszugleichen. In 
den 1970er-Jahren forderten Feministinnen einen Lohn für Hausarbeit. In 
Island gab es am 24. Oktober 1975 einen landesweiten Frauenruhetag: 
Frauen legten die Arbeit nieder, sie kochten und putzten nicht, sie 
kümmerten sich nicht um die Kinder. 90 Prozent der isländischen Frauen 
nahmen daran teil, nur Krankenpflegerinnen und Ärztinnen arbeiteten. 
Väter blieben alleine mit ihren Kindern zurück, Kitas, Schulen, Kinos, 
Fischfabriken waren geschlossen. Viele Frauen trafen sich in Reykjavik, 
kochten und aßen gemeinsam, und gingen am Nachmittag auf die Straße: 
Mehr als 20000 Menschen kamen zur Demonstration. Sie forderten einen 
höheren Frauenanteil im isländischen Parlament, gleiche Bezahlung und 
eine gerechtere Verteilung der Care-Arbeit. Der »lange Freitag« hatte Erfolg: 
Ein Jahr später verabschiedete das Parlament ein Gleichstellungsgesetz. 
1980 wurde in Island die erste Frau weltweit zum Staatsoberhaupt gewählt. 
[211] 2022 lag Island beim Global Gender Gap Report [212] des 
Weltwirtschaftsforums auf Platz 1 — wie in den Jahren zuvor auch. 

Der Bericht schaut auf die Gleichberechtigung der Geschlechter in den 
Bereichen Wirtschaft, Bildung, Gesundheit und Politik. Als einziges Land 
hat Island die Lücke zwischen den Geschlechtern zu mehr als 90 Prozent 
geschlossen. Wenn es auf der Welt so weitergeht wie bisher, wird es 
allerdings noch 132 Jahre dauern, bis wir echte Gleichberechtigung zwischen 
den Geschlechtern haben. [213] »Die Arbeit von Müttern darf gegenüber 
bezahlter Arbeit nicht mehr als zusätzlich oder minderwertig angesehen 
werden«, schreibt Angela Garbes. »Wenn wir häusliche Arbeit als essenzielle 
Arbeit verstehen und die Bedeutung für die globale Arbeitsbewegung 


betonen, ermöglichen wir Solidarität zwischen betreuenden Menschen, 
Müttern und allen Arbeitenden.« [214] 

Die Schwarze US -Aktivistin Angela Davis geht noch einen Schritt weiter: 
Ihrer Meinung nach sollte Hausarbeit nicht einfach nur gerecht verteilt 
werden, sondern vom Privaten ins öffentliche, wirtschaftliche Leben 
integriert werden. In ihrem Buch Women, Race &Class aus dem Jahr 1981 
schreibt sie: »Wenn es überhaupt möglich wäre, die Vorstellung von der 
Hausarbeit als Frauenarbeit zu eliminieren und gleichzeitig zu gleichen 
Teilen auf Männer und Frauen aufzuteilen, wäre das schon eine 
befriedigende Lösung? Würde Hausarbeit, aus der exklusiven Fixierung auf 
das weibliche Geschlecht befreit, aufhören, unterdrückerisch zu sein?« Ihr 
Urteil: nein. »Schließlich sollten weder Frauen noch Männer die kostbaren 
Stunden ihres Lebens auf eine Arbeit verschwenden müssen, die weder 
anregend, noch kreativ oder produktiv ist.« Davis glaubt stattdessen, dass 
»ein wesentlicher Teil der Aufgaben einer Hausfrau im Haushalt (...) 
tatsächlich von der industriemäfßigen Wirtschaft übernommen werden« 
könnte. Statt Hausarbeit privat zu verrichten, stellt sich Davis vor, wie 
»Teams von ausgebildeten und gut bezahlten Arbeiter*innen, die von 
Wohnung zu Wohnung ziehend technologisch entwickelte 
Reinigungsmaschinen bedienen, (...) schnell und effizient all das ausführen, 
was die heutige Hausfrau mühsam und primitiv verrichtet«. Die Kosten 
dieser industrialisierten und vergesellschafteten Hausarbeit werden vom 
Staat subventioniert, »um sie den Familien der Arbeiterklasse, deren 
Bedürfnisse nach solchen Diensten höchst offensichtlich sind, zugänglich zu 
machen«. [215] 


Dass Frauen weiterhin den Großteil der Sorgearbeit übernehmen, liegt auch 
an der Politik. Wie Elterngeld, Steuervorteile und Betreuungssituation 
gestaltet sind, beeinflusst, wer wie lange zu Hause bleibt und eher 
unbezahlte Arbeit leistet. 


Väter nehmen zum Beispiel immer noch selten Elternzeit - und wenn sie 
Elternzeit nehmen, dann in der Regel nur kurz. Seit mehr als 15 Jahren gibt 
es die derzeitige Regelung von Elternzeit und Elterngeld. Das sogenannte 
Basiselterngeld steht Eltern für insgesamt 14 Monate zu, allerdings nur, 
wenn beide Partner*innen Elternzeit nehmen. Die Mindestzeit pro 
Elternteil liegt bei zwei Monaten, die Höchstzeit bei zwölf. In der Realität 
sieht das allerdings meistens so aus: Die Mutter bleibt ein Jahr lang mit dem 
Kind zu Hause, der Vater nimmt sich zwei Monate Elternzeit, in der gerne 
gereist oder ein verlängerter Urlaub gemacht wird. Zwei Drittel der Mütter 
beantragen zehn bis zwölf Monate Elterngeld. Knapp 60 Prozent der Väter 
nehmen gar keine Elternzeit. [216] 


Nicht oder wenig arbeiten zu gehen, kann sich auch steuerlich lohnen: Das 
Ehegattensplitting bevorzugt Paare mit großem Lohnunterschied. Das zu 
versteuernde Einkommen beider Partner*innen wird halbiert, darauf wird 
Einkommenssteuer berechnet und dann wird die Steuerschuld verdoppelt. 
Der Steuervorteil wächst, wenn die Differenz zwischen den Einkommen 
größer ist. Verdient der Mann viel, ist es also sinnvoller, wenn die Frau 
wenig verdient oder gar keine Erwerbsarbeit leistet. Dies führt auch dazu, 
dass Frauen häufiger geringfügig beschäftigt sind: 60 Prozent der 
Menschen, die ausschließlich einen Minijob haben, sind Frauen. Sie 
verdienten dort lange maximal 450 Euro pro Monat, mittlerweile sind es 
520 Euro. Auf diese Summe müssen keine Sozialversicherungsabgaben 
gezahlt werden, außerdem ist es möglich, sich von der Rentenversicherung 
befreien zu lassen. Das bedeutet aber auch: Es gibt keine Rentenansprüche, 
außerdem sind Minijobber*innen nicht automatisch kranken- und 
pflegeversichert. Wer verheiratet ist oder studiert, kann sich oft über die 
Familienversicherung kostenlos mitversichern lassen. Eigentlich wurden 
Minijobs als eine Art Sprungbrett in reguläre, sozialversicherungspflichtige 
Beschäftigungen eingeführt. Aber das trifft nur selten zu - vor allem für 


diejenigen, deren Minijob ihr Hauptverdienst ist. Weil der 
Maximalverdienst festgelegt ist, müssen die Stunden reduziert werden, 
sollte der Lohn in einem solchen Job erhöht werden. Es lohnt sich nicht, 
mehr zu arbeiten, denn dann wird aus dem Minijob ein Midijob: Hier muss 
der Verdienst versteuert werden, außerdem werden Sozialbeiträge fällig. 
Am Ende des Monats bleibt so kaum mehr übrig, was Menschen in Minijobs 
hält. [217] 

Die Kombination aus Ehegattensplitting und Minijobs sorgt dafür, dass 
Frauen länger aus dem Beruf aussteigen, danach öfter in Teilzeit oder gering 
beschäftigt arbeiten, weniger in die Rentenkassen einzahlen, seltener privat 
vorsorgen, stärker finanziell von ihren Ehepartnern abhängig sind und 
häufiger in Altersarmut landen. 

Marcel Fratzscher, Präsident des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung, schreibt dazu: »Das größte Potenzial auf dem 
Arbeitsmarkt Deutschlands sind die vielen Frauen, die meist gut ausgebildet 
sind und mehr arbeiten möchten.« Es sei an Politik, Unternehmen und 
Gesellschaft, die unzähligen Hürden für Frauen auf dem Arbeitsmarkt aus 
dem Weg zu räumen. »Das würde nicht nur enormes wirtschaftliches 
Potenzial für Deutschland mobilisieren und die Sozialsysteme 
zukunftsfester machen, sondern auch mehr Freiheit und Chancengleichheit 
schaffen.« [218] 

Auch fehlende Kinderbetreuung erschwert die Rückkehr in den Job, 
geschweige denn in eine Vollzeitstelle. Geht man all diese Probleme an, 
könnte das dabei helfen, mehr Erwerbsarbeit für mehr Frauen möglich zu 
machen: Elterngeld und Ehegattensplitting müssten dafür reduziert, 
Kindertagesstätten und Ganztagesbetreuung ausgebaut werden. Auch eine 
Care-Abgabe für Unternehmen - ähnlich der CO,-Steuer - oder eine 
Grundsicherung für Pflegende könnten Modelle sein. [219] Und warum gibt 
es nicht mehr Betriebskitas, die von Unternehmen subventioniert werden, 
anstatt wie heute oft teurer zu sein als öffentliche Angebote? 


Die US-Politikerin Elizabeth Warren hat im Wahlkampf 2020 
Kinderbetreuung als kritische Infrastruktur beschrieben - ein sehr 
passender Vergleich. »Wir bauen Infrastruktur, wie Straßen, Brücken und 
Kommunikationssysteme, damit Menschen arbeiten können«, sagte sie 
beim Parteitag der Demokratischen Partei. »Diese Infrastruktur hilft uns 
allen, weil sie unsere Wirtschaft am Laufen hält. Es ist Zeit zu erkennen, 
dass Kinderbetreuung Teil der grundlegenden Infrastruktur ist: 
Infrastruktur für Familien.« 

Wie eine gute Infrastruktur aussehen kann, zeigt der Blick nach 
Skandinavien: In Finnland gibt es 160 Tage bezahlte Elternzeit für jedes 
Elternteil. Maximal 63 dieser Tage können dem anderen Elternteil 
überlassen werden. Alles auf die Mutter abzuladen, funktioniert so nicht. In 
Schweden ist das Betreuungsangebot öffentlich finanziert, es gibt ein 
Anrecht auf einen Betreuungsplatz für Kinder zwischen ein und zwölf 
Jahren, deren Eltern erwerbstätig sind oder studieren. Öffentliche Kitas für 
Kinder von eins bis sechs müssen von 6:00 bis 18:30 Uhr geöffnet sein, einige 
haben rund um die Uhr offen. Die Kosten betragen für das erste Kind 
maximal drei Prozent des Bruttoverdienstes der Eltern, für alle weiteren 
Kinder wird es zunehmend billiger. Meetings nach 16 Uhr sind in 
Skandinavien verpönt. Im Bereich wirtschaftliche Beteiligung und Chancen 
im Global Gender Gap Index liegt Schweden übrigens auf Platz fünf und 
Finnland auf Platz 18, während Deutschland auf Platz 75 landet. 

Wenn wir es mit der Gleichberechtigung ernst meinen, braucht es 
außerdem neue Lösungen für Gruppen, die bisher oft ignoriert wurden: 
Selbstständige zum Beispiel. Wer schwanger und selbstständig ist, 
bekommt in Deutschland keinen voll bezahlten gesetzlichen Mutterschutz. 
Die Tischlermeisterin Johanna Röh hat deshalb eine Petition gestartet. [220] 
»Als angestellte Tischlermeisterin hätte ich direkt zu Beginn der 
Schwangerschaft ein Beschäftigungsverbot bekommen, da die 
gesundheitlichen Gefahren in meinem Beruf für mich und das Baby zu 


gravierend sind«, schreibt sie. »Als Selbstständige muss ich es mir leisten 
können, nicht zu arbeiten, da es keinerlei Absicherung für mich gibt.« Sie 
fordert deshalb unter anderem auch eine Einrichtung von Notfalltöpfen, um 
Insolvenzen von Betrieben aufgrund von Schwangerschaft zu verhindern, 
sowie die Einrichtung eines Systems aus Betriebshelfer*innen: Dieses gibt 
es in der Landwirtschaft, damit Betriebe weiterlaufen können, auch wenn 
Arbeitskräfte schwanger ausfallen. Mittlerweile werde jeder fünfte 
Handwerksbetrieb von Frauen geführt, schreibt Röh: »Angesichts des 
Fachkräftemangels und fehlender Betriebsnachfolger*innen für 
Handwerksbetriebe können wir es uns nicht mehr leisten, auf die fähigen, 
gut ausgebildeten und talentierten Unternehmerinnen im Handwerk und 
auch in den anderen Branchen zu verzichten.« 

Auch in anderen Branchen gibt es Hürden für schwangere Menschen und 
neue Eltern: Abgeordnete in der Politik können keine Elternzeit nehmen. 
Sich für eine Zeit lang vollständig aus dem Beruf zurückzuziehen, sei bei 
gewählten Mandatsträger*innen undenkbar, urteilte das 
Bundesverfassungsgericht im Jahr 2007. Wer außerhalb des Mutterschutzes 
Sitzungen verpasst, muss Strafe zahlen. [221] Kristina Schröder und 
Manuela Schwesig kehrten 2011 bzw. 2016 deshalb jeweils direkt nach dem 
Mutterschutz in ihre Rolle als Bundesfamilienministerin zurück. [222] 


Eine Arbeitswelt der Zukunft muss gerechter und gleichberechtigter 
werden - sonst schaffen wir es nie aus unserem kollektiven Burnout. Diese 
Veränderung wird aber nicht passieren, wenn wir nicht auch bei der 
Sorgearbeit ansetzen, die noch immer unsichtbar, unbezahlt und 
ungewürdigt ist. Freiwillige Veränderungen reichen nicht, wir brauchen 
bessere politische Rahmenbedingungen. Das ist im Interesse aller, 
schließlich wissen wir, wie viel unbezahlte Care-Arbeit wert ist: Ein Drittel 
des Bruttoinlandsproduktes. Wieso behandeln wir sie dann nicht auch so? 


Was wäre, wenn wir uns besser organisieren? 


Wenn ich von besserer Organisation spreche, meine ich natürlich nicht 
hübschere To-do-Listen, weniger aufgeschobene E-Mails im Postfach oder 
den optimalen Zeitpunkt, das Kind aus der Kita abzuholen. Es geht mir - 
ganz altmodisch - um die Organisation von Arbeitskräften: 
Zusammenschlüsse, die für bessere Arbeitsbedingungen und eine 
gerechtere Arbeitswelt kämpfen. Kollektiv statt alleine. In Gewerkschaften 
oder Betriebsräten, in Gruppen innerhalb von Unternehmen oder Branchen. 
Wir sind in einer Situation, in der Arbeitskräfte Macht haben: Sie sind ein 
rares Gut und können entscheiden, für wen sie arbeiten wollen. Gleichzeitig 
haben sie heute mehr Möglichkeiten als je zuvor, öffentlich über ihre 
Arbeitsbedingungen zu sprechen und Forderungen an ihre 
Arbeitgeber*innen zu stellen. Denn diese Arbeitgeber“innen müssen ja auf 
der anderen Seite die Öffentlichkeit davon überzeugen, ihre Produkte oder 
Dienstleistungen zu konsumieren. Wer seine Mitarbeitenden schlecht 
behandelt, kommt heute kaum noch unbesehen davon. 

Wenn sich Beschäftigte zusammenschließen, bekämpfen sie außerdem 
den Teil der Arbeitskultur, der die Verantwortung auf die Einzelnen schiebt. 
Dabei sind die Probleme systemisch. Für echte Veränderung in der 
Arbeitswelt reichen individuelle Lösungen nicht, sondern es braucht 
gemeinsame Lösungen. Natürlich gilt auch hier: Bessere Bedingungen 
einzufordern - und auch, sich überhaupt zu organisieren -, ist nicht für alle 
Menschen gleich einfach. Wer selbstständig alleine in einem Haushalt putzt, 
hat es schwerer, sich mit anderen Putzkräften zusammenzuschließen als die 
Mitarbeiter”innen in einem Konzern. Wer gut informiert ist, kennt die 


eigenen Rechte. Aber die Bildung und die Zeit dafür zu haben, ist ebenfalls 
ein Privileg. Allerdings sehen wir gerade, dass sich auch Beschäftigte 
zusammenschliefßen, von denen wir es nicht unbedingt erwarten würden - 
und wie sie dabei von der Öffentlichkeit unterstützt werden. Um die Macht 
der Gemeinschaft - und der Organisation — wird es in diesem Kapitel 
gehen. 


Die Arbeit, die alle andere Arbeit möglich macht 


Neben der unbezahlten Sorgearbeit, die größtenteils von Frauen geleistet 
wird, gibt es auch die bezahlte Version davon: Berufe im Verkauf, in der 
Pflege und Erziehung, Reinigungs- und Sozialberufe. Oft sind es Women of 
Color und Migratinnen, die sie leisten. Sie arbeiten meist in Teilzeit, in 
Minijobs, Leiharbeit oder mit befristeten Verträgen, und verdienen so 
schlecht, dass sie kaum von ihrer Arbeit leben können. Sie arbeiten, wenn 
alle anderen freihaben, am Abend oder am Wochenende, oft in Schichten. 
Knapp die Hälfte der Beschäftigten in Reinigungs- und Pflegeberufen fühlt 
sich leer und ausgebrannt. Der Zeitdruck ist hoch, die Arbeit oft körperlich 
schwer, es gibt fast immer zu wenig Personal. 70 Prozent der Pflegekräfte 
glauben nicht, dass sie bis zur Rente arbeitsfähig sein werden. Auch mehr 
als die Hälfte der Beschäftigten in Erziehungs- und Sozialberufen rechnet 
nicht damit, bis zur Rente arbeiten zu können. [223] 

Ein Beispiel für die schlechten Arbeitsbedingungen in diesen Branchen 
sind Beschäftigte im Haushalt: Putzkräfte, Haushaltshilfen, 
Gartenarbeiter*innen. Mehr als 90 Prozent von ihnen sind Frauen - und der 
Großteil von ihnen ist illegal beschäftigt. In Deutschland sind laut 
Schätzungen der OECD rund 75 Prozent der Arbeiter*innen in diesem 
Bereich nicht angemeldet. Das bedeutet auch: Sie sind nicht abgesichert, 
wenn sie krank oder arbeitslos werden, sie treffen keine gesetzliche 


Vorsorge für die Rente. Ausgerechnet die Putzfrau, die die intimsten Details 
des Lebens ihrer Auftraggeber*innen sieht, die sie in ihre Wohnung lassen 
und der sie ihr Zuhause anvertrauen, wird so schlecht behandelt. Dass das 
nicht sein muss, zeigt der Blick in andere europäische Länder: In 
Frankreich, Italien, Spanien, Belgien und Irland arbeiten weniger als 40 
Prozent der Hausarbeiter”innen unangemeldet. [224] 

Dabei ist es ihre Arbeit - und die von Menschen in vergleichbaren Jobs -, 
die alle andere Arbeit möglich macht. So formuliert es Ai-Jen Poo, 
Präsidentin der amerikanischen National Domestic Workers Alliance. [225] Es 
ist Arbeit, die unersetzlich ist — und die dennoch oft als selbstverständlich 
betrachtet wird. Wenn sie denn überhaupt gesehen wird. 

Dass die Arbeitsbedingungen in Care-Berufen immer noch so schlecht 
sind, hat auch viel damit zu tun, wer diese Arbeit in der Geschichte 
vorrangig verrichtet hat: Frauen aus unteren Schichten oder Sklavinnen, die 
als Besitz gehalten wurden. Diese rassistischen Strukturen sehen wir auch 
heute noch, wenn Arbeitskräfte aus Osteuropa, Südostasien oder Afrika zu 
Niedrigstlöhnen prekär beschäftigt werden, um sich um Kinder oder ältere 
Angehörige zu kümmern oder Wohnungen zu putzen. »Diese Geschichte 
der rassistischen Ausgrenzung und unsere kulturelle Abwertung von Arbeit, 
die mit Frauen in Verbindung gebracht wird, bedeutet heute, dass Millionen 
Frauen jeden Tag zur Arbeit gehen, unglaublich hart arbeiten und trotzdem 
nicht über die Runden kommen«, sagt Poo. 

Unsere Gesellschaft ist abhängig von Nannys, von Putzkräften, von 
denen, die Einkäufe und Essen liefern, von Familie, schreibt Angela Garbes. 
[226] »Die häusliche Last ist so groß wie immer, aber wenn wir es uns 
leisten können, teilen wir sie unter mehreren Leuten auf. Das ist kein echter 
Fortschritt. Wenn sich weiße Frauen auf die schlecht bezahlte Arbeit von 
Women of Color verlassen, vertieft das tatsächlich die rassistische 
Ungerechtigkeit in den USA - und überall auf der Welt.« 


Wer sich als Nanny, Erzieherin oder Pflegekraft um Kinder, alte 
Menschen oder Menschen mit Behinderung kümmert, sie wäscht, füttert, 
mit ihnen spielt, mit ihnen einkaufen geht, oder wer die Wohnung anderer 
putzt, hat im Gegenzug keine Zeit, sich um die eigenen Kinder, die eigene 
Familie, die eigene Wohnung zu kümmern. Damit geht die gesellschaftliche 
Schere weiter auf, weil es vor allem schlechter ausgebildete, marginalisierte, 
oft migrantische Frauen sind, die diese Arbeit übernehmen. Gleichzeitig 
machen Arbeitsbedingungen und Bezahlung es ihnen nicht möglich, diese 
Arbeit wiederum selbst auszulagern. 

In Deutschland kommt mittlerweile jede achte Pflegekraft aus dem 
Ausland: aus Ländern wie Polen, Bosnien und Herzegowina, der Türkei, 
Kroatien, Rumänien und Serbien. Insgesamt sind es mehr als 200000. Um 
in Deutschland zu arbeiten, brauchen Pflegekräfte aus der EU keine 
besondere Erlaubnis, aber sie müssen ihre Abschlüsse anerkennen lassen 
und eine Fachsprachenprüfung machen. Allerdings kommt der Großteil der 
Pflegekräfte aus dem Nicht-EU-Ausland, wo sie mit Programmen wie Triple 
Win angeworben werden. Die Pflegekräfte, die so nach Deutschland und in 
andere europäische Länder kommen, fehlen in ihren Heimatländern. Das ist 
auch ein Grund, warum Serbien das Programm mittlerweile ausgesetzt hat. 

[227] Gehen vor Ort zu viele Fachkräfte, sind es oft weibliche 
Familienmitglieder, die diese Lücken schließen müssen. Die Soziologin 
Arlie Russell Hochschild spricht in diesem Kontext auch von Global Care 
Chains: Die Arbeit wird von wohlhabenderen Frauen an ärmere Frauen 
weitergegeben, die dadurch nicht mehr selbst erwerbstätig sein können. 

[228] 

Das muss sich ändern: Es braucht eine Aufwertung dieser Berufsbilder. 
Diese Jobs, fordert Poo, müssen gute Jobs werden, auf die man stolz sein 
und mit denen man seine Familie finanziell durchbringen kann. Die 
Menschen, die diese Arbeit machen, müssen vor Diskriminierung und 
sexueller Belästigung geschützt werden, sie brauchen bezahlten Urlaub und 


bessere Arbeitsbedingungen. Doch davon sind wir aktuell noch weit 
entfernt. 


Viele der Frauen, die in diesen Berufen arbeiten, sind Teil der 
Arbeiter*innenklasse. Bei diesem Wort denken viele von uns an Männer, die 
in Fabriken schuften. Wie David Graeber in seinem Buch Bullshit Jobs 
schreibt, ist dieses Bild schief: »In Wirklichkeit gab es nie eine Zeit, in der 
die meisten Arbeiter in Fabriken tätig waren.« Stattdessen hätten schon in 
den Tagen eines Karl Marx oder Charles Dickens in den Wohnvierteln der 
Arbeiter*innenklasse weitaus mehr »Hausmädchen, Schuhputzer, 
Müllmänner, Köche, Krankenschwestern, Droschkenkutscher, Lehrer, 
Prostitutierte, Hausverwalter und Straßenhändler« gelebt als Angestellte 
von Kohlebergwerken, Textilfabriken oder Eisengießereien. Die meisten 
Tätigkeiten der Arbeiter” innenklasse, unabhängig davon, ob sie von 
Männern oder von Frauen ausgeführt werden, ähneln eigentlich stärker 
dem, schreibt Graeber, »was wir grundsätzlich für Frauenarbeit halten: Sie 
kümmern sich um Menschen, sorgen für ihre Wünsche und Bedürfnisse, 
erklären, beruhigen, ahnen voraus, was der Chef will oder denkt, ganz zu 
schweigen von der Betreuung, Überwachung und Pflege von Pflanzen, 
Tieren, Maschinen und anderen Gegenstanden.« [229] 

Viele der Berufsbilder, die in der Pandemie als systemrelevant bezeichnet 
wurden, fallen in diese Kategorie: Ohne sie geht es nicht. Gleichzeitig haben 
viele Menschen keine Lust, diese Jobs auszuüben - zumindest nicht unter 
den aktuellen Bedingungen. 

Aktuell fehlen mehr als 230000 Erzieher*innen in Deutschland. Ab 
2026 gilt der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder, 
der den Personalmangel noch mal verschärfen dürfte. [230] Das Burnout- 
Risiko im Job ist hoch: 25 Prozent des Personals, das Kinder ab drei Jahren 
betreut, denkt wegen gesundheitlicher Probleme darüber nach, den Beruf 
aufzugeben. Ein Drittel der pädagogischen Mitarbeiter*innen, die mit 


Kindern ab drei Jahren arbeiten, berichten von Stress wegen zusätzlicher 
Aufgaben, die sie aufgrund von Personalausfall übernehmen müssen. [231] 
In der Altenpflege denken 40 Prozent der Beschäftigten darüber nach, aus 
dem Beruf auszusteigen: Die Bezahlung ist zu schlecht, die Belastung zu 
hoch, sie haben zu wenig Zeit, um sich um die Menschen zu kümmern. Viele 
Altenpflegekräfte zweifeln daran, dass sie unter den aktuellen Bedingungen 
gute Pflege gewährleisten können. [232] Bis 2030 werden rund 500000 
Mitarbeiter”innen in der Altenpflege fehlen. Damit sich wieder mehr 
Menschen dafür entscheiden, im Beruf zu arbeiten, muss dieser umfassend 
aufgewertet werden, und zwar auch in Form von besserer Bezahlung. 


| Streiken für bessere Arbeitsbedingungen 


Die Forderungen nach besseren Arbeitsbedingungen aus den genannten 
Branchen sind laut, aber oft kommen sie nicht in der Bevölkerung an. Das 
zeigte sich 2022 ganz besonders am Streik der Krankenhausbeschäftigten in 
Nordrhein-Westfalen. Am 19. Januar 2022 haben sich 700 Mitarbeiter*innen 
der sechs Unikliniken in Nordrhein-Westfalen zu einem großen Schritt 
entschieden: einem Ultimatum. 100 Tage lang gaben die Beschäftigten ihren 
Arbeitgeber*innen und der Politik Zeit, um Tarifverhandlungen auf den 
Weg zu bringen. Die 100 Tage verstrichen. So begann ein monatelanger 
Kampf für bessere Arbeitsbedingungen. Ab Mai wurde gestreikt. Insgesamt 
dauerte der Streik 79 Tage lang. In dieser Zeit wurden mehr als 10000 
Operationen verschoben - es waren einfach nicht genug Arbeitskräfte da. 
Der Streik dominierte allerdings nicht die Schlagzeilen. Die waren 
stattdessen voll mit Bildern von überfüllten Flughäfen. Die Priorität der 
Medienberichterstattung war klar: Der reibungslose Flug in den 
Sommerurlaub ist wichtiger als die katastrophalen Bedingungen an 
deutschen Krankenhäusern. Wenn Flughafenpersonal streikt und ausfällt, 


braucht es sofort Lösungen. Wenn Pflegepersonal streikt und ausbrennt, ist 
das weniger wichtig, schließlich haben 2020 alle brav vom Balkon 
geklatscht. 

Dabei hat der Streik an den Unikliniken gezeigt, wie wichtig Organisation 
ist - und dass Veränderungen möglich sind. Eine der Personen, die die 
Streiks mit organisiert hat, ist Albert Nowak. Als wir sprechen, streiken 
Albert und seine Kolleg*innen der Unikliniken in Aachen, Bonn, Düsseldorf, 
Essen, Köln und Münster bereits seit sieben Wochen. Eine Einigung ist 
nicht in Sicht. Notruf NRW heißt das Bündnis, das bessere 
Arbeitsbedingungen in den Unikliniken fordert: für Pflegekräfte, aber auch 
für Reinigungs- und Servicekräfte, Logistikpersonal, Menschen in 
therapeutischen Berufen und alle anderen, die dort arbeiten. »Krankenhaus 
ist Teamarbeit«, sagt Albert. »Ohne Reinigungskraft findet in deutschen 
Krankenhäusern keine einzige OP statt. Alle haben eine 
Daseinsberechtigung - und alle sind überlastet.« 

Die Überlastung hat seit Beginn der Corona-Pandemie noch 
zugenommen. Knapp die Hälfte der Ärztinnen und Pflegekräfte in 
Deutschland sieht seitdem bei sich eine Verschlimmerung von typischen 
Burnout- und Erschöpfungssymptomen. Dazu kommt das erhöhte 
Ansteckungsrisiko. Wenn Pflegekräfte gestresst und ausgebrannt sind, ist 
das nicht nur für sie selbst und ihre Gesundheit gefährlich, sondern auch für 
die Patient”innen: Ist das Pflegepersonal an Burnout erkrankt, sind 
Infektionen bei den Patient”innen häufiger. [233] 

Alleine in den Krankenhäusern in Nordrhein-Westfalen fehlen rund 
20000 Fachkräfte. Kolleginnen springen in ihrer Freizeit ein, lassen Pausen 
ausfallen, schieben Überstunden, haben ständig ein schlechtes Gewissen, 
obwohl sie bereits chronisch überlastet sind. Es fehlt an Zeit für die 
medizinische Versorgung und Pflege - auch weil immer mehr 
administrative Aufgaben hinzukommen. [234] 


Albert ist Mitte 20 und seit 2019 fertig mit der Pflegeausbildung. Seit drei 
Jahren arbeitet er als Pflegekraft auf der Intensivstation einer Uniklinik in 
Nordrhein-Westfalen, außerdem ist er in der Auszubildendenvertretung 
engagiert. »Was man in der Ausbildung lernt, bereitet einen nicht besonders 
auf die Arbeit auf der Intensivstation vor«, erzählt er mir. Wenn Albert über 
die vergangenen Jahre spricht, fallen Wörter wie anstrengend und 
Überlastung. »Ich habe immer wieder am Limit gearbeitet«, sagt er. »Der 
Job ist spannend, aber auch in gewisser Weise eine große Zumutung.« Die 
Lage lasse es nicht zu, sich auch nur eine halbe Stunde zu einer sterbenden 
Person zu setzen, sagt Albert. Auch Zeit, um mit den Angehörigen zu 
sprechen und Vertrauen zu ihnen aufzubauen, fehle. Es gebe sehr viel 
Leidensbereitschaft, sehr viel Leidensdruck. »Die Leute haben viel 
ausgehalten, sind über die eigene Schmerzgrenze gegangen«, sagt Albert. 
Das müsse aufhören. »Würde ich Vollzeit auf der Intensivstation arbeiten, 
hätte ich meine Stelle wahrscheinlich schon reduziert.« 

Ungefähr die Hälfte der Beschäftigten in Krankenhäusern und 
medizinischen Praxen arbeitet in Teilzeit oder ist geringfügig beschäftigt. 
Die Krankenpflege ist ein Frauenjob, mehr als 75 Prozent des Personals sind 
Frauen. [235] 

Albert hat eine ganze Liste an Dingen, die sich seiner Meinung nach 
ändern müssten: Im Betrieb müssten die hierarchischen Strukturen 
abgebaut werden. Leute auf der Station sollten stärker in die Planung 
einbezogen werden, »schließlich wissen sie am besten, was sie brauchen«. 
Einzelne Personen, die versuchen, Lücken in der Schichtplanung zu füllen, 
könnten das »kaputte System« nicht reparieren. Es brauche bedarfsgerechte 
Personalbemessung und Ausstattung, um gute Versorgung zu 
gewährleisten, weg von Untergrenzen und dem Mangel, den es aktuell gebe. 
Schon vor der Pandemie war der Personalschlüssel in Deutschland 
besonders schlecht, genau wie die Zufriedenheit von Pflegekräften mit ihrer 
Arbeitsstelle. [236] 


Weil zu wenig Personal da ist, gibt es hohen Druck auf Pflegekräfte, 
spontan einzuspringen. »Ich sage Leuten immer: Springt nicht einfach ein! 
Weil das Bereiche aufrechterhält, obwohl zu wenig Personal da ist«, sagt 
Albert. Es sei schließlich die Verantwortung der Klinik, nicht der einzelnen 
Arbeitskräfte, die Versorgung sicherzustellen und genug Personal 
einzuplanen. Selbst eine Auszubildende sei gebeten worden, nicht zu 
streiken, weil sonst die Leute nicht versorgt werden könnten. »Und wir 
reden da noch nicht mal über gute Versorgungs, sagt Albert. 

Und dann ist da die Bezahlung: »Es muss möglich sein, auch mit 
reduzierter Zeit von der Arbeit leben zu können und eine Rente über 
Armutsniveau zu bekommen«, sagt Albert. Vor allem für alleinerziehende 
Kolleginnen sei die finanzielle Situation oft schwierig. »Wir müssen darüber 
reden, was uns als Gesellschaft Gesundheitsversorgung wert ist.« Die große 
Verantwortung, die alle Pflegekräfte übernehmen, spiegele sich nicht in der 
Bezahlung wider. »Bei irgendwelchen Führungspositionen in der Wirtschaft 
wird immer über die Verantwortung geredet, um die hohen Gehälter zu 
rechtfertigen. Bei uns nicht.« Die Belastung durch Schichtdienst und 
körperliche Anstrengung sei enorm - und bis zum regulären Rentenalter zu 
arbeiten oft nicht möglich. 

Die Arbeitsbedingungen sind ein großer Grund dafür, dass Pflegekräfte 
auf Teilzeit reduzieren oder ganz aus dem Job aussteigen. Der Begriff 
»Pflexit« war 2021 sogar eines der zehn Wörter des Jahres. [237] Viele wären 
bereit, wieder in den Beruf zurückzukehren oder ihre Arbeitszeit 
aufzustocken, aber dafür müssten die Bedingungen stimmen, wie eine 
Studie zeigt. [238] Die befragten Pflegekräfte wünschen sich zum Beispiel 
eine bedarfsgerechte Personalbemessung und wertschätzende, respektvolle 
Vorgesetzte, die sensibel für ihre Arbeitsbelastung sind. Sie wollen nicht 
mehr unterbesetzt arbeiten und mehr Zeit für menschliche Zuwendung 
haben. Auch verbindliche Dienstpläne, eine vereinfachte Dokumentation 


und höheres Gehalt durch Fort- und Weiterbildung werden als häufige 
Punkte genannt. 

Verbessern sich die Arbeitsbedingungen, könnte das viele Beschäftigte 
zurückbringen: Das rechnerische Potenzial von Pflegekräften, die in Vollzeit 
zurückkehren könnten, liegt bei 300000 - konservativ gerechnet. 
Optimistisch betrachtet könnten es sogar bis zu 660000 Vollzeitkräfte sein. 
Aber dafür muss jetzt etwas passieren. »Es braucht eine sehr, sehr große 
gesellschaftliche Anstrengung«, sagt Albert. »Wir kommen sonst in die 
Situation, in der unsere Eltern und Großeltern unter unwürdigen, 
menschenverachtenden Bedingungen ihren Lebensabend verbringen 
werden. Leute werden sterben und zu Schaden kommen, wie es auch heute 
schon tagtäglich in deutschen Gesundheitseinrichtungen passiert — einfach 
weil die Zeit nicht da ist.« 

Er glaubt, dass es genug Menschen gibt, die in der Pflege arbeiten wollen. 
»Die Bewerbungszahlen sind in den letzten Jahren sogar gestiegen«, sagt er. 
»Aber wir müssen dabei helfen, das System nachhaltig aufzubauen.« Die 
Zahl der sozialversicherungspflichtig beschäftigten Pflegekräfte im 
Gesundheitswesen lag 2021 bei 1,04 Millionen, dazu kommen knapp 628000 
Beschäftigte in der Altenpflege. Seit 2017 ist die Zahl der 
Gesundheitspflegekräfte um neun Prozent gestiegen. [239] »Wir sind eine 
der größten Berufsgruppen in Deutschland, sagt Albert. »Da steckt so eine 
Macht dahinter, wenn wir zusammenhalten.« 

Diese Macht zahlte sich für ihn und seine Mitstreiker*innen am Ende aus. 
Die zentrale Forderung des Streiks - der Tarifvertrag Entlastung - wird 
umgesetzt. [240] Es sollen mehr Pflegekräfte eingesetzt werden, und in 
jeder Schicht soll kontrolliert werden, ob auch wirklich genug Personal da 
ist. Wenn nicht, gibt es Zulagen oder freie Tage für die Beschäftigten. Dafür 
wird ein System mit Belastungspunkten eingeführt. Für jedes Mal, wenn die 
Personalquote unterschritten wird, bekommen die Arbeitskräfte sogenannte 
Belastungspunkte. Sieben Punkte entsprechen einem zusätzlichen freien 


Tag. Sprich: Wer wegen zu wenig Personal zu viel arbeitet, bekommt einen 
Ausgleich. Im ersten Jahr gibt es maximal elf zusätzliche freie Tage, im 
zweiten Jahr maximal 14 und im dritten Jahr maximal 18. »Das soll dazu 
führen, dass es für die Kliniken unattraktiver wird, diese vereinbarte 
Personalbemessung nicht einzuhalten«, sagt Albert. Am Anfang, erklärt er, 
würden wahrscheinlich ziemlich viele Belastungspunkte entstehen, weil 
noch nicht genug Personal da sei, aber wenigstens gebe es freie Tage als 
Ausgleich. »Langfristig soll es dazu führen, dass die Kliniken genügend 
Leute einstellen und so eine gute Versorgung sicherstellen.« Nicht nur in der 
Pflege gibt es Belastungsausgleiche, sondern auch in anderen Bereichen wie 
der Radiologie und den Betriebskitas. Für Azubis sind im Tarifvertrag 
konkrete Entlastungsregeln festgelegt. Insgesamt sieht er den Streik und 
Tarifvertrag als Erfolg an. Er erhofft sich allerdings noch mehr politische 
Lösungen auf Bundesebene, um die Situation von Klinikpersonal zu 
verbessern — getrieben auch vom Druck, den er und seine Kolleg*innen 
aufgebaut haben. 

Die Macht der Beschäftigten, von der Albert spricht, sie sorgt tatsächlich 
für bessere Arbeitsbedingungen. Wenn immer so laut darüber gesprochen 
wird, dass wir »die Wirtschaft« am Laufen halten müssen, dann geht es 
genau darum: in den Berufen, die alle andere Arbeit ermöglichen, gute 
Bedingungen zu schaffen. Diese Jobs müssen gute Jobs werden, daran führt 
kein Weg vorbei. 

Damit sich die Situation für die Beschäftigten von Kliniken wirklich 
bessert, muss sich allerdings auch ändern, wie Krankenhäuser wirtschaften: 
Da ist zum einen die Privatisierung, die in den vergangenen Jahren immer 
weiter zugenommen hat. 2019 waren fast vier von zehn Kliniken in privater 
Trägerschaft. 1999 waren es noch zwei von zehn. Mittlerweile sind 
öffentliche Einrichtungen in der Minderheit. [241] 2006 wurde sogar das 
Uniklinikum Gießen und Marburg privatisiert. Die Konzerne hinter der 
Privatisierungswelle — wie Asklepios, Rhön, Helios und Sana - wollen 


natürlich möglichst viel Profit machen. [242] Auch Private-Equity- 
Konzerne, also große Finanzdienstleister, steigen ins Krankenhausgeschäft 
ein, mit dem Ziel, Kliniken profitabler zu machen und gewinnbringend zu 
verkaufen. Die Gewinne fließen nicht zurück ins Gesundheitssystem, 
sondern an die Unternehmen und deren Anteilseigner*innen. 

Zum anderen wurde der Kostendruck für Kliniken durch das System der 
Fallpauschalen erhöht, das 2004 eingeführt wurde. Seitdem wird pro 
Behandlung abgerechnet, nach einer komplexen Berechnung, die im Prinzip 
einen Mittelwert für jede Diagnose und Behandlung bildet. Damit ist es 
finanziell vorteilhafter, möglichst viele Fälle abzurechnen. Mit einigen — wie 
etwa Knieoperationen - ist besonders viel Geld zu machen. Andere Bereiche 
hingegen, wie Kinder- oder Geburtsstationen, sind finanzielle 
Minusgeschäfte. Jeder Schritt muss dokumentiert werden, ein großer Teil 
der Arbeitszeit geht damit für Papierkram drauf. In diesem System lässt 
sich mit Arzt*innen Erlös generieren, schließlich stellen sie Diagnosen und 
operieren. [243] Pflegekräfte hingegen sind ein Kostenfaktor. Das führt zu 
einer Unterversorgung in der Pflege. Als die Fallpauschalen eingeführt 
wurden - zwischen 2002 und 2006 - fielen etwa 33000 Vollzeitstellen in der 
Pflege weg. [244] 

Die Kritik am System der Fallpauschalen ist groß, eine Reform soll 
kommen, und sie ist dringend nötig. Auch die Privatisierung von Kliniken 
kann so nicht weitergehen. Denn wollen wir wirklich, dass es darum geht, 
jede Arztminute besser auszulasten oder das Gesundwerden zu optimieren? 
Dass an Pflegekräften gespart wird, um am Ende mehr Gewinn zu erzielen? 
Dass es sich nicht lohnt, sich um kranke Kinder oder Gebärende zu 
kümmern? Bedeutet dieses System wirklich, dass der Markt regelt? 
Gesundheit und Pflege müssen endlich mehr wertgeschätzt werden - und 
das muss sich auch im System widerspiegeln. 


Arbeiten in der Zwei-Klassen-Gesellschaft 


Nicht alle systemrelevanten Berufe sind Care-Berufe im engsten Sinne. 
Systemrelevant sind auch die Menschen, die Straßen und Bahnhöfe 
reinigen, Busse und Lkws fahren, Pakete ausliefern, Müll abholen, Häuser 
bauen, das verstopfte Klo reparieren, Kartoffeln ernten, Schweine 
schlachten und Lebensmittel verkaufen. Auch sie sind oft unterbezahlt und 
prekär angestellt. Auch sie fehlen in Scharen: Weil ihnen während der 
Pandemie gekündigt wurde und sie sich neue Jobs gesucht haben. Weil sie 
krank ausfallen. Weil sie keine Lust mehr auf schlechte Arbeitsbedingungen 
haben. Weil Unternehmen und wir als Gesellschaft diejenigen, die diese 
lebenswichtigen Berufe ausüben, oft wie Menschen zweiter Klasse 
behandeln. Auch hier brauchen wir dringend eine Veränderung, um unsere 
Arbeitswelt besser und gerechter zu machen. 

Wir sind in einer Situation, in der die Zahl der offenen Stellen hoch und 
die Zahl der arbeitslosen Menschen niedrig ist. [245] Besonders schwierig 
ist es geworden, die Jobs zu besetzen, bei denen schlechte Bezahlung und 
schlechte Arbeitsbedingungen aufeinandertreffen. Das geht so weit, dass 
Menschen mit geringen Löhnen gegen Bezieher*innen des Bürgergelds 
ausgespielt werden. Aber: Ist es nicht eine positive Entwicklung, wenn 
Menschen genau solche schlechten und schlecht bezahlten Jobs nicht mehr 
machen wollen? 

»Menschen sollten in der Lage sein, eine Arbeit zu wählen, die es ihnen 
ermöglicht, in Würde zu leben und ihre Bedürfnisse zu befriedigen - und 
sogar ein bisschen mehr als das, sodass sie nicht ständig am Rande des 
Existenzminimums leben müssen«, sagt Jamila Michener, die an der Cornell 
University zu Armut und Ungleichheit forscht. [246] Menschen sollten in 
der Lage sein, Arbeit zu wählen, die sie selbst oder ihre Familien nicht in 
Gefahr bringt. Aktuell würde Armut oft als Weg genutzt, um Menschen zu 
zwingen, Arbeitsmarktbedingungen zu akzeptieren, die sie sonst nicht 


akzeptieren würden. »Du solltest nicht wählen müssen zwischen dem, was 
wirklich gut für dich ist, und dem, was du tun musst, weil du anders nicht 
überleben kannst«, sagt Michener. 

Das bedeutet auch, dass wir alle unsere Standards anpassen müssen, 
wenn wir wollen, dass Menschen in Würde arbeiten und leben können: »Ich 
will zu Walmart oder Target oder einem anderen Laden gehen und dort 
Dinge richtig billig bekommen«, sagt Michener. »Oder ich will nicht in einer 
langen Schlange warten. Ich will viele offene Kassen. Ich will, dass jemand 
im Laden ist, wenn ich eine Frage habe.« Wir wollen alles, möglichst schnell 
und möglichst billig. Was wir dabei oft vergessen: Das hat Implikationen für 
die Menschen, deren Arbeit dies ermöglicht und die selbst oft in Armut oder 
an der Armutsgrenze leben. 2021 waren in Deutschland 13,6 Millionen 
Menschen armutsbetroffen - das ist der höchste Wert seit der 
Wiedervereinigung. Als armutsbetroffen gilt, wer unter 60 Prozent des 
mittleren Einkommens verdient. Für Singles lag die Schwelle 2021 bei 
1148 Euro im Monat, bei Alleinerziehenden mit einem kleinen Kind bei 
1492 Euro. Ein Fünftel der Armutsbetroffenen sind Kinder und Jugendliche, 
ein knappes Viertel ist in Rente oder Pension. Mehr als ein Viertel der 
Menschen, die arm sind, sind erwerbstätig. Rund 860000 Menschen in 
Deutschland mussten zusätzlich zu ihrer Erwerbstätigkeit aufstocken, also 
Sozialleistungen beziehen. Besonders hoch ist das Risiko dafür bei Familien 
mit Kindern und Alleinerziehenden. [247] 

Es ist aber nicht so, dass in Deutschland kein Geld da ist: Während die 
Armutsquote steigt, ist das Bruttoinlandsprodukt 2021 um fast drei Prozent 
gewachsen, die Arbeitslosenquote leicht gesunken und die Quote der 
Menschen, die Hartz IV beziehen, ebenfalls leicht zurückgegangen. [248] 

Es ist alles eine Frage der Verteilung. Und Geld ist in Deutschland eben 
sehr ungleich verteilt. Die oberen zehn Prozent besitzen in Deutschland gut 
zwei Drittel des Nettovermögens. Alleine das reichste Prozent der 
Bevölkerung besitzt mehr als ein Drittel des Vermögens. [249] Die 


Mittelschicht bröckelt: Vor allem am unteren Rand - also in der unteren 
Mittelschicht - ist das Abstiegsrisiko höher. Im Vergleich zu den 
Babyboomern schaffen es Millennials seltener, nach dem Start ins 
Berufsleben in die Mittelschicht aufzusteigen. Dies gilt vor allem für junge 
Menschen, die weder Abitur noch eine Berufsausbildung haben. Die 
größten Hürden: Teilzeit und Niedriglohn. Wer kein gutes zweites 
Arbeitseinkommen im Haushalt hat, hat es besonders schwer. [250] Im 
Corona-Jahr 2020 haben die Chef*innen der 30 größten börsennotierten 
Unternehmen in Deutschland im Schnitt rund 5,4 Millionen Euro 
Gesamtvergütung erhalten, also Festgehalt und variable Vergütung, zum 
Beispiel durch Aktien. Pro Person. Das ist ungefähr das 76-Fache dessen, 
was durchschnittliche Angestellte in denselben Unternehmen verdienen. 
[251] Großkonzerne schütten Rekorddividenden aus, [252] 
Energiekonzerne verdienen an Ukrainekrieg und Gasknappheit. [253] 

Die Ausbeutung findet auf gesellschaftlicher Ebene statt: Ein Teil der 
Beschäftigten arbeitet unter schlechten Bedingungen und mit schlechter 
Bezahlung, um das entspannte Leben der anderen zu ermöglichen. Oder: 
Die Lousy Jobs sorgen dafür, dass die Menschen mit den Lovely Jobs es noch 
schöner haben. 

Die Begriffe Lousy Jobs und Lovely Jobs haben Maarten Goos und Alan 
Manning geprägt: [254] Sie unterscheiden zwischen schönen und lausigen 
Jobs. Gut bezahlte und qualifizierte Jobs sind typischerweise Wissensarbeit 
ohne routinierte Abläufe. Schlecht bezahlte, weniger qualifizierte Jobs 
hingegen sind häufiger manuell ohne routinierte Abläufe. Sowohl Lousy Jobs 
als auch Lovely Jobs nehmen zu - auch durch den Einfluss von Technologie 
und Digitalisierung. Was hingegen abnimmt, sind mittelmäßige Jobs, die 
typischerweise Routineaufgaben sind und aus einer Mischung aus 
manueller und Wissensarbeit bestehen. Goos und Manning nennen diese 
Entwicklung Job-Polarisierung: Die Schere zwischen Gut und Schlecht geht 
immer weiter auf, mit immer weniger in der Mitte. Sie haben zwar die 


Entwicklung für Großbritannien in den Jahren 1975 bis 1999 untersucht, aber 
wir sehen eine ähnliche Entwicklung auch in Deutschland: Die Zahl schlecht 
bezahlter Servicejobs nimmt zu, ebenso wie hoch bezahlte Jobs im Business- 
und Finanzkontext. Was wegfällt, sind klassische mittelqualifizierte 
Bürojobs und qualifizierte manuelle Jobs in der Produktion. An dieser Stelle 
soll es um die Lousy Jobs gehen - und die Frage, wie wir es schaffen, die 
Schere zwischen Lousy und Lovely nicht noch weiter aufgehen zu lassen. 
Denn diese Gefahr besteht, gerade wenn Remote Work oder reduzierte 
Arbeitszeiten nicht allen ermöglicht werden. Dann gibt es eine kleine 
Gruppe von gut bezahlten Wissensarbeiter”innen, die für ihr bequemes 
Leben prekär beschäftigte Menschen schuften lassen. 

Die US-amerikanische Journalistin Barbara Ehrenreich, die monatelang 
für eine Recherche in schlecht bezahlten Jobs arbeitete, schreibt zum selben 
Thema: »Ich selbst bin noch mit den Sprüchen aufgewachsen, die »harte 
Arbeit« bis zum Überdruß als Geheimnis des persönlichen Erfolgs 
propagierten. (...) Damals hat uns niemand auf die Möglichkeit vorbereitet, 
daß du hart arbeiten kannst - sogar härter, als du es je für möglich gehalten 
hättest - und dennoch immer tiefer in Schulden und Armut 
versinkst.« [255] Die Working Poor, also die »arbeitenden Armen«, seien in 
Wirklichkeit die größten Philanthrop*innen unserer Gesellschaft, schreibt 
Ehrenreich: »Sie vernachlässigen ihre eigenen Kinder, damit die Kinder der 
anderen gut versorgt sind. Sie leben in miesen Unterkünften, damit die 
Wohnungen der anderen blitzblank und tadellos aufgeräumt sind. Sie 
nehmen Not und Entbehrungen hin, damit die Inflationsrate sinkt und die 
Aktienkurse steigen. Wer zu den »working poor: gehört, ist ein anonymer 
Spender, ein namenloser Wohltäter - zugunsten aller anderen.« Das gilt für 
Care-Berufe, aber auch für andere Jobs im Dienstleistungsbereich, die oft in 
die Kategorie Lousy Jobs fallen. 


Wie die Gig Economy die Arbeitswelt verändert hat 


Doch es tut sich was: Denn es sind genau diese Lousy Jobs, bei denen sich 
jetzt Widerstand rührt. Die Beschäftigten merken, dass sie nicht so 
weitermachen können und wollen wie bisher. Sie sind es, die ihre 
Unternehmen am Laufen halten und Profite ermöglichen. In der Logistik, 
bei Lieferdiensten, in Dienstleistungsjobs: Die Mitarbeitenden organisieren 
sich. Sie fordern bessere Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen. Sie 
schließen sich zusammen, um etwas zu verändern. Sie zeigen, wie sich die 
Schere zwischen Lovely und Lousy Jobs schließen kann. 

Teilweise ist diese Schere sogar innerhalb eines Unternehmens sichtbar. 
Bei Lieferando etwa. Hier machen die einen Karriere als Machine Learning 
Engineer oder Art Director, während die anderen Essen aus Restaurants 
abholen und auf dem Rad zu Menschen nach Hause liefern. Zweitere 
arbeiten unter hohem Zeitdruck und schlechten Arbeitsbedingungen, bei 
Schnee und bei Hitze. Im Sommer 2022 lädt Lieferando seine Beschäftigten 
zu einer Pool-Party in Berlin-Friedrichshain ein. »Food, Drinks und ein 
exklusiver Pool, nur für euch«, heißt es in der Einladung. »Nur für euch« 
schließt aber nicht alle Beschäftigten ein. Das erfährt, wer weiterliest: »Zur 
Veranstaltung sind ausschließlich Mitarbeiter von Lieferando (aus 
Deutschland & Österreich, ausgenommen sind Fahrer und Zeitarbeiter) 
eingeladen.« Das Lieferando Workers Collective, eine Organisation von 
Fahrer*innen, die sich für bessere Arbeitsbedingungen einsetzt, hat die 
Einladung auf Twitter öffentlich gemacht. [256] Es ist nicht das erste Mal, 
dass die Lieferando-Fahrer*innen nicht zu einer Firmenfeier eingeladen 
sind: Für mehr als 5000 Büroangestellte gab es im April 2022 einen 
viertägigen Ski-Ausflug in die Schweiz. Snow Fest, hieß der Trip. Die 
angeblichen Kosten? 15 Millionen Euro. [257] Die Reaktionen der 
Fahrer*innen veröffentlicht das Workers Collective in einem Kurzfilm: »Ich 
finde, das ist eine ziemlich gute Metapher«, sagt eine Person darin. »Sie 


machen diesen Ski-Trip, bei dem sie die ganze Zeit Spaß haben und sogar 
unsere Jacken tragen, aber dann gibt es viele Menschen hier in Berlin, die 
mit ihren Fahrrädern auf den vereisten Straßen fahren und darum bitten, 
das nicht tun zu müssen und nicht unter diesen gefährlichen Bedingungen 
arbeiten zu müssen — und sie zwingen sie trotzdem dazu.« [258] 

Doch einige Beschäftigte wollen diese Zweiteilung nicht länger 
mitmachen. Vor der Poolparty protestieren Fahrer“innen, auf Social Media 
wird darüber diskutiert, wie fair das Verhalten des Unternehmens ist. Auch 
in anderen Ländern werden die Beschäftigten von Essenslieferdiensten laut: 
Auf dem chinesischen Festland und in Hongkong protestieren Fahrer*innen 
von Foodpanda für faire Bezahlung und bessere Arbeitsbedingungen. [259] 
In Myanmar wird bei Foodpanda gestreikt [260] , in der Türkei streiken die 
Fahrer*innen von Yemeksepeti, der türkischen Tochter von Delivery Hero. 


Ein anderes Unternehmen, das für seine Schere aus Lovely und Lousy 
bekannt ist, ist Amazon. Amazons CEO Andy Jassy hat 2021 fast 
213 Millionen US-Dollar verdient - und damit mehr als 6000-mal so viel wie 
die Durchschnittsmitarbeiter*innen. [261] Besonders harsch sind die 
Arbeitsbedingungen - und die Lohnunterschiede - für die Arbeitskräfte in 
den Logistikzentren sowie für die Fahrer*innen, die Pakete ausliefern. Jeder 
ihrer Schritte wird überwacht, der Druck ist extrem hoch. [262] Einige 
Fahrer“innen mussten sogar während ihrer Schichten in Plastikflaschen 
pinkeln, weil ihnen nicht genug Zeit für Pausen zugestanden wurde. [263] 
Im August 2021 starben sechs Menschen in einem Amazon-Lager im US- 
Bundesstaat Illinois bei einem Tornado, als Teile des Gebäudes einstürzten. 
Die sechs getöteten Menschen hatten es nicht mehr in den Nordteil 
geschafft, wo es einen Schutzbereich gab. [264] 

Nicht nur die Unternehmen, auch die Kund*innen behandeln die 
Mitarbeitenden teils wie Menschen zweiter Klasse: Anfang 2022 gab es einen 
(Gott sei Dank kurzlebigen) »Trend« auf TikTok: Amazon-Lieferkräfte 


fanden an der Tür der Kund”innen, die sie belieferten, einen Zettel, der sie 
bat, für die Überwachungskamera an der Tür zu tanzen. Diese Tanzvideos 
wurden dann auf TikTok veröffentlicht. »Diese Arbeiter - die nicht dafür 
bezahlt werden zu tanzen - werden zu Social-Media-Promis gemacht«, 
schreibt Vice [265] . Die Fahrer*innen fühlten sich unter Druck, alles zu tun, 
was die Kund*innen sagten, um eine schlechte Bewertung oder Beschwerde 
zu vermeiden. 

Nicht alle Fahrer“innen sind fest angestellt, viele arbeiten selbstständig 
für Unternehmen wie Amazon Flex: Sie haben dann keine zugesicherte 
Mindestarbeitsdauer, müssen ihre eigene Kranken-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung bezahlen und mit ihrem eigenen Auto fahren, für 
das sie selbst Benzin, Steuern und Versicherung bezahlen. Wird ein Paket 
beschädigt oder geht verloren, tragen sie die Verantwortung. 

All diese Jobs sind Teil der Platform oder Gig Economy, in der sich die 
Arbeit in den vergangenen Jahren grundlegend verändert hat. Die Plattform 
steht dabei im Mittelpunkt der Arbeit — egal ob beim Fahrdienst Uber, beim 
Putzdienst Helpling oder beim Handwerksportal MyHammer. Wer gute 
Arbeit leistet, bekommt fünf Sterne und vielleicht noch ein Trinkgeld in die 
Hand gedrückt. Wer schlecht bewertet wird, verliert möglicherweise seinen 
Lebensunterhalt. Es sind nicht mehr Vorgesetzte, die Aufgaben verteilen, 
sondern die Organisation der Arbeit läuft komplett über Apps und digitale 
Plattformen - und letztlich über Algorithmen. Das bedeutet allerdings auch, 
dass jede Bewegung überwacht wird. So auch bei Amazon Flex. Wurden 
Routen in der vorgegebenen Zeit gefahren? Wurden alle Pakete so 
ausgeliefert wie geplant? Der Algorithmus ignoriert Wartezeiten oder 
schlechte Straßenverhältnisse. Er bewertet die Fahrer*innen. Wer eine 
schlechte Bewertung hat, kann gefeuert werden. Auch für die Entlassung 
sind keine Vorgesetzten mehr zuständig. Die Kündigung kommt 
automatisch, per E-Mail. [266] Dabei sollte Technologie uns doch eigentlich 
dabei helfen, besser zu arbeiten - nicht schlechter. Wollen wir eine bessere 


Arbeitswelt für alle, müssen wir dringend wieder wegkommen von 
Arbeitsverhältnissen, in denen Algorithmen bestimmen, wie schnell 
gearbeitet werden soll. 

Die Arbeitsverhältnisse in der Gig Economy sind oft prekär: Wer Teil 
davon ist, arbeitet oft selbstständig, ist über Drittfirmen angestellt oder hat 
einen (befristeten) Arbeitsvertrag auf Stundenbasis. In einigen Ländern wie 
Großbritannien gibt es sogar Verträge mit einer garantierten Arbeitszeit von 
null Stunden: Wenn es Arbeit gibt, wird sie den Beschäftigten angeboten. 
Sicherheit gibt es keine, ein garantiertes Mindesteinkommen auch nicht. 
Die Gig Economy ist quasi der Höhepunkt der Hustle-Kultur, die 
Produktivität über alles stellt: Wenn du dich genug anstrengst, kannst du 
mit dieser Arbeit reich werden, so das Versprechen. Dafür hast du völlige 
Freiheit. Du bist flexibel, kannst arbeiten, wann und wie du willst. Ist das 
nicht toll? Nein, ist es nicht. Von den prekären Verhältnissen, der 
Unsicherheit und den schlechten Arbeitsbedingungen ist bei diesen 
Versprechungen nämlich nichts zu hören. Nicht immer sind diese 
Arbeitsverhältnisse rechtlich einwandfrei: 2020 musste Amazon in Spanien 
3000 Fahrer”innen fest anstellen, die zuvor als Scheinselbststandige 
beschäftigt waren. [267] Uber muss seine Fahrer”innen in den 
Niederlanden fest anstellen. [268] Auch in anderen Ländern landeten diese 
angeblich so flexiblen Arbeitsbedingungen vor Gericht. 

Uber und Co. sind groß geworden in einer Zeit von geringen Zinsen und 
hohen Investitionen in Start-ups. Doch jetzt stehen die Unternehmen der 
Gig Economy an einem Wendepunkt: Wenn die Zinsen steigen, wird es für 
Investor”innen immer weniger attraktiv, ein (noch) nicht profitables 
Geschäft zu finanzieren. All diese Unternehmen funktionieren allerdings so, 
dass sie möglichst viele Kund*innen anlocken wollen, selbst wenn sie jede 
einzelne Bestellung oder Fahrt bezuschussen müssen. Wenn das nicht mehr 
geht, weil es nicht mehr genug Investment-Gelder gibt, steigen die Preise, 


sinken die Nutzungszahlen, werden die Geschäftszahlen immer 
dunkelroter. 

Außerdem wird es immer schwieriger, billige Arbeitskräfte zu finden - 
eben weil es so viele offene Jobs gibt, Unternehmen händeringend nach 
guten Leuten suchen und Beschäftigte die Wahl haben, für wen sie arbeiten 
wollen. Einem internen Dokument zufolge könnten Amazon in den USA 
schon im Jahr 2024 die Leute ausgehen. [269] Vor Beginn der Pandemie 
verlor Amazon 150 Prozent seiner Arbeitskräfte pro Jahr, deutlich mehr als 
in der Branche üblich. All diese Menschen müssen ersetzt werden, aber der 
Pool an verfügbaren Arbeitskräften in den jeweiligen Regionen ist nicht 
unendlich groß. Amazon bestreitet, dass das Dokument die wahre Situation 
darstellt. Aber da auch in den USA die Arbeitslosenquote so niedrig ist wie 
seit über 50 Jahren nicht mehr, bleibt es schwierig, alle verfügbaren Stellen 
zu besetzen und so die Nachfrage zu bedienen. 


Eine neue Ara für Betriebsräte und Gewerkschaften 


Dass ihre Arbeitskraft für die Unternehmen zwingend nötig ist, wissen auch 
die Beschäftigten: Sie können sich zunehmend aussuchen, für wen sie 
arbeiten wollen - und wie. Dass sie sich ihrer Macht bewusst werden, zeigt 
sich deutlich in einer Entwicklung: der steigenden Zahl von 
Betriebsratsgründungen. Dabei sind es nicht mehr nur Angestellte in 
Fabriken, die sich organisieren. Es sind Beschäftigte in Branchen und 
Unternehmen, die historisch gesehen nicht dafür bekannt sind: 
Mitarbeiterinnen bei TikTok. [270] In der Gamesbranche in Kanada. [271] 
Bei Aldi Süd. [272] Sogar in einem Stripclub in Los Angeles. [273] Und bei 
Amazon. In Wunstorf bei Hannover haben Beschäftigte in einem Amazon- 
Verteilzentrum im Sommer 2022 einen Betriebsrat gegründet - ebenso an 
den Standorten in Achim und Winsen. [274] 


Noch größer als in Niedersachsen ist die Bewegung der Organisation von 
Amazon-Mitarbeitenden in den USA. Eine union in den USA ist je nach 
Kontext entweder eine Art Betriebsrat oder eine Art Gewerkschaft: Stimmen 
Beschäftigte in einem Unternehmen für den Beitritt zu einer union ab, 
gründen sie im Prinzip einen Betriebsrat, der dann oft mit Unterstützung 
einer übergeordneten Organisation — dem Äquivalent einer Gewerkschaft - 
einen Vertrag mit dem Management aushandelt. Bei Amazon müssen sich 
die Mitarbeiter*innen jedes Standortes einzeln organisieren. Jedes 
Logistikzentrum und jedes Verteilzentrum wählt also einzeln, ob es der 
union beitreten will. Ähnlich ist es in Deutschland auch, wenn zum Beispiel 
die Mitarbeiter*innen von Douglas oder Aldi einen Betriebsrat gründen 
wollen: Jede Filiale muss dafür eigens abstimmen. Das erschwert die 
Organisation, weil an jedem Standort genug Menschen zusammenkommen 
und überzeugt werden müssen. 

Angeführt wird die Arbeiter*innen-Bewegung bei Amazon in den USA 
von Chris Smalls, einem Schwarzen Mann Mitte 30. Er organisierte 2020 
einen Streik, um besseren Schutz der Amazon-Lagerarbeiter”innen vor 
Corona einzufordern, und wurde gefeuert. Die Kündigung führte aber nicht 
dazu, dass Smalls die Sache ruhen ließ, im Gegenteil: Jetzt hatte er Zeit, um 
sich komplett der Organisation der Arbeitnehmer*innen an seinem früheren 
Arbeitsplatz zu widmen. Elf Monate lang war er fast jeden Tag vor dem 
Logistikzentrum und redete mit seinen früheren Kolleg*innen. Er grillte 
und verteilte Essen. »Wir haben alles getan, was nötig war, um mit den 
Arbeiterinnen in Kontakt zu treten und ihr Leben ein bisschen einfacher 
und ein bisschen weniger stressig zu machen« [275] , sagte Smalls. Seine 
Anstrengung war erfolgreich: Seit dem 1. April 2022 ist das Amazon- 
Logistikzentrum in Staten Island, dem südlichsten Stadtbezirk von New 
York City, Teil der Amazon Labor Union (ALU), die von Smalls und anderen 
Amazon-Beschäftigten gegründet wurde. Amazon hatte mit aller Kraft 
versucht, die Organisation seiner Mitarbeiter*innen zu stoppen, das Ganze 


ging sogar vor Gericht. Am Ende hat es nichts gebracht: Die Beschäftigten 
waren stärker. Inden USA geben Unternehmen pro Jahr ungefähr 

340 Millionen Dollar für union busting aus - also für den Versuch, die Bildung 
von Betriebsräten zu bekämpfen. [276] Auch in Deutschland gibt es immer 
wieder systematische Versuche von Unternehmen, die Gründung von 
Betriebsräten zu erschweren oder zu verhindern. 


Die Kaffeekette Starbucks erlebt ebenfalls einen Schwung an 
Betriebsratsgründungen. Angefangen hat es auch hier mit einem einzigen 
Laden, in Buffalo, im US-Bundesstaat New York. Im Dezember 2021 trat 
dort eine Starbucks-Filiale der Gewerkschaft Workers United bei und stimmte 
für einen Betriebsrat. Zuletzt hatte es bei Starbucks in den 1980er-Jahren 
einen Betriebsrat gegeben. Anfang Juli 2022 - also ein halbes Jahr später - 
hatten bereits mehr als 180 Filialen der Kaffeekette in den USA für eine 
union gestimmt. Aber wieso ist ausgerechnet Starbucks zum Paradebeispiel 
für die neue Macht der Beschäftigten geworden? Um das herauszufinden, 
treffe ich mich in Columbus, Ohio, mit Gabe und Damon. Beide arbeiten bei 
Starbucks und engagieren sich dafür, die Mitarbeiter”innen ihrer Filialen zu 
organisieren. Außerdem dabei: Jeremy, der seit 15 Jahren Beschäftigten 
dabei hilft, Gewerkschaften beizutreten. 

Damon arbeitet seit neun Jahren bei Starbucks. »Quasi verbeamtet«, sagt 
er. Sein Coffeeshop ist mitten in der Innenstadt, fünf Minuten vom Ohio 
Statehouse entfernt, dem Sitz der Landesregierung. Er sagt, er habe bei 
Starbucks angefangen, weil es ein Ort ist, an dem Menschen 
zusammenkommen. 

Gabe arbeitet seit drei Jahren bei Starbucks. Es war der erste Job, für den 
er sich beworben hat, als er in die Stadt gezogen ist. Erträumt davon, 
irgendwann selbst ein Cafe aufzumachen und dachte, dass er bei Starbucks 
lernen könnte, wie das funktioniert. Seine Filiale ist in Westerville, etwa 
20 Minuten nördlich von Downtown Columbus, an einer Autobahn, neben 


vielen anderen Fast-Food-Optionen: KFC, Papa John’s Pizza, Wendy’s, 
Panera Bread. Im Gesprach mit den beiden verstehe ich, warum es gerade 
jetzt so einen großen Wunsch nach Veränderung gibt: Weil sich die 
Arbeitsbedingungen in den letzten Jahren stark verandert haben, und zwar 
zum Negativen. 

Starbucks galt immer als eines der progessiveren Unternehmen in den 
USA. Wer dort arbeitet, kann sich über den Job krankenversichern lassen, 
was gerade im Dienstleistungssektor keine Selbstverstandlichkeit ist. Es 
gibt bezahlte Urlaubstage und Zuschüsse zu Unigebühren. Was ich nicht 
wusste: Krankenversicherung gibt es nur für Angestellte mit einer gewissen 
Stundenzahl. Wer seinen Job verliert oder nicht genug Stunden bekommt, 
verliert seine Versicherung. Mit der Corona-Pandemie ist allerdings nicht 
nur der Bedarf nach Krankenversicherung gestiegen, sondern auch die 
Arbeitsbelastung. 

»Sie haben uns gesagt, dass sie sich um uns kümmern werden«, sagt 
Damon. Zu Beginn der Corona-Pandemie habe es drei Dollar extra pro 
Stunde für alle gegeben, die trotzdem zur Arbeit kamen. Allerdings dauerte 
es nur kurz, bis die meisten Schutzmaßnahmen wieder eingestellt wurden. 
Ab dem Sommer 2020 durften Kundinnen wieder ohne Masken in die 
Läden kommen. Die Beschäftigten bekamen Stoffmasken aus dünnem T- 
Shirt-Stoff gestellt - kein sehr guter Schutz, wie wir mittlerweile wissen. 
»Es war sehr vielsagend, wie sehr sie im Unternehmen darüber gesprochen 
haben, dass wir so stark seien wie Kaffee und dass sie uns als essenzielle 
Arbeitskräfte zu schätzen wissen«, sagt Damon. »Und dann, nach so kurzer 
Zeit, entscheiden sie, ihre Profite über unsere Sicherheit zu stellen. Das war 
ein Schlag ins Gesicht.« 

Gabe erzählt, dass sein Laden als einer der wenigen fast die ganze Zeit 
geöffnet hatte. »Wir hatten 30 Minuten lange Wartezeiten, obwohl wir die 
Online-Bestellungen abgeschaltet hatten«, sagt Gabe. »Das Cafe war so voll 
wie eine Bar am Samstagabend.« 


Bereits vor der Pandemie hatte sich die Arbeit stark verdichtet. Wer 
früher einen Kaffee bei Starbucks trinken wollte, kam in einen Coffeeshop, 
bestellte am Tresen und holte sich sein Getränk ab. Heute können 
Kund*innen ihre Getränke mobil bestellen, liefern lassen oder direkt aus 
ihrem Auto bestellen: Solche Drive-Thrus gibt es vor allem bei Coffeeshops, 
die an Autobahnen oder großen Straßen liegen — wie bei der Filiale von 
Gabe. »Schon bevor das Cafe öffnet, steht eine Schlange von Autos ums Eck 
herum. Sie blockieren den Verkehr und warten darauf, dass wir 
aufmachen«, sagt er. Durch die unterschiedlichen Bestellwege sind die 
Arbeitslast und der Druck auf die Mitarbeiter”innen gestiegen. 

Zu der generellen Arbeitsverdichtung kommen Stoßzeiten, die durch 
Sonderaktionen verursacht werden. Dem Red Cup Day, zum Beispiel, an dem 
Weihnachtsgetränke in einem kostenlosen roten Plastikbecher verkauft 
werden. »Unsere Wartezeiten waren so groß, dass wir selbst mit 
Extrapersonal Berge von Essen daliegen hatten, das längst kalt war«, sagt 
Gabe. Massenchaos, wie Damon es nennt. »Wir haben keinen Bonus für all 
diese Arbeit bekommen. Nichts lief nach Plan, und das Unternehmen 
machte viel Geld.« Zwar ist der Umsatz von Starbucks 2020 
pandemiebedingt eingebrochen, aber 2021 übertrafen die Umsätze wieder 
die Zahlen aus dem Jahr 2019. »Es gibt so große Unterschiede bei der 
Verteilung von Reichtum, so viel Ungerechtigkeit bei den Löhnen«, sagt 
Damon. »Mehr Gewinne sind einfach nur mehr Gewinne. Dabei könnten sie 
auch höhere Löhne sein, die an die Mitarbeiter*innen gehen. So viele von 
uns leben in Armut oder haben es richtig schwer.« Oft seien es die 
Filialleiter*innen, die aus der eigenen Tasche einen Pizzaabend oder eine 
Runde Drinks bezahlen, um die Angestellten ein wenig ftir ihre Extraarbeit 
zu belohnen. 

Doch meistens sind die Beschäftigten selbst dafür zu müde. »Niemand 
will nach einer Sonderaktion noch abhängen und etwas unternehmen, weil 
alle emotional und körperlich erschöpft sind«, sagt Gabe. »Ich bin oft 


einfach heimgekommen, habe mich auf die Couch gesetzt, die Füße 
hochgelegt und wollte fernsehen«, sagt Damon. »Stattdessen habe ich 
einfach nur auf die Wand geschaut. Ich bin in eine richtige Krise verfallen: 
Du hast frei, du solltest was tun. Aber ich war so müde, dass ich gar nichts 
tun wollte.« 

Ich frage Jeremy, der schon in vielen Unternehmen bei der Organisation 
von Betriebsräten geholfen hat, was sich seit der Pandemie verändert hat. 
Die Unternehmen, erklärt er, hätten immer einen Trumpf in der Hand 
gehabt: dass ihre Angestellten von einem Mittelklasseleben träumten. Die 
Bedingung dafür war der Job, ihn zu verlieren ein Risiko. »Leute müssen an 
den Punkt kommen, an dem sie das Gefühl haben, sie hätten nichts mehr zu 
verlieren«, sagt Jeremy. »Ich hatte das aber noch nie von jemandem gehört.« 
Das hat sich während der Pandemie verändert. Das bestätigt auch Damon: 
»Ich arbeite seit über zehn Jahren in der Serviceindustrie. Jeder will uns. Ich 
könnte überall hingehen und einen Job in der Gastronomie bekommen. Ich 
bin nicht darauf angewiesen, nicht gefeuert zu werden. Ich kenne meinen 
Wert.« 

Die Pandemie habe den Vorhang der jahrzehntelangen Propaganda der 
Unternehmen zurückgezogen, sagt Jeremy. Unternehmen hätten behauptet, 
dass sie wie eine Familie seien, dass sie sich um ihre Leute kümmern 
würden. »Jetzt merken die Menschen: Wir können uns nicht auf unsere 
Arbeitgeber”innen verlassen, aber wir können uns aufeinander verlassen.« 

Diese Gemeinschaft, die sich gebildet hat, ist bei Starbucks- 
Mitarbeitenden im ganzen Land zu sehen. Die Mitarbeiter”innen der 
Filialen unterstützen sich gegenseitig auf Social Media und feiern jeden 
Laden, der es geschafft hat, einen Betriebsrat zu gründen. Einige Menschen 
sind quasi zu Promis der Starbucks-Union-Bewegung geworden - vor allem 
diejenigen, die gefeuert wurden, während sie in ihren Läden für den Beitritt 
zu Starbucks Workers United geworben haben. Ein Gericht hat mittlerweile 
geurteilt, dass einige dieser Kündigungen nicht rechtmäßig waren. [277] 


Manche Filialen, die Betriebsräte gründen wollten, wurden sogar ganz 
geschlossen. [278] Dass Starbucks-Gründer Howard Schultz kein großer 
Fan von Betriebsräten und Gewerkschaften ist, ist kein Geheimnis. Er ist für 
Sätze bekannt wie »Wir sind kein Kohlebergwerk, wir missbrauchen unsere 
Leute nicht«. [279] Oder: »Wir sind nicht dahin gekommen, wo wir heute 
sind, indem wir eine union hatten.« [280] 

Aber dann kam der erste organisierte Laden in Buffalo - und die 
Dutzenden anderen Läden, die Betriebsräte wählten. »Ich glaube nicht, dass 
unser Laden darüber nachgedacht hätte, sich zu organisieren, wenn Buffalo 
nicht so hohe Wellen geschlagen hätte«, sagt Gabe. »Ich wusste nicht, dass 
wir in der Lebensmittelindustrie so etwas machen können.« Auch bei 
Damon in der Filiale hat Buffalo alles verändert. »Wir haben alles verfolgt, 
jede Meldung«, sagt er. »Wir haben gesehen, dass sie sich aus sehr 
ähnlichen - oder sogar aus genau denselben - Gründen organisiert haben, 
aus denen wir es auch tun wollten.« Die Forderungen an das Unternehmen 
variieren von Filiale zu Filiale, beinhalten aber oft bessere 
Arbeitsbedingungen, höhere Bezahlung, mehr Personal und die Möglichkeit 
für Kund*innen, auch bei Kartenzahlungen Trinkgeld geben zu können. 

Mittlerweile sind die beiden Läden, in denen Gabe und Damon arbeiten, 
auch Teil der union. »Ich glaube, Starbucks hat wirklich unterschätzt, wie 
Millennials und Gen Z Social Media nutzen«, sagt Gabe. Die Bewegung ist 
auf Social Media entstanden, hat sich online verbreitet und ist jetzt in den 
Läden angekommen. 

Das schlägt Wellen jenseits von Starbucks oder Amazon. In den USA 
zeichnet sich eine Trendwende bei der Unterstützung von unions ab: Mehr 
als 70 Prozent der US-Bevölkerung befürworten Betriebsräte und 
Gewerkschaften, der höchste Wert seit 1965. [281] 2021 waren in den USA 
allerdings nur 10,3 Prozent der Erwerbstätigen Mitglied in einer union. [282] 
In Deutschland waren 2018 knapp 17 Prozent der Beschäftigten Mitglied in 
einer Gewerkschaft. Jüngere, Angestellte und Akademiker*innen sind 


immer seltener organisiert, wie eine Auswertung des Instituts der 
deutschen Wirtschaft zeigt: Bei Beamt*innen liegt der Mitgliederanteil bei 
knapp 28 Prozent, bei Arbeiter*innen bei 22 Prozent. [283] Aber auch hier 
gibt es ein Umdenken bei denjenigen, die bisher unterrepräsentiert waren: 
Junge, oft prekär beschäftigte Mitarbeiter*innen organisieren sich auch in 
Deutschland. Oft arbeiten sie für Start-ups, von denen gesagt wurde, sie 
könnten ihre Branchen revolutionieren. 


»Wir sind ihnen egal« 


Eines dieser Unternehmen ist Gorillas: Ein Lieferdienst, der verspricht, 
Einkäufe »in Minuten« zu liefern. Wer in einer Großstadt wohnt, hat die 
Fahrer*innen bestimmt schon mal gesehen: Sie tragen schwarz und haben 
riesige eckige Rucksäcke auf dem Rücken. Bestellt wird in der App, die 
Lebensmittel werden zentral in Lagerhallen gelagert, dort von Pickern 
zusammengepackt und von Ridern per Fahrrad ausgeliefert. Das 
Unternehmen wurde im Mai 2020 in Berlin gegründet und hatte ein Jahr 
später eine Bewertung von über einer Milliarde US-Dollar. Seit November 
2021 hat Gorillas einen Betriebsrat - auch wenn die Unternehmensführung 
vor Gericht versucht hat, die Wahl zu verhindern. [284] 

Bei Gorillas läuft es für Fahrer*innen so: Sie erhalten einen fixen 
Stundenlohn, dazu kommt ein Bonus je nach Anzahl der ausgelieferten 
Bestellungen plus potenziell Trinkgeld. Wer wann wohin fahren muss, teilt 
die App mit. Wer besonders schnell ist, bekommt mehr Aufträge und kann 
somit auch mehr Geld verdienen. Sogar ein System, das schnellere 
Fahrer“innen bei der Vergabe von Schichten bevorzugt, war zeitweise im 
Gespräch. [285] Ich verbringe im Sommer 2022 einen Tag mit aktuellen und 
früheren Gorillas-Mitarbeiter*innen in Berlin. All ihre Namen habe ich 
geändert. 


Sunilkommt aus Indien, studiert in Deutschland, und verdiente sich mit 
dem Fahren für Gorillas seinen Lebensunterhalt. Verdiente, denn Sunil 
gehört zu den »Troublemakern«, einer Gruppe von Personen, die für einen 
Betriebsrat gekämpft haben und denen gekündigt wurde. Als wir sprechen, 
ist er deshalb noch vor Gericht gegen Gorillas zugange. Sunil ist sehr aktiv 
im Betriebsrat und über das eigene Unternehmen hinaus gut vernetzt: mit 
Mitarbeiter*innen bei Flink, Getir und Lieferando, die unter ähnlichen 
Bedingungen arbeiten und sich auch organisieren. 

Ich begleite ihn zu einer regelmäßigen Aktivität des Betriebsrats: dem 
Gang zum Arbeitsgericht. Mitglieder des Gorillas Workers’ Council 
unterstützen Kolleg*innen regelmäßig dabei, beim Gericht Anträge 
einzureichen und Forderungen ans Unternehmen zu stellen. Viele Leute 
würden sich allerdings nicht trauen zu klagen, sagt Sunil. Ein großer Teil 
der Fahrer*innen komme aus Pakistan oder so wie er aus Indien. In den 
Lagerhallen hingegen arbeiten seiner Erfahrung nach vor allem Leute aus 
Europa oder Südamerika. »Wer ein Visum hat oder aus den USA, aus 
Großbritannien oder aus einem anderen EU-Land kommt, klagt oft nicht, 
weil sie andere Möglichkeiten haben, Geld zu verdienen«, sagt er. 

Am Arbeitsgericht treffen wir Nick. Nick hat für Gorillas als Picker 
gearbeitet, also im Lager die Einkäufe zusammengesucht. Er kommt 
ursprünglich aus England und hatte einen Jahresvertrag bei Gorillas, der vor 
drei Monaten abgelaufen ist. Seitdem wartet er aufrestliche Zahlungen. Es 
geht um mehr als 2000 Euro. »Ich habe drei Monate lang kein Geld 
bekommen«, erzählt Nick. »Ich konnte meine Miete nicht mehr zahlen. Ab 
Montag habe ich keine Wohnung mehr. Ich kann die Rechnungen nicht 
bezahlen, die sich anhäufen. Ich habe so viel Geld von Freunden geliehen, 
nur um zu überleben.« Die Situation wirkt sich auf Nicks mentale 
Gesundheit aus: »Ich fühle mich unglaublich gestresst und bin an manchen 
Tagen richtig depressiv. Manchmal komme ich nicht mal aus dem Bett.« Er 
zeigt mir E-Mails, die er an Gorillas geschickt hat, in denen er erklärt, was es 


für ihn bedeutet, das Geld nicht zu bekommen. Er schreibt darin, dass er 
seine Wohnung verlieren wird. Er wohnt mit seinem Freund zusammen, der 
ebenfalls gerade auf Jobsuche ist. »Ich habe Suizidgedanken«, steht in Nicks 
Mail ans Unternehmen. Als Antwort bekommt er: »Es tut mir leid, dass ich 
nicht helfen kann.« Wir reden über seine Zeit bei Gorillas. Ich bin 
verwundert, wie er trotz allem darüber spricht: »Die ersten sechs Monate 
waren großartig«, sagt er. Gorillas war noch nicht mal ein Jahr alt, »es gab 
nicht diese Konzernscheiße«. Dann habe sich das Unternehmen auf 
Wachstum fokussiert, nicht mehr auf seine Leute. »Alle haben so hart 
gearbeitet, damit Gorillas erfolgreich ist«, sagt er. »Und es wurde kein 
bisschen wertgeschätzt.« 

Nachdem wir die Unterlagen für eine Zahlungsklage beim Arbeitsgericht 
abgegeben haben, gehen wir zurück ins Büro des Workers’ Council im 
Berliner Stadtteil Friedrichshain. Das Büro ist in einem ehemaligen 
Gorillas-Lagerhaus untergebracht, in dem jetzt Schreibtische stehen. Es gibt 
eine Küchenecke, die mich an eine WG -Küche erinnert. Es ist heiß, alle 
Türen stehen offen, ein Ventilator bläst. Trotz der Hitze kommen einige 
frühere und aktuelle Mitarbeiter*innen vorbei. Sie erzählen von ihren 
Erfahrungen. 

Marco ist seit einer Weile nicht mehr bei Gorillas, er fängt bald einen 
neuen Job in einem Restaurant an. »Leute sind gegangen, aus verschiedenen 
Gründen, und es sind kaum neue Leute nachgekommen«, sagt er. An einem 
Punkt habe es zu wenige Mitarbeiter”innen gegeben, ein komplettes 
Desaster. »Wir haben es trotzdem noch irgendwie hingekriegt, aber wir 
haben nie wirklich ausreichende Hilfe vom oberen Management 
bekommen.« Während seiner Zeit als Fahrer hatte er einen Arbeitsunfall. 
Kopfsteinpflaster, Regen, ein Kind, das auf die Straße rennt. Er bremst, 
fällt, prallt mit dem Kopf auf den Boden. »Ich hatte Glück, dass ich den 
Helm aufhatte«, sagt er. Viele andere seien ohne gefahren. Das berichtet 
auch das SZ-Magazin: Anfangs mussten die Fahrer*innen sich Helme teilen, 


mittlerweile stellt das Unternehmen den Ridern eine Schutzausrüstung - 
inklusive Helm. [286] Gorillas stellt den Ridern für ihre Schichten auch E- 
Bikes zur Verfügung. Wie auf der Webseite des Unternehmens nachzulesen 
ist, benötigen Mitarbeiter*innen außerdem »ein Telefon mit einer 
Datenverbindung« [287] . Wie das Bundesarbeitsgericht 2021 geurteilt hat, 
haben Rider »einen Anspruch auf Bereitstellung eines geeigneten Fahrrads 
und Mobilfunkgerats als essentielle, geeignete Arbeitsmittel«. Vertragliche 
Abweichungen seien möglich, wenn für die Nutzung eines eigenen Fahrrads 
und Mobiltelefons »eine angemessene finanzielle Kompensationsleistung 
zugesagt wird«. [288] Carlos erzählt mir, dass die Fahrräder, die die 
Fahrer*innen gestellt bekommen, oft kaputt sind und nicht genügend 
gewartet werden. Mangelnde Ausrüstung kann vor allem bei schlechtem 
Wetter problematisch werden: Im Februar 2021 protestierten Fahrer”innen 
mehrerer Lieferdienste in Berlin, nachdem sie bei Schnee und Glatteis 
Lebensmittel ausliefern mussten - ihren Aussagen nach mit unzureichender 
Ausrüstung. [289] 

Dass Gorillas so groß werden konnte, hat das Unternehmen auch Corona 
zu verdanken: Viele Menschen blieben zu Hause, ließen sich Lebensmittel 
liefern. Die Kehrseite davon spielte sich in den Logistikzentren und 
Lagerhallen ab, wo sich Beschäftigte infizierten. »Ich weiß nicht, wie viele 
Fälle wir hatten, aber sie haben das Lager nie geschlossen. Nicht mal für eine 
Stunde, um es richtig gründlich zu desinfizieren«, erzählt mir ein 
Mitarbeiter. Ein anderer Mitarbeiter, mit dem ich spreche, hatte selbst 
Corona, während er bei Gorillas gearbeitet hat. Er meldete es dem 
Gesundheitsamt, sagte bei der Arbeit Bescheid, blieb zu Hause. Er hatte 
Symptome, war richtig krank. Zu diesem Zeitpunkt dauerte die offizielle 
Isolation zehn Tage. Fünf Tage später kam ein Anruf: Ob er jetzt wieder 
zurück in die Arbeit käme? »Sie haben so viel Druck gemacht, dass ich noch 
einen Schnelltest gemacht habe, noch einen PCR-Test. Beide positiv.« Erst 


als er die zusätzlichen Testergebnisse an das Unternehmen schickte, wurde 
erin Ruhe gelassen. 

»Das sind keine akzeptablen Arbeitsbedingungen«, sagt Carlos über die 
Arbeit bei Gorillas. »Ich kann nicht glauben, dass Deutschland den Anspruch 
erhebt, das führende Land in Europa zu sein. Das, was wir erleben, ist kein 
europäischer Standard. Das ist nicht Europa.« Dass wir in Deutschland 
diese Situation haben, hat auch mit der Agenda 2010 zu tun, die uns die 
Hartz-Reformen gebracht hat. Seit diese ab 2003 umgesetzt wurden, ist die 
Zahl derjenigen stark angestiegen, die in atypischen 
Beschäftigungsverhältnissen arbeiten: in Teilzeit, in Minijobs, befristet, 
solo-selbstständig oder als Leiharbeiter”innen. Die Anzahl an 
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten hat sich zwischen 2003 
und 2016 relativ stabil bei knapp unter 23 Millionen gehalten. Gleichzeitig ist 
die Zahl der Beschäftigten in Teilzeit und Leiharbeit von zusammen unter 
fünf auf mehr als neun Millionen gestiegen. Die Zahl der Minijobber*innen 
alleine erhöhte sich von 5,6 Millionen auf 7,75 Millionen. [290] Zudem hat 
Deutschland eine vergleichsweise hohe Niedriglohnquote von mehr als 
20 Prozent im Jahr 2018. Der EU-Schnitt liegt bei 15,5 Prozent. Niedriglohn 
bedeutet, dass Beschäftigte weniger als 60 Prozent des mittleren 
Bruttostundenverdienstes erhalten. [291] In Dänemark, Frankreich und 
Italien liegt die Niedriglohnquote unter zehn Prozent, in Finnland, Portugal 
und Schweden unter fünf. Und ja, die Arbeitslosenquote in Deutschland ist 
seit 2003 stark zurückgegangen - von 11,6 Prozent auf 5,5 Prozent im Jahr 
2019. [292] Aber eben nicht, weil Menschen in gute Jobs vermittelt wurden, 
sondern weil sie in prekäre Beschäftigungsverhältnisse eingestiegen sind, 
aus denen es nur wenige in die reguläre Vollzeitbeschäftigung schaffen. Das 
politische Ziel ist Vollbeschäftigung. Diese bringt allerdings wenig, wenn es 
zunehmend an guten Jobs mit vernünftiger Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen mangelt und gleichzeitig immer mehr arbeitende 
Menschen in Armut leben. 


Der Thinktank Dezernat Zukunft kritisiert in diesem Zusammenhang den 
Begriff der Vollbeschäftigung. Diese sei »nur bedingt aussagekräftig: Die 
Arbeitslosenquote gibt nicht an, ob die Arbeit den Menschen entspricht oder 
ihnen ein Leben in Würde ermöglicht. Sie gibt also wenig Auskunft darüber, 
ob das Potenzial des Arbeitsmarkts ausgeschöpft ist.« In Zeiten von 
Fachkräftemangel und demografischem Wandel reiche es nicht mehr, nur 
die Arbeitslosenquote zu betrachten. Stattdessen sei das Ziel der 
Vollauslastung sinnvoller: »Ein Zustand, in dem alle Menschen im 
Erwerbsalter die Chance haben, ihre Fähigkeiten und Veranlagungen so in 
Arbeit zu übersetzen, wie sie das möchten.« So könnten Menschen den 
eigenen Lebensunterhalt gut bestreiten und für die Zukunft vorsorgen, aber 
es würde auch »eine optimale Verwendung der Ressource Arbeit 
sichergestellt« werden. [293] 

Der britisch-amerikanische Ökonom David G. Blanchflower sieht hier die 
Politik in der Pflicht, ihr Denken zu verändern: »Da sich die Regierungen 
ausschließlich auf die Arbeitslosenquote konzentrieren, gehen sie davon 
aus, dass sich alles prächtig entwickelt. Denn die ist ja niedrig und sinkt 
weiter. Aber die Frage ist doch: Wenn wir in Ländern wie den USA, 
Großbritannien, den Niederlanden oder Deutschland wirklich eine 
Vollbeschäftigung hätten - warum sind dann so viele Menschen verzweifelt, 
kommen nicht über die Runden mit ihrem Geld, entwickeln Depressionen, 
wählen rechte Populisten und fühlen sich von der Gesellschaft 
zurückgelassen?« Eine Arbeitslosenquote von drei Prozent entspreche 
normalerweise bereits der Vollbeschäftigung, »denn irgendjemand ist 
immer zwischen zwei Jobs, will oder kann gerade partout keinen 
annehmen«, so Blanchflower. [294] Wie unterschiedlich auf den Begriff 
geschaut wird, zeigen auch zwei Schlagzeilen vom 29. August 2018. Die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung schreibt über die Arbeitslosenquote von fünf 
Prozent: »Deutschland nähert sich der Vollbeschäftigung«. [295] Die 


Überschrift zu denselben Zahlen im Handelsblatt lautet: »Der Weg zur 
Vollbeschäftigung ist noch weit«. [296] 

Die Austeritätspolitik Deutschlands - also der Sparkurs der Regierung, 
die die »schwarze Null« um jeden Preis halten will - ist Blanchflower zufolge 
ebenfalls mit Schuld an der Situation am Arbeitsmarkt: Dieser Sparkurs 
bremse zum einen die Wirtschaft aus und verhindere, »dass Menschen aus 
der Unterbeschäftigung in gute, stabile Arbeitsverhältnisse gelangen«. Zum 
anderen habe es in den vergangenen Jahren starke Einschnitte bei 
Institutionen wie sozialen Einrichtungen, Gemeinde- und 
Bürger”innenzentren gegeben, die Menschen in Krisen unterstützen 
können. Auch den Rückgang von Gewerkschaften sieht Blanchflower als Teil 
dieser Entwicklung. All das führt zu Jobs, in denen Menschen oft nicht gut 
behandelt werden - oder so schlecht verdienen, dass das Geld nicht zum 
Leben reicht. Laut Koalitionsvertrag der Ampel-Regierung sollen Teile der 
Hartz-Reformen in den kommenden Jahren wieder zurückgenommen 
werden. Aus Hartz IV ist zum Jahreswechsel 2023 das Bürgergeld geworden, 
mit dem wenigstens die Sanktionen verringert und die Anreize für 
Qualifizierung verstärkt werden sollen. [297] Dass der Mindestlohn steigt, 
ist ein gutes Zeichen. Aber das alleine hilft auch nicht, wenn die 
Stundenzahlen gleichzeitig begrenzt oder nicht garantiert sind. Am Ende 
des Monats landet dann nämlich nicht zwingend mehr Geld auf dem Konto. 
Die Erhöhung alleine ohne eine Veränderung der Arbeitsbedingungen ist 
nicht ausreichend. Es liegt also auch an den politischen 
Rahmenbedingungen, dass in Deutschland so gearbeitet wird, wie Carlos es 
mir im Büro des Gorillas Workers’ Council beschrieb. 

Carlos sagt in unserem Gespräch etwas, das ich immer wieder höre - von 
ihm und von den anderen Gorillas-Mitarbeiter*innen, mit denen ich 
spreche. »They don’t care.« Es ist ihnen egal. Oder: Wir sind ihnen egal. 
Auch hier kommt dieses Bild von der Zwei-Klassen-Gesellschaft wieder auf. 
Von der klaren Trennung zwischen den Leuten, die in den Lagerhallen 


schuften und denen, die in den Büros sitzen. »Wenn sie zu uns kommen, ist 
es, als würden sie in ein Labor kommen, um sich die Ratten anzuschauen«, 
sagt ein aktueller Mitarbeiter. Ich frage, was sich ändern müsste. Alle 
winken ab. Es gebe kaum etwas, was das Unternehmen tun könnte, um das 
Ruder herumzureißen, finden sie. Eine Person glaubt sogar, dass es Gorillas 
nicht mehr geben wird, wenn mein Buch erscheint. 

Tatsächlich ist die Situation von Gorillas nicht gerade rosig: Das manager 
magazin berichtet im Juni 2022, dass die letzte Finanzierungsrunde des 
Start-ups gescheitert sei und die Bestandsinvestor*innen kein weiteres Geld 
einbringen wollen. [298] Gorillas schrumpft, Angestellte werden entlassen, 
das Geschäft in Belgien dichtgemacht. Auch bei anderen Liefer-Start-ups 
häufen sich Negativschlagzeilen. Der Zerfall dieser Geschäftsmodelle, die 
darauf basieren, dass Menschen prekär beschäftigt für Unternehmen 
arbeiten und ihre Aufträge per App zugeteilt bekommen, könnte nahen - 
und damit das Ende der Gig Economy, wie wir sie kennen. 

Das ist ein gutes Zeichen für die Menschen, die diese Jobs aktuell machen 
und wegen des Fachkräftemangels einfacher Alternativen finden können. 
Für die Verbraucher*innen bedeutet es, dass sie sich wieder von gewissen 
Annehmlichkeiten verabschieden müssen. Die Tüte Chips, die eine 
Viertelstunde später per Fahrrad gebracht wird, damit sie nicht selbst zum 
Supermarkt laufen müssen. Das Über aus der Bar nach Hause, damit sie 
nicht die U-Bahn nehmen müssen. Das Amazon-Paket, das noch am selben 
Tag geliefert wird, unabhängig davon, ob die Fahrer*innen Zeit für eine 
Pause hatten. Viele von uns haben für unsere eigene Bequemlichkeit lange 
Unternehmen unterstützt, von denen wir wissen, dass sie ihre Angestellten 
schlecht behandeln. War ja schließlich billig - und viele Menschen waren 
auf diese prekären Jobs angewiesen (das haben wir uns zumindest so 
eingeredet). Aber in einem Arbeitsmarkt, in dem alle Unternehmen 
händeringend nach Angestellten suchen, gibt es mehr Möglichkeiten für 
Mitarbeiter”innen, sich anderswo umzusehen. Das ist gut - und wichtig. 


Denn wenn wir darüber sprechen, wie wir künftig arbeiten wollen, geht es 
auch darum, gute und sichere Arbeitsbedingungen für alle zu ermöglichen. 


Die prekäre Arbeit mit Doktortitel 


Der Großteil der Menschen, die prekär beschäftigt sind, arbeiten in Jobs wie 
denen, über die ich bisher geschrieben habe: in Supermärkten, in der Pflege, 
bei Lieferdiensten. Aber diese Branchen sind nicht die einzigen, in denen 
die Arbeitssituation gerade für junge Menschen äußerst prekär ist. Ein 
weiteres Beispiel ist ausgerechnet der Bereich, dessen Relevanz in den 
vergangenen Jahren für uns alle extrem deutlich wurde: die Wissenschaft. 


2021 ging der Hashtag #IchBinHanna viral: Junge Wissenschaftler*innen 
teilten all die Dinge, die in ihrem Arbeitsalltag problematisch sind - und 
machten öffentlich, wie prekär das Leben mit Doktortitel ist. Alles fing an 
mit einem Video des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, das 
mittlerweile gelöscht wurde. [299] In diesem Video lernen wir »Hanna« 
kennen, eine Biologin, die an ihrer Doktorarbeit schreibt. Sie hat einen 
befristeten Vertrag für drei Jahre, der gerade um drei weitere Jahre 
verlängert wurde. Erst wenn ihre Promotion abgeschlossen ist, bekommt sie 
einen weiteren Vertrag, mit dem sie in Forschung und Lehre arbeiten darf. 
Das Video erklärt das sogenannte Wissenschaftszeitvertragsgesetz 
(WissZeitVG). Es sei dazu da, damit eine Generation nicht »alle Stellen 
verstopft«, wie es im Video heißt. Wenn sie ihren Doktortitel hat, darf 
Hanna endlich wieder weitere befristete Verträge annehmen - zum Beispiel 
für ihre Habilitation. Maximal sechs Jahre ist die befristete Arbeit als 
Postdoc möglich. Oder anders gesagt: Hanna kann sich zwölf Jahre lang von 
befristetem Vertrag zu befristetem Vertrag hangeln. Ein unbefristeter 
Vertrag? Ist für sie nicht vorgesehen. »Hanna weiß, dass man eine Karriere 


in der Wissenschaft frühzeitig planen muss«, heißt es im Video. Dabei fehlt 
genau das jungen Menschen in der Wissenschaft: die Möglichkeit, ihr Leben 
zu planen. Zwei von drei hauptberuflichen, wissenschaftlichen 
Mitarbeitenden an deutschen Hochschulen sind befristet beschäftigt - 
Professor*innen miteingeschlossen. Die mittlere Vertragslaufzeit: 20 
Monate, also deutlich unter zwei Jahren. [300] 

Dass man extrem erfolgreich und trotzdem nur prekär angestellt sein 
kann, zeigt das Beispielvon Emma Hodcroft. Sie ist genetische 
Epidemiologin und hat Nextstrain mitentwickelt, eine Open-Source- 
Plattform, auf der man in Echtzeit verfolgen kann, wie sich ein Virus 
verändert. Sie hat an HIV geforscht und an SARS-CoV-2. Aktuell arbeitet 
sie in der Schweiz. Auf Twitter hat sie Zehntausende Follower*innen. 
Während der Corona-Pandemie war sie regelmäßig als Expertin im 
Fernsehen zu sehen, bei ARD, ZDF, SRF, Deutsche Welle und BBC. 

In der freien Wirtschaft würde man sie feiern für diese Erfolge, sie würde 
auf Top-Listen auftauchen und Preise gewinnen. In der Wissenschaft kann 
sie froh sein, wenn ihr Vertrag verlängert wird: »Viele Postdocs haben Ein- 
oder Zweijahresvertrage oder Verträge mit unklarer Laufzeit, die verlängert 
werden, wenn du mehr Geld zusammenkratzen kannst«, sagt sie. In dieser 
Position war sie in den vergangenen zwei Jahren. »Man weiß nie, ob man 
nach der nächsten Deadline noch einen Job hat oder nicht.« Diese 
Unsicherheit bringt viel Stress mit sich. »Es ist nicht gut für deine mentale 
Gesundheit, wenn du dir Sorgen machst, wann du deinen Partner das 
nächste Mal siehst, ob du deine Wohnung behalten kannst, ob du deinen Job 
verlierst«, sagt Emma. Sie ist keine Schweizer Staatsangehörige, ihre 
Aufenthaltsgenehmigung und ihr Mietvertrag sind an ihren Arbeitsvertrag 
geknüpft. Endet der, muss sie ihr ganzes Leben hinter sich lassen. 

Dabei ist es nicht so, als könnten wir einfach auf junge 
Wissenschaftler*innen verzichten. »Die meisten Leute verstehen nicht, wie 
viel Forschung möglich gemacht wird durch prekär angestellte 


Mitarbeiter”innen«, sagt Emma. Sie beschreibt die akademische Welt wie 
eine Pyramide: »Es gibt viele Leute am unteren Ende, die spüren, was für 
Leute an der Spitze möglich ist. Wenn heute alle prekär Beschäftigten in der 
Wissenschaft verschwinden würden, käme die Forschung völlig zum 
Erliegen«, sagt sie. »Wir sind absolut abhängig von der Arbeit, dem Wissen 
und der Erfahrung der prekär Beschäftigten. Aber wir sind auch absolut 
davon abhängig, dass die große Mehrheit von ihnen geht - weil an der 
Spitze der Pyramide kein Platz mehr ist.« In einem Unternehmen ist es total 
klar, dass nicht alle CEO werden oder zu Top-Führungskräften aufsteigen 
können. Aber es wird auch nicht erwartet, dass die gesamte Belegschaft alle 
zwei Jahre gehen muss. »Du bist dann trotzdem ein Teammitglied, das 
geschätzt wird und die Arbeit macht, die nötig ist, damit das Unternehmen 
funktioniert«, sagt Emma. 

In der Corona-Pandemie hat uns die Arbeit von prekär beschäftigten 
Menschen gerettet. »So viel Arbeit in der Pandemie wäre nicht möglich 
gewesen ohne Doktorant*innen, Studierende, Postdocs, wissenschaftliche 
Assistenzkräfte und angestellte Wissenschaftler*innen«, sagt Emma. Viele 
von ihnen hätten alles fallen gelassen und ihre laufenden Projekte 
ausgesetzt, um diese essenzielle Arbeit zu leisten. Jetzt sei es allerdings sehr 
wahrscheinlich, dass viele dieser Menschen am Ende ihrer Verträge 
angelangt seien und nicht wüssten, was für sie als Nächstes kommt. Ihre 
Arbeit an Corona könnte sich am Ende negativ auf sie und ihre Karriere 
auswirken. Bei der nächsten Pandemie, fürchtet Emma, könnten sich einige 
Wissenschaftler*innen deshalb zurückhalten und lieber weiter an ihren 
eigenen Projekten arbeiten. 

Was also sollte sich ändern? Emma würde sich wünschen, dass Erfolg 
nicht mehr nur an der Anzahl der wissenschaftlichen Veröffentlichungen 
gemessen wird, sondern auch daran, wie viel man zur wissenschaftlichen 
Gemeinschaft beiträgt. Etwa durch das Teilen von Daten, die Teilnahme an 
großen Gemeinschaftsprojekten oder Wissenschaftskommunikation. Sie 


kritisiert außerdem, dass die Wissenschaft stark auf Drittmittel angewiesen 
ist, die oft nur kurzfristige Planbarkeit ermöglichen, aber viel Zeit für die 
Bewerbung erfordern. Mehr finanzielle Planbarkeit würde auch die 
Sicherheit der Forschenden erhöhen. Außerdem brauche es klarere Wege, 
um in der Wissenschaft zu bleiben, und mehr Stellen in mittleren 
Positionen. Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) fordert 
eine Reform des WissZeitVG. In der GEW sind knapp 280000 Menschen 
organisiert, diein Schulen, Kitas, Hochschulen und anderen pädagogischen 
Einrichtungen arbeiten. Die Gewerkschaft fordert, dass die Befristung von 
Postdocs begrenzt und die Mindestlaufzeiten von befristeten Verträgen 
ausgeweitet werden. Außerdem sollen Dauerstellen für Daueraufgaben 
eingeführt werden, die einen weiteren Karriereweg in der Wissenschaft 
neben der Professur ermöglichen. [301] 

Denn so, wie Wissenschaft und viele andere berufliche Bereiche jetzt 
funktionieren - mit Befristungen und ohne 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten -, wird eigentlich nur eine Botschaft an 
junge Menschen gesendet: Egal wie erfolgreich du bist, eigentlich wollen 
wir, dass du gehst. Egal, wie groß dein Beitrag ist, wir bieten dir keine 
Zukunft. Da soll noch mal jemand den Vorwurf in den Raum stellen, dass 
junge Menschen »einfach nicht arbeiten wollen«. Warum sollten sie auch, 
wenn sie in eine Arbeitswelt geworfen werden, die ihnen von Tag eins 
signalisiert, dass sie nicht gewollt und wertlos sind? Dass sie dankbar sein 
müssen, ihre Arbeitskraft für geringe Löhne abgeben zu dürfen? Dass viele 
von ihnen beschließen, nicht mehr alleine gegen diese Strukturen 
anzukämpfen, sondern sich zu organisieren, ist ein positives Zeichen. Es 
sagt: Wenn ihr euch nicht für uns interessiert, dann zwingen wir euch halt 
dazu, denn wir sind es, die euren Betrieb aufrechterhalten. Die 
Beschäftigten haben die Macht und können damit auch Einfluss auf die 
Arbeitsbedingungen nehmen. Sie können mitgestalten. Historisch wurden 
Veränderungen bei Arbeitsbedingungen - wie etwa die Verkürzung der 


Arbeitszeit - von Gewerkschaften erkämpft. Sie und andere Formen der 
Organisation erleben jetzt eine Renaissance, angetrieben von jungen 
Beschäftigten und unterstützt von Social Media. Sie können es schaffen, 
Arbeit für alle besser zu machen, eben weil sie sich nicht nur individuell 
dafür einsetzen, sondern gemeinsam. 


Was wäre, wenn wir für das Klima arbeiten würden? 


Weil wir so müde und ausgebrannt sind von der Arbeit, haben wir kaum 
Energie, um uns mit der größten Krise unserer Zeit zu beschäftigen: der 
Klimakrise. Wie wollen wir sie lösen, wenn wir die ganze Zeit nur arbeiten, 
arbeiten, arbeiten? Wir brauchen größere Veränderungen, die unsere ganze 
Art zu leben und zu wirtschaften neu denken - und dabei natürlich auch, 
wie wir arbeiten. Für diese Veränderungen haben wir nicht mehr viel Zeit: 
Wenn wir so weitermachen wie bisher, verfehlen wir nicht nur das 1,5-Grad- 
Ziel, das bei der UN-Klimakonferenz in Paris 2015 beschlossen wurde und 
sowieso schon ein Kompromiss war. Wir könnten die 1,5-Grad-Grenze sogar 
schon in den nächsten zehn Jahren überschreiten. 

Bereits jetzt sind Extremwetter-Ereignisse wie Dürren, Hitzewellen, 
Starkregen und tropische Wirbelstürme nicht nur häufiger, sondern haben 
auch eine höhere Intensität und Dauer. [302] Die Folgen zeigen sich etwa in 
Pakistan, wo 2022 ein Drittel des Landes nach starken Monsunregen unter 
Wasser stand. [303] Oder in Somalia, wo Hunderttausenden Menschen der 
Hungertod droht. [304] Wir verlieren Pflanzen-, Insekten- und Tierarten. 

[305] Es gibt immer weniger Trinkwasser, auch in Deutschland. [306] Die 
Meere versauern. Wenn bestimmte Kipppunkte überschritten sind - etwa 
das Tauen der Permafrostböden -, kann das die Entwicklung noch weiter 
beschleunigen. Fachleute warnen, dass einige Kipppunkte sogar dann 
überschritten werden könnten, wenn das Pariser Abkommen eingehalten 
wird. [307] 

Wenn wir verhindern wollen, dass sich das Klima noch weiter erwärmt, 
mit all seinen katastrophalen Folgen, müssen wir handeln: Die 


Treibhausgas-Emissionen müssen runter, fossile Energien müssen ersetzt 
werden. Wirtschaftsnationen wie Deutschland haben eine besonders große 
historische Verantwortung, weil sie seit der Industrialisierung hohe 
Emissionen verursacht haben - und auch weiterhin überdurchschnittlich 
viel Treibhausgase ausstoßen. [308] 

Aktuell beruht unser Wirtschaftssystem darauf, dass alles immer mehr 
werden muss: mehr Produktivität, mehr Konsum, mehr Umsatz. Das kann 
nicht mehr lange so weitergehen. Wie erfolgreich ein Land wirtschaftet, 
wird derzeit über das Bruttoinlandsprodukt gemessen. Das beinhaltet aber 
nicht den Wert der natürlichen Ressourcen, die wir für Produkte und 
Dienstleistungen wirklich zahlen: Wie viel Wasser verbraucht, CO, 
ausgestoßen oder Wald abgeholzt wird. In Unternehmen wird Bezahlung 
von CEOs daran geknüpft, wie sehr sie den Gewinn für die Aktionar*innen 
vergrößert haben, aber nicht, wie nachhaltig sie gewirtschaftet haben. Diese 
Art zu Wirtschaften wird sich verändern müssen, darum kommen wir nicht 
herum. Wir müssen unsere Wirtschaft nach neuen Regeln umbauen. 

Ein Konzept dafür ist beispielsweise die Donut-Ökonomie, die von der 
britischen Wirtschaftswissenschaftlerin Kate Raworth entwickelt wurde. 
Dabei wird die Wirtschaft wie ein Donut dargestellt: mit einem äußeren und 
einem inneren Ring. Der innere Ring stellt das gesellschaftliche Fundament 
des Wohlergehens dar. Wer darunter abstürzt, dem mangelt es etwa an 
Wasser, Nahrung, Bildung, Gesundheit, Einkommen und Arbeit sowie 
Gleichstellung. Der äußere Ring stellt die ökologische Decke dar. 
Überschießen wir sie, sind etwa Klimawandel, der Verlust der Artenvielfalt, 
die Versauerung der Meere und Luftverschmutzung die Folge. Zwischen den 
beiden Ringen - quasi im Inneren des Donuts selbst - ist der Ort, an dem 
die Bedürfnisse aller Menschen auf dem Planeten erfüllt und nicht mehr als 
die verfügbaren Ressourcen verbraucht werden. Aktuell kommen wir auf 
beiden Seiten über die Grenzen: nach innen und nach außen. Das muss sich 
ändern, denn im Donut selbst, schreibt Raworth, »liegt ein sicherer und 


gerechter Raum für die Menschheit«. [309] Wirtschaft, Klima und soziale 
Gerechtigkeit werden hier zusammengedacht. In einigen Städten dient die 
Donut-Ökonomie bereits als strategischer Kompass. Amsterdam etwa will 
all seine Bewohner”*innen in den Donut bringen und so sicherstellen, dass 
sie eine gute Lebensqualität haben, ohne zu viel Druck auf den Planeten 
auszuüben. [310] In Deutschland haben sich Krefeld und Bad Nauheim an 
einer Fallstudie beteiligt, wie die Donut-Okonomie auf kommunaler Ebene 
für Transformation genutzt werden kann. [311] 

Die großen, nötigen Veränderungen für eine neue Art zu wirtschaften, 
müssen natürlich von der Politik angestoßen werden. Raworth verweist aber 
auch auf die Eigenverantwortung von Menschen und Unternehmen: »Was 
wäre, wenn wir unser eigenes Leben nach dem Donut ausrichten und uns 
die Frage stellen würden: Wie beeinflusst die Art, wie ich einkaufe, esse, 
reise, meinen Lebensunterhalt verdiene, wähle, meine Bankgeschäfte 
erledige und mich generell verhalte die sozialen und planetaren Grenzen? 
Was wäre, wenn alle Unternehmen ihre Strategie an einem Donut-Tisch 
entwickeln und sich die Frage vorlegen würden: Ist unsere Marke eine 
Donut-Marke, die dazu beiträgt, die Menschheit in jenen sicheren und 
gerechten Raum zurückzubringen?« [312] 


Wie Arbeiten in der Klimakrise jetzt schon aussieht 


Wenn der Klimawandel weiter voranschreitet, bedroht er nicht nur unsere 
Lebensgrundlagen, sondern auch unsere Arbeit. Wie schwierig es ist, sich 
bei extremer Hitze zu konzentrieren, merke ich, als ich diese Seiten 
schreibe: Es ist brütend heiß, wir stecken mitten in einer der Hitzewellen im 
Sommer 2022. Ganz Europa glüht, sogar in London ist es mehr als 40 Grad 
heiß. Nicht nur in Europa ist es in diesem Sommer extrem heiß: China 
erlebt die schlimmste Hitzewelle seit Beginn der Wetteraufzeichnungen, 


[313] in Indien und Pakistan waren es schon im Mai mehr als 50 Grad. [314] 
Auch in den USA erreichten die Temperaturen die 50-Grad-Marke. [315] 

In Bürojobs ist das unangenehm, aber in anderen Bereichen wird die 
Arbeit schnell zur Gefahr für Gesundheit und Leben: In einer Douglas-Filiale 
in München war die Klimaanlage ausgefallen, die Temperatur lag bei über 
35 Grad, Beschäftigte berichteten von Kopfschmerzen. Eine Kollegin sei 
umgekippt, eine andere hätte sich wegen der Hitze übergeben müssen. Eine 
Beschwerde beim Gewerbeaufsichtsamt führte letztlich zur Schließung der 
Filiale. [316] Bei Zimmerleuten auf Dächern kann es schnell mal 50 Grad 
heiß werden - so heiß, dass der Gummi an den Schuhsohlen weich wird, 
während die Sonne auf Dach und Kopf knallt. Wer sich auf die Ziegel kniet, 
bekommt Brandblasen. [317] Die Krankenkassen vermerken eine höhere 
Zahl an hitzebedingten Krankheitstagen. In den vergangenen zehn Jahren 
haben sich die Arbeitsunfähigkeitstage wegen »Schäden durch Hitze und 
Sonnenlicht« mindestens verdoppelt. 2018, als der Sommer besonders heiß 
war, haben die gesetzlichen Krankenkassen mehr als 80000 hitzebedingte 
Krankentage erfasst. [318] 

Wenn die globale Temperatur bis 2100 um 1,5 Grad steigt (was schon ein 
sehr optimistisches Szenario ist), könnten 2,2 Prozent aller weltweiten 
Arbeitsstunden im Jahr 2030 wegen Hitze verloren gehen. [319] Das 
entspricht dem Äquivalent von 80 Millionen Vollzeitjobs. Besonders 
betroffen sind dabei Länder mit niedrigem Einkommen und schlechten 
Arbeitsbedingungen in Regionen wie Südasien und Westafrika. 
Landwirtschaft und Baugewerbe werden besonders stark betroffen sein. 
Beide Branchen haben zudem viele Saisonarbeiter”innen, prekäre 
Arbeitsbedingungen und Menschen, die trotz Arbeit in Armut leben. Sie 
werden überproportional von der zunehmenden Hitze betroffen sein - und 
teils zur Migration gezwungen. 

Auch Todesfälle werden zunehmen: Im Juni 2019 starb ein kroatischer 
Erntehelfer in Griesheim in Hessen. Er war auf dem Feld kollabiert, seine 


Körpertemperatur lag bei 42,2 Grad. In derselben Woche starb in Baden- 
Württemberg ein rumänischer Saisonarbeiter an Hitzeschock. Es sind zwei 
Fälle, die es als hitzebedingte tödliche Arbeitsunfälle in die Statistik 
geschafft haben. Sie sind die Ausnahmen. [320] Generell werden Hitzetote 
bisher statistisch kaum erfasst. Schließlich sterben die Menschen an 
Nierenversagen oder Herzstillstand. Dass die Hitze der Grund dafür ist, 
wird oft nicht vermerkt. Aber die Übersterblichkeit zeigt, dass die Zahl der 
Hitzetoten steigt: Im Juli 2022 sind zwölf Prozent mehr Menschen 
gestorben, als das aus dem Mittel der Jahre 2018 bis 2021 für diesen Monat 
zu erwarten gewesen wäre. In besonders heien Wochen liegen die Werte 
noch deutlich höher. [321] Und nicht nur Hitze kann tödlich sein, sondern 
auch andere Faktoren, die durch den Klimawandel verstärkt werden, wie 
Luftverschmutzung. [322] Unser Arbeitsalltag wird sich an diese 
Veränderungen anpassen müssen: mehr Siesta, mehr Regelungen, die 
Arbeitskräfte bei zu massiver Hitze oder während Extremwetterereignissen 
schützen. 


Jeder Job wird zum Klimajob 


Die schiere Größe der Klimakrise kann schnell dazu führen, dass wir uns 
gelähmt fühlen und den Eindruck haben, sowieso nichts tun zu können. 
Klimaangst nennt man das. Aber das stimmt nicht. Wir können unseren 
Beitrag leisten - und Veränderungen einfordern. Auch durch die Art, wie 
wir Arbeit organisieren, können an vielen Punkten Veränderungen erreicht 
werden, wie durch reduzierte Arbeitszeit oder mehr Homeoffice. 
Schließlich ist Arbeit ein ganz zentraler Teil der Wirtschaft - und Wirtschaft 
ein ganz zentraler Teil dessen, was wir verändern müssen. »Es ist 
existenziell, was Unternehmen in den nächsten Jahren tun. Wir können es 
nicht einer kleinen Gruppe von Leuten überlassen, unser globales Schicksal 


zu entscheiden«, sagt Jamie Beck Alexander. [323] Sie ist die Direktorin von 
Drawdown Labs, einer Non-Profit-Organisation, die Klimalösungen für die 
Privatwirtschaft entwickelt. Sie sieht die Politik in der Pflicht, aber auch 
Unternehmen. Wie sich ein Unternehmen aktiv für den Klimaschutz 
einsetzen kann, zeigt Patagonia, der Hersteller von Outdoor-Kleidung. Die 
Gründungsfamilie um Yvon Chouinard hat alle Eigentumsrechte an zwei 
Stiftungen übertragen. Damit fließen alle künftigen Gewinne, die nicht ins 
Unternehmen reinvestiert werden, in Natur- und Artenschutz sowie den 
Kampf gegen die Klimakrise. 100 Millionen US-Dollar könnten das pro Jahr 
sein. [324] 

Aber Veränderungen müssen nicht immer vom Kopf des Unternehmens 
kommen. Beck Alexander glaubt, dass jede einzelne Person einen Beitrag 
leisten kann. Denn am Ende gilt auch hier: Alle Beschäftigten müssen 
mitmachen - und gleichzeitig ihre Macht nutzen, um die Arbeitgeber”innen 
mitzuziehen. Christian Schilcher, Wirtschaftsexperte bei der Bertelsmann 
Stiftung, sieht das ähnlich: »Veränderungen in Unternehmen können nicht 
umgesetzt werden, ohne dass sie Konsequenzen für die Arbeit der 
Beschäftigten haben«, sagt er. »Wenn wir davon ausgehen, dass die 
deutsche Wirtschaft am Anfang einer Transformation steht, dann ist zu 
erwarten, dass sich an den Arbeitsplätzen der Beschäftigten noch viel 
verändern wird.« [325] 

Denn wir wissen, was wir tun müssen: Wir wissen, wie wir fossile 
Brennstoffe reduzieren und regenerative Energien ausbauen können. Die 
Frage ist, wie wir diese Klimalösungen so schnell in der Welt skalieren 
können, dass sie unseren Business as usual-Ansatz ersetzen. »Wir müssen 
Kapital in Richtung von Klimalösungen bewegen, und wir müssen die 
Strategie von Unternehmen verändern, die die größten Ausschütter von 
globalen Treibhausgasen sind«, sagt Beck Alexander. »Ich habe gerade 
Hoffnung, und zwar nicht, weil die Führungsriegen in Unternehmen sich 


bewegen. Hier gibt es zwar drastische Kursänderungen, aber das liegt 
daran, dass Mitarbeitende in den Unternehmen für Bewegungen sorgen.« 
Beck Alexander glaubt, dass heute jeder Job ein Klimajob ist. »Wir alle - 
alle Beschäftigten, Bürger, Menschen - können Verantwortung 
übernehmen, um den Lauf der Geschichte zu verändern, an unseren 
Arbeitsplätzen, in der Wirtschaft und der restlichen Welt.« Beimanchen 
Menschen ist die Klimakomponente ihrer Jobs ziemlich offensichtlich, etwa 
weil sie Solarpanels installieren, Wärmepumpen einbauen oder regenerative 
Landwirtschaft betreiben. Mit der Klimawende entstehen neue Berufsbilder, 
sogenannte Green Jobs, etwa in den Bereichen erneuerbarer Energien, 
nachhaltigen Bauens oder Big Data. Gleichzeitig fallen andere Stellen weg, 
etwa in Kohlekraftwerken oder der Automobilbranche. Das wird wehtun, 
aber es ist nicht das erste Mal, dass die Menschheit so einen Wandel 
mitmacht. Wichtig ist, dass es Unterstützung gibt: dass Menschen 
umgeschult und weitergebildet werden. Dass auch künftige Jobs dazu 
führen, dass Menschen gut leben können. Aber was ist mit denjenigen, die 
nicht in Green Jobs arbeiten? Auch sie können einen Beitrag leisten. »Jeder 
Bereich der Wirtschaft muss sich verändern«, sagt Beck Alexander. 
»Deshalb spielen auch jeder Bereich in der Wirtschaft und jede Qualifikation 
eine Rolle.« Sie rät dazu, die Klimabrille da aufzusetzen, wo man gerade ist. 
Wie das konkret gehen kann, zeigt ein Beispiel von Amazon. Dort schloss 
sich 2017 eine Gruppe von Mitarbeitenden zusammen, um das 
Unternehmen zu mehr Klimaschutz zu bewegen. [326] Als Amazon Employees 
for Climate Justice schrieben sie einen offenen Brief an Amazons Gründer und 
damaligen CEO Jeff Bezos. [327] Bezos gehört zu den reichsten Menschen 
der Welt, Amazon zu den größten Unternehmen. Im Jahr 2021 machte es 
einen Umsatz von knapp 470 Milliarden US-Dollar. [328] In ihrem Brief 
forderten sie Amazon auf, einen Klimaplan vorzulegen und klar zu 
kommunizieren, wie das Unternehmen seinen Einfluss auf das Klima 
verringern will. Der Konzern solle beispielsweise bis 2030 seine Emissionen 


halbieren und bis 2050 auf null senken. Mehr als 8700 Mitarbeiter”innen 
unterschrieben den Brief. Die Art, wie in dem Brief argumentiert wird, ist 
interessant: nämlich mit dem Wunsch Amazons, innovativer Vorreiter der 
Branche zu sein und die Kundschaft zufriedenzustellen. »Unsere 
Kundenbesessenheit erfordert eine Klimabesessenheit« steht darin. Und: 
»In unserem Bestreben, das »kundenorientierteste Unternehmen der Welt« 
zu werden, sind wir davon überzeugt, dass unsere Auswirkungen auf das 
Klima die Hauptrolle in allem spielen müssen, was wir tun.« 

Die Forderungen wurden als formeller Vorschlag bei Amazons 
Hauptversammlung im Mai 2019 vorgetragen. Jeff Bezos stimmte dagegen. 
Der Vorstoß erhielt zwar 30 Prozent der Stimmen, aber fiel dennoch durch. 
Doch der Kampf fürs Klima ging intern weiter: Mehr als 1500 
Mitarbeiterinnen nahmen am 20. September 2019 am globalen Klimastreik 
teil. Es war das erste Mal in der Geschichte von Amazon, dass 
Wissensarbeiter”innen des Konzerns die Arbeit niederlegten. Ihnen 
schlossen sich Beschäftigte anderer Technologieunternehmen an, von 
Google, Microsoft, Facebook, Twitter. Einen Tag vor dem Streik konnten die 
Amazon Employees for Climate Justice einen Erfolg vermelden: Jeff Bezos 
verkündete Amazons ersten unternehmensweiten Climate Pledge, [329] ein 
Klima-Versprechen: Bis 2040 will das Unternehmen CO,-neutral werden. 
Außerdem soll regelmäßig offengelegt werden, wie viele Emissionen 
Amazon ausstößt. Von Klimagerechtigkeit steht allerdings nichts darin: Die 
Klimakrise trifft Schwarze und Indigene Communitys sowie andere People 
of Color am härtesten, vor allem im Globalen Süden. Ideen, wie in diesen 
Regionen bevorzugt die Umweltverschmutzung reduziert und die dortigen 
Gemeinschaften unterstützt werden könnten - eine Forderung der 
Mitarbeiterinnen - fehlt in Amazons Plan komplett. 

Auch andere Tech-Konzerne haben in den vergangenen Jahren 
Klimapläne veröffentlicht: Google will bis 2030 vollständig mit 
emissionsfreier Energie arbeiten und 120 Prozent des Wasserverbrauchs bis 


2030 wieder ausgleichen. [330] Microsoft will bis 2030 CO,-negativ werden, 
also mehr CO, aus der Atmosphäre entfernen als produzieren - und bis 
2050 all das CO, aus der Atmosphäre entfernen, das es seit 
Unternehmensgründung ausgestoßen hat. [331] Der Druck aus dem 
Unternehmen heraus, er kann messbare Effekte haben. »Du weißt nie, 
welchen Einfluss du haben wirst und welche Wellen das schlagen wird, nicht 
nur in deinem eigenen Unternehmen, sondern auch in anderen«, sagt Emily 
Cunningham, eine der Mitbegründerinnen der Amazon Employees for Climate 
Justice. »Ich möchte betonen, dass wir nur ganz normale Leute sind. Wir 
haben mit fünf Leuten in einem Wohnzimmer angefangen.« [332] Klingt 
nach Happy End, oder? Zu früh gefreut. Denn am Ende wurden 
Cunningham und eine weitere Amazon-Mitarbeiterin, die sich für den 
Klimaschutz engagiert hatte, gefeuert. Letztlich haben sie ihren Einsatz für 
Gerechtigkeit und Klimaschutz mit ihren Jobs bezahlt. 


| Die (noch nicht so) große Klimakündigungswelle 


Auch andere Menschen verlassen ihre Jobs aus Klimagründen - aber nicht, 
weil sie dazu gezwungen werden. Die Great Resignation hat einen weiteren 
Aspekt bekommen: die Klimakrise. Die Zahl der medienwirksamen 
Kündigungen steigt. Oft hochrangige Mitarbeiter”innen verlassen Firmen, 
die sich nicht genug fürs Klima einsetzen. Dar-Lon Chang arbeitete 16 Jahre 
lang als Ingenieur bei ExxonMobile. Er hatte lange daran geglaubt, dass das 
Unternehmen eine Vorreiterrolle einnehmen und dabei helfen könnte, 
fossile Energieträger zu reduzieren. Als er merkte, dass das nicht passierte, 
kündigte er. »Ich wollte nicht den Rest meiner Karriere mit etwas 
verschwenden, von dem ich das Gefühl hatte, dass es die Welt schlechter 
macht, wenn es die Möglichkeit gab, Dinge besser zu machen, sagte er. 
[333] Bei Royal Dutch Shell gingen mehrere hochrangige Führungskräfte, 


weil der Ölkonzern nicht schnell genug auf emissionsfreie Energieformen 
umschwenken wollte. [334] Robbie Bilsland, der fünf Jahre lang in Europa 
und dem Mittleren Osten auf Bohrinseln arbeitete, kündigte, weil er diese 
Arbeit nicht länger mit seinem Gewissen vereinbaren konnte. [335] Auch 
andere Branchen verlieren Leute, weil sie sich nicht schnell genug wandeln. 
Eugene Kirpichov, der bei Google im Bereich Big Data und Machine 
Learning gearbeitet hatte, schrieb seinen Kolleg*innen zum Abschied in 
einer Mail: »Ich gehe, weil das Ausmaß, die Dringlichkeit und die Tragödie 
des Klimawandels so riesig sind, dass ich es vor mir selbst nicht länger 
rechtfertigen kann, bis er gelöst ist, an etwas anderem zu arbeiten - egal wie 
interessant oder lukrativ. Ich würde lügen, wenn ich nicht sagen würde, 
dass andere, die das Privileg haben, es zu tun, mir folgen sollten.« [336] 
Klimaschutz wird zum Wettbewerbsvorteil - und mangelndes 
Engagement ruft die Mitarbeiter”innen auf den Plan. Wenn sich die 
Menschen in den Unternehmen ihrer Macht bewusst sind, jetzt etwas 
verändern zu können, steigt der Druck auf Unternehmen oder sogar ganze 
Branchen, schnell mitzuziehen. Dies trifft besonders zu, wenn 
Kündigungen nicht nur öffentlichkeitswirksam sind, sondern auch von 
prominenten Personen ausgesprochen werden. So wie Sebastian Vettel. Der 
Formel-Eins-Weltmeister verkündete im Juli 2022, dass er zum Ende der 
Saison seine Karriere beenden werde. Er liebe diesen Sport, sagte erin 
einem Instagram-Video, mit dem er sein Karriereende bekannt gab, aber er 
wolle mehr Zeit mit seiner Familie verbringen, seine Kinder aufwachsen 
sehen. Auch die Klimakrise scheint seine Entscheidung mit beeinflusst zu 
haben: »Wir leben in einer sich stark verändernden Welt«, sagt Vettel. »Wie 
wir alle die nächsten Jahre gestalten, wird unser zukünftiges Leben 
bestimmen. Formel-Eins-Fahrer zu sein, bringt Dinge mit sich, die mir 
nicht mehr gefallen. Vielleicht werden diese irgendwann gelöst. Aber der 
Wille, diese Veränderung umzusetzen, muss viel stärker werden und schon 
heute zum Handeln führen. Reden reicht nicht mehr aus und wir können es 


uns nicht leisten zu warten.« [337] In einem Interview mit der Zeit sagte 
Vettel: »Ich begann irgendwann mich dafür zu schämen, mit meiner Arbeit 
dazu beizutragen, die Umwelt zu belasten. Und es zumindest nicht 
aufhalten zu können.« [338] 

Natürlich reichen individuelle Lösungen nicht. Die Klimakrise ist das 
beste Beispiel dafür, dass echte Veränderung systemisch sein muss, von der 
Politik angestoßen und von allen mit getragen. Das bedeutet allerdings 
nicht, dass Veränderung nicht auch von innen heraus entstehen kann: Aus 
Unternehmen oder Branchen, durch Mitarbeiter*innen, die mehr 
einfordern. Wie auch bei der Frage um bessere Arbeitsbedingungen zeigt 
sich: Wer sich organisiert, hat die Möglichkeit, den Wandel mitzugestalten 
und Dinge zum Besseren zu verändern. 


Was ware, wenn wir uns nicht mal für den Traumjob 
kaputtarbeiten? 


Die Suche nach einem größeren Sinn, der Menschen antreibt, die sich für 
mehr Klimaschutz in ihren Unternehmen engagieren oder sogar wegen der 
Klimakrise kündigen - sie treibt eine ganze Generation an. Purpose ist zum 
neuen Schlagwort der Unternehmenskommunikation geworden. Es geht 
nicht nur darum, was ein Unternehmen produziert oder welche Aufgaben 
Teil des Jobs sind. Es geht um etwas Größeres: um Werte, um 
Sinnhaftigkeit, um das Gefühl, etwas beizutragen. Was treibt mich an, was 
will ich verändern - und kann dieser Job mir dabei helfen? Oder anders 
gesagt: Warum mache ich das alles eigentlich? 

Die Fridays-For-Future-Generation weiß, dass wir schon mitten in der 
Klimakatastrophe sind und jetzt etwas ändern müssen - auch in der 
Arbeitswelt. Sie glauben an Diversität und Inklusion und fordern sie von den 
Unternehmen ein. Sie wollen nicht mehr nur um der Arbeit willen arbeiten, 
sondern mit ihrer Arbeit etwas erreichen, das über sie selbst hinausgeht. 
Fast zwei von fünf jungen Menschen - Gen Z und Millennials - haben schon 
mal einen Job oder ein Projekt aus persönlichen ethischen Gründen nicht 
angenommen. Sie wünschen sich von ihren Unternehmen mehr 
gesellschaftlichen Einfluss, ein diverseres und inklusiveres Umfeld und 
mehr Einsatz für Nachhaltigkeit. [339] Wer künftig nicht ernsthaft auf diese 
Dinge achtet, wird es schwer haben, gute Leute zu finden. Und ohne gute 
Leute ist bald auch nicht mehr viel vom Unternehmen übrig. 

UN-Generalsekretär Antönio Guterres riefin einer Rede 
Hochschulabsolvent*innen sogar dazu auf, in ihren Karrieren bewusste 


Entscheidungen zu treffen: »Ihr müsst die Generation sein, der es gelingt, 
den planetaren Notfall des Klimawandels anzugehen«, sagte er. »Euer Talent 
ist gefragt in multinationalen Unternehmen und großen 
Finanzinstitutionen. Ihr werdet viele Möglichkeiten haben, aus denen ihr 
auswählen könnt. Meine Botschaft an euch ist einfach: Arbeitet nicht für 
Klimazerstorer*innen. Nutzt eure Talente, um uns hin zu einer 
erneuerbaren Zukunft zu lenken.« [340] 


Neben dem Trend nach mehr Purpose sehen wir ein zweites P, das vor allem 
junge Menschen bei der Berufswahl umtreibt: Passion. Folge deinem Traum! 
Wenn du deinen Job wirklich liebst, wirst du keinen Tag deines Lebens 
arbeiten! Du musst tun, was dich glücklich macht! Oder, wie Apple-Gründer 
Steve Jobs in seiner berühmten Rede vor Absolvent*innen an der Stanford 
University 2005 sagte: »Ihr müsst etwas finden, das ihr liebt. Eure Arbeit 
wird einen großen Teil eures Lebens füllen und der einzige Weg, wirklich 
zufrieden zu sein, ist zu wissen, dass man großartige Arbeit leistet. Und der 
einzige Weg, um großartige Arbeit zu leisten, ist zu lieben, was man tut. 
Wenn ihr das noch nicht gefunden habt, sucht weiter. Begnügt euch nicht 
mit weniger. Wie bei allen Angelegenheiten des Herzens werdet ihr es 
erkennen, wenn ihr es gefunden habt.« [341] 

Aber stimmt all dieses Gerede von Leidenschaft und Liebe im Kontext mit 
Arbeit? Werden wir wirklich unglücklich, wenn wir ohne Leidenschaft 
arbeiten? Dass wir überhaupt über Leidenschaft im Kontext mit Arbeit 
sprechen, ist noch relativ neu, wie die Soziologin Erin Cech in ihrem Buch 
The Trouble with Passion schreibt. [342] Noch im späten 19. Jahrhundert und 
nach dem Zweiten Weltkrieg waren Stabilität und wirtschaftliche Sicherheit 
die bedeutendsten Faktoren für die Berufswahl. Idealerweise behielt man 
seinen Job lange, verdiente gut und bekam danach eine gute Rente. Erstin 
den 1970er-Jahren änderte sich dieser Anspruch langsam - und scheint sich 


heute zumindest für gewisse privilegierte Gruppen vollkommen geändert zu 
haben. 

Für Millennials und Gen Z ist Leidenschaft im Beruf ein riesiges Thema. 
Und Leidenschaft hängt ganz eng mit Sinn zusammen. [343] Unsere 
Leidenschaften, so Cech, seien Teil unseres Selbstverständnisses, das nicht 
einfach zufällig entsteht, sondern von unseren sozialen Positionen, 
Erfahrungen und unserem Umfeld geprägt ist. Wer Leidenschaft für die 
eigene Arbeit empfindet, findet sie intellektuell interessant oder 
faszinierend, empfindet Begeisterung, Freude oder Glück, und spürt eine 
persönliche Verbindung - findet also, dass der Job gut zur eigenen 
Persönlichkeit passt. 

Für ihr Buch hat Cech Interviews mit Berufseinsteiger“innen mit und 
ohne Hochschulabschluss geführt. Für knapp die Hälfte der befragten 
Hochschulabsolvent*innen war Leidenschaft und Interesse an der Arbeit der 
wichtigste Faktor, wenn sie sich für einen neuen Job entscheiden müssten. 
Nur 20 Prozent nannten das Gehalt als entscheidenden Faktor. Bei 
denjenigen, die keinen Hochschulabschluss haben, trumpft finanzielle 
Sicherheit hingegen Leidenschaft. Sie können es sich weniger leisten, sich 
auf ihrer Leidenschaft auszuruhen. Auch wer marginalisiert ist, muss oft 
Leidenschaft hintanstellen. Das gilt erst recht außerhalb der reichen 
Industrienationen: Wer in Bangladesch unter den schlimmsten 
Bedingungen Billigkleidung zusammennäht, kann gar nicht erst anfangen, 
über mögliche berufliche Leidenschaft nachzudenken. Das gilt auch für alle, 
die in zwei oder drei Jobs arbeiten, um überhaupt über die Runden zu 
kommen. Was nicht heißt, dass nicht auch in diesen Jobs von Sinnhaftigkeit 
und Leidenschaft gesprochen werden kann. Gorillas schreibt im Manifest 
für seine Fahrer”innen: »Wir sind Fahrradfahrer mit Leib und Seele - die 
Liebe zum Fahrrad ist eine Bedingung in unserem gesamten 
Unternehmen.« [344] In einer Anzeige für Tellerwascher*innen am 
Flughafen las ich kürzlich die folgende Beschreibung: »You attach great 


importance to clean dishes, then you have come to the right place.« Oder 
übersetzt: »Wenn Sie großen Wert auf sauberes Geschirr legen, dann sind 
Sie bei uns genau richtig.« 

Im Prinzip steht beides - Leidenschaft und Sinn - für dasselbe Problem, 
wenn sie im Kontext von Arbeit auftauchen. Denn wer sich beruflich 
aufopfert, entweder für den guten Zweck oder aus Liebe zum Job, nimmt 
eher schlechte Arbeitsbedingungen, niedrige Bezahlung oder überlange 
Arbeit hin. Purpose und Passion sind dann nichts anderes als eine Falle, die 
uns ins Burnout locken - und uns dabei einreden, dass wir glücklich und 
dankbar dafür sein sollen. 


Werleidenschaftlich arbeitet, leidet oft 


Leidenschaft und Aufopferungswillen sind es auch oft, die bei Pflegekräften 
oder Menschen in Erziehungsberufen dazu führen, dass sie sich 
kaputtarbeiten: »Was sollen die Patient*innen denn ohne dich tun?« - 
»Wenn du nicht da bist, gibt es niemanden, der sich um die Kinder 
kümmert.« - »Die alten Leute würden dich so vermissen.« Oft ist es genau 
diese Rede von Sinnhaftigkeit, die von Arbeitgeber*innen als Argument 
vorgebracht wird, um Überstunden einzufordern oder Pausen zu 
verkürzen — was sich mit der Zeit negativ auf Gesundheit und Wohlbefinden 
auswirkt. Wer leidenschaftlich arbeitet, nimmt eher befristete oder 
unterbezahlte Stellen an. Arbeitgeber*innen, schreibt Cech, würden »die 
Leidenschaft ihrer Angestellten im Namen des Unternehmensgewinns« 
ausnutzen. 


Dass Leidenschaft und Sinnhaftigkeit alleine nicht reichen, um in einem Job 
wirklich glücklich zu werden, zeigt auch der Fall von Belinda. Sie ist Mitte 
zwanzig und hat sieben Jahre lang Medizin studiert - das war schon zu 


Schulzeiten ihr Traum. Sie wollte plastische Chirurgin werden und einen 
Teil ihrer Zeit Brandopfer im Ausland versorgen, in Namibia oder Ecuador, 
wo sie auch schon ein paar Wochen gearbeitet hat. Heute ist sie approbierte 
Ärztin, hat aber nach ihrem Studium erst maleine Pause von der Medizin 
gebraucht. 

Ihr praktisches Jahr hat Belinda in einem großen 
Universitätskrankenhaus im Osten Deutschlands gemacht. Hier wurde sie 
desillusioniert. »Ich habe da gearbeitet und mir gedacht: Ich will das auf gar 
keinen Fall machen«, sagt sie. »Du bist den ganzen Tag da und für alles 
Mögliche zuständig. Niemand hat sich so richtig Zeit genommen für die 
Lehre, weil alle super gestresst sind und unfassbar viel zu tun haben.« Die 
Tage waren lang, teilweise stand sie sieben Stunden ohne Pause im OP - 
ohne auf die Toilette zu gehen, ohne etwas zu trinken. 

Pro Monat bekam sie 400 Euro, ein Gehalt, von dem sie nicht leben 
konnte. Parallel arbeiten gehen, wie während ihrer Zeit an der Uni, war 
nicht möglich. Als sie abends nach Hause kam, war sie kaputt, fertig vom 
Tag und »oft unglaublich frustriert«, erzählt sie. »Ich habe nicht mal mehr 
Lust gehabt, mit meinem Freund darüber zu reden, wie mein Tag war. Ich 
wollte mich einfach nur auf die Couch legen.« Sie war ständig gereizt, ihre 
Beziehung hat darunter gelitten, ihr persönliches Wohlbefinden auch. 

Natürlich gab es auch gute Tage, an denen sie neue Dinge gelernt hat, 
etwas ausprobieren durfte, Spaß hatte. »Aber das waren leider viel viel 
weniger als die, bei denen ich nach Hause gekommen bin und frustriert war, 
weil ich mir nicht eingestehen wollte, dass es nicht das ist, was ich mein 
Leben lang machen möchte.« Die Gründe, warum sie heute nicht mehr im 
Krankenhaus ist und nach ihrer Zeit dort erst mal für ein Start-up gearbeitet 
hat, sind zahlreich: die starren Hierarchien. Der Personalmangel. Das 
schlechte Klima zwischen Arzt*innen und Pflegepersonal. Die 
Wochenenddienste, die Arbeit an Feiertagen, die extremen Überstunden. 
Dass Führungspositionen nicht nach Führungsqualitäten besetzt werden, 


sondern nach Beziehungen und der Höhe der eingebrachten 
Forschungsgelder. »Ich habe das Gefühl, der Medizinsektor ist der einzige, 
der noch nicht verstanden hat, wie wichtig Mitarbeiterzufriedenheit ist und 
wie viel besser die Arbeit dadurch wird«, sagt sie. 

Die absurdeste Sache, über die ich bei der Recherche zur Arbeit in der 
Medizin stolpere, sind 24-Stunden-Dienste, die zu Minusstunden führen. 
Ja, richtig gelesen. Stellt euch vor, Belinda fängt morgens um acht Uhr an zu 
arbeiten und bleibt bis zum nächsten Tag um acht Uhr morgens im 
Krankenhaus. Die ersten acht Stunden sind ihr regulärer Arbeitstag. Danach 
hat sie 16 Stunden lang »nur« Bereitschaft. Theoretisch bedeutet das, dass 
sie schlafen könnte und nur gerufen wird, wenn sie gebraucht wird. 
Realistisch ist das aber nicht. Mit Glück reicht es für ein paar Stunden 
Schlaf, die restliche Zeit wird normal gearbeitet. Am nächsten Morgen geht 
Belinda nach Hause. Den restlichen Tag hat sie frei, denn rein rechtlich 
gesehen muss sie nach 24 Stunden Dienst eine ununterbrochene Ruhezeit 
von mindestens elf Stunden haben. Blöd nur, dass dieser freie Tag (an dem 
sie noch morgens im Krankenhaus war) ihr acht Minusstunden einbringt - 
schließlich arbeitet sie an diesem Tag ja offiziell nicht. Ja, richtig gelesen: 
Für 24-Stunden-Dienste wird man quasi bestraft. 

Laut einer Mitgliederbefragung des Marburger Bundes hatten 2019 drei 
Viertel der befragten Arzt*innen das Gefühl, dass die Arbeitszeitgestaltung 
ihre Gesundheit beeinträchtige. Knapp die Hälfte fühlte sich häufig 
überlastet, etwa 20 Prozent dachten über einen Berufswechsel nach. Mehr 
als ein Drittel verbrachte mindestens vier Stunden pro Tag mit 
Verwaltungsaufgaben. 2013 sagten dies nur acht Prozent. [345] 
Mediziner*innen haben zudem eine erhöhte Suizidrate im Vergleich zur 
sonstigen Bevölkerung: Bei Ärzten ist sie um 26 Prozent erhöht, bei 
Ärztinnen um 146 Prozent. [346] 

»Du kannst nicht einfach 80 Stunden pro Woche arbeiten. Das macht 
niemand auf Dauer mit«, sagt Belinda. Es brauche stattdessen verschiedene 


Arbeitszeitmodelle, geregelte Arbeitszeiten mit Arbeitszeiterfassung und 
Freizeitausgleich. Die Vereinbarkeit von Familie und Karriere sei ebenfalls 
kaum möglich: »Im Krankenhaus hat niemand Verständnis dafür, dass dein 
Kind vielleicht mal krank ist.« Dabei bräuchte es gerade in medizinischen 
Berufen doch so dringend Zeit für Erholung. »Man hat so einen wichtigen 
Job mit so viel Verantwortung. Man muss klar im Kopf sein«, sagt Belinda. 
»Es funktioniert nicht, so hohen Druck aufzubauen und so viel Arbeit auf so 
wenig Ärzte zu verteilen. Das führt nur zu Fehlern.« 

Ich frage Belinda, was sie gebraucht hätte, um im Krankenhaus zu 
bleiben. »Es muss einfach viel mehr Ärzte geben«, sagt sie. Schon die Anzahl 
der Studienplätze sei zu niedrig. Überall wird gespart: Es gibt zu wenig 
Pflegekräfte, bei Arzt*innen ist die Zahl an Patientinnen pro Kopf 
angestiegen. Das hat auch mit der Privatisierung von Krankenhäusern und 
der Fallpauschale zu tun, um die es bereits beim Blick auf die Pflege ging. 
»Du kannst nicht die Zahlan Patienten hochschrauben, die Zahl der Ärzte 
einfach gleich lassen, die Pflege reduzieren und erwarten, dass es trotzdem 
funktioniert. Das geht einfach auf Dauer nicht«, sagt Belinda. Für sich hat 
sie jetzt eine Lösung gefunden - zumindest mittelfristig: Sie ist 
Assistenzärztin in einer Praxis und arbeitet in Teilzeit. Der Job macht Spaß 
und mit drei Tagen Arbeit pro Woche hat sie trotzdem noch genug Freizeit. 
»Ich bin motivierter als im Krankenhaus, und dann ist es auch nicht so 
schlimm, wenn ein Tag mal länger oder anstrengender ist«, sagt sie mir. 
Leider wird sie so nicht ihre gesamte Zeit als Assistenzärztin verbringen 
können. »Eine gewisse Zeit werde ich nicht darum herumkommen, in der 
Klinik zu arbeiten, weil einige Teile der Ausbildung nur dort möglich sind.« 
Bis es so weit ist, sucht Belinda nach weiteren Möglichkeiten, die Arbeit 
besser mit ihrem Leben in Einklang zu bringen. Schließlich ist es immer 
noch ihr Traum, als Ärztin zu arbeiten. Aber sie ist einfach nicht bereit, 
dafür so viel aufzugeben. Denn kein Traumjob sollte dazu führen, dass man 


sich für ihn kaputtarbeitet und unglücklich wird - nur weil er sinnstiftend 
ist. 


Leidenschaft und Sinn sind eine Falle 


Am Ende sind Leidenschaft und Sinn doch wieder nur individuelle Aspekte, 
die vorgeschoben werden, um mehr Arbeit von Angestellten einzufordern. 
Wer Purpose und Passion vorschiebt, muss keine strukturellen Probleme 
lösen. Wäre Belinda nur mit mehr Leidenschaft bei der Sache gewesen - so 
das krude Argument - dann wäre sie auch trotz der schlechten 
Arbeitsbedingungen in der Klinik geblieben. Welcher Job gibt dir schon 
mehr Gefühl von Sinn als Medizin? 

Natürlich ist es schön, wenn der eigene Job Spaß macht. Klar wollen wir 
Sinn in der Arbeit sehen, die wir machen. Künftig werden Unternehmen die 
Nase vorne haben, die ihren Angestellten echte Werte bieten können. Das 
bedeutet, dass es ein Leitbild gibt, an dem sich das eigene Handeln 
orientiert - und dass dabei Werte wie Nachhaltigkeit, Diversität, Inklusion 
und gesellschaftliches Engagement im Mittelpunkt stehen. Immer nur mehr 
produzieren für mehr Profite der Unternehmensspitze wird kaum als 
sinnvoll gesehen. Wer keine Antwort darauf hat, warum das Unternehmen 
tut, was es tut, wird es schwer haben. Außerdem werden sich Mitarbeitende 
zunehmend zusammentun, um bessere Arbeitsbedingungen und mehr 
Klimaschutz von Unternehmen einzufordern. Diese Art von Purpose ist aber 
eine andere, als das, wofür Arbeitgeber*innen werben, die nur wollen, dass 
man sich kaputtarbeitet - zu schlechten Bedingungen und für zu wenig 
Geld. Wer wirklich sinnhaft arbeiten will, muss auch gut arbeiten. 

Wir wurden darauf getrimmt, die Arbeit so stark in den Mittelpunkt 
unseres Lebens zu rücken, dass wir alleine deshalb das Gefühl haben, mit 
Leidenschaft und Sinn dabei sein zu müssen. Denn wenn das nicht der Fall 


ist, was machen wir überhaupt mit unserer Zeit? Warum arbeiten wir 
überhaupt? Dabei muss nicht der gesamte Sinn des Lebens aus der 
Erwerbsarbeit gezogen werden. Das Ehrenamt, mit dem ich meine Freizeit 
verbringe? Zeit mit meiner Familie und meinen Freund*innen? Ein 
Umweltprojekt? Die kreative Idee, die ich zur Realität mache? All diese 
Dinge (und noch viele mehr) können Sinn stiften - auch wenn sie nichts mit 
Arbeit zu tun haben. Und nein, man muss auch nicht jedes Hobby 
monetarisieren, um sich ständig produktiv zu fühlen. 

Sarah Jaffe schreibt im Abschlusskapitel ihres Buches Work Won’t Love You 
Back: [347] »Arbeit hat uns weder Befreiung noch Freiheit oder gar Freude 
gebracht.« Ich stimme ihr zu: Wenn Arbeit für uns nicht mehr funktioniert, 
können Leidenschaft und Sinn das wirklich lösen? Sollten wir uns für das 
kaputtmachen, was uns wichtig ist - während Unternehmen von unserer 
Sinnsuche profitieren? Oder sollten wir uns nicht lieber dafür einsetzen, für 
alle gute Arbeit einzufordern, die uns nicht kaputtmacht? Die gut bezahlt 
ist, gute Arbeitsbedingungen bietet und vor allem ein gutes Leben möglich 
macht, das sich nicht immer nur um den Job dreht? Sich für den Traumjob 
kaputtzuarbeiten ist am Ende nämlich genauso schlimm, wie sich für jeden 
anderen Job kaputtzuarbeiten. Wenn wir sinnvoller arbeiten wollen, können 
wir unseren Sinn stattdessen genau daraus schöpfen: Indem wir gemeinsam 
eine bessere Arbeitswelt schaffen, von der wir alle profitieren. 


Wie wir dem kollektiven Burnout entfliehen und 
endlich besser arbeiten 


Wie werden wir im Jahr 2050 arbeiten? Wenn es schlecht läuft, ist unsere 
Zukunft geprägt von Turbulenzen, von Zukunftsangst, Entfremdung und 
mehr sozialer Spaltung. Vom Klimawandel, der Dürre, Hunger und 
Konflikte mit sich bringt. Von neuen Technologien, die Unternehmen und 
Arbeitsplätze zerstören, ohne dass es Ideen gibt, wie sie zu unserem Vorteil 
genutzt werden können. Geprägt ist dieses Szenario von politischer 
Lagerbildung und Entscheidungen, die aufgeschoben werden, bis es zu spät 
ist. Viele Menschen sind deshalb arbeitslos oder in der Schattenwirtschaft 
tätig - und sicherlich weiterhin genauso überarbeitet wie bereits heute. Wir 
dachten, dass Arbeit jetzt kaputt ist? In diesem Szenario sieht es 2050 noch 
viel, viel schlimmer aus. Dieses Szenario habe ich mir übrigens nicht selbst 
ausgedacht, sondern es wurde von Hunderten internationalen Expert”innen 
erarbeitet und von der Bertelsmann Stiftung veröffentlicht. [348] 

Aber es kann 2050 auch ganz anders aussehen. Wenn es gut läuft, so das 
andere Szenario, leben wir in einer Zukunft, in der die Menschen viel 
darüber nachdenken und diskutieren, wie wir leben wollen. Wir sind in der 
Utopie von Keynes angekommen: Menschen müssen nicht mehr arbeiten, 
um Geld zu verdienen. Die Wirtschaft wandelt sich zu einer 
Selbstaktualisierungs-Okonomie: Die Leute entscheiden, womit sie ihre Zeit 
verbringen wollen, viele arbeiten selbstständig. Es gibt ein bedingungsloses 
Grundeinkommen, finanziert durch die Besteuerung von 
Finanztransaktionen, Umweltbelastungen und Robotern. Die 
Lebenshaltungskosten sind durch neue Technologien gesunken. Die 


Wirtschaft wurde nachhaltig umgebaut und deckt die Grundbedürfnisse der 
Menschen. Wir haben die Kurve gekriegt. 

Wenn wir 2050 im positiven Szenario landen, haben wir das Problem 
Erwerbsarbeit gelöst - und damit hoffentlich auch viele der Probleme, die 
heute mit Arbeit zusammenhängen: die Überarbeitung, die niedrigen 
Löhne, die Ungerechtigkeit. Wir haben das Problem der Verteilung von Geld 
und Chancen in den Griff bekommen und nutzen Technologie dafür, uns 
mehr freie Zeit zu verschaffen statt uns immer enger an die Arbeit zu 
binden. Arbeit wird zwar immer noch Teil unseres Lebens sein - vor allem 
für diejenigen, die Lust darauf haben - aber nicht mehr im Mittelpunkt 
stehen. Ein gutes Leben ist dann auch ohne Job möglich: Weil die richtigen 
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entscheidungen 
getroffen wurden. Wir können dann selbst entscheiden, wie wir unsere Zeit 
verbringen wollen und uns auf das konzentrieren, was uns wirklich wichtig 
ist. In welchem dieser beiden Szenarien wir landen, entscheidet sich 
allerdings nicht erst im Jahr 2050. Die Weichen für unsere Zukunft werden 
jetzt gestellt: durch politisches Handeln, das nicht versucht, die 
Vergangenheit aufrechtzuerhalten, sondern sich strategisch auf die Zukunft 
einstellt. Durch wirtschaftliches Handeln, das nicht immer nur nach mehr 
Profit strebt, sondern Nachhaltigkeit, das Erhalten unserer 
Lebensgrundlagen und Gerechtigkeit in den Mittelpunkt rückt. 

Und durch uns: weil wir anders über Arbeit nachdenken. Weil wir sie 
nicht mehr zum Zentrum unseres Lebens machen. Der Traum vom Aufstieg 
durch Arbeit ist sowieso dahin, warum sich also für den Job aufopfern? Ich 
wünschte, ich könnte euch den Trick verraten, mit dem wir unser kollektives 
Burnout sofort loswerden und ab morgen schon in der Arbeitsidylle der 
Zukunft leben. Aber den habe ich auch nicht. Eins kann ich euch aber sagen: 
Es liegt nicht an euch! Wir sind nicht selbst an unserer Erschöpfung schuld, 
sondern werden in sie hineingedrängt. Deshalb müssen wir zurückdrängen. 
Wenn ihr müde und überarbeitet seid, dann ist das ein systemisches 


Problem. Ihr seid damit nicht alleine. Wir sind damit nicht alleine! Es ist 
total normal, deshalb keine Lust mehr auf Arbeit zu haben - weil das 
Konzept Arbeit kaputt ist. Deshalb brauchen wir Lösungen, die über 
individuelle Schritte hinausgehen. Wir müssen dafür kämpfen, dass unsere 
Rechte endlich wieder respektiert werden. Für viele dieser Veränderungen 
braucht es in erster Linie politische und wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen. Aber diese können wir einfordern. Denn am Ende 
stehen hinter diesen schwammigen Begriffen - Politik, Wirtschaft, Arbeit, 
Gesellschaft - ja genau wir. 

Corona hat stressige Jobs noch stressiger gemacht und die Ungleichheit 
verstärkt. Wir versuchen, irgendwie zwischen unserem Leben und der 
Arbeit zu balancieren und landen am Ende auf der Nase. Das liegt auch 
daran, dass die Arbeitswelt nicht erst seit 2020 kaputt ist. Unternehmen 
haben sich in den letzten Jahrzehnten kleingespart: so wenig Personal, feste 
Verträge und Investitionen wie möglich, für maximale CEO-Gehälter und 
Dividenden. Die Politik hat das jahrzehntelang unterstützt und in vielen 
Bereichen der öffentlichen Infrastruktur genauso agiert: Hauptsache, viele 
Leute haben Jobs, egal welche. Dabei sind nicht nur die Menschen auf der 
Strecke geblieben, sondern auch das Klima. Die Unternehmen konnten es 
sich leisten, so zu handeln, denn die Nachfrage nach Arbeit war größer als 
das Angebot. Doch das verändert sich: Der Fachkräftemangel spitzt sich zu, 
die Klimakrise auch. Die Machtverhältnisse drehen sich um, und das 
müssen wir nutzen. 

Ich weiß, wir sind alle müde und niemand hat mehr Lust, sich noch eine 
Sache mehr aufzuladen. Aber Arbeit muss nicht so sein, wie sie heute ist. Sie 
muss uns nicht kaputtmachen. Also lasst uns verändern, wie wir arbeiten. 
An welchen Stellen wir ansetzen können, das zeigen die vergangenen 
Kapitel. Ich möchte hier nur noch zwei besonders wichtige Aspekte 
hervorheben: Geld und Zeit. Bevor wir das wirtschaftliche Problem - die 
Verteilung von Geld - nicht gelöst haben, können wir auch das Problem von 


Arbeit nicht lösen. Menschen müssen genug Geld verdienen, um nicht 
gerade so über die Runden zu kommen, sondern gut und in Würde leben zu 
können, ohne Angst vor der Zukunft. Bessere Bezahlung wird auch dazu 
beitragen, den Fachkräftemangel in vielen Branchen zumindest kurzfristig 
zu lindern: Denn oft sind es genau die Jobs, die schlecht bezahlt sind, in 
denen niemand mehr arbeiten will. Das ist kein Problem, sondern eine gute 
und logische Entwicklung. Gleichzeitig müssen wir nach vorne schauen und 
überlegen, wie wir sicherstellen können, dass sich die finanzielle 
Ungleichheit in der Gesellschaft nicht noch weiter verstärkt - vor allem, 
wenn es künftig weniger Arbeit gibt. Eine Absicherung von allen - etwa 
durch ein Grundeinkommen - wird langfristig die einzig mögliche Lösung 
sein. 

Außerdem müssen wir dieser Kultur der Überarbeitung ein Ende setzen. 
Hustle-Kultur wird uns nicht retten! Es kann nicht sein, dass es als »cool« 
oder »produktiv« angesehen wird, ständig die eigenen Grenzen zu 
überschreiten - nur um noch bloß keine Deadline zu reißen. Statt immer 
mehr zu arbeiten, müssen wir die Arbeitszeit kollektiv reduzieren. In den 
kommenden Monaten und Jahren werden wir weltweit noch mehr 
Pilotprogramme sehen, die beweisen, dass uns kürzere Arbeitszeiten 
glücklicher, gesünder und in einigen Berufen sogar produktiver machen 
können. Historisch haben Gewerkschaften kürzere Arbeitszeiten erkämpft, 
sie werden auch jetzt wieder eine wichtige Rolle spielen - wie wir in Island 
gesehen haben. Am Ende dieses Kampfes steht der Abschied von der 40- 
Stunden-Woche. Wir müssen uns für Arbeitszeiten einsetzen, die ein gutes 
Leben neben der Arbeit wieder möglich machen. Vom finanziellen 
Wohlstand müssen wir hin zum Zeitwohlstand, in dem wir uns die Zeit 
nehmen, gut zu leben und Dinge zu tun, die uns erfüllen und die nicht mit 
Arbeit zusammenhängen. Außerdem sollten wir es mehr Menschen 
ermöglichen, auch mal eine Auszeit von Arbeit nehmen zu können - etwa 
durch Sabbaticals. Eine große Pause für alle! Alle sieben Jahre für drei 


Monate zum Beispiel, angelehnt an das Modell der Elternzeit. Eine solche 
Auszeit sollte nicht mehr das Privileg von Menschen sein, die es sich leisten 
können, sondern allen offenstehen. So würde echte Erholung ermöglicht - 
und unser kollektives Burnout gemildert. 

Menschlichkeit, Gerechtigkeit und Klimaschutz müssen in unserer neuen 
Arbeitswelt im Vordergrund stehen. Wir müssen ein Arbeitssystem bauen, 
das nicht einige wenige bevorzugt und sich auf den Rücken von unbezahlter 
Sorgearbeit stützt. Wir müssen sicherstellen, dass wir nicht die Menschen 
am schlechtesten behandeln und bezahlen, auf deren Arbeit wir am meisten 
angewiesen sind. Wir müssen das Wohlbefinden von Menschen in den 
Fokus stellen und den Klimaschutz zur obersten Priorität machen, damit wir 
überhaupt noch eine Zukunft haben. Gleichzeitig dürfen wir uns nicht von 
Sinn und Leidenschaft im Beruf blenden lassen: Auch sie führen dazu, dass 
wir uns überarbeiten — und dabei noch das Gefühl haben, keine andere Wahl 
zu haben. 

Gute Arbeit ist ein Menschenrecht - und jeder Job sollte ein guter Job 
sein. »Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und 
befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.« 
So steht es in Artikel 23 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, die 
von den Vereinten Nationen beschlossen wurden. [349] Darin steht, dass 
alle »das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit haben« und auf 
»gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und seiner Familie eine 
der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichern«. Auch das Recht, 
»Gewerkschaften zu bilden und solchen beizutreten« ist dort 
festgeschrieben. In Artikel 24 steht, dass alle »das Recht auf Erholung und 
Freizeit« haben, »insbesondere auf eine vernünftige Begrenzung der 
Arbeitszeit und regelmäßigen bezahlten Urlaub«. Die Art, wie wir heute 
arbeiten, sie ist nicht nur schlecht für uns, sondern sie verletzt auch unsere 
wichtigsten Rechte. 


Lasst uns deshalb kürzere Arbeitszeiten fordern, mehr echte Flexibilität, 
gerechtere Arbeitsbedingungen für alle. Bei unseren Vorgesetzten. Bei 
unseren Abgeordneten. Beim Betriebsrat. Organisiert euren Betrieb. Tretet 
Gewerkschaften bei. Streikt. Setzt euch dafür ein, dass alle in eurem 
Unternehmen, in eurer Branche endlich gut arbeiten können. Auch wenn 
euer individueller Job eigentlich okay ist. Gerade dann. Wir haben es in der 
Hand, eine neue Bewegung anzustoßen, für neue, bessere, gerechte Arbeit 
für alle. Das ist der erste Schritt, damit wir im positiven Szenario für 2050 
landen - und aus der Arbeitswelt ausbrechen, die uns aktuell gefangen hält. 
Erwerbsarbeit, wie wir sie kennen, könnte bald der Vergangenheit 
angehören. Bis dahin sollten wir dafür sorgen, dass Arbeit so gut wie 
möglich wird. Die Welt ist schließlich gerade kompliziert genug. Wieso 
sollten wir es uns mit der Arbeit also noch schwerer machen als nötig? 

Wir haben während der Corona-Krise gesehen, dass sich die Arbeitswelt 
verändern und anpassen kann, wenn der Druck hoch genug ist. Jetzt sind 
wir es, die diesen Druck erhöhen müssen. Tun wir es nicht, verfestigen wir 
eine Arbeitswelt, die schlecht für uns und den Planeten ist und uns krank 
macht. Schaffen wir es, das Ruder rumzureißen, kann Arbeit endlich zu 
dem werden, was wir uns alle wünschen: ein (immer kleinerer) Teil unseres 
Lebens, der uns zufrieden und erfüllt zurücklässt, nicht ausgebrannt und 
frustriert. 
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geht hierbei nicht um (Haut-)Farbe, sondern um eine soziale und politische 
Position in einer mehrheitlich weiß dominierten Gesellschaft. 


[c] BIPoC steht für Black, Indigenous, People of Color. Der Begriff macht 
Schwarze und indigene Identitaten sichtbar. All diese Bezeichnungen sind 
selbst gewählt. 


[d] Inder offiziellen Definition gibt es einen Unterschied zwischen Long 
Covid und Post Covid. Long Covid bezeichnet laut RKI gesundheitliche 
Beeinträchtigungen, die mehr als vier Wochen nach der Covid-Erkrankung 
bestehen bleiben. Bleiben die Beschwerden länger als 12 Wochen bestehen, 
spricht man von Post Covid. In den meisten Studien und im allgemeinen 
Sprachgebrauch wird dieser Unterschied jedoch kaum gemacht, weshalb ich 
hier nur von Long Covid schreibe. 
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Über dieses Buch 


Im März 2020 änderte sich alles. Homeoffice war plötzlich die neue Norm. Alle 
mussten sich digitalisieren und transformieren - ob sie wollten oder nicht. Die Arbeit 
drängte weiter ins restliche Leben, zur Erwerbsarbeit kam noch mehr Carearbeit. Die 
Schere zwischen systemrelevanten Berufen und Bürojobs ging weiter auf. Covid hat 
uns gezeigt, was in der Arbeitswelt nicht mehr funktioniert. 


Und da ist nicht nur die Pandemie: Überschwemmungen, Waldbrände, 
Inflation, Krieg - unsere Welt steht in Flammen, im wahrsten Sinne des 
Wortes. Und wir? Brennen aus, um bloß keine Deadline zu reißen. Was zur 
Hölle machen wir da eigentlich? Warum tun wir uns das an? 

Immer mehr Menschen stellen sich diese Fragen, einige ziehen 
Konsequenzen. In den USA hat der Trend sogar schon einen Namen: »The 
Great Resignation«, das große Kündigen. Es bricht eine neue Ära an, aber 
weder durch agile Methoden noch durch Yoga im Alltag wird es gelingen, ein 
für uns alle und für den Planeten verträgliches Wirtschaften zu realisieren. 
Wir müssen uns überlegen, wie Arbeit heute und morgen wirklich 
funktionieren kann - mit einem Fokus auf Gerechtigkeit, Zukunftsfahigkeit 
und den Menschen. 

Sara Weber ist Journalistin, Expertin für die Arbeitswelt der Zukunft und 
war als Redaktionsleiterin von LinkedIn das Gesicht des Netzwerks in 
Deutschland, bis sie selbst Teil der »Great Resignation« wurde. In diesem 
Buch geht sie den Fragen nach, die gerade eine ganze Generation 
umtreiben, und zeigt Lösungen auf, die Arbeit besser machen können. 
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 Sicht nur Punkte aus einem früheren 
AfD-Antrag übernehmen würde, und gleichzeitig lange ausführt, 
dass die AfD-Fraktion die erste gewesen sei, die die Beendigung 
der epidemischen Lage nationalen Ausmaßes gefordert habe (PIPr. 
19/176: 22174). 

Der Haupttext für die AfD-Politik in dieser dritten Phase ist der 
Einsetzungsbeschluss für einen Untersuchungsausschuss zur 
»Sars-CoV-2-Pandemie« (BT-Drs. 19/22832). Hier »soll sich ein 
Gesamtbild der Handlungen und Unterlassungen der 
Bundesregierung und der ihr nachgeordneten Behörden vor und 
während der Sars-CoV-2-Pandemie« (BT-Drs. 19/22832: 1) 
verschafft werden. »Auf der Grundlage der gewonnenen 
Erkenntnisse sollen Handlungsempfehlungen für den Fall einer 
zukünftig auftretenden Pandemie erarbeitet werden« (BT- 

Drs. 19/22832: 2). 

Wie stark die AfD-Fraktion Motive der Verschwörungsmythen 
über Corona nutzt und in die Debatte einbringt, lässt sich an zwei 
Fragen des detaillierten Untersuchungskatalogs für den Corona- 
Untersuchungsausschuss erkennen: 


»Welchen Inhalt hatten die Gespräche, die Mitglieder der 
Bundesregierung Merkel und Spahn im 
Untersuchungszeitraum mit Bill Gates geführt haben?« (BT- 
Drs. 19/22832: 8) 

»Auf welche Weise kann für die Zukunft sichergestellt 
werden, dass die Bundesregierung durch ihre Sars-CoV-2- 
und Covid-19-Bekämpfungsmaßnahmen sowie die daraus 
resultierenden ökonomischen, gesundheitlichen und 
sozialen Schäden keinen unabsichtlichen Prototyp für 
hocheffiziente Angriffe gegen unsere Gesellschaft und 
Realwirtschaft durch Terroristen oder böswillige 
Finanzakteure geschaffen hat?« (BT-Drs. 19/22832: 4) 


Auch wenn sich die AfD-Fraktion provokativ gab und gezielte 
Verstöße gegen die Maskenpflicht im Plenarsaal festgestellt 
wurden, wird nicht von weiteren Vorfällen berichtet. Die AfD- 


Fraktion und ihre Mitarbeiter gehen zwar juristisch gegen die 
Maskenpflicht vor, im Tagesgeschäft halten sie sich jedoch an die 
geltenden Regeln der Bundestagsverwaltung (Birnbaum 2020). An 
der juristischen Auseinandersetzung ist nichts Verwerfliches. Die 
rechtspopulistische Opposition nutzt am Rednerpult ihr Recht (und 
auch ihre Pflicht), gegen die Maßnahmen der Bundesregierung zu 
opponieren. Der Justiziar Brandner führte dazu aus: »Auch wir als 
Rechtsstaatspartei befolgen unsinnige Regeln, werden jetzt aber 
rechtlich aktiv« (zitiert nach Boos 2020). In der Argumentation 
gegen das Hausrecht des Bundestagspräsidenten verfolgt die AfD- 
Fraktion die gleiche juristische Linie wie gegen die 
Einschränkungen des öffentlichen Lebens auf Basis des 
Infektionsschutzgesetzes. »Ausschließlich der Gesetzgeber wäre 
ermächtigt gewesen, das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung 
[...] durch eine entsprechende Normierung verbindlich zu 
machen« (Brandner, zitiert nach Boos 2020). Nach der 
Rückweisung der Abmahnung - die neunzehn Abgeordnete und 
neun Mitarbeiter der Fraktion an den Bundestagspräsidenten 
gesendet hatten (dpa 2020 f) - durch die Bundestagsverwaltung 
entscheiden nun das Bundesverfassungsgericht und das 
Verwaltungsgericht für die Mitarbeiter. 

Emotionalisierung und Provokation - so lässt sich die 
Zielrichtung der choreografisch wirkenden Störungen der 
Regierungserklärung von Angela Merkel zum >»Lockdown Light« 
Ende Oktober 2020 durch die AfD-Abgeordneten bezeichnen. 
Dieses Vorgehen wiederholte sich im April 2021, als Angela Merkel 
die bundeseinheitlichen Regelungen des Infektionsschutzgesetzes 
und die Einführung der so genannten »Bundes-Notbremse« bei 
verschiedenen Inzidenzwerten einbrachte (PlPr. 19/222: 28102).73 
Baumann betont, dass das einende Band in der Corona-Politik der 
Widerstand gegen die als maßlos empfundene Beschränkung von 
Freiheitsrechten und deren Folgen für das Individuum, die 
Gesellschaft und die Wirtschaft ist. Weidel/Gauland (2020a) fassen 
dies in unmittelbarer Reaktion auf die Beschlüsse der 
Ministerpräsidentenkonferenz und des Bundeskabinetts zum 
Lockdown Light zusammen. 


5.1.3Fazit 


Wie gezeigt werden konnte, lässt sich die Corona-Politik der AfD- 


Fraktion in drei Phasen unterteilen: 


EM In der ersten Phase zeigt sich die AfD-Fraktion als 
staatspolitisch verantwortliche Opposition, die die notwendigen 
Maßnahmen unterstützt und legitimerweise deren zeitliche 
Befristungen einfordert. 

EM In der zweiten Phase wird die AfD-Fraktion zur »Anti-Shutdown- 
Fraktion« (in Anlehnung an Kamann 2020a) und fordert die 
schnelle Beendigung der Einschränkungen in der Wirtschaft und 
im Gesundheitswesen. Die stärker wahrgenommenen Zweifel 
und Leugnungen von Corona führen erneut zu einem Umbruch 
in der Position der rechtspopulistischen Opposition. 

EM In der dritten Phase ihrer Corona-Politik unterstützt die 
Fraktion die Demonstrationen gegen die Beschränkungen und 
stellt die Pandemielage grundsätzlich infrage. 


In der folgenden Grafik wird diese Entwicklung noch einmal 
nachgezeichnet. 


Die drei Phasen der Corona-Politik der ATD-Fraktion 


Abbildung 23: Die drei Phasen der Corona-Politik der AfD-Fraktion 


Die AfD-Fraktion hat in Phase 3 nach anfänglicher Unsicherheit 
den Kurs in der Corona-Politik gefunden. Sie versucht, diese als 
eine neue >Gelingensbedingung« für sich und den 
Rechtspopulismus zu nutzen. Die Corona-Pandemie mit ihren 
Protesten und Ängsten bietet eine weitere politische 
Gelegenheitsstruktur für die AfD-Fraktion (Ruhose 2020b: 24). Sie 
hat die »Strukturen und Narrative« (Quent 2020a), um die 
Corona-Proteste politisch »zu kanalisieren«. Kubitschek nimmt 


dies in einem Ausblick für die weitere Entwicklung der Partei und 
ihre vorhandenen Potenziale vorweg. ”7* 


»[E]s ist tatsächlich fast alles vorhanden für eine politische 
Wende in Deutschland: Wähler, Unmut, Konturen eines 
Programms, Mandatsträger auf allen Ebenen, eine ins 
Tausend gehende Mitarbeiterschaft, ein sich 
ausdifferenzierendes Vorfeld, Theorie, Bücher und 
Zeitschriften, Initiativen, Stiftungen, Begriffe, vorzeigbare 
Gesichter. Wenn der nächste gewaltige kalte 
Realitätsschock in die Deutschen fährt, wird es für den 
Unmut ein sehr viel besser und breiter angelegtes 
Auffangbecken geben als noch vor vier oder fünf Jahren« 
(Kubitschek 2019b). 


Daraus konnte das Grundnarrativ der AfD-Fraktion zur Corona- 
Krise entstehen mit den Eckpunkten: Regierungsversagen 
thematisieren, Bedeutung der Grenzschließungen unterstreichen, 
eine an beide wirtschafts- und sozialpolitische Stränge adressierte 
Globalisierungskritik und die Betonung der europäischen 
Haftungsrisiken für Deutschland. Im Zeitablauf schuf die AfD- 
Fraktion Querverbindungen zu ihrem Markenkern. In ihrer 
Heftigkeit in der Kritik an der Regierung legte die AfD-Fraktion 
ebenfalls nach. Sie übernahm dabei Modelle aus ihren Angriffen 
gegen die Regierung im Bereich der Integrations- und Klimapolitik 
(Fiedler 2020b). Sie unterstellt der Regierung »diktatorisches 
Handeln« und präsentiert »sich selbst als die einzig wahre 
Opposition« (Fiedler 2020b). Gauland sprach im Bundestag davon, 
dass Merkels Politik zu einer »Coronadiktatur auf Widerruf« (PlPr. 
19/186: 23358) führen könnte, und der Abgeordnete Hilse trat mit 
»Querdenken«-T-Shirt ans Rednerpult (PlPr. 19/188: 23701). Die 
AfD wird durch diese Übernahme von Sprache und Symbolen zum 
»parlamentarische[n] Arm der Coronaproteste« (Steffen 2021: 
174) und baut gleichzeitig die Verbindungen in die rechte Szene 
aus.75 »[Al]n dieser Stelle, scheint es mir, versucht die AfD, wie bei 
den anderen Themen, an denen sie groß geworden ist, sich in 
Szene zu setzen als Sachwalterin des gesunden und deswegen von 
der Mehrheit der Bevölkerung geteilten Menschenverstandes 
gegenüber den man auf »elitäres Expertenwissen< gegründeten 
Entscheidungen der Bundeskanzlerin, die man gerne auch als 
Ausdruck einer >»Merkel-Diktatur< ausgibt oder wirklich so 


wahrnimmt« (IV E2).76 

Wie sehr sich die AfD-Fraktion am Ende der dritten Phase in 
ihrer Positionsbeschreibung gefunden hat, lässt sich an den 
laufenden Kommentierungen der jeweils aktuellen Corona-Politik 
der Bundesregierung und der Landesregierungen ablesen. Sie 
kritisierte scharf die im Herbst 2020 aufgrund steigender 
Fallzahlen ergriffenen Politikmaßnahmen zur Eindämmung. In 
einer Pressemeldung zu einem der zahlreichen Versuche von 
Kanzlerin und Ministerpräsidentinnen sowie Ministerpräsidenten, 
einheitliche Lösungen für das Pandemiegeschehen zu finden, 
warnten Weidel/Gauland (2020a) vor einem erneuten »Lockdown 
auf Raten«. Steigende Infektionszahlen stellen für die AfD- 
Fraktion kein Problem dar, denn diese würden nicht 
gleichbedeutend mit Erkrankungen sein. Deswegen mahnt 
Chrupalla an, einen zweiten Lockdown unbedingt zu vermeiden. 
»Der Anstieg der Zahlen im Herbst sei erwartbar gewesen und er 
wünsche sich vom RKI eine deutlichere Unterscheidung zwischen 
Infizierten und Erkrankten« (ZDF 2020). 

In ihrer Rhetorik nahm die AfD-Fraktion an Schärfe zu. Sie 
nutzte dabei die Parallelisierung von Diktaturen und der aktuellen 
Bundesregierung. Merkel ist für die AfD-Fraktion seit Langem die 
»>Kanzlerdiktatorin«, die das »Volk völlig umkrempelt«« (Fiedler 
2020b). Auch in der Corona-Krise unterstellt die AfD der 
Regierung autoritäres Handeln gegen die Interessen der 
Bevölkerung. Als Beleg wird herangezogen, dass Kanzlerin Merkel 
im April vor »Öffnungsdiskussionsorgien< warnte. Die AfD warf der 
Kanzlerin ein »unterentwickeltes Verständnis von 
Rechtsstaatlichkeit und Meinungsfreiheit« vor (Holm 2020). Auf 
der zweiten Medienkonferenz der AfD-Fraktion im Oktober 2020 
legte die Abgeordnete Nicole Höchst nach und verunglimpfte die 
Politik der Bundesländer mit einem NS-Vergleich. »Auf der einen 
Seite rekrutieren einzelne Bundesländer wohl demnächst Corona- 
Schutzstaffeln oder, in Anlehnung an die Deutsche Demokratische 
Republik, Corona-Sicherheit« (Höchst, zitiert nach Kamann 
20204). 

Das ist eine neue Dimension des bereits durch Provokationen 
geprägten Auftretens der AfD-Fraktion. Sinnbildlich sollten dafür 
auch die Grundgesetz-Plakate mit Todesdatum der Verabschiedung 
der Novelle des Infektionsschutzgesetzes im Plenum stehen. 
Dieser Protest war sogar mit der Verwaltung des Bundestags 


abgestimmt, wie Experte E4 ausführt. Die eingeschleusten 
Vertreterinnen und Vertreter der Alternativen Medien lösten 
negative Reaktionen aus, und die AfD musste sich und diese Aktion 
sogar in einer Parlamentsdebatte rechtfertigen. »Das empfinden 
die [AfD-Abgeordneten, FR] wirklich als Schwächung« (IV E4), wie 
es Experte E4 bezeichnet. Experte E2 schränkt daher auch ein, 
dass sich an dieser Zuspitzung und Radikalisierung erkennen 
lässt, »woran viele AfD-Selbstpositionierungen und AfD- 
Selbstinszenierungen scheitern. Das [...] ist dieser demagogische 
Überschuss. Der einfach manches, was vom Ansatz her richtig und 
vernünftig ist, ins Lächerliche und ganz Inakzeptable hineinzieht« 
(IV E2).77 Die getroffenen Sanktionen beurteilt Experte E5 als sehr 
weich, denn die drei Abgeordneten, die eine gewisse Zeit für die 
AfD im Parlament nicht mehr reden dürfen »gehören sowieso zu 
den selteneren Rednern« (IV E5). Den Hardlinern in der AfD- 
Fraktion ist damit gelungen, ihre Position als AfD-Position nach 
außen zu präsentieren. Sie nötigten ihre Fraktionsführung sogar 
zu einer Entschuldigung im Plenum. Gleichzeitig nutzten 
gemäßigte Kräfte wie Rüdiger Lucassen diesen Vorgang, um die 
Schwäche der aktuellen Fraktionsführung zu thematisieren 
(Schmidt/Kurz 2020). Der Vergleich des novellierten 
Infektionsschutzgesetzes (oder »Bevölkerungsschutzgesetzes«) mit 
dem Ermächtigungsgesetz der Nationalsozialisten lässt sich mit 
Wiegel (2020c) als eine »Delegitimierung der parlamentarischen 
Demokratie« verstehen. Die AfD wird so zur einzigen 
oppositionellen Widerstandskraft gegen eine »nahendeln] 
smarteln] Gesundheitsdiktatur«, wie es Alexander Gauland 
zuspitzte (PlPr. 19/191: 24051). 

Hinsichtlich des Umgangs mit der rechtspopulistischen 
Opposition lässt sich aus der Corona-Krise ein erstes Zwischenfazit 
ziehen, das mit den Erfahrungen aus dem großen Streit über die 
Flüchtlingspolitik zwischen CDU und CSU im Jahre 2018 
vergleichbar ist (Ruhose 2018, Ruhose 2020c: 29 £.). Hier ist die 
Schlussfolgerung von Butter (2020: 228) zur Wirkung von 
Verschwörungstheorien anwendbar. Er verweist auf deren 
gefährliche Wirkung, wenn die »Stigmatisierung« dieser Theorien 
durch Regierungskräfte »aufgeweicht« wird. Er zielt auf den 
damaligen US-Präsidenten Donald Trump und den brasilianischen 
Präsidenten Jair Bolsonaro. Hier ist der Anknüpfungspunkt, dass 
Regierende Argumentationen der Rechtspopulisten aufgreifen, 


weil sie »entweder von ihrer Richtigkeit überzeugt sind oder sie 
strategisch einsetzen« (Butter 2020: 228). 

Ihre Corona-Politik entwickelte die AfD-Fraktion in ihrer Phase 3 
zu Beginn des Wahljahres 2021 weiter. Dies erfolgte im direkten 
Zusammenhang mit dem Beginn der Impfungen in Deutschland. 
Hier sollte hinsichtlich der Corona-Politik der AfD-Fraktion der 
Einschätzung von Mathias Kamann (2021a) gefolgt werden, dass 
die Linie »ihren Grund in einem durchgängigen Prinzip« hat, 
immer die »radikalst-mögliche Gegenposition« einzunehmen. Sie 
veröffentlichte dazu mit den Landtagsfraktionen gemeinsam ein 
Positionspapier »der AfD-Fraktionsspitzen«. Dort fasste sie ihre 
politischen Leitlinien unter vier Überschriften zusammen: 


. »Lockdown sofort beenden« 

. »Vulnerable Gruppen wirkungsvoll schützen« 

. »Demokratiedefizit beheben« 

. »Impfen muss freiwillig sein« (AfD-Fraktion 2021). 


PwWN+ 


Sie hat im Zeitablauf also nach der Eskalation Ende des Jahres 
2020 die Rhetorik angepasst und ist von der Übernahme des 
Jargons der Verschwörungsmythen wieder zu einer Position des 
zwar systemoppositionellen, aber dennoch berechtigte Fragen 
stellenden Kritisierens zurückgekehrt. 

Gauland verbindet für die Bundestagsfraktion den Angriff gegen 
den Ausnahmezustand Lockdown als »Dauerzustand« mit dem 
Motiv der Rechtsstaatlichkeit. Hier schafft die AfD-Fraktion 
strategisch neue Querverbindungen (zu diesem Ansatz in anderen 
Politikbereichen auch Ruhose 2020c: 18) zwischen ihrem 
Kernthema und Corona. In die gleiche Richtung argumentiert in 
der von der Linksfraktion beantragten Debatte über 
»Presseberichte über vermeintlich minderwertige Masken für 
benachteiligte Menschen und erneuten Maskenskandal um 
Gesundheitsminister Jens Spahn« Stefan Keuter. Er fordert für die 
AfD-Fraktion in der kommenden Wahlperiode einen 
Untersuchungsausschuss dazu (BT-Drs. 19/232: 29855). Mit 
gezielten steuerpolitischen Schwerpunkten im Bereich des 
Kurzarbeitergelds - und dieses von der Steuerprogression 
auszunehmen - spricht sie in den Haushaltsberatungen 2021 die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an (BT-Drs. 19/25282). Dies 
ist eine Zielgruppe, die die AfD-Fraktion ganz besonders im Blick 
hat. Der Abgeordnete Gottschalk (2020) fasst diese Linie der AfD- 


Fraktion in einer Pressemeldung zusammen: »Das neue Rot ist das 
Blau der AfD, die sich für die Interessen der Arbeitnehmer 
einsetzt.«78 Gleichzeitig nutzte die AfD-Fraktion die Diskussion 
über die Zukunft der Schuldenbremse, um sich als einzige 
Fraktion zu positionieren, die sich einer »Schuldenorgie« und der 
Instrumentalisierung des Grundgesetzes »zum uferlosen 
Schuldenmachen« (PIPr. 19/209: 26336) entgegenstellt, wie es 
Peter Boehringer in der Debatte über den Normenkontrollantrag 
seiner Fraktion zum Zweiten Nachtragshaushalt 2020 im Februar 
2021 formuliert. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass bei dem Thema des 
Wahljahrs 2021 - der Umgang mit der Corona-Pandemie - die 
Fraktion gegen die Parteiführung positioniert war. Alice Weidel 
unterstützte ihren Co-Vorsitzenden in der Einschätzung der 
strategischen Aufstellung der AfD. »Abgeordnete sollten als 
Vertreter der Wähler auf solche Demonstrationen gehen, sich mit 
den Menschen unterhalten und sich über ihr Anliegen informieren. 
Dabei handle es sich um Menschen aus allen politischen Spektren, 
die gegen Einschränkungen der Freiheitsrechte demonstrierten. 
Das müsse man so hinnehmen, sagte Weidel. Die Freiheitsrechte in 
Deutschland erodierten immer weiter« (dpa 2021b). 

Die AfD-Fraktion präsentierte sich in den Diskussionen um die 
richtige Strategie im Umfeld der Treffen der 
Ministerpräsidentinnen und Ministerpräsidenten mit der Kanzlerin 
als die Anti-Lockdown-Fraktion, die eine verlässliche Exit-Strategie 
einfordert. »Die Regierenden haben sich im Ausnahmezustand 
eingerichtet und einige scheinen die erweiterten Befugnisse 
regelrecht zu genießen. [...] In Ausnahmesituationen schlägt stets 
die Stunde der Exekutive, aber nun darf das Parlament seine 
Stunde nicht verschlafen. Der Ausnahmezustand muss ein Ende 
haben. Wir dürfen es nicht hinnehmen, dass er zum Dauerzustand 
wird« (Gauland 2021a). Sie kritisierte, dass die »Regierung 
Merkel« »die Wahl ungeeigneter Maßnahmen« getroffen habe 
(Seitz, zitiert nach Kamann 2021b: 6). In einem Interview zu seiner 
eigenen Corona-Erkrankung lehnte der Abgeordnete Seitz es 
weiterhin ab, von einer Pandemie zu sprechen: »Wir haben keine 
Pandemie, weil sich das Risiko nicht ungefähr gleichmäßig auf alle 
Menschen verteilt, sondern sich extrem stark auf die Gruppe der 
Hochbetagten und schwer oder chronisch Kranken konzentriert. 
Die Regierung schafft es bis heute nicht, diese Risikogruppen zu 


schützen. Stattdessen belasten die Maßnahmen auf gravierendste 
Weise alle Bürger« (zitiert nach Kamann 2021b: 6). Die AfD- 
Fraktion setzt auf »individuelle Entscheidung« (Seitz, zitiert nach 
Kamann 2021b: 6) und einen wirksameren Schutz der besonders 
betroffenen Gruppen. Eine Impfplicht, da sind sich alle 
Abgeordneten einig - und zwar über die gesamte Dauer der 
Pandemie, lehnt die AfD-Fraktion ab. Im Interview stellt der 
Abgeordnete für seine Fraktion »erhebliche Zweifel an der 
Sicherheit der Impfung« fest. Zudem ist die Wirksamkeit wie bei 
den Masken für die AfD-Fraktion »ungeklärt« (Seitz, zitiert nach 
Kamann 2021b: 6). Abgerundet wird die einende Klammer dieser 
Kritik an den bevormundenden Maßnahmen der Regierung durch 
eine Positionierung der AfD-Fraktion als die Kraft, die sich 
schützend vor unsere Demokratie stellt. »Erstens müssen die 
Runden der Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten transparent 
sein. Zweitens muss auch der Bundestag als Volksvertretung 
endlich an diesen Gesprächen beteiligt werden. Es kann nicht sein, 
dass eine in der Verfassung nicht vorgesehene Kungelrunde 
Entscheidungen trifft und erst tags darauf gnädig den Bundestag 
darüber informiert« (Weidel/Gauland 2021a). 

Im Laufe des Jahres 2021 formulierte die AfD-Fraktion ihre 
Kritik deutlich, in Art und Weise aber differenzierter als zu Beginn 
der dritten Phase ihrer Positionierung in der Corona-Pandemie. Sie 
schwenkte damit auf die Linie der FDP ein, die ebenfalls die 
Maßnahmen kritisierte und für gezielte Öffnungen statt eines 
Lockdowns warb. Dafür wurden die Liberalen in den Umfragen im, 
Jahr 2021 zunehmend stärker bewertet. Auch die AfD stabilisierte 
sich so in den Umfragen. In der Debatte zur Regierungserklärung, 
nachdem Angela Merkel aufgrund des Hin und Hers bei der 
Entscheidung über eine »Osterruhe< um »Verzeihung« (Alexander 
2021: 4) gebeten hatte, »überraschte Alexander Gauland« 
(Alexander 2021: 4). In seiner Rede konzentrierte er sich auf die 
Kritik an der Pandemiepolitik und an der fehlenden Einbindung 
des Parlaments. Er positionierte seine Fraktion als konstruktive 
Kritikerin und schloss mit einer Reihe von Anregungen. 


»Noch keine Studien gibt es über die Kollateralschäden der 
Coronamaßnahmen. Diese Schäden betreffen nicht allein 
die Wirtschaft. Isolation, Kontakt- und Bewegungsmangel, 
Aussichtslosigkeit, das ständige Aufeinanderhocken in den 
Familien - das alles schädigt die Gesundheit Abertausender 


Bürger. Die Auswirkungen auf die Psyche, die Bildung und 
die Intelligenz der Kin-der sind massiv. Der Bundestag 
sollte deshalb eine Enquete-Kommission einsetzen, die 
diese Schäden untersucht. Gerade im Hinblick auf die 
kommenden Pandemien sollten wir wissen, mit welchem 
Einsatz wir spielen. Denn auf Dauer, meine Damen und 
Herren, verzeihen die Bürger einer Regierung eben nicht, 
dass sie fast alles falsch gemacht hat. Wir könnten auch 
aus dem, was geschehen ist, lernen« (PlPr. 19/218: 27447). 


So transformierte die AfD-Fraktion ihre Kritik zum Ende der 
Wahlperiode noch einmal und wendet legitime Kritik, die 
allerdings oftmals unsachlich vorgetragen wird, in Forderungen 
nach einem konstruktiven Lernen aus den Fehlern der Pandemie. 
In gewisser Weise schließt Gauland damit den Bogen zu den ersten 
Stellungnahmen von sich und seiner Fraktion aus dem Beginn der 
Pandemie. Er reagiert damit gleichzeitig darauf, dass die 
Fraktionsführung im Frühling 2021 zu dem Schluss gekommen ist, 
dass die reine Konfrontation in der Corona-Politik nicht zielführend 
gewesen ist. Gleichzeitig ist es auch ein Eingeständnis, dass sich 
die strategischen Überlegungen dahinter nicht als Erfolg erwiesen 
haben (Kamann 2021d: 5). Es ist der AfD in dieser Phase der 
Zuspitzung nicht gelungen, sich »als Problemlösungspartei [zu] 
positionieren« (Weidel zitiert nach Kamann 2021d: 5). Ihre Rolle 
als einzige Oppositionsfraktion, die in dem zentralen Feld komplett 
gegen die Regierung und ihr Handeln steht, behält sie aber bis 
zum Ende der Wahlperiode bei. Bei der zentralen Debatte über die 
Konkretisierung bundeseinheitlicher Regelungen im 
Infektionsschutzgesetzes im April 2021 wird die deutlich. Während 
Kritiker, wie der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner, die 
Stoßrichtung begrüßen und aber einzelne Regelungen als zu 
weitgehend kritisieren’, vertritt Alice Weidel die generell 
ablehnende Haltung ihrer Fraktion. Die Regierung nutze die 
Corona-Krise für die Einführung einer »Notstandsgesetzgebung 
durch die Hintertüre« (PlPr. 19/222: 28105). Die AfD-Fraktion, so 
wird sie von ihrer Vorsitzenden präsentiert, ist und bleibt mit 
dieser Rhetorik die einzige politische Kraft im Bundestag, die sich 
gegen einen vermeintlich gewollten »endlosen Bundes-Lockdown« 
(PlPr. 19/222: 28104) und den »Kollateralschäden Ihrer [Kanzlerin 
Merkel ist gemeint, FR] Dauer-Lockdown-Politik« (PlPr. 19/22: 
28104) wendet. 


5.2Die AfD-Fraktion in der 
Verfassungsschutzdebatte 


Der AfD droht seit spätestens 2018 als Partei Gefahr vom 
Verfassungsschutz. Seitdem zu Beginn des Jahres 2019 die AfD im 
Gesamten als »Prüffall« (BfV 2019) deklariert wurde, hat sich die 
Situation für Partei und Fraktion zugespitzt. Dies gipfelte in der 
Entscheidung des Bundesamts für Verfassungsschutz (BfV), die 
AfD als gesamte Partei zum Verdachtsfall zu erklären (Kamann/ 
Naumann 2021: 5). Auch wenn die Partei vor Gericht recht bekam 
und dem Verfassungsschutz verboten wurde, diese im Gesamten 
als einen Prüffall zu bezeichnen (VG Köln 2019), droht ihr eine 
umfassende Beobachtung durch den Verfassungsschutz. Treiber 
des Vorgehens des B£V ist der mittlerweile aufgelöste »Flügek, der 
bis zu seiner Auflösung als »Verdachtsfall geführt wurde und 
dessen Einfluss auch danach hoch geblieben ist (Fiedler/Jansen 
2020). Mit einer Entscheidung über die Beobachtung wird im 
Wahljahr 2021 gerechnet. 

Die AfD-Fraktion versuchte, sich auf drei Ebenen in der 
öffentlichen Debatte für die Partei und gegen eine Beobachtung 
einzusetzen. Dafür hatte der Bundesvorstand der AfD 2018 schon 
eine Kommission bis Ende 2020 unter Leitung von Roland Hartwig 
eingerichtet (Finthammer 2018). Er war demnach auch das 
Gesicht der Fraktion für diese Auseinandersetzung. Deren 
Schlussfolgerungen, basierend auf Gutachten von Dietrich 
Murswiek (2018a und 2018b; vgl. auch Murswiek 2020), finden in 
der Arbeit der AfD-Fraktion in unterschiedlicher Qualität 
Niederschlag. Die gutachterliche Ausarbeitung rät für politische 
Debatten, »anstößige Formulierungen« zu vermeiden und 
»gerichtlich offensiv [...] falsche Bewertungen« durch die 
Behörden korrigieren zu lassen (Stein/Vollradt 2020: 4). 
Hinsichtlich der anstößigen Formulierungen gibt es 
unterschiedliche Auffassungen in der Fraktion: ob sich daran zu 
halten ist und ob es sich auch noch lohnen würde, da eine 
Beobachtung sowieso erfolgen würde (Stein/Vollradt 2020: 4). 
Diese Positionierungen halten auch nach der Wahl 2021 und der 
gerichtlichen Entscheidung 2022 an (Frigelj/Schindler 2022: 6). 

Entscheidend ist, dass die AfD-Fraktion in dieser 
Auseinandersetzung nicht gleichzusetzen ist mit der Partei. 
Abgeordnete genießen einen besonderen Schutz - auch vor dem 


Verfassungsschutz. Vielleicht ist das einer der Gründe, warum es 
bislang in der AfD-Fraktion nicht zu einer noch stärkeren 
Befassung mit der Thematik gekommen ist. Die Fraktion hält sich 
bis zur Entscheidung des BfV Anfang 2021 in ihren Initiativen auf 
dem Gebiet eher zurück. Sie thematisiert in unregelmäßigen 
Abständen aus ihrer Sicht die Schwächen der Institution 
Verfassungsschutz. Die inhaltliche Auseinandersetzung mit dem 
B£V führt die AfD-Fraktion vor allem durch die Kontrollinstrumente 
der Kleinen Anfrage. So thematisiert sie die aus ihrer Sicht 
fehlende Beobachtung des Linksextremismus in Deutschland in 
ihrer Anfrage oder die Hinweistelefone beim BfV. Nach der 
Ablösung des für die AfD-Fraktion bedeutsamen BfV-Chefs Hans- 
Georg Maaßen sieht diese eine »politische Instrumentalisierung 
des Verfassungsschutzes« (Hartwig 2020b) aufgrund der 
Politiknähe des Nachfolgers Thomas Haldenwang und dessen 
Schwerpunktsetzung im Kampf gegen rechts. Die AfD-Fraktion 
kritisiert »die »>Beobachtungs-Keule« als Totschlag-Argument« 
(Curio 2020). Nur die AfD-Fraktion sei die politische Kraft, die sich 
für die Geltung des Grundgesetzes einsetzen würde. 


»Dass der Verfassungsschutz kein Hort der Neutralität und 
Überparteilichkeit ist, beweist schon, dass er nicht etwa 
von unabhängigen Juristen geleitet wird, sondern von 
Personen mit Parteibuch: Haldenwang ist CDU-Mitglied. 
Die Regierung verleumdet Kritik an ihrer Politik gerne als 
Kritik am Staat und seiner Ordnung. Dabei ist die Tatsache, 
dass man ausgerechnet der AfD Extremismus vorwirft, 
wahrlich paradox. Die AfD ist geradezu Hüter bedrohter 
Rechtsstaatlichkeit: sei es beim Einwanderungsrecht, EU- 
Kompetenzüberschreitungen oder Durchsetzung des 
staatlichen Gewaltmonopols gegenüber linker Polizei- 
Feindschaft und aggressiver Migrantengewalt« (Curio 
2020). 


In der AfD-Fraktion wuchs mit dem Zeitablauf der Unmut über die 
Arbeit der sogenannten Hartwig-Kommission, die nichts Zählbares 
erreicht habe. Zunächst ließen sich Bemühungen der Fraktions- 
und Parteiführung erkennen, die in strategischen Überlegungen 
auf drei Ebenen - Hartwig (zitiert nach Stein/Vollradt 2020: 4) 
spricht von »drei Säulen« - münden: 


1. Auf der organisatorischen Ebene erfolgt eine schnelle 


N 


Distanzierung von Personen oder Gliederungen. Diese Linie 
verfolgen Fraktion und Partei von Ende 2018 bis Mitte 2020. 
Danach wird diese Linie brüchig, und nach dem Streit um 
Andreas Kalbitz kommt es im Falle des Abgeordneten Frank 
Pasemann zu einer Solidarisierung auch innerhalb der 
Fraktion. Auch wenn es darüber Unmut gibt, darf er dennoch 
für die Fraktion im Bundestag sprechen, obwohl zeitgleich über 
seinen Parteiausschluss entschieden wird. 


. Auf der juristischen Ebene agiert vor allem die Partei gegen 


den Verfassungsschutz. So erklärte der 
Bundestagsabgeordnete Jens Maier (zitiert nach BILD 2020) 
anlässlich der Entscheidung des sächsischen 
Landesverfassungsschutzes, ihn als Rechtsextremisten 
einzustufen: »Natürlich behalten wir uns vor, dagegen 
juristisch vorzugehen. Im Übrigen halte ich den Vorgang für die 
übliche Diffamierungskampagne gegen mich und andere AfD- 
Politiker.« 


. Auch in die ostdeutschen Teile der AfD ist im Herbst 2020 


Bewegung geraten. Die Fraktionsvorsitzenden der 
Landtagsfraktionen der AfD erklärten nach einer 
Strategiesitzung mit einem umstrittenen rechten Anti- 
Verfassungsschutz-Aktivisten8®, dass sie sich »parlamentarisch 
und mit allen zur Verfügung stehenden juristischen Mitteln 
gegen die unterschiedlichen Grade der Einstufung unserer 
Parteifreunde [wehren]|« (zitiert nach dpa 2020e). 


. In der politischen Kommunikation agiert sie mit einer 


Veränderung der eigenen Kommunikation. So formuliert der 
sonst sehr zuspitzende Abgeordnete und das 
Gründungsmitglied der AfD, Martin Renner, in einem Interview 
mit der rechten Plattform PI-News sehr verklausuliert, dass die 
AfD davon profitieren würde, wenn zum Beispiel 
»inkompatibles Sozialverhalten von »Länger-schon-hier- 
Lebenden« und »Neu-Hinzugekommenen« [...] viele und auch 
die entscheidenden Parameter des Wahlverhaltens nachhaltig 
beeinflussen« (Renner 2020b) werde. Gleichzeitig wiederholt 
sie ein Motiv aus dem Murswiek-Gutachten. Dabei geht es um 
die Thematisierung legitimer politischer Positionen und Kritik 
an der Politik der Bundesregierung. Der Verfassungsschutz 
rücke dies in die Nähe einer Verletzung der Menschenwürde 
nach Artikel 1 GG. »Wenn es nach Herrn Haldenwang und 


seinen Verfassungsschützern geht, gerät man offenbar schon in 
den Verdacht der Missachtung der Würde des Menschen und 
damit der Verfassungsfeindlichkeit, wenn man Zweifel am 
Multikulturalismus hat oder überhaupt zwischen deutschen 
Staatsbürgern und dem Rest der Welt unterscheidet« (Weidel 
2019a). 


Generell nutzt die AfD-Fraktion dieses Argument auch, um sich als 
wahre Verteidigerin des Grundgesetzes zu präsentieren (Ruhose 
2020c: 23-25). 

Abbildung 24 fasst noch einmal die unterschiedlichen Ebenen 
der Verfassungsschutzstrategie der AfD zusammen. 
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Abbildung 24: Die Strategie der AfD-Fraktion im Umgang mit dem 
BfV 


Dem Verfassungsschutz wird »Verfassungs-Demontage« (Weidel 
2019a) vorgeworfen. Er würde »die Axt an die Grundlagen unserer 
Demokratie« (Hartwig 2020b) legen. Gauland (zitiert nach Wehner 
2019a) stellt im Umfeld zur Veröffentlichung des BfV-Gutachtens 
über die AfD fest, dass er »die Abschaffung nicht mehr für falsch« 
halte. Die zunehmende Einvernahme durch die etablierte Politik 
zeigt sich nach Auffassung der AfD-Fraktion auch in der 
Einstellungspolitik der Bundesbehörde. So veröffentlicht der 
Abgeordnete Keuter die Antwort der Bundesregierung auf seine 
Kleine Anfrage hinsichtlich der Erfassung von 
Parteimitgliedschaften von Mitarbeitern beim BfV. Am Beispiel des 
Verfassungsschutzes zeigt die AfD-Fraktion auf, dass aus ihrer 


Sicht AfD-Mitglieder und -Sympathisanten stigmatisiert und 
nachhaltig diskriminiert würden. Ein Zugang zu 
Sicherheitsbehörden sei für sie nahezu unmöglich (Keuter 2018). 
Durch sein Verhalten würde sich der Verfassungsschutz »zum 
Büttel der anderen Parteien« (Weidel/Gauland 2021b) machen. Die 
AfD-Fraktion steht am Ende ihrer ersten Wahlperiode im 
Bundestag somit der ernsten Gefahr gegenüber, dass sie die erste 
Fraktion im Bundestag wird, die eine Partei repräsentiert, die im 
Gesamten beobachtet wird. Experte E2 stellt fest, dass die AfD- 
Funktionäre »voll und ganz unterschätzt haben«, was »das Risiko 
einer Beobachtung durch den Verfassungsschutz« bedeute (IV E2). 


»Dass diejenigen Leistungsträger der AfD, die aus der CDU 
oder aus delm] nicht politischen, oder früher nicht 
politischen Bereich zu ihr gestoßen sind - aus 
Polizistenkreisen, sonstige Öffentlich Bedienstete, auch 
Beamte oder Ex-Beamten - dass also die, sobald der 
Verfassungsschutz beobachtend im Spiel ist, in einer ganz 
anderen Weise betroffen sind und sich dann nicht nur [um] 
ihr öffentliches Ansehen, das durch die Mitgliedschaft bei 
der AfD ohnehin ruiniert ist, sorgen müssen, sondern auch 
um ihre beruflichen Perspektiven. Und das ist sehr stark 
unterschätzt worden. Darum ist in der Partei nicht 
rechtzeitig den Rechten entgegengetreten worden« (IV 
E2).81 


Dagegen wehren sich die AfD-Fraktion und die Partei mit dem 
Hinweis, dass sich die AfD mit ihren Positionen vollkommen auf 
dem Boden des Grundgesetzes bewegt. Intern herrscht große 
Unsicherheit. Auch mit Blick auf die Bundestagsfraktion hält Stein 
fest: 


»Auf allen Ebenen sind Funktionäre desorientiert, wie die 
Strategie gegen den Verfassungsschutz aussieht. [...] Statt 
dessen breitet sich in der AfD wie ein schleichendes Gift 
ein Klima des Fatalismus und Defätismus aus. Führende 
Köpfe von Fraktion und Partei lassen im Hintergrund 
achselzuckend erkennen, die Beobachtung der 
Gesamtpartei durch den Verfassungsschutz sei sowieso 
nicht mehr abzuwenden« (Stein (2020b: 1) 


Die AfD-Fraktion wirft dem Establishment vor, dass sie sich 
mithilfe des Verfassungsschutzes der unliebsamen politischen 


Kraft entledigen will, da ihre bisherigen Strategien der 
Ausgrenzungen gescheitert wären. »Dass der Verfassungsschutz 
parteipolitisch instrumentalisiert werde, ist in der AfD Konsens« 
(Stein/Vollradt 2020: 4). Das Problem der Beobachtung durch den 
Verfassungsschutz stellt sich vor allem für Mitglieder der Partei, 
die im Öffentlichen Dienst tätig sind (Ruhose 2020c: 8) - und damit 
auch für die Beamtinnen und Beamten, die in der 
Bundestagsfraktion aktiv sind. Die Wählerschaft der AfD lässt sich 
bislang von dieser Debatte nicht beeinflussen (Ruhose 2020c: 8). 
Allerdings wird die Beobachtung der AfD, über die im Jahr 2021 
entschieden wird (Bender 2020c: 5), eine erneute Veränderung im 
politischen System nach sich ziehen. Damit haben auch die 
wenigen Kräfte in der CDU ein Vermittlungsproblem, die auf eine 
wie auch immer geartete Zusammenarbeit mit der AfD setzen oder 
eine thematische Nähe betonen. Die Abgrenzung gegen die AfD 
auch im Bundestag ist nun zementiert. 

Als der Präsident des Verfassungsschutzes Haldenwang im 
Herbst 2020 darauf hinwies, dass sich die AfD nach Einschätzung 
der Sicherheitsbehörden im Nachgang zur Auflösung des Flügels 
weiter radikalisiert habe (Ismar et al. 2020), gab die Co- 
Vorsitzende der AfD-Bundestagsfraktion Alice Weidel daher in 
Bezug auf die Aussagen des Verfassungsschutzes zum 
Brandenburger Landesverband die Linie vor. 
»Bundestagsfraktionschefin Alice Weidel schrieb bei Twitter von 
einem >Schlag gegen die AfD als größte Oppositionspartei« in 
Brandenburg. >Völlig durchschaubares Manöver, gegen das wir 
uns rechtlich zur Wehr setzen!<, erklärte sie« (Neuerer 2020). 

Im Bundestag lässt sich die AfD-Fraktion durch den 
rechtspopulistischen Anti-Verfassungsschutz-Aktivisten Joseph 
Schüßlburner beraten. Dieser hat im Jahr 2019 auf Einladung der 
Landesgruppe Rheinland-Pfalz/Saarland seine Überlegungen zum 
Umgang mit dem Verfassungsschutz vorgestellt.®2 Ihre eigenen 
Pläne zur Veränderung der gesetzlichen Grundlage für den 
Verfassungsschutz (BTI-Drs. 19/30406), die sich auf die Stärkung 
der Unabhängigkeit der Behörde beziehen, hat sie spät in der 
Wahlperiode in den Bundestag eingebracht. Roland Hartwig hat 
sie in seiner Rede wie folgt begründet: 


»Erstens. Betroffene sollen ein wesentlich verbessertes 
Auskunftsrecht erhalten, um in Erfahrung zu bringen, 
welche Informationen über sie vom Geheimdienst 


gesammelt wurden. Zweitens. Im Dienst begangene 
Straftaten sogenannter verdeckter Ermittler sollen in 
Zukunft immer, von ganz eng begrenzten Ausnahmen 
abgesehen, bei der Staatsanwaltschaft angezeigt und von 
dieser auch verfolgt werden. [...] 

Grundlegender Reformbedarf besteht aber auch auf einer 
zweiten, der politischen Ebene. Der Verfassungsschutz 
heute ist keine neutrale Einrichtung wie etwa der 
Bundesrechnungshof, sondern untersteht den 
Innenministern und damit Parteipolitikern. Dies ist ein 
grundlegender Webfehler, der entflochten werden muss; 
denn es steht zu befürchten, dass nicht jeder der 
zunehmend links orientierten Politiker der Versuchung 
widerstehen kann, diesen Geheimdienst in einem ja 
permanent ausgerufenen Kampf gegen rechts auch als 
politische Waffe einzusetzen.« (PlPr. 19/233: 29977). 


Damit setzte sie am Ende der Wahlperiode doch noch eine 
politische Initiative in diesem Feld. Politisch sieht sie sich durch 
die »politische Waffe« (PlPr. 19/233: 29977) bedroht und 
formuliert ihre Gegenposition (Weidel/Gauland 2021b). Am Ende 
des Beobachtungszeitraums stand noch nicht fest, wie die 
juristische Auseinandersetzung um die Beobachtung durch den 
Verfassungsschutz ausgeht. Mittlerweile ist klar, dass die 13. 
Kammer des Kölner Verwaltungsgerichts die Beobachtung als 
zulässig erklärt (Frigelj/Schindler 2022: 6). 


6.Rechtspopulistische Opposition: 
Begriff, Funktion, Strategie 


6.1Die Erweiterung des Oppositionsbegriffs 


6.1.1Rahmenbedingungen in der 19. Wahlperiode 


Die Situation des deutschen Parteiensystems am Ende der 19. 
Wahlperiode hat sich für die etablierten Parteien dramatisch 
zugespitzt. Dies hat damit zu tun, wie die >»Parteien im Parlament« 
- die Fraktionen - miteinander umgegangen sind. Die 
verheerenden Wirkungen längerer Zeiten von Großen Koalitionen 
zwischen SPD und Unionsparteien zeigen sich in ihrer ganzen 
Dramatik (Schmitt/Franzmann 2017). Patzelt (2018c: 286) spricht 
sogar von »Parlamentsversagen«. An anderer Stelle stellt er mit 
Blick auf die 18. Wahlperiode fest, dass im Deutschen Bundestag 
kaum kontroverse Themen diskutiert worden sind (Patzelt 2017b). 
Die Themen Europapolitik und Zuwanderung als diejenigen, die 
die Emotionen der Menschen am stärksten aktiviert haben, 
wurden im Parlament nicht ausreichend thematisiert, und es kam 
zu einem Mangel an Repräsentativität und Responsivität (Patzelt 
2018a). Patzelt (2018b) spricht daher von »oppositionsgefälligelm] 
Durchregieren« der Regierung Merkel in der Zeit von 2013 bis 
2017. 

Das Parteiensystem verschiebt sich derzeit vom »moderaten zum 
polarisierten Pluralismus« (Decker/Ruhose 2019: 34) und wird sich 
durch die Corona-Krise gegebenenfalls sogar noch weiter 
verändern (Mielke/Ruhose 2020). Decker (2019: 202) spricht von 
der Bundestagswahl 2017 als »Einschnitt in der Geschichte der 
deutschen Nachkriegsdemokratie«. Parallel vollzieht die 
Gesellschaft im Gesamten einen »ambivalenten 
Liberalisierungsprozess« (Biskamp 2019a). Davon profitiert die 
Alternative für Deutschland, die sich so, trotz ihrer internen 
Spannungen (s. Kapitel 3), in dieser Wahlperiode weiter etablieren 
konnte (Biskamp 2019b).83 


Für die AfD können über die Veränderung des Parteiensystems 
zwei weitere strategisch günstige Faktoren in der Zeit ab 2017 
festgehalten werden: 


m die relevanten politischen Themen >Migration, Integration< und 
»Klimawandel< können beide durch die AfD gegen einen 
gesellschaftlichen Mehrheitskonsens besetzt werden und 

m die Person Angela Merkel mit ihrer hohen gesellschaftlichen 
Reputation ist für eine nennenswerte Minderheit der 
personifizierte Verlust alter lieb gewonnener Traditionen und 
Gewissheiten, die stark bedauert werden und zu emotionalen 
Gegenreaktionen führen.84 


Diese Entwicklung beschleunigt den Verlust der Integrationskraft 
der Parteien der Großen Koalition. Auch wenn in den Medien der 
Eindruck entstanden ist, dass die Existenz der AfD ein großes 
Problem für die SPD darstellt (zu einer Kritik vgl. Faus/Ruhose 
2020: 6), zeigen insbesondere die Entwicklungen innerhalb der 
CDU nach der Wahl eines FDP-Kandidaten mit Stimmen von AfD, 
CDU und FDP zum Thüringischen Ministerpräsidenten im 
Frühjahr 2020, wie stark die AfD in die Union hineinwirkt. Das 
erratische Verhalten der Union seit der Bundestagswahl 2017 und 
im Jahr 2018 insbesondere durch die im bayerischen 
Landtagswahlkampf befindliche CSU hängt mit ihrem Dogma 
zusammen, keine legitim existierende Parteiformation rechts von 
ihr zuzulassen. 

Die parlamentarische Etablierung der AfD trifft die Union 
wesentlich härter, als zum Beispiel Matthias Jung (2016) für die 
CDU-Positionierung unter Angela Merkel prognostiziert hat. Die 
unmittelbare Gegenstrategie hingegen, Rhetorik und 
Themensetting der AfD zu übernehmen, hat dazu geführt, dass 
sich das rechte Wählerpotenzial weiter stabilisieren konnte (Lau 
2020a: 3). 

Der Wandel des Oppositionssystems unter der Kanzlerschaft 
Angela Merkels und dort insbesondere seit 2017 zeigt, dass die 
aktuelle Politikergeneration vor neuen Fragen steht. Was früher 
noch funktionierte - wie zZ. B. die CDU-Strategie der gezielten 
Übernahme der Themenagenda dazu führte, dass die Republikaner 
Anfang der 1990er Jahre wieder von der Bildfläche verschwanden 
- wirkt aktuell gegenteilig. Die CDU-Politikerinnen Merkel und 
Kramp-Karrenbauer haben diese Wirkung verinnerlicht, und auch 


die CSU verfolgt nun eine Strategie der harten Abgrenzung gegen 
die Rhetorik des Rechtspopulismus. 

Durch die gesellschaftlichen Debatten, die die AfD seit 2017 
wesentlich mitgeprägt hat (Butterwegge 2018), hat sich das 
Oppositionssystem verändert. Veen (1979b: 417) hat diese 
Dimension für die Opposition schon früh thematisiert. Die 
Voraussetzungen der Opposition »lassen sich nicht auf die Ebene 
der Politik und der Parteien beschränken, sondern reichen bis in 
soziale und ökonomische Entwicklungen hinein« (Veen 1979b: 
417). 

Durch die Wirkung des »oppositionsgefälligen Durchregierens< 
erreichte die Regierung Merkel eine kaum emotional aufgeladene 
Wahlperiode bis 2017. So wurde der zentrale Ort der politischen 
Auseinandersetzung - das Parlament - als einziger medialer Ort 
von einer Entwicklung der Mediengesellschaft ausgeschlossen, die 
die vergangenen Jahre prägte. »Das Eindringen von 
gefühlsbetonenden Integrationsvorstellungen in den öffentlichen 
Raum« (Pöttker 2019: 235) führte zu einem 
»Wirksamkeitsschwund des Trennungsideals« (Pöttker 2019: 235) 
von Rationalität und Emotionalität (s. Kapitel 2). Dies bewirkte, 
dass in den Debatten im Parlament für die aktuellen und emotional 
aufgeladenen Themen kaum Raum gelassen wurde. Gleichzeitig 
wurde »die Übertragung emotionaler Bindungsfaktoren in die 
Sphäre der Politik« (Pöttker 2019: 234) durch die Massenmedien 
und die sozialen Medien weiter gefördert. Zugespitzt verkümmerte 
die parlamentarische Arena so zu einer nur noch graduellen 
Unterscheidung zwischen Regierung und Opposition. Rüb (2020: 
29) beschreibt, dass parallel zu dieser Entwicklung auch das 
wissenschaftliche Konzept der Opposition »fast völlig verloren 
[geht]«. Man könnte sogar von ihrem Verschwinden sprechen, 
»weil sie als strukturelles Element [...] nicht mehr auftaucht.« 

Alexander Gauland greift diesen Sachverhalt für die AfD- 
Fraktion in der Generalaussprache zum Haushalt des 
Bundeskanzleramts im November 2019 am Beispiel der 
Energiewende ideologiegeladen auf: 


»Meine Damen und Herren, wenn die viertgrößte 
Wirtschaftsnation der Erde sich entschließt, das 
Energiefundament ihrer Wirtschaft zu beseitigen und durch 
eine Alternative zu ersetzen, die, vorsichtig formuliert, 
nicht besonders stabil ist, dann erwarte ich darüber 


erbitterte öffentliche Debatten, dann erwarte ich 
Redeschlachten um das Für und Wider im Parlament, dann 
erwarte ich, dass die These vom menschlichen Anteil am 
Klimawandel unter den größtmöglichen Falsifikationsdruck 
gesetzt wird; denn wir tun wahrscheinlich etwas 
Unumkehrbares. Aber das Thema ist dermaßen 
ersatzreligiös aufgeladen, dass die Frage »Richtig oder 
falsch?« keine Rolle mehr spielt. Sie ist vollkommen 
verschüttet unter den Kriterien Gut und Böse« (PIPr. 
19/130: 16268). 


Maaz beschreibt die gesellschaftliche Situation, wenn 
Gegenpositionen in der Demokratie nicht mehr im Gleichgewicht 
sind. »Das Zusammenspiel von Pro und Contra fördert bei relativer 
Gleichrangigkeit beide Seiten und provoziert eine Krise, wenn eine 
Seite dominiert« (2020: 165). 

Besonders ist dabei, dass durch das Auftreten der AfD der 
zentrale gesellschaftliche Diskurs zwischen zwei 
Oppositionsfraktionen geführt wird: Grüne und AfD haben den 
größtmöglichen inhaltlichen Abstand zueinander und verfolgen 
unterschiedliche Gesellschaftsentwürfe. Beide bedienen auf 
unterschiedliche Weise das gestiegene Bedürfnis nach politischer 
Auseinandersetzung entlang der Achse Rationalität und 
Emotionalität, die durch den Verlust des relativen Gleichgewichts, 
von dem Maaz (2020: 165) spricht, aufgebrochen ist. Dies hat zu 
einer weiteren Schmälerung der Integrationskraft der 
Regierungsfraktionen geführt. »Die unerschütterliche 
Konzentration auf das Wissen rückt aus dem Blick, was politische 
Probleme eigentlich ausmacht und gesellschaftliche Konflikte 
anheizt: divergierende Werte, Interessen und Weltbilder« (Bogner 
2021: 17). 

Dass der Rechtspopulismus auf eine Verankerung in der 
Gesellschaft zurückgreifen kann, zeigen die schon zitierten 
Untersuchungen der Bielefelder Forscher (Heitmeyer 2011; 
Heitmeyer et al. 2020: 91-99; Zick et al. 2019). Es ist zudem so, 
dass die Wahlerfolge und die damit einhergehenden positiven 
Folgen für die AfD hinsichtlich des Organisationsgrads, der 
Präsenz vor Ort und in den Medien für eine Verstärkung des 
Rückhalts in der Bevölkerung sorgen. 

Gleichzeitig haben sich die Funktionsweisen des deutschen 
Parlamentswesens diesen neuen gesellschaftlichen Gegebenheiten 


nur geringfügig angepasst. Die zentrale Neuerung der 
zurückliegenden Wahlperiode war die Einführung einer direkten 
Befragung der Kanzlerin durch die Abgeordneten. Dieser medial 
aufgeladene Event findet in regelmäßigen Abständen statt. Doch 
anstatt zu einem Instrument der Opposition zu werden, hat das 
Verfahren vor allem den Blickwinkel auf die Kanzlerin gelegt. Sie 
hat nun - ganz im Sinne der »Kanzlerdemokratie« (Niclauß 2015) - 
eine weitere Bühne, die stark exekutivzentriert wirkt. 

Andere Elemente, die von der Opposition bisher zur 
Verbesserung der Kontrollfunktion gefordert wurden (Ismayr 
2016: 59), sind in der 19. Wahlperiode nicht weiterverfolgt 
worden, unter anderem auch, weil der AfD-Fraktion kein weiterer 
Zugang zu sensiblen Informationen gewährt werden sollte. Sie ist 
zwar im Parlamentarischen Kontrollgremium vertreten, da der 
ehemalige Staatsanwalt Roman Reusch im zweiten Versuch von 
genügend Bundestagsabgeordneten gewählt wurde, eine Stärkung 
des Gremiums ist allerdings unterblieben. 

Durch die in Kapitel 2 beschriebene Wirkung von Emotionen in 
der Politik und der hier beschriebenen gesellschaftlichen 
Entwicklung entsteht ein Bedürfnis danach, dass die Opposition 
diesen Emotionen in einem an verkürzter Rationalität orientierten 
Politiksystem einen Raum gibt. Hier liegt auch der Schlüssel, 
weswegen die AfD-Fraktion so stabile Zustimmungswerte über die 
Wahlperiode hinweg verzeichnen konnte. Die Wählerkoalition hält, 
weil sich in diesem Bedürfnis Menschen mit politischen 
Einstellungen rechts von der Mitte, aus der Mitte und Menschen 
mit klar rechtsextremen Einstellungen gefunden haben. 


6.1.2Ein erweiterter Oppositionsbegriff 


Die bisherige Oppositionsforschung, wie sie in Kapitel 2 
dargestellt wird, stößt aufgrund dieser bislang nicht 
berücksichtigten Rolle der Emotionen bei der Analyse des 
Oppositionsverhaltens der AfD im Bundestag an ihre Grenzen. 
»Personalalternativen kann die AfD schlecht anbieten, weil sie für 
Regierungsämter keine qualifizierten Personen hat. Und dort, wo 
sie Personen angeboten hat, im innerparlamentarischen Betrieb, 
was ja auch ihr gutes Recht als Oppositionspartei ist, da ist das 
[...] was sie angeboten hat, nicht auf viel Gegenliebe gestoßen. 
Und der eine oder andere Ausschussvorsitzende, den sie dann 


durchgesetzt hat, der hat sich dann auch nicht sonderlich gut 
verhalten, und einer im Bundestag wurde ja sogar wieder 
abgewählt. Und was die Sachalternativen betrifft, lebt ja die AfD 
ganz wesentlich aus der Negation geführter Politik, insbesondere 
der von der Bundeskanzlerin Merkel geführten Politik. Und auch 
da fokussiert sich die AfD eigentlich nur auf bestimmte Bereiche, 
wie insbesondere die Migrations- und Integrationspolitik, auch die 
Europolitik. Abgesehen von diesen Bereichen, wo sozusagen die 
Negation zum Etablierten das eigene Programm ist, ist ja kaum 
etwas inhaltlich da - außer jenen allgemeinen Ansichten« (IV 
E2).85 

Generell wird wissenschaftlich gerade eine Erweiterung des 
Oppositionsbegriffs im parlamentarischen System diskutiert 
(Franzmann 2016 und Franzmann 2017). So kritisieren Brack/ 
Weinblum (2011: 71), dass die in Kapitel 2 skizzierten 
Oppositionsbegriffe und Oppositionssystematiken systematisch 
Akteure von den Forschungsbetrachtungen ausschließen. Die 
beiden Autoren kritisieren, dass die herkömmliche 
Oppositionsbegrifflichkeit fast ausschließlich als >Minderheiten- 
Mehrheiten«<-Verbindung verstanden wird. Sie verweisen in diesem 
Punkt auf Norton (2008: 244-246). Dieser hat unter anderem 
diejenigen Fälle in Betracht gezogen, in denen sich ein 
Regierungspartner zumindest in Teilen der politischen Debatte in 
Opposition zum Regierungshandeln sieht. 

Entscheidender für den hier vorgenommenen 
Untersuchungsgang ist der weitere Fall, den Brack/Weinblum 
(2011: 71) bei ihrer Analyse in den Blick nehmen. So verengt die 
Sichtweise, dass die Gruppierungen in der Opposition immer und 
fast ausschließlich die Regierung als Hauptakteur der politischen 
Auseinandersetzung begreifen, den Blickwinkel auf 
parlamentarisches Oppositionsverhalten enorm. Mit Blick auf die 
19. Wahlperiode des Deutschen Bundestags wird dies 
insbesondere am Verhältnis von Bündnis90/Die Grünen und der 
AfD deutlich. Beide begreifen sich als die unmittelbaren 
Gegenspieler, die im jeweils entgegengesetzten politischen 
Spektrum hinsichtlich kultureller politischer Fragestellungen 
verortet sind. In der herkömmlichen Oppositionsforschung spielt 
die inneroppositionelle Oppositionsstellung qua Definition nur eine 
nachgeordnete Rolle. Zudem verstellt die Betonung der Opposition 
als »>Regierung in Wartestellung< die Möglichkeit, sich mit 


Oppositionsfraktionen zu befassen, denen es unmöglich ist oder 
die nicht anstreben, Regierungsverantwortung zu übernehmen - 
ein Punkt, den Mair (2007) mit Blick auf die EU und deren 
parlamentarische Verfasstheit herausarbeitet. In seiner Arbeit 
über die Oppositionsmöglichkeiten in der EU stellt er fest, dass die 
Bevölkerung in den EU-Gremien zwar repräsentiert ist, aber nur 
indirekte Wirkkanäle zur Änderung der Politik zum Beispiel der 
Kommission bestehen würden. Franzmann weist mit Hinblick auf 
Mairs Arbeiten darauf hin, dass »der letzte Schritt innerhalb der 
EU-Institutionen nicht möglich [ist], nämlich die Ausbildung einer 
organisierten Opposition mit dem Ziel der Regierungsübernahme 
innerhalb der EU« (2019: 367). 

Seine Feststellung, dass innerhalb des bestehenden 
Institutionengefüges keine effektive Kritik gegen die Politik 
geäußert werden kann, ist mit wenigen Modifikationen für die 
politische Situation in Deutschland der letzten Zeit und spätestens 
seit den Regierungen von Angela Merkel nachzuvollziehen. Gerade 
aufgrund der inhaltlichen Annäherung der bisher etablierten 
politischen Kräfte führt der oben skizzierte Wandel des politischen 
Systems zu einer Verdrängung stark oppositionell agierender 
Kräfte aus der öffentlichen Diskussion - eine Entwicklung, die 
spätestens mit dem knappen Scheitern der FDP und der AfD an 
der Fünf-Prozent-Hürde bei der Bundestagswahl 2013 noch einmal 
verstärkt wurde (Franzmann 2018). 

Seit der Katastrophe in Fukushima und der Annäherung an die 
Grünen durch die CDU (Mielke 2016: 10), der Angleichung von 
SPD und CDU in sozial- und wirtschaftspolitischen Fragen sowie 
der nahezu ähnlichen Positionen in der Frage von Integration und 
Migration entstand in zahlreichen Politikfeldern die Situation, dass 
konkrete Kritik gegen Regierungsmaßnahmen und die Artikulation 
wirklicher Alternativen im Grundsätzlichen statt nur im Detail 
marginalisiert wurden. Durch diesen Freiraum entstand ein Gefühl 
bei unzähligen Menschen, dass sie und ihre Anliegen keinen Raum 
mehr haben. Mair (2007) folgert, dass sich in einer solchen 
Situation - die er entlang der EU-Politik entwickelt - die 
Opposition von inhaltlichen Punkten auf Kritik am bestehenden 
System verändert. Diese nimmt die emotionale Verunsicherung 
und Erregung auf und gibt ihnen zunächst eine 
außerparlamentarische Stimme (Franzmann 2019: 163; s. Kapitel 
2 dieser Arbeit). 


Es gibt noch weitere Ansatzpunkte, dass die bisherigen 
Oppositionskonzeptionen erweitert werden müssen, um die 
aktuelle parlamentarische Situation begreifbar zu machen. In 
einer verkürzten Rezeption von Sartoris (1976) Parteientypologie 
wird in der Forschung in den etablierten Oppositionsmodellen die 
Frage nach Anti-System-Parteien regelmäßig nicht gestellt. 
Zulianello (2019: 192) stellt fest, dass der Begriff der Anti-System- 
Partei mit »antidemokratisch« gleichgesetzt wird. Dies treffe aber 
nicht den Kern der Typologisierung einer Partei nach Sartori als 
antisystemisch, denn es gebe sehr wohl demokratische, aber 
systemablehnende Parteien. 

Mudde (2014: 219) ist sich dieser Problematik bewusst, wenn er 
betont, dass rechtspopulistische Parteien nicht die Demokratie per 
se ablehnen. Es gibt politische Kräfte, die sich innerhalb des 
demokratischen Rahmens als Kraft verstehen, die zentralen 
Bestandteile der liberalen Demokratie in Zweifel ziehen, ablehnen 
oder bekämpfen. Dabei geht es vor allem um Pluralismus und 
Minderheitenrechte. Alexander Gauland (2017: 138) formuliert 
daher für seine Partei den Weg der Parlamentarisierung, wenn er 
schreibt, dass »[d]Jer Widerstand [...] die parlamentarischen 
Möglichkeiten« nutze. Andere Elemente der demokratischen 
Entscheidungsfindung werden dabei betont, insbesondere die 
Elemente der direkten Demokratie und der 
Mehrheitsentscheidung (Best 2020) - letzteres in der Annahme, 
dass die AfD in der Gesellschaft die Repräsentation >»des wahren 
Volks< und seiner Meinung ist (Müller 2016: 130). Weil sie dieses 
Verhalten nicht umfassend abbilden kann, muss die herkömmliche 
Literatur zur Opposition dahingehend erweitert werden, die 
Verhaltensweisen und Strategien rechtspopulistischer 
Oppositionsparteien ausführlich zu analysieren. Dies soll hier im 
Anschluss an die Beschreibung der Arbeit der AfD im Bundestag in 
den Kapiteln 3 und 4 vorgenommen werden. 

Die Etablierung der AfD im Bundestag kann nicht einfach auf die 
fehlende Stelle der Anti-System-Kraft reduziert werden. 
Opposition muss »keineswegs politisch kontur- und alternativlos 
sein« (Veen 1979b: 420), nur weil sie sich systemkonform verhält. 
Es müssen demnach noch weitere Wirkkanäle für die 
rechtspopulistische Opposition entstanden sein. 

Hinzu kommt, dass die zentrale Kontrollfunktion des Parlaments 
- und dadurch die Einbeziehung der regierungstragenden 


Fraktionen in die Regierungsarbeit vor allem als 
Oppositionsfunktion - durch eine Reihe weiterer 
außerparlamentarischer Akteure ergänzt wird. »Heute [...] 
konkurriert das Parlament als Kontrollinstanz mit anderen 
Akteuren und macht dabei in der Regel keine gute Figur. 
Rechnungshöfe, Medien, NGOs - sie alle sind in ihrem 
Tätigkeitsbereich dem Parlament an Schnelligkeit und Fachwissen 
überlegen« (Meinel 2019: 166). Zugleich ist die 
Regierungskontrolle durch das Informationsfreiheitsgesetz zu 
einem »Jedermannsrecht« (Meinel 2019: 167) geworden. Denn 
nun »hat jeder ein Recht auf Zugang zu amtlichen Informationen 
aller Art auch ohne besondere Interessen.« (Meinel 2019: 167) 

Dass für die AfD-Fraktion in ihrer ersten Wahlperiode im 
Bundestag eine besondere Funktion als Oppositionsfraktion 
gefunden werden muss, erschließt sich daraus, dass die typischen 
Oppositionsfunktionen auch eine »systemstabilisierende Funktion« 
(Meinel 2019: 169) wahrnehmen und so nicht abschließend für die 
Erklärung einer systemkritischen bis systemablehnenden Kraft 
herangezogen werden können. Hinzu kommt des Weiteren, dass 
aufgrund des geänderten Medienverhaltens der Menschen die 
politischen Arenen nicht mehr in sich geschlossen sind. Fraktionen 
haben heute ein ganz anderes Interaktionsverhalten mit 
außerparlamentarischen Kräften als dies noch zu Beginn der 90er 
Jahre der Fall war. (Habermas (2020b: 107 £.). Für die Alternative 
für Deutschland gilt in besonderem Maße (Holtz-Bacha 2019: 

12 £.), dass sie sich mit außerparlamentarischen Kräften vernetzt. 
»Die Partei muss als ein relativ geeinter und kompakter Spieler in 
der parlamentarischen Arena auftreten, um dort eine 
Überlebenschance zu besitzen. Damit wird es unmöglich, die 
Interessen des sehr heterogenen rechten Lagers dauerhaft in einer 
Partei zu bündeln und zu repräsentieren« Rucht (2017: 6). 

Im Laufe der 19. Wahlperiode kam es zu einer immer stärkeren 
Vernetzung der AfD-Fraktion mit ihren (neu-)rechten 
Bündnispartnern (Gürgen et al. 2018). Für den Fall einer 
parlamentsinternen Anti-System-Opposition muss daher eine 
erweiterte Definition von Opposition vorgenommen werden. Da 
aufgrund der aufgezeigten Entwicklungen hinsichtlich des 
Parteiensystems davon auszugehen ist, dass rechtspopulistische 
Kräfte in Deutschland ihren Platz im Parlament haben, muss die 
Oppositionsforschung in die Lage versetzt werden, deren 


Verhalten zu analysieren. Dafür bedarf es einer Loslösung des 
Oppositionsbegriffs im Parlament vom Gegensatz Regierung gegen 
Opposition, wie ihn Dahl (1966b und 1966c) und Ionescu/ 
Madariaga (1971) in ihren klassischen Arbeiten verfolgen. 

Die Definition von Opposition, der hier in Erweiterung zu den 
bisherigen Überlegungen gefolgt werden soll, formulieren Brack/ 
Weinblum (2011: 74) als »a disagreement with the government or 
its policies, the political elite, or the political regime as a whole, 
expressed in public sphere, by an organized actor through 
different modes of action.« Eine solche Definition von Opposition 
folgt den Ansätzen neuerer Parlamentarismusforschung, die auch 
»jene Akteure und [...] deren Handeln« in den Blick nimmt, »mit 
denen Parlamente« - und somit eben auch Fraktionen - »in 
Wechselwirkungen stehen« (Patzelt 2020: 20). Damit wird 
ermöglicht, die Positionierung der AfD-Fraktion im 
parlamentarischen Raum besser nachzuvollziehen und die oben 
skizzierten Entwicklungen in der Oppositionsforschung 
abzubilden. Denn sie richtet sich nicht nur gegen die Regierung, 
sondern gegen den vermeintlich »linken Zeitgeist« (Gauland 2017: 
135) und die unsere Gesellschaft tragenden Eliten und 
Institutionen. Letztere müssten im Rahmen einer »friedlichen 
Revolution« ersetzt werden (Gauland, zitiert nach Bender 2018). 
Gleichzeitig verbindet die AfD, wie gesehen, verschiedene 
Elemente etablierter oppositioneller Arbeit und nutzt dabei alle 
drei Arenen der politischen Auseinandersetzung. Die 
Beobachtungen der Arbeit der AfD-Bundestagsfraktion lassen 
zudem den Schluss zu, dass sie dabei strategischen Überlegungen 
folgt. Schon früher hat Hättich für einen solchen 
Oppositionsbegriff im Hinblick auf die parlamentarische 
Opposition plädiert, da ihr »Schicksal«, wie er es nennt, »nicht nur 
durch ihr Parlamentshandeln, sondern vor allem auch durch ihre 
Selbstdarstellung in der Gesellschaft entschieden« wird (1970: 
100). 

Franzmann (2017: 5) knüpft an die oben vorgenommene Kritik 
an der bisherigen Oppositionsforschung an und zielt darauf ab, 
dass das >Verständnis< von Opposition erweitert wird. Er löst die 
Frage nach dem Ort oder dem Akteurstyp von Opposition auf und 
fasst Opposition als »Gegenüberstellung zur aktuellen 
Politikagenda« (Franzmann 2017: 5; Hervorhebung im Original) 
auf. Zugespitzt kann aus der hier vorgenommenen Analyse der 


fehlenden Berücksichtigung von Emotionen im parlamentarischen 
Diskurs und der herrschenden Alternativlosigkeit bei der 
politischen Agenda festgehalten werden, dass vor dem Auftreten 
der AfD Opposition fehlte, da»[...] die innerhalb des politischen 
Prozesses aktuelle Politik-Agenda von allen am 
Entscheidungsprozess beteiligten Akteuren unterstützt oder 
zumindest toleriert wird« (Franzmann 2017: 5). In den 
wesentlichen Konfliktfeldern unter der Regierung Merkel - und 
davor der Regierung Schröder - wurden die meisten Agenda- 
Themen im größeren Konsens umgesetzt. Um die Reformpolitik 
von Schröder konnte sich zwar die Linke als Oppositionskraft 
etablieren, in den dann prägenden gesellschaftlichen Themen 
spielte sie zunehmend jedoch keine nennenswerte Rolle. In der 
gegenwärtigen Zeit von Migration und Klimawandel geht es in der 
Auseinandersetzung zwischen Regierung und Opposition um 
Nuancen, nicht aber um die grundsätzliche Diskussion über die 
Politik-Agenda. 

Der Grad der Opposition kann somit im Abstand zur aktuellen 
Politikagenda definiert werden. In Deutschland herrscht 
grundsätzlich eine »thematische Opposition« (Franzmann 2017: 5) 
und in Maßen eine »Anti-Regierungsopposition« (Franzmann 2017: 
5).86 In beiden Formen finden sich die grundsätzliche Orientierung 
am rationalen Politdiskurs wieder und eine Fokussierung auf die 
klassische Parlamentsdebatte und -arbeit als zentralen Raum der 
Opposition. Die Fraktionen changieren mit Ausnahme der AfD 
zwischen den beiden Bereichen. In einer Großen Koalition können 
die jeweiligen Regierungspartner themenbezogen ebenfalls in 
Oppositionsstellungen zueinander geraten. Zu einer Anti- 
Regierungsopposition werden alle Oppositionsfraktionen 
spätestens vor Wahlen oder in Untersuchungsausschüssen. So 
funktioniert Opposition normalerweise in einer parlamentarischen 
Demokratie (prägnant dazu Raschke 2020: 197 £.). 

Die AfD-Fraktion - dies hat auch ihr Agieren in der Corona-Krise 
(Kapitel 5) gezeigt - weicht von dem >herkömmlichen< Opponieren 
in parlamentarischen Systemen ab (Höreth 2021: 125-127). Der 
Abstand von Fraktionen, die sich gegen >die da oben« positionieren 
oder generell dem System kritisch gegenüberstehen, ist deutlich 
weiter entfernt von der mehrheitlichen Politik-Agenda. Die AfD 
changiert zwischen den Bereichen der 
»Anti-Establishment-Opposition« und der »Anti-System- 


Opposition« (Franzmann 2017: 5). Hier steht die 
Emotionalisierung im Mittelpunkt und nicht mehr der allein auf 
den rationalen Austausch von Argumenten fixierte 
Positionsaustausch.87 Diese beiden Formen der Opposition 
zeichnen sich durch Kompromisslosigkeit und fehlende 
Verständigungsbereitschaft aus. 

Es muss hierbei betont werden, dass wenn die AfD als Anti- 
System-Opposition verstanden wird, nicht sofort die 
Verfassungsmäßigkeit der Partei oder Fraktion im Gesamten 
infrage gestellt werden muss (Murswiek 2020: 177 £.). Dies gilt 
nur für Teile der AfD (BfV 2020a; s. Kapitel 5.2 dieser Arbeit). Es 
wird daher davon ausgegangen, dass die AfD zwar die aktuelle 
Form der parlamentarischen Demokratie infrage stellt, sie verfolgt 
dabei allerdings mehrheitlich einen anderen Begriff von 
Demokratie und deren parlamentarischer Ausgestaltung. Die AfD 
setzt inhaltlich andere Schwerpunkte als die gesellschaftlichen 
Eliten und die anderen Fraktionen des Bundestags (Gauland 
2018a: 10). Auch das ist eine Form der Anti-System-Opposition. 

Aufgrund der Ausgestaltung der Politik-Agenda in Deutschland 
und der emotionalen Reaktion ihrer Wählerschaft darauf, ist 
rechtspopulistische Opposition nur als »Opposition aus Prinzip« 
(Mair 2007: 15; eigene Übersetzung) möglich. Sie ist, wie gezeigt, 
demnach keine Opposition in der Tradition des britischen Vorbilds 
einer »Her Majesty’s most loyal opposition« (Veen 1979b: 418; 
Hervorhebung im Original). Die AfD-Fraktion profitiert wie 
beschrieben von der Situation, dass nur eine schwache Opposition 
bestanden hat. Dies ermöglicht ihr, sich nahezu ohne Probleme als 
Anti-System-Kraft zu positionieren. Doch es gibt Entwicklungen, 
die dazu führen können, dass in einem so weit gefassten 
Oppositionsverständnis die Opposition selbst in Bedrängnis 
geraten kann - ein Aspekt, der ebenfalls in der 
Oppositionsforschung nicht umfassend gewürdigt wird. 
Oppositionsverhalten ist aber »auch daraufhin zu untersuchen, 
inwieweit es offensiv und inwieweit es defensiv ist« (Hättich 1970: 
105). 


6.2Die Emotionalisierungsfunktion der 
rechtspopulistischen Opposition 


Die AfD-Fraktion im Bundestag folgt, wie oben dargestellt, als 
rechtspopulistischer Opposition einem erweiterten 
Oppositionsbegriff. Sie vernetzt sich umfassend mit der sie 
tragenden rechten Bewegung. Dabei setzt sie sich nicht nur in 
Opposition zur Regierung, sondern ganz bewusst in den Gegensatz 
zu den anderen Oppositionsparteien und dort insbesondere gegen 
die Grünen, die hinsichtlich der Themenagenda in Deutschland die 
inhaltliche Gegenposition zur AfD formulieren (Kleiner 2021: 44). 
Experte E2 verweist darauf, dass sie so eine »ökologische Nische 
gefunden [hat], in der sie sich entfalten kann« (IV E2). 

Die AfD-Fraktion sorgt dafür, dass ihre Wählerinnen und Wähler 
und ihre emotionalen und Erregungsbedürfnisse in der politischen 
Debatte repräsentiert werden. Dieser trivial anmutende Satz 
bedeutet, dass die AfD-Fraktion eine besondere Funktion im 
Oppositionssystem einnimmt. Sie folgt einer 
Emotionalisierungsfunktion: Die AfD-Fraktion sorgt dafür, dass die 
Emotionen, die in der politischen und gesellschaftlichen 
Diskussion bislang keine Berücksichtigung gefunden haben, eine 
Ausdrucksform im Parlament erhalten. Sie ist damit Teil dessen, 
was Biess (2020: 36) als »Gefühls- und Angstkultur der 
Bundesrepublik« bezeichnet. Sie löst die »emotionalen 
Distanzlasten« (Manow 2007: 136) auf, die durch dieses Fehlen 
entstanden sind. 

Emotionalisierung kann dabei über verschiedene Kanäle 
erfolgen (Helfritzsch/Hipper 2021b: 15; dazu auch Butler 2018: 
25). Sie kann zudem aus unterschiedlichen Gründen erfolgen 
(Helfritzsch/Hipper 2021b: 15). Eine besondere Wirksamkeit 
entfaltet sie, wenn durch sie Menschen »gestalterisch an 
politischen Praxen und der Öffentlichkeit teilhaben [...] wollen; 
sich so den Weg [...] erkämpfen, selbst oder durch Andere 
öffentlich und wirksam in Erscheinung zu treten« (Helfritzsch/ 
Hipper 2021b: 15). Dubiel (1986: 48) folgend gibt ein politischer 
Akteur, der die Emotionalisierungsfunktion in diesem Sinne 
wahrnimmt Teilen der Gesellschaft deren »ökonomische, politische 
und kulturelle Heimstatt« zurück. Schroeder/Weßels (2019b: 258) 
sprechen von »der veränderten Rolle von Emotionen im 
politischen Prozess«, die sich in der Unterstützung für die AfD 
ausdrückt. »[D]ie AfD hat dieses diffuse Gefühl, dass wichtige 
bislang erfolgreiche Politiken in ihren Grenznutzenbereich geführt 
haben und dass die etablierten politischen Parteien keine tollen 


Ideen haben, wie man denn nun die Sache anders oder besser 
anpacken könnte. Dem hat die AfD Ausdruck gegeben« (IV E2).88 

Warum sie diese Funktion übernimmt, soll im Folgenden in 
Weiterentwicklung des Modells von Haller (2019: 84 ff.) zum 
Umgang mit Kränkungen gezeigt werden.®9 Für ihn ist diese 
Emotion zentral, da sie eine »Interaktion zwischen kränkender und 
gekränkter Person und dem Kränkungsinhalt« (Haller 2017: 10) 
herstellt. Sie ist »eine psychologische Supermacht und Ursache 
von vielen [...] Konflikten« (Haller 2019: 85). 

Die Alternative für Deutschland, dies hat sich bei der Analyse 
der Einstellungen der AfD-Wählerschaft gezeigt (s. Kapitel 2), 
macht tiefverwurzelte Kränkungen der Menschen sichtbar und 
führt zur politischen Rückkehr von konfliktiven Themen, die 
aufgrund der Annäherung aller etablierten Kräfte nicht mehr 
kontrovers aufgerufen werden. Gerd Mielke hält fest, dass sie »bei 
Teilen der Wählerschaft das Gefühl wecken, sie gehörten nicht 
mehr dazu. Sie haben den Eindruck, ihre Interessen und 
Sichtweisen fänden kein oder nur geringes Öffentliches Gehör, 
würden stattdessen systematisch von anderen Interessen übertönt 
und spielten folglich bei den politischen Entscheidungen keine 
Rolle« (2016: 12). Ob diese politische Positionierung der AfD 
nachvollziehbar ist oder nicht, ist dabei genauso unwichtig wie die 
Frage, ob dies gut oder schlecht für die Gesellschaft ist. Sie 
reagiert auf »eine emotionale Krise, nämlich die Frustration, die 
aus der nachhaltigen Enttäuschung sozialer Anwartschaften 
resultiert« (Koppetsch 2020: 8). Zunächst einmal muss 
festgehalten werden, dass dies so ist. Hierin liegt die 
Hauptfunktion der AfD als rechtspopulistische Opposition im 
Parlament. In diesen Bereichen liegt zudem die 
Funktionsbeschreibung, die ihr ihre Wählerinnen und Wähler 
zuordnen. Eine klassische Lösungskompetenz wird der Partei trotz 
ihrer - wie gezeigt durchaus sachbezogenen - Oppositionsarbeit 
im Bundestag in keinem Politikfeld zugeschrieben. »Viele Wähler 
stimmen nicht unbedingt mit allen Inhalten der AfD [überlein. Sie 
trauen der AfD aber am ehesten zu, die jetzige Politik zu 
kritisieren« Volker Kronenberg (zitiert bei Arab 2017). 

Mit Mair und Franzmann lässt sich festhalten, dass die AfD im 
Bundestag eine »polity-orientierte Form der Opposition« 
(Franzmann 2018: 369; Hervorhebung im Original) darstellt und 
generell als »Anti-System-Opposition« (zu solchen Parteien bzw. 


Fraktionen vgl. Capoccia 2002 und Schedler 1996) bezeichnet 
werden kann. Die AfD führt zu einer Rückkehr der 
»gesamtpolitische[n] Opposition« (Rüb 2020: 41), die in der 
Politikwissenschaft nicht mehr berücksichtigt wurde. Auch weil 
davon ausgegangen wurde, dass diese Form nicht mehr verfolgt 
wird, da sich »Systemwechsel [...] grundsätzlich nicht mehr 
realisieren lassen« (Rüb 2020: 40). Die AfD hingegen bedient die 
formulierten Erwartungen ihrer Wählerschaft, die im Bereich der 
Emotionalisierung von Politik angesiedelt sind und auch andere 
Erwartungen an den Erfolg der AfD haben. Experte E5 spricht 
daher von der starken Rolle der »Stichwort- oder Hinweispartei« 
(IV E5), deren Stärke davon abhängt, ob die etablierten Parteien 
diese Hinweise wahrnehmen. Experte E2 verweist darauf, dass 
diese gesellschaftlichen Konflikte im Parlament nicht abgebildet 
wurden. »Das hatte seinen Grund darin, dass das ja keine politisch 
fassbare oder fraktionsmäßig [...] fassbare Opposition gegen den 
Regierungskurs der Migrationspolitik gab. Dieser Kurs ist ohnehin 
genau der gewesen, den die Grünen, den die Linken, also die 
Oppositionsparteien gewollt haben. Die SPD wollte genau diesen 
Kurs, der größte Teil der CDU auch und die CSU war ohnehin in 
der damaligen Großen Koalition für die Mehrheitssicherung 
überflüssig« (IV E2).90 

Die Emotionalisierungsfunktion der AfD-Fraktion führt dazu, 
dass Protest sichtbar gemacht wird und Themen angesprochen 
werden, die vermeintlich zu kurz kommen. Sie fokussiert sich »auf 
Aktivitäten der Reintegration, der Wiedereingliederung 
vagabundierender politischer Subjektivitätspotentiale in neue 
Formen kultureller Legitimität« (Dubiel 1986: 48). Sie kann dabei 
auf deren populistische Einstellungsmerkmale zurückgreifen 
(Ruhose 2020c: 11-13). Dadurch zeigt sich, dass die 
Embotionalisierungsfunktion keine reine Erregung und 
Protesthaltung zum Ausdruck bringt, sondern stabile 
(populistische Einstellungen) (Loew/Faas 2019: 504), längerfristige 
Verletzungen und Vorurteile sichtbar ins Parlament trägt und den 
»Charakter der öffentlichen Politik« (Dubiel 1986: 48) verändert. 
Marc Jongen formuliert dies in einer äußerst prägnanten Art im 
Bundestag in einer Debatte über die Veränderung des politischen 
Diskurses durch die AfD, dass sie »dem gerechten Zorn im Land 
einen zivilen, einen parlamentarischen Ausdruck« (PlPr. 19/124: 
15351) geben würde. 


Weber zeigt auf, das Empörung »in Situationen (entsteht), in 
denen wir uns mit Ungerechtigkeiten konfrontiert sehen bzw. 
Handlungen oder Maßnahmen als ungerecht interpretieren« 
(Weber 2016: 177). Gesellschaftlich folgt eine »soziale Situations- 
Wahrnehmung« (Weber 2016: 177), die sich dann in einer 
(teil-)kollektiven Handlung niederschlagen kann. Wird Haller 
(2017 und 2019) und seinen psychologischen Schlussfolgerungen 
gefolgt, wie mit negativen Emotionen umgegangen werden soll, 
ergeben sich fünf Elemente der Emotionsfunktion der 
rechtspopulistischen Opposition. Denn der Erfolg der AfD - trotz 
der rechtsextremen Strömungen und Aussagen von führenden 
Politikern - lässt sich zu einem Großteil auf 
Entwertungserfahrungen zurückführen (Koppetsch 2019a: 155, die 
sich auf Cramer 2016 und Hochschild 2017 bezieht). An anderer 
Stelle wurde herausgearbeitet, dass die AfD-Wählerkoalition 
vielschichtig ist und das einigende Band genau dieser 
Entwertungs- und Verlusterfahrungen oder Erwartung derselben 
darstellt (Ruhose 2019: 1-3). Dubiel (1986: 47) sieht 
»Ressentiments, Vorurteilsstrukturen und Angstaffekte« als 
zentrale Ursachen der rechtspopulistischen »politischen 
Mobilisierung« an. In der gesellschaftlichen Verankerung der AfD 
und dem einsetzenden Erfolg bei Wahlen zeigt sich, dass es eben 
doch mehr als Rechtsextreme sind, die diese Partei unterstützen. 

Reinhard Haller (2019: 84 ff.) entwickelt für den Umgang mit 
Kränkungen auf der individuellen Ebene und explizit »in einer 
Gesellschaft« (Haller 2019: 85) Impulse für 
»Bewältigungsreaktionen«. Die Bewertung des Politikangebots - 
und der unten dargestellten Strategie der AfD - wird bei den 
Unterstützerinnen und Unterstützen vor dem Hintergrund ihrer 
emotionalen Situation vorgenommen. Weber (2016: 180) hält vor 
dem Hintergrund der aktuellen Forschungsergebnisse dazu fest, 
dass diese Abwägung davon abhängt, »ob ein Klima der Furcht 
oder des Vertrauens vorherrscht«. 

Bei den AfD-Unterstützern herrscht bei aller ideologischen 
Einstellung demnach ein Klima der Furcht und der Kränkungen, 
der generellen Ablehnung des >Mainstreams< und der Empörung. 
Haller selbst schreibt, dass es nur gelingen kann, diesen 
Verletzungen - und auf die politische Ebene bezogen, einer diese 
Emotion artikulierenden rechtspopulistischen Opposition - 
entgegenzutreten, wenn eine »Enttabuisierung« erfolgt (Haller 


2019: 85).91 Die Schritte dazu nennt Haller (2019: 86 £.; Haller 
2017: 229-242) »Impulse«. Auf der Basis dieser 
sozialpsychologischen Erkenntnisse lassen sich fünf Elemente für 
die Beschreibung der Funktion der rechtspopulistischen 
Opposition ableiten, die in der folgenden Grafik dargestellt 
werden. 


Abbildung 25: Die Emotionalisierungsfunktion der 
rechtspopulistischen Opposition 


Zunächst schafft die AfD im Parlament ein Forum für enttäuschte 
Emotionen und gefühlte oder reale Verletzungen, Durch das starke 
Element der Elitenkritik stellt die AfD eine Vertrauenssituation bei 
ihren Anhängerinnen und Anhängern her. Sie reagiert auf die 
Assonanz, die bei diesen Menschen vorhanden ist. Das bedeutet, 
sie nimmt die »Entkopplung, bei der die Ängste der 
Mittelschichten [...] von politischen Eliten nicht angemessen 
beantwortet werden (können?)« (Heidenreich 2019: 38) auf. Die 
AfD-Wählerschaft wird bestärkt, dass sie durch eine Stimmabgabe 
für diese Partei die »Lufthoheit über das Kränkungsgeschehen« 
(Haller 2019: 86) wiedererlangt. Dies übernimmt in der 
»Erregungsgesellschaft« (Han 2013; Pörksen 2018) die 
rechtspopulistische Opposition mit einfachen und vereinfachenden 


Politikansätzen. Sie schafft dabei eine Konsonanz, da sie 
verspricht, »den Gefühlen der Bürgerinnen und Bürger bzw. »des 
Volkes< vollends zu entsprechen« (Heidenreich 2019: 39). Aus 
Sicht der politikwissenschaftlichen Emotionsforschung führt dieser 
Prozess dazu, »von der Betroffenheit zur Bedeutsamkeit« (Weber 
2016: 168) zu gelangen - eine starke Triebfeder für Protestwahl, 
insbesondere solange sie tatsächlich in der Opposition bleibt und 
nicht Enttäuschungen durch Kompromisse in der Regierung 
erzeugt. 

Das zweite Element der Emotionalisierungsfunktion, das die AfD 
in ihrer Parlamentsarbeit berücksichtigt, ist die Transparenz, die 
sie durch das Ansprechen der Problemlagen der Menschen 
erzeugt. Dies erfolgt oftmals verbrämt und mit Vorurteilen, 
Elementen der Hetze oder Provokationen angereichert. Doch 
zunächst nimmt die AfD im Sinne ihrer Wählerschaft eine 
Verschiebung der Themenagenda vor und bringt die Verletzungen 
- auch hier ist wieder wichtig zu betonen, dass diese gefühlt oder 
real sein können - zur Sprache. Sie folgt damit in ihrem 
Oppositionsverhalten Mairs Argument, dass aufgrund 
unterlassener Debatten und Kritikmöglichkeiten innerhalb des 
Systems dieses als solches infrage gestellt wird. Durch das 
Zur-Sprache-Bringen »des Problems verliert dieses an Schärfe« 
(Haller 2019: 86). Die Problemlagen wechseln zudem von der 
individuellen Ebene in eine »soziale Textur« (Weber 2016: 173). 

Mit Kriesi et al. (2006) kann gezeigt werden, dass die Prozesse 
der ökonomischen und kulturellen Globalisierung zu einer 
Verlusterfahrung in bestimmten Gruppen führen, die eine 
Emotionalisierung bewirkt. In ihrer politischen Reaktion 
unterscheiden die Verlierer »nun aber gar nicht zwischen 
ökonomischen und kulturellen Herausforderungen« (Franzmann 
2016: 370). Daher zeigen Decker/Ruhose (2019) auf, dass die neue 
Konfliktachse Kommunitarismus gegen Kosmopolitismus nicht 
erschöpfend das Auftreten der rechtspopulistischen Opposition 
erklären kann. Rechtspopulisten nutzen dabei, dass »kulturell oder 
ökonomisch herausgeforderte[n] Gruppen [...] ein gemeinsames 
Potential« für sie darstellen (Franzmann 2016: 370) und 
überführen dieses in die »soziale Textur«, um noch einmal den 
Begriff von Weber (2016: 173) aufzugreifen. 

Durch das Aufkommen der rechtspopulistischen Opposition 
verlagert sich die Schärfe vom Einzelnen weg in die allgemeine 


politische Arena und nimmt dort in Form von Provokation und 
Spektakel wieder an Fahrt auf. Im Übrigen zeigt sich bei den 
Beobachtungen in den Kapiteln 3 und 4, dass diese Form der 
politischen Auseinandersetzung auch von denjenigen Kräften 
genutzt werden, die Schroeder/Weßels (2019a: 21) als 
»parlamentsorientiert« bezeichnen. Wehner (2020a) zweifelt 
daher, ob die Unterscheidung zwischen parlaments- und 
bewegungsorientiert für die AfD noch gelten kann. Sie wird 
zumindest mittelfristig nicht zu einer Spaltung der Partei oder der 
Fraktion führen (Ruhose 2020c: 8). 

Alle Kräfte der AfD-Fraktion sorgen dafür, dass die gefühlten 
und tatsächlichen Problemlagen, die nur unzureichend durch 
andere Fraktionen im Parlament adressiert wurden, in den 
parlamentarischen Raum zurückkehren. Ihr »zornpolitischer< 
Vordenker Marc Jongen wiederholt seine Auffassung, dass die AfD 
»dem gerechten Zorn im Land einen zivilen, einen 
parlamentarischen Ausdruck« (PIPr. 19/124: 15351) geben würde. 
Die Ursachen für den Zorn müssten bekämpft werden, dabei 
würde die AfD auch konstruktiv teilnehmen. »Dann brauchen Sie 
auch keine Programme gegen Hassrede mehr. Dann haben Sie uns 
auf Ihrer Seite« (PlPr. 19/124: 15351). 

Das nächste Element der Emotionalisierungsfunktion betrifft 
einen heiklen Punkt, bei dessen Formulierung man in der 
Öffentlichkeit schnell abwertend als >AfD-Sympathisant« 
bezeichnet wird. Hier geht es aber um das Verstehen von 
Wirkkanälen der rechtspopulistischen Opposition. Für die AfD- 
Wählerschaft gibt die rechtspopulistische parlamentarische 
Vertretung nämlich auch die Möglichkeit, ihre Verlustängste und 
erlittenen Kränkungen als »Lehre [zu] nutzen« (Haller 2019: 86). 
Reinhard Haller (2019: 86) schreibt, dass es in diesem Bereich 
darum geht, zu identifizieren, welche Schwachstellen bei den 
Menschen infolge der Kränkung durch die anderen getroffen 
wurden. Die Qualität der Schlussfolgerungen, die Ursache stets 
bei dem »Fremden« zu suchen, wie es Zygmunt Bauman (2016) in 
einem seiner letzten großen Essays formuliert hat, birgt eine 
große gesellschaftliche Problematik. Dadurch entsteht Wut, 
Verachtung und Abwertung gegen Gruppen von außen (Zick/ 
Küpper 2015: 11). Für die AfD-Wählerschaft aber wird durch die 
Artikulation und das Ernstnehmen und Verstärken ihrer Ängste 
und Vorurteile politisch sichtbar, dass zunächst »jemand« -in 


diesem Falle die AfD im Parlament - eine Lehre daraus zieht. »Der 
Ausdruck persönlicher »Betroffenheit<« steigerte die 
Widerstandskraft und wirkte als emotionale Brücke, die die 
politisch heterogene Bewegung zusammenführte«, hält Frevert am 
Beispiel der Friedenbewegung fest (2020: 45). 

Die bislang nicht berücksichtigten und repräsentierten 
Emotionen finden somit einen Ort und werden kanalisiert. Insofern 
lässt sich sogar formulieren, dass sie >versachlicht< werden, dies 
vor allem aus der Perspektive der Gekränkten oder 
Zurückgewiesenen. Die AfD sorgt somit »als emotionale Brücke« 
(Frevert 2020: 45) für die Repräsentanz im Übrigen auch für 
andere Oppositionsparteien. Denn auch wenn der damalige 
stellvertretende SPD-Vorsitzende Thorsten Schäfer-Gümbel für 
seine Aussage kritisiert wurde, dass sowohl Grüne als auch die 
AfD Politik »in grotesker Weise« (zitiert nach Eubel/Ismar 2019) 
verkürzen würden, ist zu beobachten, dass die Grünen von der 
Embotionalisierung insbesondere der Gesellschafts- und 
Migrationspolitik als Gegenpol profitieren. Einige Reaktionen im 
Parlament zeigen, dass diese gegenseitige Opposition auch 
durchaus bewusst - und auf beiden Seiten aus tiefer inhaltlicher 
Überzeugung - eingesetzt und betont wird. Experte P5 verweist 
auf die Zwangsläufigkeit dieser Gegensätzlichkeit, »weil klar ist, 
dass unser Menschenbild, [...] unsere Grundeinstellungen, 
politischen Überzeugungen, einer weltoffenen toleranten 
Gesellschaft, denen [der AfD-Abgeordneten, FR] ja zutiefst 
zuwider sind« (IV P5).92 

Zürn (2018: 14) schreibt dazu in einer Veröffentlichung für die 
Heinrich-Böll-Stiftung, dass der Rechtspopulismus »auf der 
kosmopolitischen Seite einen Gegenpol« erfordere. »Die grüne 
Strömung scheint für diese Rolle prädestiniert. Während der 
Anschluss an die sogenannte Mitte nicht verloren werden darf, 
kann gleichzeitig eine Akzentuierung der kosmopolitischen 
Positionen nur profilbildend wirken« (Zürn 2018: 14). 

Blondel (1997: 478-483) erörtert die Möglichkeit, dass in einer 
Analyse mit dem hier entwickelten breiten Oppositionsbegriff auch 
andere Gruppen Opposition sein könnte. Er nennt Verbände und 
Interessensgruppen neben den Parteien, wenn eine Gesellschaft 
durch mehrere Entscheidungszentren geprägt wird, wie dies in 
Deutschland eigentlich der Fall ist. Doch auch hier scheint sich 
eine Verengung der Opposition entwickelt zu haben, denn in dieser 


Gruppe verfolgt keine ernst zu nehmende Kraft in Deutschland - 
die Erasmus-Stiftung ist noch am Anfang und bisherige 
rechtspopulistische Gewerkschaftsbildungen sind noch nicht 
erfolgreich gewesen - eine system-konträre Politikagenda wie die 
AfD. 

Bei Haller folgt auf die Artikulation die Fähigkeit, seine eigenen 
Kränkungsmuster zu reflektieren und zu durchbrechen. Hier 
stockt allerdings die Bewältigung von emotionalen Verletzungen 
durch eine rechtspopulistische Opposition. Denn Kränkungsmuster 
zu durchbrechen, müsste letztendlich auch zu Perspektivwechseln 
führen, die für Haller (2019: 87) in der Kränkungsbewältigung 
zentral sind. Dies ist aber politisch nicht gewollt und daher 
funktioniert der Rechtspopulismus an dieser Stelle wie die 
»umgekehrte Psychoanalyse« (Löwenthal 1990: 61; grundlegend 
dazu Löwenthal 2021). »Ein guter Psychoanalytiker macht sich 
selbst überflüssig, indem er seine Patienten lehrt, sich aus 
neurotischen Verstrickungen und Ängsten zu lösen und somit 
Autonomie zu gewinnen. Der Populist macht das Gegenteil. Er 
verstärkt die unbewussten Ängste und neurotischen Zwänge 
seines Publikums, um es so an sich zu binden« (Dubiel 2002). 

Die Emotionalisierungsfunktion dient zunächst vor allem der 
Sichtbarkeit verborgener und unterdrückter kollektiver und 
individueller Gefühle. Gleichzeitig trägt »die Verarbeitung 
unerfüllter Bedürfnisse nach Zuwendung und Beachtung 
aggressive Züge« in sich (Haller 2019: 127). Durch die 
Artikulation durch die AfD im Parlament folgt diese Verarbeitung 
nach Haller (2019: 127) einer »aktiven« Verhaltensweise. Dieser 
Funktion sind sich die Abgeordneten der AfD-Fraktion bewusst, 
wie die folgende Aussage des Justiziars Stephan Brandner belegt. 
Er betont die Emotionalisierungsfunktion seiner Fraktion, wenn er 
in der Debatte um das Gesetz der Bundesregierung zur 
Hasskriminalität warnt: 


»Meine Damen und Herren, es ist für die Demokratie 
lebensnotwendig, die Meinungsfreiheit zu schützen. Dafür 
steht die AfD. Durch Begriffe wie »Hasskriminalität< oder 
»Hassrede« wird die Grenze der Meinungsfreiheit bewusst 
verwischt, und der Bürger bekommt Angst, sich noch zu 
äußern, weil er meint, jede Emotion, die er ausleben 
würde, wäre gleich eine Straftat. Damit schaden Sie 
unserer Demokratie; Sie schaden der Debatte in unserer 


Demokratie« (PlPr. 19/166: 20734). 


Der Abgeordnete Professor Harald Weyel formuliert die inhaltliche 
Grundlage, die die AfD im Bundestag repräsentiert: 


»Mit Panik und Hysteriestrategie haben Sie das Land 
nacheinander getrieben vom Euro-Politikwahn, der die 
Finanzen ruiniert, in den Klimapolitikwahn, der die Umwelt 
schädigt, in den Coronapolitikwahn, der auf die Wirtschaft 
wirkt wie eine Neutronenbombe. Kein neuer Spuk hat je 
den alten aufgelöst, wie manche hoffen. Nein, drei 
apokalyptische Reiter sitzen uns zugleich im Nacken, und 
der vierte ist auch schon eingetroffen: eine völlig 
überkandidelte Antidiskriminierungspolitik, die die 
Bevölkerungsmehrheit diskriminiert und Polizei und Justiz 
genauso durchdysfunktionalisiert, wie es beim Militär 
schon gelungen ist« (PlPr. 19/166: 20651). 


Die Emotionalisierungsfunktion der rechtspopulistischen 
Opposition in den Parlamenten muss ambivalent bewertet werden, 
wie dieses Zitat deutlich macht. Sie ist das Ventil, aber sie führt 
nicht zu mehr Wertschätzung oder Anerkennung in der 
Gesellschaft. Vielmehr ist die sichtbare Stimme im Parlament 
weiterhin als rechtspopulistisch bis völkisch-national stigmatisiert. 

Gauland thematisierte die Funktion der AfD-Fraktion auch in der 
Auseinandersetzung um das Bevölkerungsschutzgesetz im Herbst 
2020. »Das Infektionsschutzgesetz der Bundesregierung ist die 
größte Grundrechtseinschränkung in der Geschichte der 
Bundesrepublik [...] Das Misstrauen, meine Damen und Herren, 
wird explodieren. Das sehen sie auf den Straßen, das sehen sie an 
der Aggression, die sie überall spüren« (PlPr. 19/191: 24051). 

Er stellt dann eine Reihe von inhaltlichen Fragen, die man 
stellen müsse, ohne vom Verfassungsschutz bedroht zu sein. Und 
diese Rolle sieht er für die AfD. Sie ist diejenige Fraktion, die die 
Emotionen und Sorgen aufnimmt. Sie ist für ihn daher 
»offensichtlich in diesem Lande die einzige demokratische 
Fraktion [[...] ]« (PlPr. 19/191: 24052). 

Diese Einstellung bewirkt einerseits eine Solidarisierung in der 
Gruppe der AfD-Unterstützer und auf der anderen Seite - darauf 
weisen die Experten P1 und P3 hin - eine Solidarisierung der 
anderen Fraktionen gegen die AfD-Fraktion. Experte EA stellt dazu 
fest, dass die AfD dazu geführt habe, »dass die anderen Fraktionen 


tendenziell netter miteinander umgehen als früher, weil sich die 
anderen Fraktionen immer eben auch von diesem Rechtsaußen- 
Feind abgrenzen. Und das wiederum spielt der AfD in die Hände, 
weil sie dann gegebenenfalls leichter sagen kann, das seien eben 
alles die Altparteien [[...] ]« (IV EA). 

Es besteht eine sich verstärkende Wechselbeziehung zwischen 
den Fraktionen und der AfD-Fraktion. Prägnant dazu Experte P3: 
»Das liegt aber auch wirklich an uns. [...] Man will mit denen 
nichts zu tun haben« (IV P3). Für die AfD beschreibt Experte EA 
die Wirkung: »[D]a ist doch in vielerlei Bereichen immer wieder 
festzustellen, es werden Projekte aufgestellt, die ganz 
offensichtlich an den anderen Fraktionen des Parlaments direkt 
vorbei zielen, die Fragen gar nicht erst danach, hätten wir da 
eventuell eine Möglichkeit andere zu überzeugen« (IV E4). 

Patzelt verweist auf den »Empörungskern«, der »jeweils die mit 
vielen anderen geteilte Empfindung zu sein (scheint), eine 
politisch gewollte - oder immerhin politisch ermöglichte - 
Entwicklung werde große Gefahren für das gesellschaftlich oder 
kulturell Erreichte mit sich bringen« (2020a). Für ihn gibt es eine 
Verbindung zwischen den zahlreichen sozialen Bewegungen und 
den »inhaltlich mannigfachen Populismen« (ebd.). Auch mit Blick 
auf die Entwicklungen der Corona-Pandemie muss darauf 
hingewiesen werden, dass es für die politische Debatte keinen 
Unterschied macht, ob die Empörungsgrundlage real ist oder 
einen imaginären Hintergrund besitzt, den Patzelt als 
»phantasmatischen Kern« bezeichnen würde (ebd.). Aus dieser 
Analyse folgt die Schlussfolgerung, dass im Endeffekt ein 
Nebeneinander von Diskussion und Repression (ebd.) benötigt 
wird; darauf wird in Kapitel 7.3 eingegangen. Dabei ist besonders 
relevant, die hier dargestellten Wirkungsweisen des 
Rechtspopulismus und seine Emotionalisierungsfunktion adäquat 
zu analysieren. Es geht um »eine sich von politischen Vorurteilen 
möglichst fernhaltende, empirisch gestützte Klärung der realen 
Ursachen unserer Populismen« (ebd.). 

Wird Mairs oben skizzierte Kritik an der EU-Politik und der 
Unmöglichkeit einer konstruktiven Opposition auf die deutsche 
Situation in der 19. Wahlperiode übertragen, so wird deutlich, dass 
aufgrund der negativen exponierten Stellung der AfD, die durch 
sie sichtbar gemachten Kritikpunkte am politischen System und 
der deutschen Gesellschaft dennoch unberücksichtigt bleiben. 


Offensichtlich wurde dies bei der Fragestunde mit der 
Bundeskanzlerin am 13. Mai 2020 zur Corona-Krise (Alexander 
2020: 4). Die breite Zustimmung des Parlaments zu den dort 
getroffenen Aussagen der Kanzlerin führte zu einer starken 
Solidarisierung und zu einer Abgrenzung gegenüber kritischen 
Positionen. 

Im Zeitverlauf wird daher die Kritik immer unsachlicher und 
immer systemkritischer. Dadurch eint sich die AfD, denn die 
zentralen Argumentationsmuster werden in den 
Bundestagsdebatten von allen Vertreterinnen und Vertretern der 
unterschiedlichen Parteiströmungen genutzt und vertreten. Bernd 
Lucke (2019: 161) folgert für die AfD, dass sich aufgrund der 
emotionalen Enttäuschungen ein »Milieu der Verbitterten« 
gebildet hat. Die rechtspopulistische Opposition hat in dieser 
Lesart die Funktion übernommen für dieses Milieu »einen 
Projektionspunkt für ihr tief verwurzeltes Misstrauen« zu bieten 
(Lucke 2019: 160).93 

Die AfD-Fraktion ist genau aufgrund dieser Funktion im 
Zeitablauf - trotz der immer wieder aufkommenden Streitigkeiten 
- homogener geworden, und insbesondere diejenigen Vertreter, die 
von Beginn an einen extremen Kurs propagierten, konnten durch 
die Wirkkanäle integrativ in der Fraktion wirken. »Die Debatten, 
die jetzt innerhalb der Partei geführt werden, inhaltlich irgendwie 
zwischen Flügel und Nicht-Flügel, die spielen da [in der 
Bundestagsfraktion, FR] eigentlich auch nicht so eine große Rolle« 
(IV El). Dies ist seit der Auseinandersetzung um Andreas Kalbitz, 
dem Parteitag von Kalkar (Vollradt 2020c: 4) und mit näher 
rückendem Bundestagswahltermin anders. Schon die Debatte um 
Kalbitz »spielt natürlich in der Fraktion eine Rolle und führt da 
auch zu Missstimmungen« (IV El). 


6.3Die Strategie der rechtspopulistischen 
Opposition 


Es stellt sich die Frage, wie die AfD mit dieser Aufgabe umgeht, 
die gesellschaftliche emotionale Lage im Parlament abzubilden. 
Sie hat dafür fünf strategische Elemente entwickelt, die es ihr 
ermöglichen, die an sie formulierte Anforderung der Wählerinnen 
und Wähler zum einen abzubilden und zum anderen auch 


entsprechend selbst zu aktivieren. Sie greift die Bedürfnisse der 
Erregungsgesellschaft auf und verstärkt diese. Dafür hat sie in 
ihrem Strategiepapier zur Bundestagswahl 2017 das 
Erregungspotenzial in der deutschen Gesellschaft identifiziert und 
ihre Themenschwerpunkte formuliert (AfD 2016). Die AfD reagiert 
auf dieses Potenzial, indem sie die bestehende Assonanz zwischen 
»den« Eliten und einem nennenswerten Teil der Bevölkerung 
verstärkt (Heidenreich 2019: 39).9% Die Beobachtungen ihrer 
Arbeit im Bundestag zeigen deutlich, dass die Fraktion dabei von 
den und mit den Reaktionen der anderen aufihre Strategie lebt 
und arbeitet. Es entsteht dadurch eine Art Erregungskreislauf, 
dessen Verlaufin Abbildung 26 dargestellt wird. 
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Abbildung 26: Der Erregungskreislauf der rechtspopulistischen 
Opposition 


Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels werden Emotionen in der 
Gesellschaft sichtbar, die bislang nicht aktiviert wurden. Diese 
sind vor allem negativ konnotierte Gefühle, die - weil sie von 
unzähligen Menschen in ähnlicher Form erlebt werden - ein 
Erregungspotenzial auslösen, das sich seine politische 
Ausdrucksform sucht. Die rechtspopulistische Opposition kann 
dies gut aktivieren, weil sie mit ihren Strategieelementen diesem 
Potenzial entweder Ausdruck verleiht oder es erst zusammenführt. 
Da der Rechtspopulismus mit Gegensätzen arbeitet, ist ihm eine 
erregte Resonanz sicher. Rosa (2016) formuliert das Bedürfnis des 
Menschen nach Resonanz in einer positiven Sichtweise. Dass eine 
Art Nicht-Gesehen-Werden zu negativen Emotionen führt, hat die 


Soziologin Hochschild (2017) für die amerikanischen 
»Rust-Belt-Arbeiter< herausgearbeitet. Sie spricht von einer »deep 
story«, die der Unterstützung für Trump unterlegt ist. Eine solche 
»deep story< macht auch das gesellschaftliche Erregungspotenzial 
für die AfD abrufbar, sie kann eine »unmittelbare 
Identitätsrepräsentation« (Heidenreich 2019: 39) der 
unberücksichtigten Emotionen anbieten (vgl. Dörre 2020 für die 
Anwendung dieser Methode auf Deutschland). Diese Erregung ist 
in unserer Gesellschaft breit vertreten, sodass sich in der AfD- 
Unterstützung zahlreiche Schichten finden und zusammenhalten, 
auch bei wesentlichen Interessenskollisionen (Loew 2019 und 
Loew/Faas 2019). 

Die AfD-Strategie zur Aktivierung dieses Erregungspotenzials 
kann daher als Erregungsstrategie bezeichnet werden. Bei der 
Arbeit der AfD-Fraktion im Bundestag können dabei fünf zentrale 
Elemente erkannt werden, die sich ergänzen, teilweise scheinbar 
widersprechen und die von allen Protagonisten, unabhängig von 
ihrer innerparteilichen Verortung, verfolgt werden. Dieser Ansatz 
sieht vor, »Gefühle gerade nicht zu hinterfragen, sondern diese zu 
verstärken oder zu instrumentalisieren« (Heidenreich 2019: 39). 

Die in Kapitel 3 dokumentierten internen Spannungen und die 
zum Ende der Wahlperiode hin lauter werdende Kritik an der 
Fraktionsführung ist hier vor allem inhaltlich zu sehen. Der 
Vorwurf der AfD-Abgeordneten ist, dass es hinsichtlich des 
Themenmanagements keine rote Linie geben würde. Das Verhalten 
und das Agieren während der Bundestagssitzungen werden 
allerdings nicht kritisiert; hier zeigt sich das homogene 
Verständnis der AfD-Abgeordneten hinsichtlich ihrer Funktion und 
ihrer strategischen Ansätze im Parlament. Die nachfolgende Grafik 
führt die einzelnen Elemente dieser Ansätze auf, die im Folgenden 
inhaltlich ausgeführt werden. Im Anschluss daran werden diese 
Strategieelemente in der AfD-Fraktionsarbeit dargestellt. 


Vereindeutigung Enkultivierung 
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Abbildung 27: Die fünf Strategieelemente der rechtspopulistischen 
Opposition 


6.3.1Provokation 


Das Hauptaugenmerk der AfD-Fraktion liegt auf der Provokation 
im Parlament (Kleinert 2021: 41). Für Experte EA zeigt sich das 
deutlich bei den Redebeiträgen. »[D]ann reden die 
[AfD-Abgeordneten, FR] eigentlich nicht zu den anderen 
Fraktionen, sondern die reden im Grunde zu ihren YouTube- 
Zuschauern« (IV EA). »Krawall, wirklich großer Krawall« (IV P3), 
so beschreibt Experte P3 seinen Eindruck in der 
Auseinandersetzung mit der AfD-Fraktion. Das Prinzip wurde an 
anderer Stelle schon eingehend beschrieben (Ruhose 2019: 11), es 
steht im Mittelpunkt der politischen Arbeit der AfD (2016: 10 £.). 
Der rechte Publizist Götz Kubitschek (2006: 22-24) hat dies in 
einer programmatischen Schrift festgehalten, die im 
Zusammenhang mit der AfD-Strategie beachtet werden muss.95 Er 
fordert dazu auf, den gezielten Bruch mit Konventionen und Tabus 
zu wagen, »weil wir also einen Gegner haben, ist es an uns, die 
Krise als Chance zu nutzen, die Begriffe zuzuspitzen und den 
Gegner zu kennzeichnen. Provokation ist dafür das geeignete 
Mittel« (Kubitschek 2006: 23). Auch er stellt die Kränkung in den 
Mittelpunkt seiner Überlegung. Durch die Nichtberücksichtigung 


aus seiner Sicht legitimer Einstellungen wäre das Land in einer 
schlechten Verfassung. Daher »ist praktisch jedes Mittel legitim, 
das zu Veränderungen führt. Provokation muß, wenn sie der 
Auftakt zu Umwälzungen sein will, als Baustein innerhalb einer 
Strategie ihren Platz haben. Sie ist oft das einzige Mittel der 
Schwachen: Wer über Machtmittel verfügt, drückt, was er möchte, 
einfach durch, erzählt, was er möchte, einfach auf allen Kanälen. 
Wer keine Macht hat, bereitet sich lange und gründlich vor, 
studiert die Reflexschemata des Medienzeitalters und erzwingt 
durch einen Coup Öffentliche Wahrnehmung. Denn daran muß sich 
der Provokateur messen lassen: Was nicht in den Medien war, war 
nicht« (Kubitschek 2006: 23 £.). Wer provoziert, möchte eine 
Reaktion hervorrufen und hofft auf Resonanz. Wie bei der Partei 
steht auch bei der Fraktion »die aggressive Ablehnung der 
bisherigen Politik, insbesondere symbolisiert durch die Person und 
die Agenda Angela Merkels, im Mittelpunkt« (Ruhose 2019: 12). 

Kubitscheks Ausführungen lesen sich wie die Vorarbeiten zu den 
bereits zitierten zwei größeren AfD-Strategiepapieren (AfD 2016 
und AfD 2019). »Wahrgenommen wird das Unerwartete, 
wahrgenommen wird der gezielte Regelverstoß, wahrgenommen, 
zwingend wahrgenommen wird die bewußte oder unbewußte 
Verletzung der Tabus. “ (Kubitschek 2006: 24). 

Die rechtspopulistische Opposition bringt zum einen die Themen 
auf die Bühne, die bislang aus welchen Gründen auch immer zu 
wenig berücksichtigt wurden. Zum anderen sorgt sie aber dafür, 
dass durch den Akt der politischen Provokation der Weg ihrer 
Themen nicht zurück in die politische Hoheit der >Mainstream- 
Kräfte« führt. Dafür zieht die AfD-Fraktion bei parlamentarischen 
Initiativen regelmäßig Verbindungen zu ihrem Markenkern: die 
Zuwanderungs- und Asylpolitik. Wenn Abgeordnete Initiativen auf 
anderen Politikfeldern verfassen, werden diese mit Fragen der 
Einwanderung und Asylpolitik verbunden.96 Deswegen ist die AfD- 
Fraktion auch entgegen der Einschätzung des Herausgebers der 
rechten Jungen Freiheit, Dieter Stein, mit diesem Ansatz politisch 
erfolgreich. Er hatte für die Wirkung dieser von Kubitschek 
vorgedachten Konzeption eine negative Wirkung auf die 
bürgerliche Ausrichtung der AfD im Gesamten festgestellt. »Das 
Konzept von Provokation und Regelverletzung wirkte letztlich 
destruktiv und scheitert an den politischen Realitäten" (Stein 
2020a: 2). 


Das »Prinzip des politisch inkorrekten Auftritts« (Ruhose 2019: 
11) - also von »Provokation und Regelverletzung« (Stein 2020a: 2) 
- wird deshalb auch im Strategiepapier der AfD zum 
Bundestagswahlkampf 2017 als Ausgangspunkt bei politischen 
Initiativen genannt (AfD 2016: 10 £.) und kalkuliert damit die 
Antwort der Gegenseite mit ein (Ruhose 2019: 11). »Je nervöser 
und je unfairer die Altparteien auf Provokationen reagieren desto 
besser. Je mehr sie versuchen, die AfD wegen provokanter Worte 
oder Aktionen zu stigmatisieren, desto positiver ist das für das 
Profil der AfD. Niemand gibt der AfD mehr Glaubwürdigkeit als 
ihre politischen Gegner. Deren negative Reaktion muss daher ganz 
bewusst von der AfD einkalkuliert werden« (AfD 2016: 11; 
Hervorhebung im Original). 

Dazu gehört auch, dass die AfD im Bundestag die politischen 
Institutionen der Bundesrepublik regelmäßig versucht, verächtlich 
zu machen, wie Experten Pl und P2 dies beschreiben. Sie 
versuche »das bestehende System in Frage [...] [zu stellen, FR], 
die man nicht einfach so hinnehmen kann« (IV P2). Dies ist ein 
genereller Vorwurf, der gegen die AfD im Gesamten insbesondere 
im Umfeld um die Wahl des FDP-Abgeordneten Kemmerich zum 
Thüringischen Ministerpräsidenten zu Beginn des Jahres 2020 
aufkam (Heitmeyer 2020: 136-139). Die AfD weiß aber auch, wie 
gefährlich eine Parlamentsstrategie für sie sein kann, die nur auf 
dieses Instrument setzen würde. Deswegen war die interne 
Entrüstung über die Vorkommnisse rund um die Debatte der 
Änderung des Infektionsschutzgesetzes im November 2020 echt, 
als Vertreterinnen und Vertreter der sogenannten Alternativen 
Medien auf Einladung von drei AfD-Bundestagsabgeordneten 
Abgeordnete anderer Fraktionen und Mitglieder der 
Bundesregierung bedrängten (Breyton/Hock 2020: 4).97 Experte 
EA verweist darauf, dass die AfD hier durch die Provokation die 
interessierte Öffentlichkeit von ihren eigentlichen Botschaften 
stark abgelenkt hat. Wie entscheidend diese Funktion der 
Provokation für interne Unterstützungen ist, zeigt sich an den 
Klickzahlen zum Beispiel für die Rede von Gauland, in der er vor 
der »Coronadiktatur auf Widerruf« (PlPr. 19/186: 23358) warnt 
und so die Verbindung zur Querdenken-Bewegung zieht. Dennoch 
können in der Arbeit der Bundestagsfraktion auch andere 
strategische Überlegungen analysiert werden, die an der Seite 
dieser Provokation und mitunter im Widerspruch dazu stehen. 


6.3.2Vereindeutigung 


Was sich hinter dem Strategieelement der »Vereindeutigung< 
verbirgt, hat Bauer (2018) in seiner relevanten Studie zur 
»Vereindeutigung der Welt« umfassend für unsere Gesellschaft 
entwickelt. Er arbeitet detailliert heraus, dass in unserer 
Gesellschaft, die sich stetig ausdifferenziert, etwas von den 
Menschen gefordert wird, was er »Ambiguitätstoleranz« nennt. 
Ambiguität bezeichnet »alle Phänomene der Mehrdeutigkeit, der 
Unentscheidbarkeit und Vagheit« (Bauer 2018: 13). Menschen 
können jedoch mit dem Zustand der Ambiguität nur begrenzt gut 
leben. Sie streben »eher danach [...], einen Zustand der 
Eindeutigkeit herzustellen« (Bauer 2018: 16). Die AfD-Fraktion 
bietet mit ihren klaren Unterscheidungen zwischen >Wir< und >Die« 
sowie ihren verkürzten politischen Botschaften genau diese 
»Eindeutigkeit< an. Sie bedient damit die im gesellschaftlichen 
Erregungspotenzial weitverbreitete »Ambiguitätsintoleranz« 
(Bauer 2018: 29).98 

Die AfD-Fraktion offeriert diesen Menschen eine Vereinfachung 
der Welt - mit ihren Botschaften formuliert sie regelmäßig 
Möglichkeiten, sich von »Vielfalt, Komplexität und Pluralität« 
(Bauer 2018: 30) zu verabschieden. Dabei kann mit Bauer (2018: 
29) davon ausgegangen werden, dass diese Angebote für immer 
mehr Menschen attraktiver werden. Deshalb besteht hier ein 
unmittelbarer Anknüpfungspunkt für die strategische Arbeit in der 
AfD-Fraktion, um diese emotionalen Bedürfnisse ihrer 
Wählerschaft zu bedienen. Ziel ist es, »ein Weniger an 
Bedeutungen, an Ambiguität und an Vielfalt in allen 
Lebensbereichen« (Bauer 2018: 30) zu erreichen. Hier kommen 
die Interessenslagen der Medien, die Konsumbedürfnisse 
zahlreicher Menschen und die Auseinandersetzung der AfD- 
Fraktion mit politischen Inhalten zusammen. »Eine komplexe 
Kontextualisierung der Sachverhalte [...] würde den Spaß nur 
verderben«, hält Bauer (2018: 91) fest. Mit der Übernahme dieses 
Konzepts gelingt es der AfD, Themen auszuklammern, die ihr 
wegen unterschiedlicher Ansichten der eigenen Wählerschaft 
gefährlich werden könnten (Leif 2017: 27 £.). »Es kommt [...] 
vorrangig darauf an, [...] etwaige Differenzen möglichst im 
Hintergrund zu lassen und das Gemeinsame der AfD-Wählerschaft 
zu betonen. Wo dies nicht einfach ist, müssen Querverbindungen 


zwischen den Kernthemen und den möglicherweise spalterisch 
wirkenden Themen gezogen werden« (AfD 2016: 8; Hervorhebung 
im Original). Die AfD-Fraktion versucht, auch dafür in ihrer Arbeit 
»Eindeutigkeit nach außen durchzusetzen« (Bauer 2018: 91). 
Dabei präsentiert sie sich als aufklärende Kraft und deckt 
(angebliches oder tatsächliches) Fehlverhalten der etablierten 
Politik auf (Ruhose 2019: 12). 


6.3.3Entkultivierung 


Die Mehrdeutigkeiten komplexer politischer Inhalte lassen sich 
»nie völlig beseitigen« (Bauer 2018: 91). Bauer folgert daraus, 
dass für ein vollständiges Verschwinden von Uneindeutigkeiten 
und von gesellschaftlicher Vielfalt ein Enthumanisierungsprozess 
notwendig sei. Während er darauf abzielt, dass Maschinen dabei 
helfen könnten, Entscheidungen zu treffen und er daher über die 
»Utopie des ambiguitätsfreien Maschinenmenschen« (Bauer 2018: 
94) schreibt, geht es bei dem hier für die AfD so entscheidenden 
Prozess darum, gewisse »Entkultivierungen« ihrer Wählerschaft 
und von Teilen der bürgerlichen Schichten zu unterstützen. 

Im Zusammenhang mit den Begründungen für den Austritt der 
bisher fünf Abgeordneten aus der AfD-Fraktion wird immer wieder 
das Motiv wiederholt, dass großer Druck auf Personen ausgeübt 
wurde, die nicht der herrschenden politischen Meinung in der 
Fraktion folgen wollten. Es ist wahrscheinlich, dass dabei nicht 
nur der Widerspruch zwischen dem »Flügel< und den sich als 
bürgerlich-konservativ bezeichnenden Kräften ausschlaggebend 
war, da dieser nicht treibend für die Konflikte innerhalb der 
Fraktion zu sein scheint, wie es Experte E1 im Interview 
dargestellt hat.99 Vielmehr - so schätzt es Experte E3 ein - gibt es 
im Gesamten der Fraktion inhaltlich keine größeren Unterschiede 
zwischen »Flügelpositionen« und dem »AfD Mainstream« (IV E3). 
Dessen »Haltungen, Rhetoriken« sind »in weiten Teilen der 
AfD-Bundestagsfraktion verbreitet« (IV E4), wie Experte EA 
ebenfalls feststellt. Hier zeigt sich, dass auch intern über den 
Beobachtungszeitraum hinweg ein Entkultivierungsprozess läuft. 

Die AfD-Fraktion habe »sich wirklich bemüht [...] es anders zu 
machen als in der Partei. Sie haben versucht, nicht so sehr danach 
zu gucken, wer Flügel ist und wer nicht, sondern zusammen zu 
arbeiten. Aber das hat eben auch nur eine Weile geklappt. In den 


letzten Monaten oder vielleicht auch schon im letzten Jahr 
funktioniert das aber gar nicht mehr.« (IV E3).100 

Auf der strategischen Ebene soll durch Initiativen in diesem 
Bereich erreicht werden, dass auch in der Mitte rohe 
Einstellungen durch das Zusammenwirken von politischen Eliten 
und dem »Milieu der rohen Bürgerlichkeit« (Heitmeyer 2018: 293) 
aktiviert werden und es so zu einer »Verschiebung von 
Normalitätsstandards« (Heitmeyer 2018: 293) kommen kann. 
Speit (2019: 26) weist auf die besondere Funktion dieser 
gesellschaftlichen Teile hin. Diese haben »»>normalerweise« die 
Funktion, gesellschaftliche Konflikte auszutragen und 
einzugehen.« 

Mit Gauland und Weidel, oder auch schon mit Lucke oder Petry, 
sind es Personen, die »ihren Einfluss in verschiedene Richtungen 
geltend machen [können]« (Heitmeyer 2018: 293). Sie werden 
»Akteure der Entkultivierung des Bürgertums« (Speit 2019: 93). 
Als Symbol dafür ist Gaulands Parlamentsaktivität heranzuziehen. 
Hier fungiert er als Antreiber, der durch eine hohe 
Zwischenrufdichte unmittelbar und aggressiv in den 
parlamentarischen Diskurs eingreift. Er setzt die Tonlage für seine 
Fraktion in den Parlamentsdebatten und führt seine Fraktion 
oftmals an den Rand dessen, was sich als »bürgerliches Verhalten« 
bezeichnen lässt (Brunner et al. 2018). 

Mit der »Entkultivierung< stellt die AfD-Fraktion bestehende 
Konventionen kontinuierlich infrage und ermöglicht es, über die 
Kritik an Denkverboten den Raum des Sagbaren zu erweitern. 
Dabei kann sie auf eine gesellschaftliche Entwicklung in 
bürgerlichen Kreisen aufbauen, die sich spätestens seit der 
Protestwelle gegen Stuttgart 21 beobachten lässt. Es ist eine Art 
Wutbürgertum entstanden, dessen Empörung in einer Vielzahl von 
Bereichen latent vorhanden und abrufbar ist (Frevert 2020: 413- 
417). Diese besondere Konstitution verschiedener bürgerlicher 
Schichten ermöglicht es der AfD-Fraktion, obwohl Wut an sich 
keine bürgerliche Kategorie sein sollte - Frevert (2020: 18) 
verweist darauf, dass dieses Gefühl nichts Bürgerliches 
auszeichnet -, hier eine Anschlussfähigkeit herzustellen. 

Die AfD-Fraktion unternimmt mit einer Vielzahl von Initiativen 
Versuche, gesellschaftliche »Standards« bei »basaleln] 
Grundwerteln]«, wie Heitmeyer (2019: 294) es nennt und als 
Beispiel die »Gleichwertigkeit der Menschen« aufführt, zu lockern 


oder umzudeuten. Ein weiteres Beispiel dafür ist das Bild des 
»Großen Austauschs«<, welches in den Reden der 
AfD-Bundestagsfraktion immer wieder eine zentrale Rolle 
einnimmt, wie beispielsweise beim Abgeordneten Curio: »Keine 
Beschränkung auf Mangelberufe - also egal, ob wir die Leute 
überhaupt brauchen, Hauptsache mehr fremdkulturelle 
Zuwanderung« (PlPr. 19/98: 11714). 

In dieses Strategieelement fügt sich auch der Geschichtsbegriff 
der AfD-Fraktion ein, den ihr Fraktionsvorsitzender Gauland 
immer wieder formuliert. Dieser äußerte zum Beispiel, dass »er 
das Recht« habe, »stolz zu sein auf die Leistungen deutscher 
Soldaten in zwei Weltkriegen« (Gauland, zitiert nach Bender 
2020b: 2; vgl. auch Fiedler 2019c: 275 £.). 

Auch in ihrer Positionierung als politische Kraft gegen 
antisemitische Bestrebungen folgt sie einer Entkultivierung. 
Steinke weist darauf hin, dass sich die AfD zwar offensiv als an der 
Seite jüdischer Mitbürgerinnen und Mitbürger sowie Israels 
stehend positioniert, diese Öffentliche Positionierung wird 
allerdings eingesetzt, um unmittelbar »gegen andere 
marginalisierte Gruppen der Gesellschaft agitieren zu können, 
denen man eine illegitime, heimliche Macht über die Mehrheit 
unterstellt« (Steinke 2020:4). 

In diese Reihe ist - in Kombination mit der Provokation - die 
Kommunikation der Fraktion in den sozialen Medien einzuordnen. 
Kunkel schreibt in seinem Buch über die Nutzung der Sprache, 
worum es im Bereich der Entkultivierung geht. »Der Kampf um die 
Sprache wird mit immer härteren Bandagen geführt. Wir haben 
uns erlaubt, [...] die Outline einer >gepfefferten Sprache [...] 
vorzuschlagen« (2020: 322) .Dann nennt er auf neun Buchseiten 
Beispiele, die »nicht justiziabel« (Kunkel 2020: 322) seien. Man 
brauche eine solche »gepfefferte Sprache«101 um »konkret 
aussprechen« zu können, »dass die allgemein propagierten Werte 
zu einer enormen Belastung der Gesellschaft geworden sind« 
(Kunkel 2020: 341). 

So werden vorhandene Emotionen miteinander verkoppelt, was 
bei »Wut, Hass und Angst« (Frevert 2020: 25) gut gelingen kann. 
Damit baut sie auf vorhandene milieuübergreifende »Entwertungs- 
und Deklassierungsgefühle sowie Ressentiments« (Reckwitz 2020: 
248) auf. Der auch als Wahlkampfstratege für die AfD tätige Autor 
Kunkel (2020: 341) ist dabei der Überzeugung, dass nur durch 


eine so deutliche Thematisierung wieder »eine Annäherung 
zwischen den verfeindeten Lagern« erfolgen könne. Bei der 
Entkultivierung geht es somit darum, die eigene Wählerklientel 
anzusprechen und auch brüchige Verbindungslinien in Teile der 
potenziellen, konservativen Unterstützerkreise zu ziehen. Wenn 
die konservative Seite darauf positiv reagiert, indem sie aufgrund 
der Sorge vor Stimmverlusten versucht, ähnliche Debatten zu 
führen wie die rechtspopulistische Opposition, wirkt die 
Entkultivierung. Deininger/Ritzer (2020: 14) sprechen dabei mit 
Blick auf die CSU-Strategie bei der Landtagswahl 2018 von einer 
Erkundung »moralischelr] Grenzregionen«. 

Es wurde bereits gezeigt, dass die AfD-Fraktion »zahlreiche 
Kommunikationskanäle jenseits der traditionellen Medien bedient« 
(Ruhose 2019: 15). Zudem hat sie durch ihren »Newsroom« 
versucht, eigene Formate zu etablieren. Am Ende der Wahlperiode 
gilt aber die Einschätzung des Experten EI, dass sich ein Großteil 
der Kritik an Alice Weidel auch daraus speist, dass hier nicht die 
erhofften Erfolge eingetreten sind (s. auch Kapitel 3). Experte E1 
spricht von einer »allgemeineln] Unzufriedenheit eigentlich 
darüber, dass man [...] keine richtige Strategie hat, irgendwie 
keine richtigen Kampagnen fahren kann« (IVEI). 

Mit ihren »Gegenmedien<« kann sie unmittelbar mit ihren sie 
unterstützende Gruppen kommunizieren und die übliche Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit von Fraktionen rückt in den Hintergrund 
(Ruhose 2019: 15). Dieser unmittelbare Wirkkanal befeuert dabei 
aber auch die Radikalisierung ihrer Äußerungen. Das folgt daraus, 
dass die AfD-Fraktion »auf diese Weise nicht nur ihre Botschaften 
kommuniziert, sondern unmittelbar Rückmeldung aus der 
AfD-Community erhält« (Ruhose 2019: 15). Gleichzeitig reagieren 
die etablierten Medien darauf und stellen »die Themen der AfD 
und ihre Protagonisten sehr häufig in den Mittelpunkt der 
Berichterstattung« (Ruhose 2019: 15). Die AfD-Fraktion besitzt ein 
doppeltes Selbstverständnis hinsichtlich ihrer eigenen 
Positionierung. »Sie vertritt eindeutig national-chauvinistische 
Inhalte und ist gleichzeitig auf den Ruf der Vertreterin einer 
bürgerlich-konservativen, aber ungehörten »Mitte< bedacht« 
(Finkbeiner 2020). Sie verbindet das vorhandene, »nicht zu 
unterschätzende [...] gesellschaftliche [...] Bedürfnis nach 
Konservativem« (Finkbeiner 2020) und lädt es mit 
Programmelementen der Neuen Rechten so auf, dass sie eine 


breite Allianz von Wählern ansprechen kann. Sie profitiert von 
Leerstellen konservativer Programmatik. »Während die Suche 
nach »dem Konservativen« läuft, kann jeder für sich beanspruchen, 
konservativ zu sein. Das erleichtert der AfD das Manöver der 
konservativen Selbstlegitimation. Die Partei kann das Konservative 
usurpieren - denn es weiß ohnehin gerade niemand so genau, was 
das eigentlich ist« (Finkbeiner 2020). 


6.3.4Selbstverharmlosung 


Die Strategie der AfD-Fraktion im Bundestag kann auf den Nenner 
gebracht werden, Original zu sein und gleichzeitig 
Anschlussfähigkeit als »bürgerliche Partei< herzustellen. Die 
»konservative Selbstlegitimierung« (Finkbeiner 2020) verfolgen 
von Weidel bis Höcke alle zentralen Akteure. Während Weidel die 
Nähe zu den rechten Vordenkern der »Höcke-AfD« (Funke 2020) 
sucht und beispielsweise beim IfS in Schnellroda über die Arbeit 
der AfD-Fraktion referiert (Weidel 2019b), inszeniert sich Björn 
Höcke in Thüringen als bürgerlicher Mehrheitsbeschaffer für CDU 
und FDP. Im Bundestag bietet sich die Fraktion immer als 
Mitgestalter einer >bürgerlichen« Politik an, wenn sich CDU/CSU 
und FDP wieder zu einer »bürgerlichen« Politik im Sinne der AfD 
öffnen würden. 

Einer der Vordenker der AfD, Götz Kubitschek (2017: 28), fasst 
diese Taktik unter dem Begriff der »Verzahnung« zusammen. Ein 
Begriff, den er, wie er schreibt, aus dem Militärischen übernimmt. 
Hierbei geht es um taktische Manöver, die den Gegner verwirren 
und durch »Verzahnung« mit den gegnerischen Truppen ein 
»unklares Lagebild« erzeugen. In der Politik heißt dies zum 
Beispiel, Themen und Stichwortgeber der etablierten Kräfte für 
sich selbst einzunehmen. Deswegen war die Sarrazin-Debatte auch 
so wertvoll für die Rechten und sorgte mit für die 
»Gelegenheitsfenster« für die AfD (Decker 2015: 110). Die 
Scharnierfunktion gewisser Teile der politischen Elite erweist sich 
auch hier als nützlich. Ein Blick auf die Expertinnen und Experten, 
die die AfD-Fraktion in den Ausschüssen zu Anhörungen einlädt, 
bestätigt diese Funktion.102 

Verzahnung gelingt aber nur, wenn es die Rechtspopulisten 
schaffen, auch hier die Emotionen der Menschen einzubeziehen. 
Kubitschek geht darauf ein, wenn er schreibt, dass der 


Rechtspopulismus damit zu kämpfen habe, dass »noch in der 
Wahlkabine der kleine Kobold auf der Schulter des Wählers, der 
sein Kreuzchen bei der AfD setzen will«, sitzen würde (Kubitschek 
2017: 28). Es gebe eine »emotionale Barriere«, die es verhindern 
würde, dass sich mehr Menschen vorurteilsfrei »mit den Themen, 
dem Personal, den Auftritten der Alternative für Deutschland« 
beschäftigen würden (Kubitschek 2017: 28). 

Hier setzt die »Selbstverharmlosung« (Kubitschek 2017: 28) an, 
die neben der Polarisierung dann das entscheidendste Element der 
AfD-Strategie ist. Hafeneger/Schönfelder (2007: 13) sprechen 
auch von einer »Selbst-Normalisierungsstrategie«, die in einem 
solchen Fall zu beobachten ist. »Es ist der Versuch, die Vorwürfe 
des Gegners durch die Zurschaustellung der eigenen 
Harmlosigkeit abzuwehren und zu betonen, daß nichts von dem, 
was man fordere, hinter die zivilgesellschaftlichen Standards 
zurückfalle« (Kubitschek 2017: 28) 

Die Selbstbeschreibung als »bürgerliche« Kraft, die die AfD- 
Fraktion seit 2019 intensiv und abgestimmt für sich in Anspruch 
nimmt, ist Ausdruck davon. Georg Pazderski hat dies für die 
Berliner AfD sehr transparent in einem Interview dargelegt: 
»Wenn ich in Berlin eine zu harte Sprache wähle, sind viele 
Berliner eher verstört als begeistert. Und wir wollen für unsere 
Politik ja werben, wir wollen erfolgreich sein. Und dafür müssen 
wir sie dem Wähler so erklären, dass er die Botschaft versteht und 
annimmt - da spielen Sprache, Begriffe und persönliches Auftreten 
eine wichtige Rolle. Wir wollen mehr Wähler überzeugen, nicht 
Wähler abschrecken« (Fiedler/Ringelstein 2018). 

Hier ist ersichtlich, dass nach einer Phase der reinen 
Provokation, mit der die AfD den Weg in die Medien und ihre 
Festigung im Parteiensystem geschafft hat, eine Erweiterung der 
strategischen Optionen für die AfD erfolgen soll. Die AfD-Fraktion 
greift dabei auch gezielt von den anderen Fraktionen angeblich 
vernachlässigte Alltagsthemen der Menschen oder Sachthemen 
wie die Binnenschifffahrt auf. 

Auch wenn sich die Fraktionen von CDU/CSU und FDP mit 
entsprechenden Beschlüssen oder Äußerungen gebunden haben, 
keine Zusammenarbeit mit der AfD einzugehen, hat die AfD mit 
dieser Strategie erste Erfolge erzielen können. Insbesondere unter 
den Ost-Bundestagsabgeordneten der CDU gibt es Diskussionen 
hinsichtlich des Umgangs mit der AfD. So führten unter anderem 


die Äußerungen des damaligen Ost-Beauftragten der 
Bundesregierung, Christian Hirte (CDU), im Umfeld der Wahl von 
Kemmerich zum Thüringer Ministerpräsidenten zu dessen 
Demission von diesem Posten. Es müsse darum gehen, »das 
Soziale mit dem Nationalen zu versöhnen«, schreiben darüber 
hinaus zum Beispiel zwei CDU-Landespolitiker aus Sachsen-Anhalt 
nach den Wahlen im Jahr 2019 (Thomas/Zimmer 2019: 8). Zur 
Selbstverharmlosung gehört auch, dass die AfD neben ihren 
klassischen Provokationsfeldern der Migrations- und EU-Politik 
ebenfalls andere Themen betont und Positionen einnimmt, die 
sowohl CDU, SPD, FDP als auch Die Linke einnehmen könnte. 103 
Damit reagiert die AfD-Fraktion auf einen bisher als 
allgemeingültig angesehenen Mechanismus der deutschen Politik: 
Reine Polarisierung stieß immer dann an die Grenzen, sobald eine 
Abgrenzung nach rechts außen nicht mehr gegeben war. Die AfD- 
Fraktion hat daher einen Weg des >Sowohl-als-auch« beschritten: 
»Es kommen bei dieser Auseinandersetzung auf unserer Seite drei 
ineinander verschränkte Methoden zur Anwendung: Die eine 
besteht darin, in Grenzbereichen des gerade noch Sagbaren und 
Machbaren provozierend vorzustoßen und sprachliche oder 
organisatorische Brückenköpfe zu bilden, zu halten, zu erweitern 
und auf Dauer zum eigenen Hinterland zu machen« (Kubitschek 
2017: 27£.). 

Hier scheint Kubitschek Anleihen bei Taggart (2004) zu nehmen. 
Dieser hat über das heartland der Populisten geschrieben. Durch 
dieses Vorgehen sollen neue Begriffe in die Debatte eingeführt 
werden - eine erfolgreiche Methode bei Betrachtung der 
Begriffsarbeit der AfD-Fraktion (s. Kapitel 3 und 4). Der 
stellvertretende Fraktionsvorsitzende und Co-Parteivorsitzende 
Tino Chrupalla formuliert unmittelbar eine Gesprächsbereitschaft 
der AfD, die gesellschaftliche Spaltung, an der diese nicht schuld 
sei, zu überwinden (Kamann/Naumann 2020a). Damit folgt die 
AfD-Fraktion einer bereits für den Wahlkampf 2017 formulierten 
Maxime der Rechtspopulisten: »Nicht die AfD darf das Gespräch 
verweigern, die Altparteien müssen es ablehnen« (AfD 2016: 10). 

Ein wesentlicher Baustein der Selbstverharmlosung ist auch die 
Selbtsviktimisierung, mit der sich die AfD regelmäßig als Opfer 
des politischen Mainstreams inszeniert. Mittlerweile versucht sie, 
mit solchen Elementen ihre Mitverantwortung für die Zunahme 
rechter Gewalt und der Verrohung des politischen Diskurses zu 


negieren (dpa 2020b). 


6.3.5Segmentierung 


Für den Erfolg dieser Doppelstrategie von Provokation und 
Selbstverharmlosung gibt es eine notwendige Bedingung, die die 
AfD mit ihrer Bundestagsarbeit ebenfalls verfolgt. Sie wirkt in die 
breite Bevölkerung über die klassischen Medien und deren 
Berichterstattung über die Empörung oder die durch die 
parlamentarischen Abläufe garantierte Wahrnehmung der 
Oppositionsführerin AfD. Gleichzeitig betreibt sie eine klassische 
Segmentierung ihrer Wählerschaft. Während die althergebrachten 
Catch-all parties« die breite Vertretung zahlreicher 
Bevölkerungsschichten als ihre Aufgabe ansehen, fokussiert sich 
die AfD. Wie die Kanzlerin, die eine Studie der Friedrich-Ebert- 
Stiftung aus dem Jahr 2006 über die verschiedenen Milieus 
intensiv ausgewertet zu haben scheint (Detjen 2103), um dann ihre 
Strategie der asymmetrischen Demobilisierung< zu entwickeln, 
lässt sich der AfD mit Blick auf ihre Strategieansätze ein ähnliches 
Vorgehen unterstellen, auch wenn sie dies in den lancierten 
Wahlkampfstrategiepapieren anders formuliert und es daher 
medial anders rezipiert wird. Die AfD hat durchaus für die Zeit bis 
zur Bundestagswahl 2021 explizit eine milieuorientierte Politik 
formuliert (AfD 2019: 20; Ruhose 2020c: 21). Dadurch kann sie die 
Wählerschaft noch besser in »Die« und »Wir< segmentieren und für 
sich einnehmen; ein erfolgreicher Ansatzpunkt, den die AfD- 
Fraktion im Bundestag mit ihren inhaltlichen Schwerpunkten 
verfolgt. Experte EA drückt es so aus, dass sie sich »durch ihre 
Position zu einem großen Teil auch aus parlamentarischen 
Zusammenhängen zurückgezogen« habe (IV EA). Die AfD-Fraktion 
ist äußerst bemüht, eine Grenze zwischen sich und die anderen 
Fraktionen zu ziehen und sich als »vermeintlich einzige >»Stimme 
der Bürger«« zu positionieren (Ruhose 2019: 14). 

Hier kann Bezug genommen werden auf Studien zur 
Segmentierung unserer Gesellschaft (bspw. Faus et al. 2016). 
Während die anderen Parteien sich vor allem auf dem 
gesellschaftlichen Wandel aufgeschlossen gegenüber stehenden 
Segmente konzentrieren und es in diesem Feld einen Wettbewerb 
gibt, kann die AfD in ihrer Fraktionsarbeit passgenau 
Politikangebote für enttäuschte oder resignierte gesellschaftliche 


Segmente formulieren. Somit verfolgt die AfD im Zeitalter der 
»Singularitäten« (Reckwitz 2017; vgl. auch Oberreuter 2019) eine 
Strategie der Segmentierung, die diesen gesellschaftlichen Wandel 
zwar im Sinne des Verlusts von Gemeinschaft kritisiert - 
gleichzeitig ist sie die versierte Profiteurin davon. Fin 
Ansatzpunkt, der sich auch in den politikwissenschaftlichen 
Analysen des Verhaltens neuer Parteien im Wettbewerb 
wiederfindet. Merkel/Petring führen dazu aus, dass »die neuen 
Parteien [...] ein erhebliches Wahlinteresse daran [haben], dass 
sich ihre Klientelen separieren und separat mobilisiert werden 
können« (2012: 106). Durch ihre Medienstrategie kann sie gezielt 
die enttäuschten Bereiche der Gesellschaft ansprechen und für 
sich aktivieren. Lewandowsky (2020) sowie Loew/Faas (2019) 
weisen darauf hin, dass die Wählerschaft der AfD und diejenigen, 
die für sie erreichbar sind, überwiegend populistische 
Einstellungen vorweist. Diese sind in der Gesellschaft weiter 
verbreitet als sichtbar ist und können »aktiviert« (Hawkins et al. 
2020) werden. 


6.4Die AfD als rechtspopulistische Opposition 


Die Beschreibung und Klassifizierung der AfD-Fraktion als 
rechtspopulistische Opposition folgt nun aus den Beobachtungen 
der Arbeit und den theoretischen Herleitungen der politischen 
Strategie. Im Folgenden sollen aus den in den Kapiteln 3 und 4 
gewonnenen Erkenntnissen und den aus dieser »dichten 
Beschreibung« (Geertz 1987: 39) entwickelten theoretischen 
Ableitungen in diesem Kapitel die inhaltliche Funktion, Strategie 
und Arbeitsweise der rechtspopulistischen Opposition 
zusammengefasst werden. 


6.4.1Das Selbstbild der »bürgerlichen« Fraktion, die das 
Grundgesetz schützt 


Die AfD-Bundestagsfraktion betont vehement ihren »bürgerlichen« 
Charakter und versucht, sich als einzige konservative Alternative 
zum >»sozialistischen« Politikstil der etablierten Parteien zu 
positionieren. Stephan Brandner reklamiert für die AfD, dass sie 
»die einzige bürgerliche Partei in diesem Bundestag ist. Alles 


andere was hier sitzt [...] ist Sozialismus und Gleichmacherei im 
weitesten Sinne« (PlPr. 19/77: 8942). An diesem Beispiel zeigt sich 
die Verbindung zwischen der Selbstverharmlosungs- und der 
Entkultivierungsstrategie. Während andere diffamiert werden, 
bezeichnet man sich selbst als konservativ. 

Dieses Spektrum anzusprechen und sanfte Bande mit 
zukünftigen Koalitionspartnern zu knüpfen, ist insbesondere seit 
dem Jahr 2019 Ziel unzähliger Beiträge der 
AfD-Bundestagsfraktion. Durch die Selbstbeschreibung als 
»bürgerliche« Fraktion sieht die AfD in CDU/CSU und FDP ihre 
»natürlichen< Ansprechpartner. Uwe Witt formuliert für seine 
Fraktion das Angebot einer Zusammenarbeit und denkt über in 
der Zukunft anstehende Wahlen nach: »Vielleicht denken die 
Wähler bei den nächsten Wahlen mal über konservativ-liberale 
Allianzen zwischen CDU, FDP und AfD nach, die für Deutschland 
wahrlich die bessere Alternative wären« (PlPr. 19/81: 9542). 

Damit die bürgerliche Politik ihr Recht bekommt, stellt die AfD- 
Fraktion in regelmäßigen Abständen Eilanträge vor dem BVerfG. 
Durch dieses Vorgehen signalisiert sie ihre rechtsstaatliche 
Tadellosigkeit im Hinblick auf die drohende Beobachtung durch 
den Verfassungsschutz (Ruhose 2020c: 25). Tino Chrupalla 
formuliert die Botschaft entsprechend: »Die etablierten Parteien 
mögen mit der Moral spielen, wir haben das Recht auf unserer 
Seite« (Chrupalla, zitiert nach Drebes/Rasche 2020: 2). Die Partei 
und mit ihr die Fraktion schützt dabei nach Selbstauskunft »AfD- 
Wähler und Parteimitglieder [...] vor Diffamierungen«, wie es Tino 
Chrupalla angesichts einer Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts formulierte (zitiert nach RND 2020). 

Hierunter fällt auch die Strategie der »Grundgesetz-Fraktions, 
durch die sie sich »als (einzige wirkliche) »Hüterin« des 
Grundgesetzes« (Ruhose 2020c: 24) präsentiert. Das Grundgesetz 
- so formuliert sie es in ihrer Kampagne - dürfe »nie zu einer 
Risiko-Gruppe« gehören (zitiert nach Ruhose 2020c: 24). »Nur die 
AfD, so die Folgerung, kann die Errungenschaften unserer 
Demokratie verteidigen und gleichzeitig deren Krisentendenzen 
entschieden und schonungslos benennen« (Ruhose 2020c: 24). 
Eine parlamentarische Initiative ist daher der Einsetzungsantrag 
für einen Untersuchungsausschuss über die Maßnahmen zur 
Verlangsamung und Eindämmung der Corona-Pandemie (BT- 

Drs. 19/22832). Ergänzt wird dies durch die Warnung vor dem 


Überwachungsstaat bei der Ablehnung des NetzDG (BT-Drs. 19/81) 
oder der Corona-App (BT-Drs. 19/18976). Die Fraktion formuliert 
dabei, dass »[ulnter keinen Umständen [...] Grund- und 
Freiheitsrechte an die Nutzung einer App gekoppelt werden 
[dürfen]«, und eine »explizite oder implizite Impfpflicht« lehnt die 
AfD ebenfalls ab (AfD-Fraktion 2020c).104 

Auch in der Diskussion über die Rettung des Bargelds 
positioniert sich die AfD-Fraktion als Interessenvertreterin der 
Grundrechte, denn Bargeld sei »gedruckte Freiheit« (BT- 

Drs. 19/26904: 1). Deswegen fordert sie verschiedene Initiativen, 
die »über Möglichkeiten und Gefahren neuer und traditioneller 
Bezahlvarianten« aufklären sollen und in den Schulen im 
Unterricht vermittelt werden, um »somit die Wissenslücken bei 
jungen Menschen« zu schließen (BT-Drs. 19/26904: 2). Im 
Grundgesetz will sie den Schutz des Bargelds verankert sehen (BT- 
Drs. 19/14761). 

Unter das Selbstbildnis als bürgerliche Fraktion fallen auch die 
erinnerungspolitischen Initiativen der AfD-Fraktion, die sich gegen 
das herrschende Narrativ wendet, dass »die ganze deutsche 
Geschichte geradlinig auf Hitler und Auschwitz zulaufen lässt«, 
wie Assmann (2020: 220) unter Bezug auf Gaulands Buch über die 
Geschichte der Deutschen festhält. Die AfD-Fraktion rückt 
aufgrund dieses anderen historischen Verständnisses mit allen 
damit verbundenen Schwierigkeiten (Assmann 2020: 219-225) 
immer wieder den Fokus dahin, dass es in Deutschland einen 
»Deutschenhass< geben würde und befeuert das Narrativ von 
Sarrazin, »dass sich Deutschland in Zeiten der Globalisierung 
abschafft und sich die Nation in einem hedonistischen 
Individualismus auflöst« (Assmann 2020: 224). Hier verbindet sie 
bürgerlich-konservative Debatten mit der Agenda der »Neuen 
Rechten«. 


6.4.2Einzige Gegnerin der Migrationspolitik der >»links-grünen 
Mehrheit« 


Noch immer liegt der Schwerpunkt der AfD auf ihrem 
Versprechen, die hiesige Bevölkerung vor den finanziellen und 
kulturellen Folgen der Migrationspolitik zu schützen. In diesem 
Sinne agiert sie im Parlament auch gegen das 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Die wahre Ursache für die 


zunehmende Gewalt in unserer Gesellschaft sieht die AfDin der 
Migrationspolitik der Bundesregierung. Mit eigenen Anträgen zur 
Bekämpfung von Clankriminalität oder für ein Verbot der 
Hisbollah versucht die AfD-Fraktion die permanente Verknüpfung 
der Themen Einwanderung und Sicherheit, die sie noch immer als 
Schwerpunkt in ihren Social-Media-Kampagnen setzt. Darüber 
hinaus nutzt sie parlamentarische Debatten wie über den UN- 
Migrationspakt und ihre erfolgreiche Kampagne dazu für eine 
zunehmende Polarisierung zwischen ihr und dem übrigen 
Parlament. »Die AfD-Fraktion hat zusammen mit Fachleuten, 
ausländischen Politikern und deutschen Ministerien die möglichen 
Auswirkungen dieses Paktes analysiert. Sie ist mit diesem Wissen 
an die Öffentlichkeit getreten und hat damit eine öffentliche 
Debatte angestoßen, der sich die Altparteien nicht mehr 
verweigern konnten« (Gauland 2019b). Die AfD-Fraktion griff 
unmittelbar auf, dass die damals neu gewählte CDU- 
Parteivorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer ein sogenanntes 
Werkstattgespräch zur Migrationspolitik durchgeführt hatte, auf 
dem durchaus AfD-nahe Politikansätze diskutiert wurden. In einer 
Aktuellen Stunde, die die AfD zu diesem Gespräch beantragte, 
formulierte die Abgeordnete Beatrix von Storch ein sehr direktes 
Koalitionsangebot. »Die asylpolitische Wende und damit die 
Lösung der Schicksalsfrage für unsere Nation, für unsere Kultur 
und für ganz Europa gibt es nur mit Mehrheiten rechts von der 
Mitte [...]. Und eine Mehrheit rechts von der Mitte, die gibt esin 
Deutschland nur mit der AfD« (PlPr. 19/80: 9353). 

Unmittelbar vor dem Ausbruch der Corona-Pandemie war die 
AfD-Fraktion vor allem darum bemüht, ihren Markenkern 
angesichts der Situation an der türkisch-griechischen Grenze 
wieder ins Zentrum der politischen Auseinandersetzung zu stellen. 
Dazu hatte sie Anfang März 2020 den Antrag »Grenzen sichern« 
(BT-Drs. 19/17780) eingebracht, in dem sie unter anderem davon 
spricht, man müsse die EU-Außengrenze »gegen den Ansturm 
illegaler zum Teil gewalttätiger und potenziell gefährlicher 
Migrantengruppen sichern« (BT-Drs. 19/17780: 2). 

Die AfD-Fraktion sieht »Kämpfer islamistischer 
Terrororganisationen« an den EU-Grenzen, die eine Gefahr 
aufgrund drohender »terroristischer Anschläge, anderer 
Gewalttaten und sonstiger Straftaten in unserem Land« (BT- 

Drs. 19/17780: 2) darstellen würden. Gottfried Curio nutzte seine 


Rede, um entsprechend der bekannten Provokationsmuster die 
AfD-Position deutlich festzuhalten und kampagnentauglich 
aufzuladen: 


»Jetzt sammeln sie sich aus Idlib, dem letzten 
Widerstandsnest der islamistischen Aggression, und es 
sammeln sich Migranten, die schon lange in der Türkei 
leben und sich dort versorgen. Alle wollen sich absetzen ins 
gelobte Land, ins Sozialparadies Europa, ins 
Schlaraffenland Deutschland [...] Die Fluchtursache heißt 
Deutschland: opulentes Sozialsystem bei laxen 
Asylbedingungen« (PIPr. 19/152: 18940). 


In ihrer programmatischen Rede zur Fraktionsarbeit vor dem IfS 
führt die Fraktionsvorsitzende Alice Weidel aus, dass die AfD- 
Fraktion mit der migrationspolitischen Positionierung die einzige 
»echte« Opposition im Bundestag ist. Ihre Fraktion sei damit für 
die Wiederherstellung der »demokratischen [...] Normalität« 
(Weidel 2019b) zuständig. Beatrix von Storch formuliert, dass 
»Deutschland und Sachsen [...] einen Politikwechsel (brauchen) 
[...]. Wenn die AfD in Sachsen an die Regierung kommt, werden 
wir den linksextremen Sumpf trockenlegen. Das machen wirin 
den ersten 100 Tagen« (PIPr. 19/173: 21696). 

Damit Deutschland wieder sicher werde, fordert die AfD 
regelmäßig die Stärkung der Sicherheitsarchitektur Deutschlands 
von der Polizei bis zur Bundeswehr. Sie formuliert auch 
regelmäßig die Nähe ihrer Politik zu diesen Institutionen und 
positioniert sich als Fraktion an der Seite der Beschäftigten und 
als »die neue Heimat für Law & Order« (Hock/Naumann 2019: 49) 
oder als »Soldatenpartei« (Fiedler 2019c: 273). Akteure wie 
Martin Hess stehen dafür. Gleichzeitig ist für die AfD-Fraktion klar, 
während nur die Alternative als »einzige Partei« (Hess, zitiert nach 
Ismar 2020) an der Seite der Polizei steht, sind »[d]ie Grünen und 
Linke [...] die politischen Feinde unserer Polizei« (PlPr. 19/90: 
10773), wie Martin Hess im Bundestag zur Debatte des Vorschlags 
der Fraktion von Bündnis90/DIE GRÜNEN zur Schaffung eines 
unabhängigen Polizeibeauftragten festhält. Dann werden Mängel 
bei der Ausrüstung von Polizei und Bundeswehr, die Aufarbeitung 
des Untersuchungsausschusses zu den Vergabeskandalen im 
Verteidigungsministerium (AfD-Fraktion 2020a) und die 
ausufernde Bürokratie thematisiert. 


Ein Problem bekam die AfD-Fraktion allerdings beim Umgang 
mit den Polizisten, die bei der »Freiheits-Demonstration< gegen die 
Corona-Politik im August 2020 in Berlin den Reichstag vor der 
Gruppe Demonstranten geschützt haben. Diese wurden zur 
nächsten Sitzung nach der Demonstration in den Bundestag 
eingeladen und verfolgten die Debatte über die 
Schlussfolgerungen aus den Vorkommnissen rund um den 
Bundestag. Normalerweise präsentiert sich die AfD-Fraktion als 
Sicherheitsfraktion (Fiedler 2019c; Hock/Naumann 2019). Doch in 
dieser Sitzung war es anders. Nach einem Dank von 
Bundestagspräsident Wolfgang Schäuble an die geladenen 
Beamten erhoben sich die Fraktionen des Bundestags. Die 
AfD-Fraktion blieb sitzen (PlPr. 19/172: 21514). Hess rechtfertigte 
die Handlung seiner Fraktion im Nachgang mit dem Hinweis auf 
den vermeintlichen Showcharakter der Veranstaltung. Das 
Protokoll vermerkt ebenfalls, dass die AfD-Fraktion Beifall klatscht 
(PlPr. 19/172: 21514). Der AfD-Abgeordnete verband dieses 
Verhalten mit der Kritik der AfD an der Corona-Politik im 
Gesamten. Hier wäre das einzige Ziel »Gegner der überzogenen 
Corona-Maßnahmen mit Extremisten in einen Topf zu werden und 
von der fatalen Polizeipolitik der Bundesregierung abzulenken« 
(Hess, zitiert nach Ismar 2020). Die AfD-Fraktion distanzierte sich 
von der »respektlosen Symbolpolitik der Regierungsparteien« 
(Hess, zitiert nach Ismar 2020). Bei der Polizei stieß das Verhalten 
der AfD-Fraktion allerdings auf wenig Verständnis. Dabei gibt es 
bei den Sicherheitsbehörden eigentlich einen starken Rückhalt für 
die AfD. 


6.4.3Die AfD als breit aufgestellte einzig echte< 
Oppositionsfraktion 


Durch ihre inhaltlichen Anträge signalisiert die AfD-Fraktion, dass 
sie mittlerweile wesentlich mehr Themen bearbeitet als nur ihre 
Markenkern-Bereiche. Alice Weidel stellt in ihren Ausführungen 
über die eigene Fraktionsarbeit die Funktion der breit 
aufgestellten Anträge in den Mittelpunkt ihrer Ausführung. Diese 
dienten dazu, die Fehler der Politik aller etablierten Parteien 
(Weidel 2019b) aufzuzeigen. Gleichzeitig entwickle die AfD- 
Fraktion in allen Politikbereichen mittlerweile Positionen, weshalb 
sie den Vorwurf an die AfD von sich weist, diese sei eine Ein- 


Themen-Partei. Alexander Gauland macht dies in einem Interview 
zum Jahresausklang 2018 deutlich. Hier formulierte er die 
»Richtschnur< der Oppositionsarbeit und umreißt die 
Themenkomplexe, mit denen sich die Fraktion befassen will. »Wir 
kümmern uns um Fragen, die für die Bürger relevant sind: Wie 
geht es mit der inneren Sicherheit weiter? Was ist mit der 
Asylpolitik und Migration? Brauchen wir ein 
Einwanderungsgesetz? Wie wollen wir dem Islamismus und 
seinem weltweiten Terror Herr werden? Wie geht es mit der EU 
weiter? Wie soll unser Verhältnis zu Russland, zu China künftig 
aussehen? Was ist mit dem Betrug an den Bürgern durch den 
sogenannten menschengemachten Klimawandel und seinen 
horrenden Kosten? Wie geht es mit der Rente weiter und wie 
bekämpfen wir die Altersarmut? Und nicht zuletzt: Was ist unsere, 
eine deutsche Identität?« (Gauland 2018b). Die Auswertung der 
inhaltlichen Schwerpunkte der Initiativen zeigt diese Richtschnur 
ebenfalls deutlich. 

In einer Reihe von Broschüren - den sogenannten >Leitlinien< - 
durften die Arbeitskreise ihre politischen Leitplanken 
zusammenfassen. Durch diese umfassenden Papiere sollte die 
Eigeneinschätzung als breit aufgestellte Papiere schnell sichtbar 
sein, auch für diejenigen, die sich nicht durch die umfassenden 
Anträge der AfD-Fraktion arbeiten möchten. Zum anderen zeigt 
sich in der Entwicklung ihrer Anträge, dass die AfD-Fraktion im 
Zeitverlauf eine Professionalisierung durchlaufen hat. Auch wenn 
weiterhin Kritik von Expertinnen und Experten in 
Ausschussanhörungen aufgrund mangelnder Sachkenntnis erfolgt, 
müssen sich die Abgeordneten der anderen Fraktionen mit den 
inhaltlichen Positionen der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag 
befassen, wie zum Beispiel die Anträge im Bereich der Schifffahrt 
(bspw. BT-Drs. 19/7431 und BT-Drs. 19/27870) und die 
dazugehörigen Debatten im Ausschuss zeigen, auf die Experte P2 
verweist (IV P2). Experte P3 stellt fest, dass sie dafür Anträge 
stellen, »die Resonanz auch über das klassische AfD-Milieu hinaus 
haben« (IV P3). 

Eine Beobachtung zieht sich jedoch durch zahlreiche Debatten 
zu AfD-Anträgen: Oftmals ist der Antrag lediglich das Vehikel, 
bestimmte Provokationen oder rechtspopulistische Motive durch 
die in den Redebeiträgen verfolgten Argumentationen zu 
ermöglichen. Dann wird ein durchaus tiefgründiger inhaltlicher 


Antrag auf der parlamentarischen Bühne dennoch zur Provokation 
genutzt. Alice Weidel (2019b) scheint dieses Vorgehen als 
problematisch erkannt zu haben. Sie führt in der Rede vor dem IfS 
aus, dass ihre Fraktion die Provokationen eigentlich zurückfahren 
möchte, um den etablierten Kräften keinen Anlass zu geben, sich 
nicht mit ihren Initiativen auseinandersetzen zu müssen. 


6.4.4Die AfD-Fraktion als Vertreterin eines Europas des 
Nationalen 


Nachdem die AfD-Fraktion im Zuge der Diskussion über den Brexit 
von ihrem harten Dexit-Kurs abgewichen ist, forderte sie jedoch 
konsequent ein Zurück zu einem Europa als »Zusammenarbeit 
souveräner Nationen« (BT-Drs. 19/2534: 1). Die EU-Mittel müssten 
massiv gekürzt und stattdessen in Deutschland für 
Steuersenkungen und zur Entlastung von Geringverdienern 
eingesetzt werden. Ihr alter Markenkern, der die AfD erst möglich 
gemacht hat, wird weiterhin mit unzähligen politischen Initiativen 
in der politischen Debatte hochgehalten, wie die Beobachtungen in 
Kapitel 4 zeigen. 

Zwei Ereignisse führten in der 19. Wahlperiode zu einer neuen 
Betonung dieses »alten< Markenkerns der AfD: Zum einen kam es 
während der Corona-Krise zu einer Diskussion über die Rückkehr 
des Nationalstaats (Krastev 2020a und 2020b). »Das Coronavirus 
bringt einmal mehr den Nimbus der Grenzen zum Vorschein und 
wird dazu beitragen, die Rolle der Nationen innerhalb der 
Europäischen Union zu stärken. Das lässt sich jetzt schon an der 
Schließung der Grenzen zwischen den Ländern beobachten - und 
daran, dass sich jetzt jede Regierung in Europa auf ihre eigenen 
Bürger konzentriert« (Krastev 2020a). 

Eine Argumentation, die Alexander Gauland und Alice Weidel in 
ihren Reden im Bundestag zur Corona-Krise ebenfalls immer 
wiederholten. Grenzschließungen seien jetzt schnell möglich 
gewesen, anders als in der Zeit der Flüchtlingsbewegungen. Auch 
in ihrem Wandel, was die Lockerungen der Auflagen anging, hielt 
die AfD-Fraktion an der Grenzschließung fest und kritisierte die 
Bundesregierung dafür, die Grenzen wieder zu öffnen. Ein 
ideologisch motivierter Bruch in der Argumentationsweise, den die 
AfD-Fraktion zur Stärkung des nationalen Gedankens und der 
Wiedererlangung von >Souveränität« in Kauf nimmt. Gauland 


(2019b) fordert in deutlichen Worten: »Wir müssen endlich Europa 
zur Festung ausbauen.« 

Zum anderen entschied das Bundesverfassungsgericht in einem 
kontrovers diskutierten Urteil über die Rettungspolitik der EZB. 
Hier führte die Diskussion weg von den eigentlichen Fragen 
hinsichtlich der Geldpolitik der EZB, die die AfD auch im 
Bundestag diskutieren ließ. Die Debatte führte weit darüber 
hinaus zu der Frage, welches Gericht in Europa eigentlich so 
weitreichende Entscheidungen treffen dürfe (Thiele 2020 und 
Winkler 2020: 229 £.). In Deutschland stärkte dies die 
Argumentation der AfD, dass Deutschland seine Souveränität 
schon verloren habe und lediglich zu einem »Zahlmeister< nach der 
Corona-Krise werde. Peter Boehringer brachte aus diesen Gründen 
auch in der Debatte um den Nachtragshaushalt im Juni 2020 die 
ablehnende Haltung seiner Fraktion zum Ausdruck (Ruhose 
2020b). 

Dem setzte die AfD-Fraktion von Beginn der Wahlperiode an ein 
Bild eines »Europas der Vaterländer< entgegen. So überschrieb die 
Partei ihr Europawahlprogramm. Dabei wurden - ähnlich wie bei 
der »Umvolkung< - Anknüpfungspunkte an neurechte Diskurse 
möglich. Tino Chrupalla fasst in der kontroversen Debatte um 30 
Jahre Deutsche Einheit diese Position der AfD für seine Fraktion 
zusammen: 


»In meinem Traum existiert wieder ein geeintes deutsches 
Volk im Herzen Europas, das zu seinen guten Traditionen 
und Werten steht, ein deutsches Volk, dem der Frieden in 
der Welt und in Europa am Herzen liegt und das sich dabei 
trotzdem nicht selbst verleugnet, ein Land, das gelernt hat, 
dass es ruhig, aber bestimmt Nein sagen darf und sich 
nicht ausbeuten und zerstören lassen muss, ein Land mit 
gesunden Grenzen, in denen man sich auch als Deutscher 
geborgen und wertgeschätzt fühlt, mit Grenzen, die uns 
schützen, anstatt uns zu entzweien« (BT-Drs. 19/125: 
15566). 


6.4.5Anwältin der ostdeutschen Interessen 


Die AfD-Fraktion inszeniert sich 2019 iin beinahe allen 
Debattenbeiträgen als einzig verbliebene Interessenvertreterin 
Ostdeutschlands. Sie fordert - in Einvernehmen mit der 


Linksfraktion - einen Untersuchungsausschuss >Treuhands<, warnt 
vor Arbeitsplatzverlusten in der Lausitz durch den Kohleausstieg 
und unterstellt der Regierung, mit ihren Äußerungen zu Chemnitz 
das Ansehen des gesamten Ostens beschädigt zu haben. Auch in 
Bezug auf die Rente inszeniert sich die AfD immer wieder als 
Vertreterin ostdeutscher Interessen. Dreißig Jahre nach dem 
Mauerfall sei die AfD die einzige Fraktion, die im Bundestag die 
Sorgen und Nöte der Menschen aufgreife, während die anderen 
Parteien weltfremde Einwanderungs-, Klima- und Genderpolitik 
auf Kosten der Steuerzahler betrieben. Dieses Narrativ deckt sich 
auch mit den Eindrücken aus den Wahlkämpfen in Ostdeutschland 
(Fiedler/Funk 2019). Diese wurden einheitlich als »Wende 2.0«- 
Wahlkämpfe angelegt und mit Slogans wie >Vollende die Wende«, 
»Schreib Geschichte!<, >Damals wie heute: Freiheit statt 
Sozialismus< geführt. Seit 2019 verknüpft die Bundestagsfraktion 
ihre Initiativen mit den Aktivitäten der Ost-Landesverbände und 
der Bundespartei. Ziel ist es, zu »suggerieren, die Wende 89 sei 
nicht geglückt, es brauche wieder eine Revolution - und die 
Verhältnisse in Deutschland seien heute vergleichbar mit denen in 
der DDR« (Fiedler/Funk 2019). 

Dabei kann sie auf Erwartungshaltungen in der ostdeutschen 
Bevölkerung aufbauen, die »große Hoffnungen in die AfD [setzen]« 
(Frevert 2020: 195), da sie mit ihren Debattenbeiträgen im 
Parlament und ihren Anträgen wie zur 30jährigen Einheitsfeier im 
Jahr 2020 die Anliegen der Ostdeutschen unmittelbar adressiert 
und für sich in Anspruch nimmt, die bei der Einheit »gehegten 
Hoffnungen erfüllen zu können« (Frevert 2020: 195). 


6.4.6Bollwerk gegen das »Meinungsdiktat« und 
»Genderdogma< 


Die Redner der AfD-Bundestagsfraktion warfen den anderen 
Parteien immer wieder vor, sie würden alle, die sich kritisch 
gegenüber der >links-grünen Mainstream-Politik< oder 
Einwanderung positionieren, unmittelbar als rechtsradikal 
bewerten. Seit Beginn der Wahlperiode sieht sich die Fraktion 
daher als Systemopposition, die sich mit den anderen Fraktionen 
nicht einmal darauf einigen konnte, die bestehende 
Geschäftsordnung des Bundestags zu Beginn der Konstituierung 
des Parlaments weiter gelten zu lassen. Den entsprechenden 


Antrag der CDU/CSU-Fraktion (BT-Drs. 19/1) lehnte die AfD- 
Fraktion geschlossen ab. 

Die AfD-Fraktion unterstellt den Mitgliedern der anderen 
Fraktionen, durch ihre dauernden Aussagen zur angeblichen 
Mitschuld der AfD an der zunehmenden rechten Gewalt in 
Deutschland die AfD und ihre Anhänger gezielt zu diskreditieren 
(dpa 2020b). Die AfD zeichnete in ihren Debattenbeiträgen mit 
zunehmender Dauer der Wahlperiode das Bild eines Landes, in 
dem unter dem »Mantel des Kampfes gegen rechts< immer mehr 
Freiheiten eingeschränkt werden. Insbesondere im Internet 
beabsichtige die Regierung, unbequeme Wahrheiten zu zensieren. 
Kritische Stimmen würden moralisch diskreditiert und als »zu den 
Bösen« gehörend »ausgegrenzt«, wie es Roland Hartwig in eine 
Rede im März 2020 im Bundestag anlässlich des Attentats in 
Chemnitz formuliert. »Wenn Sie all den Menschen, die Ihre 
Meinung nicht teilen, ständig den Mund verbieten, wenn Sie diese 
Leute stigmatisieren und gesellschaftlich isolieren, dann schaffen 
Sie selbst die Räume der Radikalisierung« (PlPr. 19/149: 18553). 

Als systemkritische Opposition halte die AfD den anderen 
politischen Kräften »den Spiegel vor«, wie es ihr PGF Roland 
Hartwig formuliert (PlPr. 19/149: 18533). Denn diese hätten »die 
Axt an die Meinungsfreiheit und damit an die Lebensader der 
Demokratie gesetzt« (PlPr. 19/149: 18553). Die AfD trete ein 
gegen eine zunehmende Moralisierung des Diskurses - ein immer 
wieder prominent in den Beiträgen der Fraktionsvorsitzenden 
auftauchendes Motiv in den Generaldebatten zum Haushalt. Alice 
Weidel warnte in ihrer Rede zur Einbringung des Haushalts 2021 
zum Beispiel vor der »hypermoralischen Selbstgerechtigkeit«, mit 
der die Regierung die Fehler von 2015 in der Flüchtlingspolitik 
wiederholen würde (PIPr. 19/179: 22520). 

Die AfD setzt diese Linie fort und kritisiert die Zustimmung der 
Bundesregierung zur europäischen Urheberrechtsnovelle (und 
damit zu potenziellen Upload-Filtern) und fordert mit einem 
umfassenden Katalog (u. a. Abschaffung des NetzDG, Reform der 
EU-Datenschutzgrundverordnung) den Erhalt des freien Internets. 
Im Kampf gegen die Corona-App findet diese Haltung eine 
inhaltliche Erneuerung und wird im Rahmen der sich als 
Grundrechte schützende Fraktion profilierende Kraft 
kommuniziert. Zur Sicherung der Meinungsfreiheit in Deutschland 
dient ihr auch das »Gesetz zur Sicherstellung der Meinungsfreiheit 


in sozialen Medien« (BT-Drs. 19/27772). 

Die AfD sieht sich auf dem Feld der gesellschaftlichen 
Entwicklung als einzige Kraft, die sich gegen vermeintlich falsche 
Modernisierung richtet. Die Fraktion bedient dies umfänglich mit 
ihrer Initiative zur »Ablehnung des Gender Mainstreamings, der 
Abtreibung, der >Ehe für alle< und [mit] dem Kampf gegen die 
angebliche >Islamisierung««, wie Liane Bednarz (2018: 218) die 
Agenda der AfD in diesem Feld zusammenfasst. Sie fungiert in 
diesem Bereich als Artikulation einer breiten Ablehnung in allen 
Bereichen der gesellschaftlichen Debatten. Marc Jongen, der 
Experte der Fraktion auf diesem Feld, fasst dies prägnant in der 
Debatte über den zentralen Antrag der AfD-Fraktion zur 
Ablehnung der gesamten Gender-Themen - er spricht vom 
»Genderdogma« (PIPr. 19/177: 22335) - zusammen. Die AfD- 
Fraktion begreift sich als einzige verbleibende Gegnerin 
»jahrzehntelanger Lobbyarbeit des Radikalfeminismus und der 
Genderideologen« (PlPr. 19/177: 22334). Die »etwa 150 
Genderlehrstühle [...] , die die Gleichstellungspolitik ideologisch 
begleiten und pseudowissenschaftlich legitimieren« (PlPr. 19/177: 
22334), werden regelmäßig von der AfD herangezogen, versucht, 
ins Lächerliche zu ziehen oder dienen als Einsparpotenziale. Sie 
sind für die AfD Sinnbild einer falschen Schwerpunktsetzung und 
werden daher in Gegensatz zu fehlenden Forschungsbereichen in 
den Naturwissenschaften gesetzt. 

Dabei zeichnet sich die AfD-Fraktion auch durch 
Frauenfeindlichkeit aus. Neben der eigenen politischen 
Einstellung - auf die Experte P5 hinweist - ist dies ein 
»Grundphänomen« (IV P5), das einen größeren Raum im Auftritt 
und in den strategischen Anlagen einnimmt. Es kann hier 
eingeordnet werden, da die Repräsentation »Politischer 
Männlichkeit« (Kaiser 2020) über die Themen Gender, LGBTTIQ- 
Rechte und Geschlechterrollen funktioniert. So erhält »der 
Antifeminismus und zum Teil Sexismus« (IV P5) politisch durch die 
AfD-Fraktion eine Bühne im Parlament. Ein zentrales Beispiel ist 
der Beginn der Rede von Martin Rennerin den 
Haushaltsberatungen Ende 2019 (PlPr. 19/130: 16300 £.). 


»Martin Erwin Renner (AfD): Grüß Gott, Frau Präsident! 
Vizepräsidentin Claudia Roth: -in! 

Martin Erwin Renner (AfD): Präsident! 

(Nadine Schön [CDU/CSU]: Unglaublich! Kein Anstand! - 


Jan Korte [DIE LINKE]: »Präsident« ist nicht in Ordnung! 
Das ist nicht normal!) 

Vizepräsidentin Claudia Roth: Präsidentin! 

Martin Erwin Renner (AfD): 

Sehr verehrte Damen! Sehr geehrte Herren! Liebe 
Zuschauer! [...] “ 


Diese Methode wiederholte der Abgeordnete Braun im März 2021 
und erhielt für die provokante Nutzung des generischen 
Maskulinums einen Ordnungsruf. 


Jürgen Braun (AfD): Frau Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

Vizepräsidentin Claudia Roth: Frau Präsidentin! Auch für 
Sie gilt das. 

Jürgen Braun (AfD): Das generische Maskulinum - das gilt - 
(Steffi Lemke [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie sind 
einfach ein oller Flegel und sonst nichts!) 

ist die deutsche richtige Anrede, die ist bis heute gültig. 
Vizepräsidentin Claudia Roth: So, dann bekommen Sie 
einen Ordnungsruf von mir; denn es gibt einen Beschluss, 
dass Sie die Präsidentinnen als Präsidentin bezeichnen. 
(PlPr. 19/217: 27374). 


Die AfD zielt dabei immer auch ganz bewusst auf die Person von 
Claudia Roth, die Jürgen Braun auch in seiner Rede zur Aktuellen 
Stunde von Bündnis90/Die Grünen zum Thema »Angriff auf die 
Menschenrechte in der Türkei - Konsequenzen für die deutsche 
und europäische Türkei-Politik« hart attackierte und dafür einen 
zweiten Ordnungsruf erhielt. »Die Frauenrechte in der Türkei 
waren ihnen lange Zeit völlig egal allzu oft völlig blind gegenüber 
der Gefahr aus dem legalistischen Islam, allen voran Claudia Roth: 
Sie umarmt ja auch Massenmörder aus dem Iran gerne mal und 
grüßt sie mit einem kumpelhaften High five« (PlPr. 19/217: 
27375). 

Die AfD mobilisiert mit Männlichkeit (Kaiser 2020: 13) und 
formuliert deren politische Agenda in ihren Anträgen. Dabei geht 
es ihr um die Ablehnung eines »Gleichstellungstotalitarismus«, wie 
es Nicole Höchst (PlPr. 19/17: 1386) formuliert. Frauenpolitik wird 
dann vor allem im Zusammenhang mit Möglichkeiten der 
»Steigerung der Geburtenrate in Deutschland mithilfe von 
familienpolitischen Maßnahmen« (BT-Drs. 19/2584) erwähnt oder 


der Kritik an den »Langzeitauswirkungen und Folgen der frühen 
Fremdbetreuung von Kindern« (BT-Drs. 19/2239). In der 
letztgenannten Kleinen Anfrage geht es auch um die Rolle der 
»mütterliche[ln] Empfindsamkeit«. 

Dem folgt die Formulierung von »Forderungen nach einer 
Restauration »echter Männlichkeit< und des Patriarchats« (Kaiser 
2020: 13). Ein chauvinistisches Gesellschaftsbild äußert sich auch 
in der oben angeführten Rede des AfD-Mitbegründers Martin 
Renner. Dort heißt es: »Sie schaffen Deutschland ab und träumen 
höschenfeucht Ihr One-World-Fantasma« (PlPr. 19/130: 16301). 

Die AfD lehnt alles ab, was mit Gleichberechtigung oder 
Minderheitenschutz zu tun hat, da sie es der Gleichstellung 
entgegensetzt. Gleichberechtigung würde »ein Grundprinzip 
unserer aufgeklärten modernen Rechtsordnung« aushöhlen, »dass 
Individualrechte über Gruppenrechten stehen und durch solche 
niemals verletzt werden dürfen« (PlPr. 19/177: 22334). 

Die AfD-Fraktion kämpfe daher dafür, dass die »Verdrehung zur 
Gleichstellung« zurückgesetzt wird und stellt sich einem Staat 
entgegen, der »die Gesellschaft gemäß seinen Vorstellungen aktiv 
zu formen und umzuformen« gedenkt (PlPr. 19/177: 22334). Dieses 
Thema bearbeitet sie im Übrigen in zahlreichen Anfragen. Dabei 
zeigt sie, dass sich die AfD-Fraktion mit der vielfältigen 
Trägerlandschaft von Projekten im Bereich Frauenförderung, 
Minderheitenschutz oder Demokratieförderung gut auskennt und 
weiß, welche Fördermittel in diesem Bereich zur Verfügung 
stehen. Sie stellt diese regelmäßig infrage und kürzt in ihrer 
Haushaltspolitik ganz gezielt diese Ansätze (Audretsch 2020: 

36 £.). Der Antifeminismus äußert sich in Anträgen wie 
»Wissenschaft von Ideologie befreien - Förderung der Gender- 
Forschung beenden" (BT-Drs. 19/25312: 2) mit Bezug auf 
wissenschaftliche Quellen, wie die folgende Passage zeigt: 


»Das begünstigt eine >politisch selektive Themenwahl< bzw. 
Wahrnehmungsverzerrungen, wie z.B. die 
»systematischeln] Überschätzung der Relevanz, die die 
Geschlechterunterscheidung für moderne Gesellschaften 
hat« (Hirschhauer, Stefan: Wozu Gender Studies? Ein 
Forschungsfeld zwischen Feminismus und 
Kulturwissenschaft, S. 881), oder die bewusste Ignoranz 
gegenüber biologischen Evidenzen (Ss. 0.).« 


Diese Art der Politikformulierung führt auch hier dazu, dass die 
AfD-Fraktion verschiedene Politikbereiche miteinander in 
Beziehung setzt und diese ein einendes Band zwischen den 
Abgeordneten und ihrer Wählerschaft darstellen. Jasmin Siri 
(2020; vgl. dazu im Gesamten Siri 2018) verweist dabei auf die 
besondere Bedeutung der Genderthemen, da diese »dabei mit 
weiteren Themen wie zum Beispiel Migration, Erziehung und 
Religion verquickt« werden. Die AfD-Fraktion fasst dies unter 
einem Kampf gegen den »Werteimperialismus« zusammen (BT- 
Drs. 19/23710: 1). Ihre Initiativen dagegen weitet sie bis auf die 
Außenpolitik aus in einem Antrag mit dem Titel »Deutsche 
Außenpolitik unabhängig von Geschlechtszugehörigkeit betreiben 
- Werteimperialismus beenden« (BT-Drs. 19/23710). Sie möchte 
sich »auf allen Ebenen für das Leistungsprinzip, die 
Gleichberechtigung und die Gleichwertigkeit [einsetzen] - und 
nicht für die Gleichstellung« (BT-Drs. 19/23710: 3). 


6.4.7Das >dritte Thema< oder die AfD als Anti-Klima-Fraktion 


Angesichts des zunehmenden Umfrage-Aufwinds der Grünen im 
Verlauf der 19. Wahlperiode hat die AfD-Fraktion auch ihre Anti- 
Klima-Kampagne ausgebaut. Die Argumentation lautete dabei, 
dass die Energiewende Mobilität, Energieversorgung und 
Arbeitsplätze, insbesondere im Osten, gefährde, ohne dass sie 
nachweislich zu einer Verbesserung des Klimas beitragen würde. 
Den Missbrauch von Steuergeldern unterstellte die AfD der 
Bundesregierung nicht nur in Bezug auf ihre Migrationspolitik, 
sondern auch mit Blick auf die Energiewende. Diese sei sinnlos (da 
Deutschlands CO2-Emmissionen nur einen minimalen Beitrag zur 
weltweiten Klimaerwärmung beitrügen), unsicher, kostspielig und 
umweltgefährdend (da Vögel durch Windkraftanlagen 
geschreddert und die Böden durch den Anbau von Monokulturen 
für die Biogasproduktion zerstört würden). Gerade den Aspekt des 
Umweltschutzes scheint die AfD-Fraktion seit den Erfolgen der 
Grünen bei der Europawahl und dem Hinweis der eigenen 
Jugendorganisation, man müsse nun im Bereich Klima- und 
Umweltschutz nachlegen, stärker zu betonen (Fiedler 2019b). 
Gauland selbst bezeichnet die überaus skeptische 
Herangehensweise an die Klimaschutzpolitik als »das dritte Thema 
für die AfD« (zitiert nach Wehner 2019b). Die AfD-Fraktion 


verurteilt in ihren Beiträgen schwerpunktmäßig die 
»Klimahysterie< der anderen Parteien oder wie es der Abgeordnete 
Jürgen Braun ausdrückt: »Der Klimawandel: das große grün-linke 
Ablenkungsmanöver unserer Zeit« (PlPr. 19/95: 11409). 

Dabei versteht sie sich nicht mehr länger nur als ideelle 
Gegenbewegung zu den Grünen. Vielmehr stellt die AfD die 
Energiewende als gigantisches Umverteilungsprojekt von unten 
nach oben dar, unter dem insbesondere die Geringverdiener durch 
hohe Strom-, Mobilitäts- und Heizkosten zu leiden hätten. 
Außerdem würden die Klimaschutzmaßnahmen Deutschland in die 
Rezession führen durch die Zerstörung der Automobilindustrie, 
der Kohleindustrie und damit zigtausender Arbeitsplätze - und 
dies alles, obwohl die deutschen CO2-Einsparungen keine 
spürbaren Auswirkungen auf das Weltklima hätten. Die Grünen 
sind in den Augen des AfD-Abgeordneten Martin Sichert eine 
»Sekte, in der gewissenlose Gurus wie Herr Habeck, Frau 
Baerbock oder auch Frau Roth unsere Jugend mit irrationalen 
Klimaängsten für linksextreme Gesellschaftsmodelle gefügig 
machen wollen« (PlPr. 19/86: 10081). 

Die AfD-Fraktion setzt dabei die aus ihrer Sicht zerstörerische 
Wirkung der Umweltpolitik mit der der Migrationspolitik gleich. 
Am Beispiel der Wolfspolitik der Bundes- und Landesregierungen 
verdeutlicht Karsten Hillse diesen Versuch, in dem er direkten 
Bezug zum rechtsextremen Diskurs über den großen Austausch 
(wie ihn grundlegend Camus 2016 entwickelt hat) nimmt. 


»Das größte Problem aber ist, dass es sich um ein 
unverantwortliches und folgenschweres Experiment 
handelt, ein vorrangig in sehr dünn oder gar nicht 
besiedelten Gebieten lebendes großes Raubtier in ein dicht 
besiedeltes Gebiet zu bringen - wohl wissend um die 
möglichen Folgen. Niemand hat Ihnen das Recht gegeben, 
dieses Experiment durchzuführen. Die Folgen laufen genau 
wie bei der großen Transformation aus dem Ruder. 
Während die große Transformation Mord, Totschlag und 
Vergewaltigung in nie dagewesenem Ausmaß und eine 
Verrohung der Gesellschaft bringt, verursacht das 
Wolfsexperiment Schäden in Höhe von Hunderttausenden 
von Euro« (PlIPr. 19/83: 9727). 


6.4.8Die AfD als Widerstandskraft gegen den >»Lockdown- 


Fetischismus< 


Die AfD positioniert sich als die große Kritikerin der Corona- 
Bekämpfungsmaßnahmen in Deutschland. Sebastian Münzenmaier 
formuliert das Anliegen seiner Fraktion in einer scharfen 
Gegenrede zu einer Corona-Regierungserklärung von Angela 
Merkel: 


»Diese Bundesregierung versetzt vorsätzlich ein ganzes 
Volk in Angst. Meinungsvielfalt ist im Umfeld der Kanzlerin 
nicht erwünscht, stattdessen sollen Merkels Haus- und 
Hofwissenschaftler wie Drosten, Wieler oder Brinkmann 
politisch gewollte Panikmache möglichst wissenschaftlich 
anhauchen. Der Inzidenzwert von 50 war noch nie wirklich 
wissenschaftlich begründet und wurde jetzt über Nacht 
einfach mal so auf 35 gesenkt. Was machen wir denn 
eigentlich im März, liebe Frau Bundeskanzlerin, wenn wir 
uns Ihrem geliebten Inzidenzwert dann wieder angenähert 
haben? Wird dann eine neue Zahl gewürfelt, oder 
entdecken Sie irgendeine neue, noch schlimmere, noch 
tödlichere, noch aggressivere Mutation aus Papua- 
Neuguinea oder sonst wo auf der Welt? Ich bin mir sicher: 
In Ihrem Lockdown-Fetischismus fällt Ihnen irgendetwas 
ein« (PlPr. 19/209: 26327 £.). 


Diese vermeintliche Willkür der Regierung will die AfD-Fraktion in 
einem Untersuchungsausschuss dokumentiert sehen und sie 
kämpft als selbst ernannte Widerstandskraft gegen den 
»Lockdown- Fetischismus«< der Regierung von Angela Merkel für 
die Aufhebung der Pandemielage in Deutschland. Seit April 2020 
stellt die AfD die Wirkung der Maßnahmen infrage und der 
Regierung ein schlechtes Zeugnis aus. Alexander Gauland hat in 
seiner Erwiderung auf die Regierungserklärung der Kanzlerin 
Ende Oktober 2020 darauf hingewiesen, dass die AfD sehr wohl 
anerkenne, dass das Infektionsgeschehen in der aktuellen Phase 
nicht im Griff sei. Er verwies aber auf die geringe Sterberate. 
Deswegen müsste man jetzt besser ein Regelwerk analog der 
Straßenverkehrsordnung für den Umgang mit dem Virus 
erarbeiten, statt in einen Lockdown zu gehen. In einem 
Positionspapier hat die AfD-Fraktion (2020i: 15) daher Grundsätze 
gegen den »Verbots-Populismus [...] (der Merkel-Regierung, der 
Alt-Parteien)« formuliert. In diesem Sinne wurde die Rhetorik im 


bekannten Angriffsmodus immer schärfer. Gauland bezeichnete 
das Corona-Kabinett der Regierung Merkel als eine »Art 
Kriegskabinett« (PlPr. 19/186: 23357). Alice Weidel sprach in der 
Generaldebatte zum Haushaltsbeschluss 2021 davon, dass esin 
der Pandemie nun darum gehe, zu verhindern, dass Merkel noch 
weiteren Schaden zufüge »Dieses Land kann Sie und Ihre Politik 
nicht mehr lange aushalten« (PIPr. 19/ 198: 24921). 

Diese Zuspitzungen reihen sich ein in eine fast schon 
choreografisch wirkende Provokationskaskade, mit der die AfD- 
Fraktion ihre »Anti-Lockdown«-Profile schärft. 


mM Die ersten Minuten konnte die Bundeskanzlerin bei ihrer Rede 
im Oktober kaum einen Satz zu Ende sprechen, ohne von AfD- 
Bundestagsabgeordneten unterbrochen zu werden (PIPr. 19/186: 
23352 £.). 

EM Der Abgeordnete Karsten Hilse trat mit Querdenken-T-Shirt ans 
Rednerpult und wurde von der Sitzungsleitung dann 
aufgefordert, sein Sakko zu schließen (PlPr. 19/188: 23701). 

mM Bei der Verabschiedung des novellierten 
Infektionsschutzgesetzes hat die AfD das Grundgesetz 
symbolisch sterben lassen (PIPr. 19/191: 24057). Diese Aktion 
wurde nur deswegen nicht breit medial wahrgenommen, da die 
AfD-Abgeordneten Bystron, Hemmelgarn und Müller 
Vertreterinnen und Vertreter der alternativen Medien in den 
Bundestag gebracht hatten. 


Inhaltlich warnt die AfD-Fraktion davor, dass durch die 
Einschränkungen der Freiheitsrechte eine »Coronadiktatur auf 
Widerruf« (PlPr. 19/186: 23358) etabliert würde. Deswegen 
forderte Stephan Brandner im Bundestag, Kanzlerin Merkel 
»einzusperren«. Die AfD-Fraktion formulierte ihre Positionen 
prägnant und dezidiert auch noch einmal in den Debatten des 
Haushaltsausschusses über den Zweiten Nachtragshaushalt (BT- 
Drs. 19/20601: 11 £.; zum ersten Nachtragshaushalt vgl. BT- 
Drs. 19/18132: 4). Sie verweist dort darauf, dass »eine 
epidemische Notlage von nationaler Tragweite, welche die 
empfindlichen Einschränkungen von Grundrechten sowie des 
wirtschaftlichen Lebens gerechtfertigt hätte«, nicht bestehen 
würde. Gleichzeitig erhob sie den Vorwurf, dass die Regierung 
»der Öffentlichkeit und dem Deutschen Bundestag« Informationen 
vorenthalte (BT-Drs. 19/ 20601: 11 f.). Deswegen sind die 


Nachtragshaushalte »staatliche Überreaktion« (BT-Drs. 19/ 20601: 
11 £.) und verfassungswidrig, da keine Notlage vorliegt, die die 
Aufhebung der Schuldenbremse rechtfertigt. Im Umkehrschluss 
fordert sie deswegen »die sofortige Beendigung des Lockdowns 
sowie aller im Zuge der Corona-Krise verordneten 
Beschränkungen des wirtschaftlichen Lebens« (BT-Drs. 19/ 20601: 
11 £.). Zudem folgt die AfD-Fraktion hier schon sehr früh dem 
Narrativ, dass die Corona-Pandemie-Bekämpfung dafür genutzt 
werde, »eine groß angelegte »Transformation«« zu verfolgen. 
Damit entsteht nach der »Umvolkung« ein neues Narrativ, das mit 
der Sprache von der »Coronadiktatur< insbesondere neurechter 
Kreise arbeitet. Dort wird der Begriff des »Great Resets« des 
Gründers des Weltwirtschaftsforums Klaus Schwab (Schwab/ 
Malleret 2020) aufgenommen und die oben beschriebene 
Positionierung stark mit Unterstellungen aufgeladen. Sie sieht die 
Corona-Pandemie »als willkommener Vorwand, um die Gangart der 
ideologiebeladenen Koalitionspolitik auf Kosten zukünftiger 
Generationen zu verschärfen« (BT-Drs. 19/20601: 11 £.). 

Sebastian Münzenmaier vergleicht das Handeln der 
Bundesregierung in der Corona-Pandemie mit einer »dumpfeln] 
Kriegsrhetorik« aus »dunkle[n] Zeiten« (PlPr. 19/209: 26328). Im 
Bundestag und bei Frank Magnitz hört sich das in seiner Rede zum 
AfD-Antrag »Innenstädte erhalten, Umnutzung von 
Gewerbeimmobilien erleichtern« (BT-Drs. 19/24661) so an: 


»Selbst die Kanzlerin, ihr Kabinett und die 
Ministerpräsidenten der Länder müssen doch erkennen, 
was ihr Handeln bewirkt: fundamentale Eingriffe in die 
Grund- und Freiheitsrechte der Bürger, Zerstörung unserer 
wirtschaftlichen und mentalen Lebensgrundlagen, Hass 
und Hetze gegen Andersdenkende und schließlich 
komplette Überwachung der Menschen. Wird das RKI etwa 
zur Stasizentrale? 

Die internationale Grundlage ist der große Neustart. Wenn 
der gelingen soll, müssen vertraute Werte wie Familie, 
Nation, Bargeld und Eigentum ganz offensichtlich 
abgeschafft werden. The Great Reset ist eine real 
existierende Theorie. Das gleichnamige Buch des Herrn 
Schwab vom Weltwirtschaftsforum ist bereits auf dem 
Markt. Es geht nicht mehr um die Innenstädte; es geht um 
unser ganzes Land« (PIPr. 19/196: 24788). 


Hier zeigt die AfD-Fraktion auch, dass sie konkret andere 
Vorschläge anbietet, um die Folgen der aus ihrer Sicht verfehlten 
Corona-Bekämpfungspolitik abzumildern. Im Konjunktiv der 
Drucksache des Berichts des Haushaltsausschusses lassen sich 
diese folgendermaßen zusammenfassen: 


»Die im Zuge der Krise unabweisbar entstehenden 
Mehrausgaben, wie sie sich beispielsweise aus 
Zahlungsverpflichtungen des Bundes ergäben, könnten 
ohne weiteres und in verfassungskonformer Weise aus 
Mitteln der Asylrücklage bestritten werden. Um die 
Wirtschaft nachhaltig anzukurbeln, wären anhaltende 
steuerliche Erleichterungen der beste Weg. [...] Nur durch 
eine spürbare Entlastung der steuerzahlenden 
Bevölkerung, insbesondere der Mittelschicht, könne 
nachhaltiges Wachstum im eigentlichen, 
marktwirtschaftlichen Sinne gelingen« (BT-Drs. 19/20601: 
11£.). 


Die AfD-Fraktion übernimmt dabei zunehmend den drastischen 
Jargon der Corona-Zweifler, die unter der Selbstbezeichnung 
»Querdenker: lautstark Widerstand leisten. Durch die rhetorischen 
Anleihen bei den zunehmend aggressiv auftretenden Zweifler- 
Demonstrationen verfolgt sie erneut eine Strategie der 
Querverbindungen. Diesmal sind es nicht thematische 
Querverbindungen, mit denen die AfD-Fraktion regelmäßig andere 
politische Felder mit ihren einwanderungskritischen Positionen 
verbindet. Es ist eine neue Art der Querverbindungsstrategie, die 
die AfD hier verfolgt. Sie schafft diesmal Querverbindungen 
zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen, die 
unterschiedlich stark an den Corona-Maßnahmen zweifeln oder 
aufgrund eigener Betroffenheit daran verzweifeln. Dabei soll der 
Diktatur-Vergleich, der oft von der AfD-Fraktion benutzt wird und 
den der Parteivorsitzende Jörg Meuthen stark kritisierte (Vollradt 
2020c: 4), als eine Klammer fungieren. Experte E5 glaubt, »das 
soll so eine Klammer« (IV E5) sein. »Es soll signalisieren, damit 
nimmt man die mit, die alles leugnen sozusagen, aber auch 
diejenigen die sagen, ja, ist schlimm, aber man sollte es beim 
Schutz der Altenheime belassen und nicht die Pizzeria schließen 
oder sowas. [...] [DJas ist [...] der Sound, der dann verfängt. Er 
kommt nicht an bei Leuten, die vielleicht sonst eher aus dem 
Wechselwählermilieu stammen« (IV E5). 


In der Auseinandersetzung um die Impfpolitik und die Tracing- 
App der Bundesregierung positionierte sie sich als starke 
»Grundgesetz<-Fraktion und argumentiert mit dem Grundgesetz 
gegen die aktuelle Politik. Hier kann sie Verbindungen zu ihrer 
Kritik am NetzDG ziehen und glaubwürdig gegen die Planungen 
einer »Corona-App« (BT-Drs. 19/18976) argumentieren. Dieses 
Motiv »AfD als Garant gegen den übergriffigen Staat« hat Alice 
Weidel auch in ihrer Rede über die Fraktionsarbeit aufgegriffen. 
Die AfD-Fraktion möchte kein Teil des »Establishments« sein, 
sondern strebt vielmehr an, die »ursprüngliche verfassungsmäßige 
Ordnung« (Weidel 2018b) wiederherzustellen. Der AfD-Fraktion 
geht es in der Corona-Pandemie besonders darum, ihre 
populistischen Demokratiekonzepte zu betonen. Ihr geht es dabei 
»nicht um die Abschaffung der Demokratie, sondern darum, die 
Eliten pauschal zu Schuldigen politischer Probleme zu erklären« 
(Franzmann/Lewandowsky 2020). 

In einem Positionspapier hat die AfD-Fraktion (2020i) ihre 
Position mit den Einstellungen der AfD-Wählerschaft abgeglichen. 
Die große Kritik am Krisenmanagement der Bundesregierung und 
die geringe Sorge in ihrer Wählerschaft gegenüber der 
Ansteckungsgefahr zeigten »die auch in anderen Fällen sichtbaren 
Einstellungsunterschiede von AfD-Anhängern und der 
Mehrheitsgesellschaft deutlich« (AfD-Fraktion 2020i: 7). Ziel des 
Papiers war es, aus diesem Sachverhalt eine gemeinsame 
Kommunikationsstrategie entlang bestimmter Schwerpunkte zu 
entwickeln. Denjenigen, die sich wirtschaftlichen Nöten 
gegenübersehen, die die Lockdown-Politik auslöst, will die AfD 
eine Stimme geben. Auch hier spielt die Emotionsverarbeitung 
eine große Rolle bei der Entwicklung der politischen Botschaften. 
Dies kann für die AfD-Fraktion ein erfolgreicher Weg sein, wenn 
die etablierten politischen Kräfte nicht aufpassen. Sie kann dabei 
auf ein größeres Reservoir an zweifelnden Einstellungen aufbauen 
und in einer Art und Weise als »Hinweispartei« (IV E5) fungieren, 
wie es Experte E5 formuliert. Daher hat die AfD-Fraktion zu 
Beginn des Jahres 2021 ihre Kampagne »Aufbruch für Deutschland 
- Raus aus der Wirtschafts- und Lockdown-Krise« (BT- 

Drs. 19/26895) gestartet. Die Nutzung der Corona-Pandemie als 
eine neue politische Gelegenheitsstruktur bietet sich für die 
Rechtspopulisten in dem Moment, indem das Vertrauen in die 
etablierte Politik erodiert. »Angst ist ein schlechter Ratgeber« hat 


Gauland zu den Beschlüssen gesagt. Für die AfD scheint die Angst 
weiterhin der beste Ratgeber zu sein. Sie gibt damit denjenigen 
eine Stimme, die kein Verständnis für die Maßnahmen aufbringen 
oder Existenzängste haben. Das ist schwierig in einer Pandemie - 
aber zunächst vor allem Demokratie. Sebastian Münzenmaier 
verwandelt seine Rede gegen die Corona-Politik in eine 
Wahlkampfrede. Die AfD-Fraktion verfolge eine »Politik der 
Vernunft« gegen den »Wahnsinn« aller anderen Fraktionen (PIPr. 
19/209: 26328). 


»Unsere AfD-Fraktion kämpft mittlerweile seit Monaten 
mithilfe von klugen Ideen, Anträgen und Vorschlägen für 
eine Politik der Vernunft und vor allem der 
Verhältnismäßigkeit. Wir wehren uns gegen Ihren 
Wahnsinn. Wir werden auch weiterhin hier im Bundestag 
alles dafür tun, unsere Leute und unser Land vor Ihren 
irren Ideen zu schützen. Aber leider sind uns teilweise die 
Hände gebunden, weil die vereinte Altparteienfront von 
den tiefroten SED-Erben bis hin zu den gelben 
Wendehälsen diese Kanzlerin stützt und dieses Land immer 
weiter Richtung Abgrund führt. Deshalb möchte ich Sie, 
meine Damen und Herren an den Bildschirmen da draußen, 
direkt ansprechen: Wir brauchen Ihre Unterstützung. Wenn 
Sie in diesem Land wirklich etwas ändern wollen, dann 
wählen Sie die einzige echte Oppositionspartei!« (PlPr. 
19/209: 26328). 


In der Debatte um die Einführung bundeseinheitlicher Regelungen 
unter dem Stichwort »Bundes-Notbremse« stellte sich die AfD- 
Fraktion deshalb dar als einzige Opposition gegen den »massiven 
Angriff auf den Föderalismus [...] und inakzeptable 
Grundrechtseingriffe« (Brandner 2021). 

Die AfD-Fraktion verbindet ihre Kritik an der Corona-Politik auch 
mit der Kritik an der Klimaschutzpolitik und den Grünen als 
Hauptgegner in der Politik (Ruhose 2021:16-23). Alexander 
Gauland führte dazu in der zweiten und dritten Beratung der 
Änderung des Infektionsschutzgesetzes im Mai 2021 aus: 


»Wenn die Bundeskanzlerin davon spricht, dass mit dem 
Virus nicht zu verhandeln ist, so werden wir bald hören, 
dass auch mit dem Klima nicht zu verhandeln ist und die 
Einschränkungen von heute auch für die schöne neue Welt 


von morgen taugen. 

Meine Damen und Herren, der Publizist Heribert Prantl - 
weiß Gott kein Freund der AfD - sagt, er fürchte, dass die 
aktuellen Grundrechtseinschränkungen als Blaupause für 
das nächste Virus, für den nächsten Katastrophenfall 
verwendet werden. Denn wo man nicht verhandeln kann, 
gibt es nur eine einzige Sprache der Entschlossenheit. 
Schließlich geht es immer ums Ganze: um die 
Weltgesundheit, das Weltklima, eben das Überleben der 
Menschheit. Dann kann man endlich aufhören, 
gesellschaftliche Ziele und die politischen Wege dorthin in 
den Parlamenten, in der Öffentlichkeit zu diskutieren, und 
stattdessen gleich zur Tat schreiten, was Sie mit dem 
Gesetz ja auch tun. 

Im Grunde lassen sich für fast jeden Bereich der Politik 
Inzidenzen, Quoten oder Zielwerte festlegen, deren 
Erreichen entschlossene und vor allem unverhandelbare 
Maßnahmen erforderlich machen. Wir werden uns bei der 
Klimapolitik wiedersehen« (PIPr. 19/223: 28212) 


Der Fraktionsvorsitzende legt damit auch die Begründung für die 
Kampagne »Einfach frei leben«, die die AfD-Bundestagsfraktion 
gegen die Politik des Mainstreams (BT-Drs. 19/29696), den 
europäischen Green New Deal und gegen ein »deutsches 
Engagement für den Großen Umbruch beziehungsweise Great 
Reset des Weltwirtschaftsforums« (BT-Drs. 19/29697) im Frühjahr 
2021 zur Flankierung des Bundestagswahlmotto der AfD 
»Deutschland, einfach normal« gestartet hat. 


6.4.9Die AfD als »Demokratie<-Fraktion 


Die pauschale Verurteilung der Eliten verfolgt die AfD mit einer 
umfassenden Positionierung als Kämpferin für mehr unmittelbare 
Demokratie. Diese sieht anders aus als die bisherige 
parlamentarische Demokratie. Fraktionschef Gauland formuliert 
im Interview mit Bender (2018), dass es das Ziel der AfD sei, eine 
»friedliche Revolution« gegen »das politische System« zu 
erreichen. Das von Best (2020) identifizierte 
Demokratieverständnis der Rechtspopulisten bestimmt die 
Initiativen der AfD-Fraktion in diesem Bereich. Sie kann damit 
unmittelbar Einstellungsmerkmale ihrer Wählerschaft »aktivieren«. 


Zugleich ist dieses Vorgehen ein Baustein in der Abwehrstrategie 
gegen den Verfassungsschutz und die Beobachtung der AfD als 
Gesamtpartei. Hartwig schreibt dazu in seiner Zusammenfassung 
der Arbeit der AG Verfassungsschutz der AfD-Bundespartei: 
»Forderungen nach einem weiteren Ausbau demokratischer 
Elemente stehen in vollem Einklang mit der FDGO« (2018: 10). 

Mit Gesetzesinitiativen wie der Abschaffung der 
Parlamentarischen Staatssekretäre (BT-Drs. 19/9250), der 
Einschränkung der parlamentarischen Immunität (BT- 

Drs. 19/9967)105 oder zur Begrenzung der Amtszeit im Amt der 
Bundeskanzlerin oder des Bundeskanzlers verfolgt die AfD- 
Fraktion die Einschränkung von Privilegien für die politische Elite. 
Ihre Initiativen zu Änderungen von Abläufen im Bundestag sind 
stets mit Forderungen nach mehr Transparenz verbunden. In den 
von ihr angestrengten Verfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht geht es um gleichwertige Teilhabe und 
Stärkung von Kontrollkompetenzen für die Opposition. Die 
Stärkung der Direkten Demokratie und Reformen für »mehr«< 
Demokratie hat sie in ihrem entsprechenden Gesetzentwurf (BT- 
Drs. 19/12371) eingebracht. Hier steht zudem der Abbau des 
»Parteienstaats< im Mittelpunkt. Deswegen strebt sie auch eine 
Reform des Wahlrechts zur Verkleinerung des Bundestags an (BT- 
Drs. 19/15074)). Zur Stärkung des Parlaments fordert sie eine 
Befragung der Kanzlerin oder des Kanzlers nach englischem 
Vorbild (BT-Drs. 19/7862). In ihrer Kampagne >»Einfach frei leben« 
hat sie zum Ende der Wahlperiode zudem gefordert, dass der 
Bundestag eine Bürgersprechstunde einrichten soll (BT- 

Drs. 19/29781). 

Im Nachgang zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zur Geldpolitik der EZB hat sie umgehend (BT-Drs. 19/19516) das 
Primat der nationalen Souveränität Deutschlands vertreten. Diese 
Agenda unterstreicht im Gesamten die klare rechtspopulistische 
Demokratiekonzeption, die die AfD-Fraktion verfolgt. 

Problematisch wird es bei ihrer Wählerschaft für die AfD immer 
dann, wenn sie selbst den Eindruck erweckt, Verhaltensweisen zu 
folgen, die sie den Altparteien vorwirft. So ist neben den Affären, 
um problematische Spender bei Fraktionschefin Weidel und 
Parteichef Meuthen auch das Beispiel über die 
Fraktionsentscheidung zum Ausschluss von Frank Pasemann zu 
nennen. Dies wurde der Bundestagsverwaltung mit Verweis auf 


zeitintensive, juristische Prüfungen so angezeigt, dass die Fraktion 
Mittel und Einfluss über einen Zeitraum von einen Monat erhalten 
hatte, die ihr nicht mehr zustanden - und dies, obwohl ihre 
Arbeitsordnung für den Fall des Ausschusses klar regelt: »Der 
Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder 
der Fraktion. Der Beschluss ist mit Verkündung des Ergebnisses in 
der Fraktionssitzung wirksam« (AfD-Fraktion 2017:8 9). 

Die AfD-Fraktion besetzt oftmals traditionelle Symbole der 
demokratischen Geschichte Deutschlands und versteht dies 
offensiv als Teil ihrer eigenen Identität (Lohse/Wehner 2020a: 3). 
Am Beispiel der Paulskirche entzündete sich dabei die 
Auseinandersetzung mit den übrigen Fraktionen. Als die Fraktion 
ihren Fraktionssaal »Saal Paulskirche< benennen wollte, untersagte 
dies der Bundestagspräsident. »Schäuble entschied als Hausherr 
schließlich, dass der Saal nicht offiziell nach der Paulskirche 
benannt werden könne. Das Symbol der Demokratie könne nicht 
von einer Fraktion vereinnahmt werden« (Lohse/Wehner 2020a: 
3).In der Fraktion hatte bei einer Abstimmung im November 2018, 
die auf Arbeiten der AG Geschichte basierte, die Paulskirche 
Bismarck knapp geschlagen (Lohse/Wehner 2020a: 3). Auch wenn 
es aufgrund der negativen Entscheidung kein Saalschild gibt, 
wurde der Raum dennoch entsprechend gestaltet. »Sie setzte die 
Paulskirche in die Mitte eines geschichtlichen Reigens der 
deutschen Einheit in Schwarz-Rot-Gold. Dafür stattete sie die 
Wände des Fraktionssaals mit sieben großformatigen Bildern aus, 
die Schlüsselereignisse dieser Historie darstellen [...] * (Lohse/ 
Wehner 2020a: 3). 


6.4.10Die AfD-Fraktion als Partnerin von Putins Russland und 
Trumps Amerika 


Auf die mangelnde Positionierung der AfD-Fraktion in der 
Außenpolitik weist Wiegel (2020b) hin. Auf dem klassischen Feld 
der internationalen Beziehungen ist der Rechtspopulismus nicht zu 
Hause. Dennoch gibt es Linien, die sich durch die Positionierungen 
ziehen. So steht die AfD-Fraktion Russland sehr zugewandt 
gegenüber, sieht China kritisch und sympathisiert mit Donald 
Trump. 

Der außenwirtschaftspolitische Sprecher der AfD-Fraktion, 
Hansjörg Müller, stellt die Rolle der russischen Regierung bei dem 


Anschlag auf Alexej Nawalny in Frage und stellte unmittelbare 
Bezüge zur kritischen Position der Amerikaner gegen die 
Gaspipeline Nord Stream 2 her (Bender 2020b: 2). Die AfD- 
Fraktion hält sich in der Bewertung der Krim-Annektierung stark 
zurück. Ein Abgeordneter ist sogar auf Kosten des Kremls auf die 
Halbinsel gereist. Auch wenn eine Reise von Bundes- und 
Landtagsabgeordneten von der Fraktionsführung im Jahr 2018 
kritisch kommentiert wurde (Bender/Schmidt 2018), findet sich in 
den Verlautbarungen der Fraktion kein kritischer Satz. 

Die AfD-Fraktion machte durch weitere umstrittene 
Auslandsreisen auf sich aufmerksam und setzte im Ausland 
deutlich andere Schwerpunkte als die offizielle Linie der 
Bundesregierung. Sie ist für ihre Remigrationspolitik zu 
Gesprächen in Syrien, unterstützt die russische Krim-Politik, steht 
an der Seite christlicher Minderheiten im Konflikt im Kaukasus 
(Sternberg 2020d: 5) oder ist im Namen alternativer 
Gesundheitsmethoden auf »Ayurveda-Dienstreise« in Indien 
unterwegs (Becker 2020). 

Die Sanktionen gegen Russland müssen nach Auffassung der 
AfD-Fraktion sofort zurückgenommen werden (BT-Drs. 19/7427: 
2). Für Alexander Gauland ist die Nähe zu Putins Russland im 
ureigenen Interesse Deutschlands: »Es ist Deutschland in der 
Geschichte immer gut bekommen, wenn es eine gute Partnerschaft 
zu Russland hatte und sich nicht in russische Angelegenheiten 
einmischte. Von daher bin ich immer aus geostrategischen und 
diplomatischen Erwägungen für ein gutes Verhältnis zu Russland 
gewesen« (zitiert nach Bender 2020b: 2). Für Trump und Putin 
gleichzeitig zu sein, stellt für die rechtspopulistische Opposition 
kein Problem dar, da beide Präsidenten eine große Ablehnung 
gegenüber der Zusammenarbeit in supranationalen 
Organisationen haben. Deutlich formuliert Alice Weidel in ihrer 
Pressemitteilung zum Abkommen zwischen Trump und dem 
nordkoreanischen Präsidenten: »Das konsequente Vorgehen des 
US-Präsidenten rückt wieder ins Bewusstsein, dass internationale 
Politik nach wie vor in erster Linie Staatenpolitik ist« (2018). 
Zudem verfolgt Trump mit seinem Kampf gegen die Antifa eine 
Politik, die die AfD ebenfalls in den Deutschen Bundestag getragen 
hat. 


6.5Fazit 


Als Fazit der Oppositionsstrategie der AfD lässt sich festhalten, 
dass sie eine besondere Form der Innovation des 
Parlamentsbetriebs durch Opposition (Franzmann 2017: 1) 
darstellt. Es ist eine destruktive Innovation, die eine 
rechtspopulistische Opposition aufgrund der beschriebenen 
Emotionalisierungsfunktion zum Ausdruck bringt. Kubitschek 
(2020a) spricht von einem »konstruktiv-destruktiv[en]« Verhalten 
der AfD. Im Ergebnis bringt sie die anderen Fraktionen im 
Parlament zum Nachdenken über eigene eingefahrene Wege. »Erst 
die Konfrontation und Herausforderung durch eine Opposition 
setzt für eine Regierung hinreichende Handlungsanreize« 
(Franzmann 2017: 1). 

Im hier entwickelten Konzept sorgt eine Systemopposition für 
Handlungsanreize im Sinne Franzmanns für Regierung und 
Parlament. Allerdings hat in der 19. Wahlperiode die Große 
Koalition seit Beginn ihrer Tätigkeit selbst kein positives Selbstbild 
von sich und ihrer Regierungsarbeit entwickeln können. Die AfD- 
Fraktion fungiert dadurch nicht als (positiver) Innovationstreiber 
einer Regierung, sondern als Angsttreiber. Im beobachteten 
Zeitraum hat sich dies auch in der Corona-Krise nicht geändert. 
Mit ihrer Position in den Corona-Debatten ist die AfD-Fraktion 
auch hier ihrer Emotionalisierungsfunktion gefolgt und warnt vor 
der angeblichen Wirkung der Politik der Bundesregierung. Der 
Abgeordnete Dr. Robby Schlundt spitzt zu: »Sie erzeugen Angst, 
Hysterie und Depression, die in einer eskalierenden 
Lebensmüdigkeit enden werden« (PIPr. 19/160: 19798). 

Auch hier finden sich die Wirkungsweisen der 
rechtspopulistischen Opposition, wie sie oben beschrieben 
wurden. In der Gesellschaft verbreitete Emotionen werden 
aufgenommen und politisch verarbeitet. Sie werden allerdings 
nicht eingeordnet oder beruhigt, sondern ganz im Gegenteil 
entsprechend populistischer Politikkonzepte verstärkt. So schafft 
es die AfD-Fraktion, durch ihre Art und Weise der 
Politikverarbeitung populistische Einstellungen in der 
Wählerschaft zu aktivieren. 

Die AfD-Fraktion hätte eine positive Innovationsfunktion 
einnehmen können, wenn die Reaktionsmuster der anderen 
politischen Kräfte in der ersten Zeit der Wahlperiode entsprechend 


vorhanden gewesen wären. Insbesondere die Konservativen waren 
aber zunächst verunsichert und auf der Suche nach einer 
stringenten Haltung gegenüber der AfD-Fraktion im Bundestag. In 
den Ländern hält diese Suche insbesondere in den ostdeutschen 
Landesverbänden der CDU noch an. Am strukturiertesten setzt 
sich mittlerweile die CSU in Bayern mit der AfD auseinander 
(Deininger 2020: 306-310 und Lau 2020b: 6). 

Die Auseinandersetzung innerhalb der Regierung über die 
Migrations- und Sicherheitspolitik während des gesamten Jahres 
2018 - aus der die CSU für ihr Bundesland intensiv gelernt zu 
haben scheint - führt vor Augen, dass ein stringenter Umgang mit 
der AfD-Fraktion fehlt. Gleichzeitig ist die Abstinenz einer anderen 
Oppositionskraft jenseits der AfD zu beobachten, da die Grünen 
durch ihre Haltung der Bundeskanzlerin gegenüber seit den 
gescheiterten »Jamaika«<-Koalitionsverhandlungen und der 
Flüchtlingskrise 2015 hier ausfallen. Robin Alexander (2020: 4) 
beobachtet dieses Verhalten auch in der Corona-Krise, wenn er 
über die Befragung der Bundeskanzlerin im Mai 2020 in der 
»Welt« schreibt, dass während des Statements von Angela Merkel 
»in den Oppositionsreihen [...] der Grüne Jürgen Trittin gar nicht 
mehr auflhört], staatstragend zu nicken«. FDP und Linke scheinen 
aufgrund einer Selbstfindungsphase zu stagnieren (Mielke/Ruhose 
2020: 8). 

Als größte Oppositionsfraktion hat sie einen besonderen Status 
und die entsprechenden parlamentarischen Mittel und setzt diese 
ein (Ruhose 2019: 16; s. dazu auch Kapitel 3 und 4): 


1. Die AfD-Fraktion zielt mit ihren parlamentarischen Initiativen 
darauf ab, provozierend wahrgenommen zu werden. In den 
Debatten nutzt sie dafür ebenfalls provokante Formulierungen 
und rhetorische Zuspitzungen. 

2. Durch die Nutzung ihrer verschiedenen Wirkräume ihrer 
umfassenden Oppositionsarbeit schafft es die AfD, ihre Agenda 
auch den anderen Fraktionen aufzudrängen. Die 
Migrationspolitik der Großen Koalition ist eine unmittelbare 
Reaktion auf die AfD. Ein Wirkkanal, auf den Christoph 
Butterwegge (2018) schon früh in der Wahlperiode 
hingewiesen hat. Hafeneger/Jestädt (2020: 153) beobachten 
Ähnliches und weisen auf den Drang der AfD hin, »externen 
Einfluss« auszuüben. Am Beispiel des Antrags zum Verbot der 
Hisbollah beschreibt Gauland, wie seine Fraktion auf die 


anderen Fraktionen wirke: »Die AfD-Mitglieder im 
Innenausschuss bereiteten einen Antrag zum Verbot dieser 
Terrororganisation in Deutschland vor und brachten diesen in 
den Bundestag ein. Von dort wurde er zurück in die 
zuständigen Ausschüsse verwiesen, wo er monatelang durch 
Nichtberatung verschleppt wurde. So lange bis die 
Regierungskoalition einen eigenen Antrag, der mit unserem 
fast identisch war, fertigstellen konnte. Dieser Vorgang zeigt 
sehr schön, dass vernünftige Anträge von den anderen 
Fraktionen einzig und allein deswegen abgelehnt werden, weil 
sie von der AfD kommen. Es zeigt aber vor allen Dingen auch, 
dass unsere parlamentarische Arbeit Wirkung erzielt - auch 
wenn unsere Anträge aus Prinzip rigoros und konstant von den 
anderen Fraktionen abgelehnt werden.« (Gauland 2019b). 


In den politischen Debatten kommt die AfD ihrer 
Emotionalisierungsfunktion nach. Es werden »vor allem soziale 
und kulturelle Themen und damit politisch-kulturelle Ängste 
(Migration, Überfremdung, sozialer Abstieg) in Teilen der 
Bevölkerung« (Hafeneger/Jestädt 2020: 153) in die Debatte 
eingebracht und anders als in vorherigen Wahlperioden so in der 
politischen Auseinandersetzung sichtbar gemacht. Die AfD bedient 
dadurch stringent ihren Markenkern. Dabei zieht sie 
Verbindungen zu ihren vernetzten Vorfeldorganisationen und 
positioniert auch deren Themen wie die Infragestellung des 
menschengemachten Klimawandels, die Kritik am Feminismus und 
die Ablehnung der Genderforschung in der politischen Arena 
(Hartleb 2018: 109). 

Durch das Aufgreifen von Problemen und Themen, die die 
Menschen im Alltag bewegen, präsentiert man sich als »Anwalt der 
Bürgers, der die wirklich entscheidenden Themen in die politische 
Diskussion zurückholt. Aber auch hier zeigt sich die an den 
Strategieelementen der rechtspopulistischen Opposition 
orientierte Themenagenda. Hafeneger/Jestädt (2020: 153 £.) 
formulieren hierzu treffend, dass auch in diesen Bereichen 
»sukzessive Förderpolitik, Programme, Einrichtungen und 
Maßnahmen infrage gestellt, angegriffen, denunziert und [...] für 
überflüssig erklärt« werden. Durch die Professionalisierung 
aufgrund der Parlamentarisierung der AfD und durch die 
Medienkompetenz von Fraktion und Partei gelingt es der Fraktion, 
in regelmäßigen Abständen in den etablierten Medien präsent zu 


sein und bei den sozialen Netzwerken gezielt ihre alternativen 
Kommunikationswege zu nutzen. 

Wie es für die AfD-Opposition im Bundestag weitergeht, hängt 
neben den gesellschaftlichen Entwicklungen auch davon ab, wie 
die anderen Fraktionen mit ihr und vor allem ihrer 
Emotionalisierungsfunktion umgehen und wie sie auf die hier 
hergeleiteten Strategieelemente der rechtspopulistischen 
Opposition reagieren. Schon seit Ende des Jahres 2020 lässt sich 
beobachten, dass die AfD-Fraktion sich wieder auf wenige, 
emotionale Themen konzentriert. So steht bei ihrer Corona-Politik 
die »Beendigung der epidemischen Lage von nationaler 
Tragweite« (BT-Drs. 19/26903: 1) und ihre »Strategie [...] zur 
Bekämpfung des Coronavirus« für einen Schutz der Risikogruppen 
(BT-Drs. 19/26223: 1) im Mittelpunkt der parlamentarischen 
Debatte, um den »Endlos-Lockdown« zu beenden (BT 
Drs. 19/26903: 1). Zum Ende der Wahlperiode formulierte die AfD- 
Fraktion noch einmal ihre wirtschaftspolitischen Positionen in 
einem umfassenden Antrag. Hier zeigt sich, dass sie mit Blick auf 
die Bundestagswahl und ihre Wählerschaft die Strategie der 
Querverbindungen wieder stärker in den Mittelpunkt stellt. Um 
»Verlustquellen zu schließen« (BT-Drs. 19/26895: 2) sollen 
Zahlungen an die EU gekürzt, »alle Maßnahmen zur sogenannten 
Energiewende und >Klimarettung«« ausgesetzt und eine restriktive 
Einwanderungspolitik betrieben werden (BT-Drs. 19/26895: 3). 
Neben den Forderungen nach Beendigung des »Endlos- 
Lockdowns« in einem parallel mitberatenen Antrag umfasst ihr 
wirtschaftspolitisches Programm folgende Punkte, um »die 
bundesdeutsche Wirtschaftskraft zu stärken« (BT-Drs. 19/26895: 4; 
auch für alle Zitate in den folgenden Aufzählungspunkten): 


M »die Fachkräfteabwanderung« stoppen und umkehren, 

EM >»die Steuern nachhaltig« zu senken, »damit sich Leistung 
wieder lohnt: hierzu gehören, dass die CO2-Steuer abgeschafft, 
die Förderzusagen entsprechend dem EEG per sofort eingestellt 
und die Umsatzsteuer dauerhaft von 19 % auf 15 % bzw. von 7 
% auf 5 % gesenkt wird«. Letzteren Punkt hebt sie als 
eigenständigen Antrag (BT-Drs. 19/27204) noch einmal 
gesondert hervor, 

EM »die Deindustrialisierung durch attraktive 
Rahmenbedingungen« stoppen, 

m >»das Zinsdiktat der EZB [...] und die Anleihekaufprogramme 


PSPP und PEPP« beenden, 

mM »eine umfangreiche Entbürokratisierung« starten. »Hierzu 
gehört u. a. die Streichung von Quotenregelungen jeglicher Art 
und überzogenen Datenschutzvorschriften« und schließlich 

MH »das geplante Lieferkettengesetzes [sic!]« verhindern, »um die 
deutsche Wirtschaft, insbesondere den Mittelstand, nicht 
unabsehbaren Risiken auszusetzen«. 


In der Debatte lag der Fokus allerdings auf der Kritik an der 
Corona-Politik, der Charakterisierung der EU als Problemfall und 
die Ablehnung der Energiewende. Es zeigt sich, dass die AfD- 
Fraktion ganz bewusst zu ihrem Markenkern zurückgekehrt ist 
und diesen mit der Kritik an der Corona-Politik verbindet. Schon 
zu Beginn des Jahres 2021 hatte sie eine Reihe von migrations- 
und integrationskritischen Anträgen eingebracht und im 
Bundestag beraten lassen. Dabei ging es unter anderem um die 
Beendigung der Westbalkanregelung (BT-Drs. 19/26543) und um 
»Klare Grenzen der Einbürgerung« (BT-Drs. 19/26547; vgl. auch 
BT-Drs. 19/26546) durch eine Veränderung des 
Staatsbürgerschaftsrechts. Mit Initiativen gegen Kinder- (BT- 
Drs. 19/22706 und Vielehen (BT-Drs. 19/22705) und weibliche 
Genitalverstümmlung (BT-Drs. 19/22704) formulierte sie erneut 
ihre Warnungen vor einer Islamisierung Deutschlands, die die 
Abgeordnete Harder-Kühnel in ihrer Rede beschreibt (PlPr. 
19/206: 25976). Für diese Strategie spricht auch, dass die AfD- 
Fraktion ihren »Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der direkten 
Demokratie auf Bundesebene« (BT-Drs. 19/26906) einbrachte - 
und so einen Gesetzentwurf von ihr (BT-Drs. 19/16) aus dem Jahr 
2017 zum Ende der Wahlperiode in ähnlicher Fassung beraten 
ließ. 


7.Der Umgang mit der 
rechtspopulistischen Opposition 


Es gibt nicht den einen Königsweg im Umgang mit 
rechtspopulistischen Parteien wie der AfD. Auf die Suche danach 
haben sich schon zahlreiche Forscher begeben, z. B. Lochocki 
(2018) mit dem Versuch, eine »Vertrauensformel< zu entwickeln. 
Bislang sind alle Versuche, den Rechtspopulismus zu schwächen 
oder zurückzudrängen, tendenziell gescheitert. Weder die 
offensive Auseinandersetzung noch die stilistische oder 
argumentative Nachahmung oder gar die Koalition mit diesen 
Parteien haben sich als zielführend bei diesem Unterfangen 
erwiesen (grundlegend Bachmann 2005 und Downs 2012). »Hat 
man populistische Parteien einmal im Haus, gibt es kaum ein 
Mittel, sie wieder los zu werden. Am besten ist es - und das gilt für 
alle populistischen Parteien - egal ob rechts oder links - ihren 
Aufstieg von vornherein zu verhindern. Aber dafür ist esin 
etlichen europäischen Ländern bereits zu spät« (Grabow/Hartleb 
2013: 41 £.). Mit dem Einzug der AfD in den Bundestag 2017 ist 
dies somit auch für Deutschland »zu spät«. Ein politisches Leben 
im Deutschen Bundestag ohne die AfD-Fraktion wird es in 
absehbarer Zukunft voraussichtlich nicht mehr geben. 

Strategien zum Umgang mit der AfD im Parlament müssen 
immer die Wählerkoalition der >Alternative für Deutschland« im 
Auge behalten. Soll die Auseinandersetzung im Parlament dafür 
sorgen, den Einfluss der AfD im Gesamten zurückzudrängen, muss 
es gelingen, den »Klebstoff der Angst« (Ruhose 2019: 19) zu lösen, 
der dafür sorgt, dass die Wählerkoalition zusammengehalten wird. 
Ein solcher Ansatz muss alle drei Arenen der politischen 
Auseinandersetzung berücksichtigen und Parlament, 
Parteienwettbewerb sowie Medien und Zivilgesellschaft umfassen 
(ebd.). 

Will man dabei erfolgreich sein, das populistische Potenzial der 
AfD zurückzudrängen, müssen Angebote in allen »drei Arenen der 
politischen Auseinandersetzung« (ebd.; einen ähnlichen Ansatz 
verfolgen Heinze/Lewandowsky 2022) formuliert werden. Diese 


sind »miteinander verwoben und es bestehen 
Rückkopplungsbeziehungen« (ebd.,), die auch die AfD-Fraktion für 
sich nutzbar macht, wie gezeigt wurde (s. Kapitel 3 und 4). Der 
Umgang mit den Populisten kann sie schwächen - aber auch 
stärken. Dies ist abhängig davon, ob die Gegenstrategien der zwei 
oben beschriebenen Dimensionen in die Arenen übersetzt werden 
können (ebd.). 

In der an Bedeutung wiedergewonnenen parlamentarischen 
Auseinandersetzung (Hierlemann/Sieberer 2014) geht es um die 
Ansprache der unentschlossenen Wählerinnen und Wähler und 
dem Teil der AfD-Sympathisanten, »die durch eine andere Politik 
und andere Ansprache herausgelöst werden können« (Ruhose 
2019: 19). Dafür muss ein schmaler Pfad verfolgt werden, denn die 
Kombination aus Anliegen der Menschen ernst zu nehmen und 
gleichzeitig deutlich auf der Werteebene zu argumentieren, kann 
schnell als moralische Überlegenheit aufgenommen werden. 

Die Auseinandersetzung mit der AfD-Fraktion kann als 
»Neuland« für die anderen Fraktionen bezeichnet werden. Weder 
die Fraktionen noch die Öffentlichkeit hatten ein Gefühl dafür, 
welche Veränderungen in der politischen Auseinandersetzung 
eintreten würden, wenn die Oppositionsführerschaft bei einer 
rechtspopulistischen Fraktion liegen würde. Noch in der Woche 
nach der Bundestagswahl 2017 schrieb zum Beispiel Patzelt über 
die Herausforderungen aus Sicht der AfD im Bundestag: »Nur 
widerzuspiegeln, was in ihren Wählerkreisen da an bislang 
parlamentarisch unartikulierter Politikkritik und 
Politikerverachtung wabert, wird nicht genügen, um die neue 
Regierungskoalition »zu jagen<. Es muss schon mit Sachkunde und 
stimmigen Argumenten aufgebessert werden, was da politisch 
konkurrenzfähig werden will« (2017b). Daher befasste man sich zu 
Beginn der Wahlperiode viel mit den möglichen Strategien 
(Schneider 2018) und übersah die eigenen Dilemma-Situationen, 
in denen fast alle Fraktionen im Umgang mit einer Art 360-Grad- 
Opposition gefangen waren. Mit dem heutigen Blick auf die Dinge 
lässt sich daher feststellen, dass Patzelt (2017b und auch 2017a) 
mit seiner oben zitierten Einschätzung nur teilweise recht 
behalten hat. 


7.1Strategien zum Umgang mit dem Populismus 


Auf Basis der Forschungsliteratur zu den Ansätzen und Strategien 
gegen Rechtspopulismus und Rechtsradikalismus im deutschen 
Parlamentarismus (jüngst Heinze 2020a und Heinze 2020b) lassen 
sich grundsätzlich zwei Dimensionen voneinander unterscheiden: 


1. Bei der organisatorisch-institutionellen Dimension spielen 
strategische, taktische und formale Fragen eine zentrale Rolle 
(Henßler/Overdieck 2014: 61 £.). 

2. Bei der inhaltlich-normativen Dimension geht es um 
argumentative, sach- und fachbezogene Fragen der 
Auseinandersetzung (Hafeneger 2005: 37). 


Mit Hafeneger (2005: 37) lassen sich vier Reaktionsmuster in den 
empirischen Studien über den Umgang mit rechtsextremen 
Fraktionen im Parlament zusammenfassen: »Im parlamentarischen 
Umgang pendelt die Suche [...] zwischen schweigend verachten 
und ignorieren, gelassen bleiben, Entlarvung (die ideologische 
Maske vom Gesicht reißen) und sicherer, selbstbewusst- 
dechiffrierender Auseinandersetzung mit deren Themen und 
Logiken (ohne sich freilich die Agenda vorgeben zu lassen)« (ebd.). 
Wird nach den oben genannten Dimensionen unterteilt, lassen sich 
weitere Reaktionsstrategien differenzieren, die im Folgenden 
ausführlicher dargelegt werden. Dabei soll auch ein kurzes »Für 
und Wider« bei den einzelnen Herangehensweisen vorgenommen 
werden, und es sollen Beispiele aus der Beobachtung der AfD- 
Bundestagsfraktion sowie der Reaktionen der anderen Fraktionen 
angeführt werden. Auf der organisatorisch-institutionellen Ebene 
gab es zu Beginn der 19. Wahlperiode theoretisch vier 
Herangehensweisen für den Umgang mit der AfD-Fraktion. 


7.1.1Strategie des Ignorierens 


Die Strategie des Ignorierens setzt auf ein bewusstes 
Nichtwahrnehmen der parlamentarischen Aktivitäten der 
Rechtspopulisten. Den Anträgen und Redebeiträgen wird keine 
Aufmerksamkeit geschenkt. Bei Geschäftsordnungsdebatten, die 
regelmäßig donnerstagmorgens in den Sitzungswochen über die 
Festlegung der Tagesordnung geführt werden, antwortet in der 
Regel einer auf die Ausführungen des 1. PGF der AfD-Fraktion, 
Bernd Baumann. Die AfD-Fraktion ist regelmäßig der Auffassung, 


dass ihr mehr Zeit zustehen würde oder die Gestaltung der 
Tagesordnung sie benachteiligen würde, wie Experten P2 und P3 
ausführen (vgl. auch Pergande 2020: 4). Diese Strategie wird 
zwischen den demokratischen Fraktionen informell abgesprochen 
(Lau 2020a: 3). Experte P3 verweist auf Verabredungen, »dass nur 
einer redet, wenn die [AfD; FR] einen Antrag stellen« (IV P3). 
Damit soll erreicht werden, dass man der AfD-Fraktion »nicht so 
viel Aufmerksamkeit schenken« soll (TV P3). Ein solches Vorgehen 
birgt allerdings die Gefahr, dass es zur Normalisierung kommt, da 
rechtspopulistischen Initiativen nicht öffentlich widersprochen 
werden, sondern diese unkommentiert im Parlament stehen 
bleiben. 


7.1.2Strategie der Auseinandersetzung und Erwiderung 


Bei einer Strategie der Auseinandersetzung und Erwiderung wird 
»auf die politische Thematisierung und offene Konfrontation mit 
den Positionen der Rechtspopulisten« gesetzt (Ruhose 2019: 18). 
Hierbei werden zwei Herangehensweisen unterschieden, die in der 
Praxis gleichzeitig vorkommen: 


1. die sachbezogen-diskutierende Herangehensweise. Bei dieser 
wird auf die fachliche Überlegenheit der demokratischen 
Fraktionen gesetzt und den parlamentarischen Aktivitäten der 
Rechtspopulisten und Rechtsradikalen Sach- und Fachkenntnis 
entgegengehalten; 

2. die »selbstbewusst-dechiffrierende« (Hafeneger 2005: 37) 
Herangehensweise. Hier soll der normative Gehalt der 
Aktivitäten und Positionen der Rechtspopulisten offengelegt 
werden. Dies geschieht, indem historische, politische und 
moralische Vorstellungen, die sich hinter vermeintlich 
konsensualen oder harmlosen Aktivitäten der Rechtspopulisten 
verbergen, deutlich als außerhalb des demokratischen 
Grundkonsenses liegend benannt werden. 


Die Strategie der Auseinandersetzung kann auch die Einbeziehung 
externer Akteure und der politischen Öffentlichkeit beinhalten. Die 
Strategie der Auseinandersetzung ist dann besonders geeignet, 

wenn sie beide Herangehensweisen situativ berücksichtigt, wie die 
Wirkkanäle des Rechtspopulismus funktionieren. Andernfalls birgt 


sie die Gefahr, dass es zu einer Überrepräsentation 
rechtspopulistischer Positionen in der parlamentarischen 
Auseinandersetzung und Öffentlichen Berichterstattung kommt, 
vor allem wenn sich die demokratischen Fraktionen permanent in 
sachliche und moralische Debatten begeben. Diese Wirkungsweise 
wird unter Kapitel 7.2 genauer beschrieben. 


7.1.3Strategie der Ausgrenzung 


Bei der Strategie der Ausgrenzung wird eine rote Linie zu 
Personen und Positionen der Rechtspopulisten gezogen, die dann 
bis hin zum Verlassen des Plenums bei Provokationen reicht 
(Ruhose 2019: 17). Diese Strategie ist jedoch für 
rechtspopulistische Parteien wie die AfD nur eingeschränkt 
wirksam, weil sie den Opfermythos noch verstärken kann, der 
einen wesentlichen Teil der Eigenwahrnehmung und medialer 
Eigendarstellung der Fraktion ausmacht (s. Kapitel 4). Zudem ist 
seitens einer sensibilisierten demokratischen Öffentlichkeit die 
Strategie umstritten, ob eine Partei, die nicht verboten ist, durch 
Ausgrenzungsstrategien seitens ihrer politischen Wettbewerber 
außerhalb des demokratischen Spektrums positioniert werden 
darf. Ziel einer vollkommenen Stigmatisierung als zunehmend 
rechtsextreme Fraktion ist es, von außen auf diejenigen Kräfte 
innerhalb der AfD-Fraktion einzuwirken, die dort für eine andere 
Haltung eintreten. Sogleich wird der politisch-moralische Druck 
auf die sich als bürgerlich bezeichnenden Teile der 
Anhängerschaft erhöht. Im Bundestag äußert sich diese 
Ausgrenzung öffentlichkeitswirksam natürlich bei den 
reihenweisen Nichtwahlen von AfD-Abgeordneten in 
unterschiedliche Positionen. 

Prominent sticht die Änderung der Praxis bei der Konstituierung 
des Bundestags noch in der vorhergehenden Wahlperiode hervor. 
Anstatt des ältesten Abgeordneten ist nun die oder der am 
längsten dem Bundestag angehörende Abgeordnete 
Versammlungsleiter vor der Wahl der Bundestagspräsidentin oder 
des Bundestagspräsidenten. Dies versuchte die AfD-Fraktion mit 
einem ihrer ersten Anträge (BT-Drs. 19/2) so zu verändern, dass 
zunächst ein Versammlungsleiter gewählt wird, der ausschließlich 
die Abstimmung über die GOBT herbeiführt. Danach solle die 
Sitzung von der Alterspräsidentin oder dem Alterspräsidenten 


geleitet werden. Zu nennen sind hier zudem der prestigeträchtige 
Vizepräsidentenposten oder das gerade symbolisch bedeutsame 
Kuratorium der »Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden 
Europas«. Es ging aber auch um weitere Gremien im Bereich der 
Gedenkkultur, wie die Wahl von Kuratoriumsmitgliedern für die 
»Bundesstiftung Magnus Hirschfeld« und für das Kuratorium der 
Stiftung >Deutsches Historisches Museum«. Auch bei diesen 
Wahlergebnissen war sichtbar, dass die übrigen Fraktionen 
unterschiedliche Strategien verfolgten. Erzielten die Kandidaten 
für die Gremien im Bereich der Haushalts- und Europapolitik 
deutlich mehr Stimmen als die AfD-Fraktion Abgeordnete hatte, 
erzielte die Kandidatin für das Kuratorium der >»Stiftung Denkmal 
für die ermordeten Juden Europas«, Nicole Höchst, nur die Ja- 
Stimmen der AfD-Fraktion. Aus dem Kreis der CDU/CSU-Fraktion 
und der FDP-Fraktion erreichte sie immerhin eine Reihe von 
Enthaltungen. Ein ähnliches Stimmungsbild wie bei den 
Haushaltsgremien ergab sich bei der Wahl der anderen 
Kuratorien, hier konnten die Kandidaten der AfD auch jeweils über 
160 Ja-Stimmen erzielen. Über die Dauer der Wahlperiode wurden 
die Kandidatinnen und Kandidaten der AfD-Fraktion für das ihr 
rechtmäßig zustehende Amt des Bundestagsvizepräsidenten 
jeweils nicht gewählt. Bei dessen Wahl sind die AfD-Kandidaten 
Albrecht Glaser, Mariana Harder-Kühnel, Gerold Otten, Paul Viktor 
Podolay und Harald Weyel in jeweils drei Wahlgängen 
gescheitert.106 

In diesem Strategiefeld soll exemplarisch erläutert werden, dass 
Strategien im Umgang auch deswegen regelmäßig überprüft 
werden müssen, weil sie Gegenstrategien bei der Gegenseite 
auslöst. Alexander Gauland kündigte in diesem Feld sehr 
entschieden an, dass die AfD bis zum Ende der Wahlperiode 
jeweils Kandidaten für das Vize-Amt aufstellen würde. Die Fraktion 
änderte auch ihr Vorgehen, vor allem als »gemäßigt« geltende 
Kandidaten zu berufen. So begann die AfD-Fraktion den 
Nichtwahl-Marathon im Jahr 2020 mit dem Abgeordneten Karsten 
Hilse, der aufgrund seiner Beiträge im Plenum und der von ihm 
verantworteten parlamentarischen Initiativen als einer der 
schärfsten Redner der AfD-Fraktion anzusehen ist. Dennoch zeigt 
sich in seinem Wahlergebnis, dass es unterschiedliche 
Bewertungen im Umgang mit diesem Posten gibt. Hillse erzielte 
mit 473 Nein- gegenüber 154 Ja-Stimmen bei 30 Enthaltungen (BT- 


Drs. 19/16161) ein ähnliches Ergebnis wie einige seiner 
vorherigen Kandidaten. Als letzter Kandidat scheiterte dann im 
Juni 2021 in der vorletzten Sitzungswoche der Wahlperiode Harald 
Weyel endgültig in seinem dritten Wahlgang. 


Tabelle 10: Wahlergebnisse der Kandidatinnen und Kandidaten der 
AfD-Fraktion für die Position der/des Bundestagsvizepräsidentin/- 
präsidenten 


Generell wird die Ausgrenzung im Laufe der 19. Wahlperiode nicht 
durchgehalten. Im Februar 2020 wurden Rainer Kraft als 
stellvertretendes Mitglied im Kuratorium der Stiftung >Fonds zur 
Finanzierung der kerntechnischen Entsorgung< und Kay 
Gottschalk zum Mitglied im Gremium gemäß $ 23c Absatz 8 des 
Zollfahndungsdienstgesetzes gewählt (PlPr. 19/146: 18205). Hier 
zeigt sich eine Variante der Strategie der Ausgrenzung. Die AfD- 
Fraktion wird in ausgewählte Gremien gewählt, in entscheidende 
oder symbolträchtige allerdings nicht. Dies führt dazu, dass AfD- 
Kandidaten mitunter in 17 Wahlgängen für ein und dasselbe 
Gremium bis zum Ende der Wahlperiode abgelehnt wurden.107 Bei 
der Wahl von Mitgliedern des Stiftungsrats der Stiftung zur 
Aufarbeitung der SED-Diktatur hatte die AfD versucht, über die 
Benennung von früheren Bürgerrechtlerinnen und 
Bürgerrechtlern aus der DDR andere Fraktionen zur Zustimmung 
zu bewegen. Sowohl die frühere Bundestagsabgeordnete für 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN und später für die CDU, Vera Lengsfeld 
(BT-Drs. 19/1117 neu), als auch Angelika Barbe (BT-Drs. 19/20607) 


wurden abgelehnt. Nur bei Angelika Barbe enthielt sich die CDU/ 
CSU-Fraktion. Die Abstimmung der Oppositionsfraktionen FDP, 
Grüne und Linkspartei über die Einrichtung eines 
Untersuchungsausschusses zu den Vorgängen um den 
Finanzdienstleister Wirecard dauerte auch deshalb so lange, weil 
der AfD-Fraktion der Vorsitz für dieses Gremium zusteht. Der erste 
Vorschlag, den Finanzpolitiker Kay Gottschalk zu wählen, wurde 
seitens der Linken und der Grünen zunächst abgelehnt (Neuerer 
2020). Gottschalk gehört im Bundestag allerdings zu den stärker 
akzeptierten AfD-Abgeordneten und so wurde er letztlich doch mit 
vier zu drei Stimmen in geheimer Wahl zum Vorsitzenden des 
Wirecard-Untersuchungsausschusses gewählt. Die geheime Wahl 
hatten LINKE und GRÜNE gemeinsam beantragt (FAZ 2020). 

Bei den inhaltlichen Initiativen der AfD-Fraktion gibt es eine 
breite Koalition zwischen Regierungsfraktionen und anderen 
Fraktionen. Keine AfD-Initiative hat in der 19. Wahlperiode eine 
Mehrheit erzielt. 

Eine Besonderheit stellten die Vorgänge um die Wahl zum 
Ethikrat dar. Die AfD-Fraktion hat nicht nur erreicht, dass der 
Ethikrat aufgrund der Nichtwahl der von ihr vorgeschlagenen 
Mitglieder nicht voll besetzt ist. Sie hat zudem auch einen 
Kandidaten aufgestellt, der später erklärte, dass er nicht gefragt 
wurde und sich von der AfD distanzierte (Ärztezeitung 2020). Es 
zeigte sich hier zudem, dass der Bundestag aufgrund der Strategie 
der Ausgrenzung der AfD-Fraktion auch von bisher eingeübten 
Wahlverfahren abweicht. Bislang konnte im Vorfeld stets eine 
gemeinsame Drucksache auf den Weg gebracht werden. Nun wies 
die Tagesordnung bei der Wahl der Mitglieder getrennte 
Drucksachen aus (Rehder 2020), und die AfD-Vorschläge wurden 
abgelehnt. 

Wie stark sich dieser Ausgrenzungsansatz in der deutschen 
Politik durchgesetzt hat, zeigt sich an der intensiven Reaktion, die 
ein Brief von Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner ausgelöst 
hat. Sie hat die Fraktionsvorsitzenden und die zuständigen 
Sprecherinnen und Sprecher aller im Bundestag vertretenen 
Parteien zu einem Austausch über das Tierwohl eingeladen, also 
auch die Vorsitzenden und den Sprecher der AfD-Fraktion. Sie 
musste zügig zurückrudern. »>Die AfD einzuladen ist ein absolutes 
No-Gos, hieß es in der Unionsfraktion« (Delhaes/Neuerer 2020). 


7.1.4Strategie der formaljuristischen Auseinandersetzung 


Bei diesen Strategieansätzen wird jede legale Möglichkeit genutzt, 
die Handlungsspielräume der parlamentarischen Fraktion der 
Rechtspopulisten einzuschränken. Dies bezieht sich auf den 
Zugang zu Räumen, zu Positionen innerhalb des Parlaments und 
weitere Aspekte der parlamentarischen Arbeit. Bei dieser 
Strategie kommt auch dem Parlamentspräsidium eine besondere 
Rolle zu, da es für die Einhaltung der Parlamentsregeln zuständig 
ist. Dieses musste auf die im Vergleich zu den vorherigen 
Wahlperioden ruppige Art des gegenseitigen Umgangs reagieren 
(s. Kapitel 3). Hier nutzte die AfD-Fraktion in der Tat ihr Recht, im 
Parlament gegen die Maßnahmen zu protestieren und stellte das 
Verhalten der Sitzungsleitung zur Abstimmung. Dieses wurde dann 
mit breiter Mehrheit des Parlaments bestätigt, wie bei der Rüge 
gegen Alice Weidel sogar in namentlicher Abstimmung mit 549 
Stimmen gegen 85 Stimmen bei zwei Enthaltungen (PIPr. 19/33: 
3125 und 19/33: 3127). »Für die Wahrnehmbarkeit der Debatten 
im Bundestag und ihre Spiegelung in den Medien ist der Zeitpunkt 
der Debatte zentral. Für Regierung bzw. Opposition wichtige 
Themen werden deshalb in die Kernzeiten (Donnerstag- und 
Freitagvormittag) gelegt« (Wiegel 2018), bei der die Redezeiten 
nach einem Schlüssel auf die Fraktionen verteilt werden.108 Bei 
einer Neuaufteilung der Zeiten entlang der Kräfteverhältnisse 
musste die AfD-Fraktion dabei Debattenzeit an die anderen 
Oppositionsfraktionen abgeben. Dieser Umstand führt zu 
regelmäßigen Geschäftsordnungsdebatten, in denen die Fraktion 
auf die alten Regelungen und ihre Benachteiligung hinweist 
(Pergande 2020: 5). Das Recht, dass die AfD-Fraktion als stärkste 
Oppositionsfraktion auf die Bundesregierung als erste antwortet, 
wird davon nicht berührt. 

Eine weitere Strategie in diesem Bereich ist, die von der AfD 
beantragte Ausschussüberweisung mit Mehrheit der Fraktionen 
von CDU/CSU, SPD, FDP Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zu 
ändern und die jeweiligen Vorlagen der AfD zur federführenden 
Beratung an einen anderen Ausschuss zu überweisen. So wurde 
der umstrittene Antrag zu Finanzierungskosten der Asylpolitik (BT- 
Drs. 19/16488) in den Haushaltsausschuss überwiesen, obwohl die 
AfD-Fraktion die federführende Beratung im Innenausschuss 
beantragt hatte (PlPr. 19/140: 17481). Auch das Recht auf 


Sitzungsunterbrechung verweigern die übrigen Fraktionen der 
AfD: Eine solche beantragte die rechtspopulistische Opposition 
nach der negativen Abstimmung über die Position des 
Vizepräsidenten im April 2020. Nach der Abstimmungsniederlage 
verließ die AfD-Fraktion den Plenarsaal. 


7.1.5Strategieansätze über das Parlament hinaus 


Die vier bisher dargestellten Strategien beziehen sich vor allem 
auf die organisatorisch-institutionelle Ebene des Parlaments. 
Hinsichtlich der inhaltlich-normativen Dimension lassen sich drei 
zentrale Strategien des Umgangs mit Rechtspopulismus und 
Rechtsradikalismus skizzieren, die über das Parlament 
hinausreichen. 


1. Die inhaltliche Auseinandersetzung mit den sozialen 
Problemlagen der Wählerschaft der Rechtspopulisten und 
Rechtsradikalen gehört zur Ursachenbekämpfung ihrer 
(Wahl-)Erfolge. Dies umfasst beispielsweise den Bereich der 
Sozialpolitik (Prekarisierung, fehlende Aufstiegsperspektiven, 
Auseinanderdriften von Arm und Reich u. Ä.) oder der 
Integrations- und Flüchtlingspolitik (Überfremdungs- und 
Verdrängungsängste, Skepsis gegenüber der 
Leistungsfähigkeit der öffentlichen Institutionen zur Aufnahme 
und Integration u. Ä.). Hier liegen allerdings auch Gefahren 
(Kraske 2020: 306). Es muss vermieden werden, die 
Wählerschaft durch eine »Stigmatisierung der Positionen der 
Partei als Rechts noch weiter von den etablierten Parteien« zu 
entfernen (Ruhose 2019: 18). Gleichzeitig bedarf es einer 
Thematisierung der Motivationslage der rechtspopulistischen 
Opposition mit der Frage, ob sich die Wählerschaft trotz 
problematischer Positionen weiterhin hier durch diese 
vertreten sehen möchte. Eine solche Strategie setzt an der 
sozialen Wirklichkeit der Wählerschaft an und versucht, sie für 
demokratische Positionen zurückzugewinnen. 

2. Die Strategie der Auseinandersetzung mit den 
Argumentationsmustern der Rechtspopulisten und 
Rechtsradikalen umfasst insbesondere eine 
kommunikationssensible Herangehensweise. Heinze hat in 
diesem Bereich für Deutschland seit dem Einzug der AfDin den 


Bundestag festgestellt, dass hier »verstärkt Dialogformate [...] 
durchgeführt wurden, bei denen (Spitzen-)Politiker mit Bürgern 
ins Gespräch kommen können (s. Bürgergespräche aller 
politischer Parteien). Zudem wird spürbar mehr Wert auf die 
Online-Kommunikation zwischen Parteien und Wählern gelegt 
»(2019: 131). Diese Strategie durchbricht, die von den 
rechtspopulistischen und rechtsradikalen Akteuren versuchte 
Repräsentation »des Volkes< und macht deutlich, dass die AfD 
nur für einen kleinen Bevölkerungsteil sprechen kann. Unter 
dieser Strategie wird auch die Herangehensweise subsumiert, 
die Positionen der Rechtspopulisten und Rechtsradikalen zu 
entkräften, indem ihre Argumentationsstrukturen offengelegt 
und als häufig irrational sowie historisch belastet dargestellt 
werden. Dabei besteht die Gefahr, dass den unterliegenden 
Emotionen keine Beachtung geschenkt wird. 

3. Ergänzt werden solche Ansätze um »eine langfristige 
Förderung der demokratischen Akteure und einer toleranten 
politischen Kultur« (Ruhose 2019: 18). Dabei werden 
Kooperationen zwischen parlamentarischen und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren unterstützt. Die Verbindung 
von Parlament und Zivilgesellschaft für einen breiten Konsens 
ist dabei wichtig.109 Auf der inhaltlichen Ebene geht es nicht 
nur um Widerspruch gegen Formen und Erscheinungen des 
Rechtspopulismus und Rechtsradikalismus, sondern auch um 
den Einsatz für eine weltoffene, demokratische und tolerante 
Gesellschaft. Dabei wurde in der 19. Wahlperiode intensiv 
diskutiert, wie Kräfte gestärkt werden können, die ein solches 
Gesellschaftsbild in die Bürgerschaft hineinzutragen vermögen 
(Giffey 2019). 


7.2Das Strategiedilemma im 19. Deutschen 
Bundestag und die Besonderheit des Jahres 2018 


Die öffentliche Diskussion über die beste Strategie im Umgang mit 
der AfD ist seit 2017 voll entbrannt. Zahlreiche Institutionen 
haben dazu Hinweise und Handlungsunterstützungen im Angebot 
(für viele: Amadeu Antonio Stiftung 2019). Auch die 
Bundestagsfraktionen haben sich teilweise strukturiert mit der 
AfD-Fraktion auseinandergesetzt (Schneider 2018; Fiedler 2019a 


und Fiedler/Starzmann 2020). In der Beschreibung des aktuellen 
Stands äußert Experte P3, dass dieser Prozess nicht abgeschlossen 
sein kann. »Richtige Antworten haben wir darauf auch noch nicht 
gefunden« (IV P3). 

Am Anfang unterschieden sich die Hinweise kaum von 
denjenigen, die für klar rechtsextremistische Nischenparteien 
entwickelt wurden (Hufer 2018). Danach schloss sich eine Phase 
an, in der es zwei widerstreitende Philosophien gab: auf der einen 
Seite die absolute Stigmatisierung der AfD und auf der anderen 
Seite eine »erweiterte Toleranz« (Gauck, zitiert nach dpa 2020a), 
die der Altbundespräsident Joachim Gauck pointiert auf den Punkt 
bringt: »Aber ich kann es auch nicht ab, wenn man alle Wähler der 
AfD als Faschisten bezeichnet« (ebd.) 

Eine wirksame Umgangsform mit dem Rechtspopulismus einer 
»radikal rechteln] populistische[n] Partei« (Mudde/Rovira 
Kaltwasser 2019: 13 f.; Hervorhebung des Verfassers, FR) wie der 
AfD im Parlament gibt es bislang nicht. Es gibt aber auch nicht die 
eine wirksame Umgangsform, wie in der Darstellung der 
Möglichkeiten von Gegenstrategien verdeutlicht wurde. 
Reaktionen müssen immer situationsbedingt erfolgen. Lütjen hält 
fest, dass die richtige Methodenwahl gegen den Rechtspopulismus 
unklar ist. Dies hänge damit zusammen, dass er »in strukturell 
angelegten Widersprüchen unserer gegenwärtigen 
Gesellschaften« (Lütjen 2019) gründe. Auch wenn die AfD als 
Partei in vielfältigen Entwicklungen eine Beobachtung durch den 
Verfassungsschutz rechtfertigt, sollte in der Beschäftigung mit 
ihrer Parlamentsarbeit dem Diktum des Verfassungsrechtlers 
Dietrich Murswiek (2020: 23) gefolgt werden: »Politische 
Opposition mit einer Herrschaft des Verdachts niederzuhalten, ist 
mit dem Demokratieprinzip unvereinbar.« Dann werden für den 
Umgang nämlich Fragen hinsichtlich der Gründe des Erfolgs der 
AfD gestellt, und es offenbart sich schnell, dass deren 
Beantwortung für die etablierten Parteien und deren Fraktionen 
nicht einfach ist. Die AfD-Fraktion hat im Parlament eine 
unbesetzte Funktion übernommen und ist dabei als politische 
Kraft, bei allen Höhen und Tiefen, über die Jahre der 19. 
Wahlperiode hinweg stabil geblieben. 

Auch wenn sich für die Zeit der Etablierung der AfD im 
Bundestag mit Biskamp (2019a) festhalten lässt, dass der 
Rechtsruck »bis jetzt nicht darauf [beruht], dass eine 


gesellschaftliche Mehrheit sich den Positionen der radikalen 
Rechten immer weiter annähern würde«, so zeigt sich dennoch die 
Übernahme der Sprachbilder durch die Konservativen. Dies hat 
zwei Gründe: Zum einen, weil sie sich in der Historie der CDU 
selbst finden und zum anderen aus der Sorge vor dem Fall, dass 
das Strauß-Diktum seine Gültigkeit verlieren könnte und eine 
Partei rechts der Mitte Raum ergreift. 

An anderer Stelle wurde auf die Bedeutung des Jahres 2018 
hingewiesen (Ruhose 2019: 20). Dieses Jahr zeigt deutlich, dass 
Erfolg für (rechts-)populistische Parteien nicht nur an 
Wahlergebnissen gemessen werden kann. »Vielmehr lässt sich mit 
Geden (2007: 12) feststellen, dass durch die Existenz dieser Kräfte 
die Gefahr steigt, dass der politische Diskurs systematisch nach 
rechts außen verschoben wird« (Ruhose 2019: 20). Bei vielen 
Gelegenheiten unterstreicht Alexander Gauland dies als Ziel seiner 
Fraktion (ebd.). Auf einer Pressekonferenz des Vereins der 
Ausländischen Presse stellte der AfD-Fraktionschef und damalige 
AfD-Parteivorsitzende zufrieden fest, dass seine Fraktion wieder 
für spannende Parlamentsdebatten sorge und führte es auf die 
erfolgreiche Diskursverschiebung durch seine Fraktion zurück. 
»Das heißt, das, was gesagt werden kann und manchmal auch 
muss, hat sich verbreitert. Der Korridor des Sagbaren, den haben 
wir ausgeweitet« (Epoch Times 2018).110 

Diese Verschiebung sorgt für ein misstrauisches und vergiftetes 
gesellschaftliches Klima und führt dazu, dass auf diskursiver 
Ebene demokratische Politikvorschläge deutlich schwieriger 
durchzusetzen sind. Die »Entkultivierung«< führt dazu, dass es 
insbesondere auch Unterstützung aus dem konservativen Lager 
für Positionen der AfD gibt. »Dinge, die vorher eindeutig 
rechtsradikalen Akteuren [...] zuzuordnen waren und eher im 
Verborgenen passiert sind, sind heute viel stärker mit einer 
rechtskonservativen Öffentlichkeit verzahnt. Es gibt die Tendenz, 
dass jemand, der Öffentlich renommiert ist, vorangeht, 
unerwünschte Personen im Grunde markiert und zum Abschuss 
freigibt, und sich dann Rechtsradikale darauf stürzen« (Quent 
zitiert nach Eisele 2019). 

Durch die hier dargestellten Strategieelemente 
rechtspopulistischer Opposition geraten die konservativen 
Parteien von rechts unter Druck, weil sie programmatisch 
unscharf geworden sind. Diese frühere Stärke des Konservatismus, 


darauf weist Nida-Rümelin hin, verkehrt sich in dieser Situation 
und aufgrund der Entkultivierung durch die Rechtspopulisten »in 
ihr Gegenteil: Die Konservativen können dem doppelten Druck von 
Rechts, dem neuen Populismus, aber auch den alt-rechten 
Ideologien programmatisch nichts entgegenstellen« (2020a). 

Dies hat die CSU insbesondere erst spät erkannt, und sie hat seit 
der bayerischen Landtagswahl 2018 einen neuen Kurs beschritten. 
Anstatt die AfD inhaltlich zu kopieren, wird sie nun als 
»unbayerisch« bezeichnet (Deininger 2020: 306). Der 
Generalsekretär der CSU, Markus Blume, hat in einem 
bemerkenswerten Interview die Bewertungsfehler analysiert (Lau 
2020b: 6). Prägnant formuliert er, warum die Brandmauer der 
Konservativen gegenüber rechtspopulistischen Kräften 
hochgezogen werden muss: »Du kannst ein Stinktier nicht 
überstinken«. Markus Söder (zitiert nach Deininger/Ritzer 2020: 
308) führt selbstkritisch mit Blick auf das Jahr 2018 aus: »Wir alle 
haben zur Verschärfung des Asylstreits beigetragen, auch ich. [...] 
Durch den Streit in Berlin entstand der Eindruck, wir stünden 
mehr auf der >dunklen Seite der Macht«. Das hat sich einfach nicht 
gut angefühlt«. 

Seitdem stehen die CDU und die CSU geschlossen gegen die 
AfD. Die Erkenntnis dringt bei den früheren Volksparteien durch, 
dass es nicht darum geht, durch das Kopieren oder Nachahmen 
mögliche Teile der AfD-Wählerschaft zu gewinnen. Doch durch die 
Entwicklungen im Jahr 2018 konnte sich die AfD im 
gesellschaftlichen Diskurs erfolgreich festsetzen (Ruhose 2020c: 
29). Als Wendepunkt kann die Diskussion über das 
Infektionsschutzgesetz Ende des Jahres 2020 gesehen werden. Der 
dortige Vorfall mit den Störern im Bundestag ist »ein Tabubruch«, 
wie es die PGF von BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN, Britta Haßelmann, 
bezeichnet (PIPr. 19/193: 24373), und führt im Rahmen der von 
CDU/CSU und SPD beantragten Aktuellen Stunde zu einer 
»Generalabrechnung der anderen Fraktionen mit der AfD. Es 
scheint, als breche sich der Ärger Bahn über all die Provokationen, 
Tabubrüche und Störungen der vergangenen Jahre« (Fiedler 
2020c). 

Für Experte P5 hat diese Debatte ebenfalls diese Dimension, was 
er an der Debattenstrategie der Union festmacht. »Also man 
nimmt den Bundestag [...] oder das Plenum des Bundestages, die 
100 Prozent sind eigentlich alle minus AfD. Also man nimmt die 


eigentlich schon nicht mehr so richtig als dazugehörig wahr. [...] 
Und ich glaube, dass sich auch das stark bei der Union geändert 
hat, so auf diese Linie zu gehen. Ich habe das schon als deutlich 
empfunden, als Signal als jetzt diese Aktuelle Stunde ablief. Das 
also harte Angriffe ausgerechnet von der Union kamen« (IVP5). 

Der PGF der CDU/CSU-Fraktion, Michael Grosse-Bröhmer, 
bezeichnete diese Vorkommnisse als den bisherigen »Tiefpunkt 
einer dauerhaften Strategie der AfD in diesem Hause« (PIPr. 
19/193: 24368). Marco Buschmann von der FDP-Fraktion hält mit 
Bezug auf ein Konzept des Staatsrechtlers Hans Kelsen fest, dass 
das Instrumentarium der »technischen Obstruktion« der AfD (PIPr. 
19/193: 24371) durch jenes der »physischen Obstruktion« (PlPr. 
19/193: 24371), also Bedrohung und Bedrängen, ergänzt würde. 
Mit Fiedler (2020d) kann festgehalten werden, dass »[d]ie 
Störungen durch ihre Besucher [...] der AfD wohl noch lange 
nachhängen [werden|«. 

Dieses Vorkommnis wird die Zusammenarbeit der anderen 
Fraktionen bis weit in die kommende Wahlperiode prägen und 
nahezu zwangsweise zur weiteren Ausgrenzung führen müssen. 
Die inhaltliche Empörung kommt zusammen mit der scharfen 
Kritik am Umgang der AfD-Fraktion, nachdem dort eine Reihe von 
Corona-Erkrankungen!!1 zum Ende des Jahres 2020 bekannt 
wurden. 

In Betrachtung der gesamten Wahlperiode muss aber dennoch 
ein Strategiedilemma im Umgang mit dem Rechtspopulismus 
beschrieben werden, das unmittelbar auf all diese hier skizzierten 
Fallen folgt. Es bleibt bei aller Einigkeit der Ausgrenzung für die 
anderen politischen Kräfte bestehen - gerade auch in 
Wahlkampfzeiten. Eine offensive Auseinandersetzung nutzt durch 
die Aufmerksamkeitssteigerung zumindest kurzfristig der 
rechtspopulistischen Strategie. Umgekehrt dient die Verweigerung 
der Debatte als Beleg, die >politische und mediale Klasse« 
unterdrücke berechtigte Forderungen. »Der Erfolg 
rechtspopulistischer Akteure beruht unter anderem darauf, dass es 
ihnen häufig gelingt, die gegen sie gerichtete Kritik und die gegen 
sie ergriffenen Maßnahmen bruchlos in die rechtspopulistische 
Weltdeutung zu integrieren und damit in ihrem Sinne zu nutzen« 
(Geden 2007: 6). 

Dabei verfolgt die AfD das Ziel, »im Gespräch zu bleiben und als 
normale, wählbare Partei zu gelten« (El Ouassil 2019). Sie hat die 


tiefe Verunsicherung und den emotionalen Aufruhr in der 
Gesellschaft richtig eingeschätzt. Dies erleichterte ihr auch die 
fehlende Abgrenzung nach rechts aufrechtzuhalten. Es ist 
»normak, dass die AfD-Fraktion offen mit rechten Aussagen agiert 
und mit rechten Vereinigungen kooperiert. Sie wird sogar durch 
Teile der konservativen Öffentlichkeit und nach rechts integrativ 
wirkenden Schlüsselfiguren wie Thilo Sarrazin oder Hans-Georg 
Maaßen in der Öffentlichkeit in ihren Positionen gestützt. Dadurch 
kann die AfD auch und gerade im Parlament offener nach rechts 
agieren und ihr heutiges Potenzial stärker an sich binden. Die 
große Gefahr für das Halten dieses Wählerpotenzials liegt genau 
darin, dass die AfD als »normale« Fraktion wahrgenommen 
wird.112 

Gleichzeitig gelingt es rechtspopulistischen Akteuren immer 
wieder, Themen auf die öffentliche Agenda zu setzen, auf die 
etablierte Parteien nur unzureichend vorbereitet sind. Natürlich 
ist es Aufgabe im demokratischen Prozess, auch solche Themen 
anzusprechen. Nur führt es zu gesellschaftlicher Spaltung, wenn 
es nicht von denjenigen Kräften thematisiert wird, die eigentlich 
den gesellschaftlichen Konsens suchen. Die Trennlinie darf nicht 
zwischen den demokratisch orientierten Kräften verlaufen, 
sondern »zwischen Demokraten und Nichtdemokraten« (Mansour 
2020: 117).113 Damit ist das allgemeine Strategiedilemma für den 
Umgang mit der AfD beschrieben.114 Zum einen nutzt die 
offensive Auseinandersetzung durch die steigende Aufmerksamkeit 
der Partei und ihren Anliegen. Wenn aber deutliche »rote Linien« 
gezogen werden und der Diskurs verweigert wird, so wird dies von 
den Akteuren der rechtspopulistischen Opposition als Beleg 
genutzt, gegen >die<« politische Klasse oder gegen die 
»Lügenpresse«< vorzugehen und ihnen Unterdrückung und 
Verletzung der Meinungsfreiheit vorzuwerfen.115 


»Man redet da ja nicht zu den andern Parlamentarierinnen 
und Parlamentariern, man redet da sozusagen für deren 
News Kanal in den Sozialen Medien. Weil jede Rede 
aufgezeichnet wird und eingestellt wird und verbreitet 
wird. Und deshalb ist es ganz wichtig, dass man sich 
vergegenwärtigt: Ist es jetzt notwendig, hier einzugreifen, 
laut seine Stimme dagegen zu erheben, hier den 
Widerspruch anzumelden oder sich schützend vor Dritte zu 
stellen? Oder ist es so abwegig, dass man dem jetzt nicht 


mehr Aufmerksamkeit schenken will und es laufen lässt« 
(IV P5).116 


Die Generaldebatte im Bundestag zum Haushalt der 
Bundeskanzlerin zeigt dieses Dilemma 2018 plakativ: Die SPD- 
Abgeordneten Martin Schulz und Johannes Kahrs haben mit ihren 
unterschiedlichen, aber doch pointierten Angriffen gegen die AfD 
die Berichterstattung geprägt. Ohne diese Reaktionen wäre die 
Berichterstattung vermutlich eine andere gewesen.117 Durch diese 
offensive Reaktion prägt die Aufregungsspirale der anderen 
Fraktionen die mediale Berichterstattung. Im benannten Fall 
gingen im unmittelbaren Anschluss kurze Videos mit der 
Intervention des ehemaligen SPD-Kanzlerkandidaten sowie des 
emotionalen Auftritts des Hamburger SPD-Abgeordneten »viralc: 
Sie erreichen hohe Klick-Zahlen, werden geteilt und 
weiterverbreitet. »Ich glaube es gibt auch in den anderen 
Fraktionen immer Extrapunkte, wenn man es schafft, öffentlich die 
[A£D; FR] überzeugend zurückzuweisen [...] aber ich glaube 
gegenüber der AfD, die wirklich stark zurückweisend zu 
argumentieren ist, glaube ich, in allen Fraktionen sehr hoch 
angesehen, dafür wird man gelobt, ist ja auch schwierig das 
hinzukriegen« (IV EA). 

So lässt sich im Erfolgsfall deutlich machen, dass man sich der 
radikaler werdenden AfD stark in den Weg stellt. Ein solcher 
Erfolg ist relevant für das eigene Empfinden und für das Signal, 
dass man den Rechtspopulisten den sprichwörtlichen Marktplatz 
nicht kampflos überlässt. Vor dem Hintergrund der seitdem 
zunehmenden Verrohung der Debatte im Parlament kann dies für 
die Mobilisierung der eigenen Anhängerschaft zentral sein. »Es ist 
ein unauflösliches Aufmerksamkeitsdilemma unserer freiheitlichen 
Gesellschaft: Man kann in einer Demokratie zum Schutz der 
Demokratie nicht unwidersprochen lassen, was antidemokratisch 
ist« (El Ouassil 2019). Allerdings führt diese Aufregungsspirale bei 
den anderen Fraktionen direkt dazu, dass die AfD ihrer 
Emotionalisierungsfunktion durch ihre Provokationsstrategie 
gerecht wird. Provokation wird mit Gegenprovokation bekämpft. 
Das eigene Lager bekommt mit, dass der AfD-Fraktion Grenzen 
aufgezeigt wurden. Die AfD-Fraktion kann in ihren Kanälen ihre 
»Wirkung« vermitteln und aufzeigen, dass die anderen Kräfte kein 
anderes Mittel als die Diffamierung besitzen. Durch die steigende 
Aufmerksamkeit auf die parlamentarische Auseinandersetzung 


werden zudem ihre Anliegen prominent auch in den 
herkömmlichen Medien verstärkt. Die anderen Fraktionen im 
Bundestag sind deswegen permanent in der Zwickmühle. Diese 
Aussage gilt auch nach der zunehmenden Selbstradikalisierung 
einzelner einflussreicher Kräfte der AfD. 

Zugleich hat der Kurs, Verständnis für »besorgte Bürger zu 
zeigen, nicht dafür gesorgt, dass die AfD kleiner geworden ist - 
ganz im Gegenteil. Wahrscheinlich wurde mit diesem Kurs die 
Allianz zwischen den Rechten und den wirklich von Sorgen 
getragenen Bürgerinnen und Bürgern verstärkt. Die Umfragen 
zeigen, dass die AfD-Wählerkoalition auch über die Zeit hinweg 
zusammengehalten hat: Chemnitz, Halle, Hanau - und aller 
weiteren Radikalisierungsschritte im beobachteten Zeitraum zum 
Trotz. Diese Mechanismen sind im Parlament bekannt und werden 
in die Bewertung des Umgangs mit dem Strategiedilemma 
berücksichtigt. »Klug, politisch klug ist es in den seltensten Fällen. 
Manchmal muss es sein, der Debatte wegen und auch um 
überhaupt einen Gegenpol zu setzen. Aber die reine Empörung 
geht aus meiner Sicht fehl. Aber es ist auch nicht einfach, da eine 
Strategie für alle zu verabreden, weil viele Kollegen, Kolleginnen 
sich persönlich angegriffen und persönlich irritiert fühlen und 
wollen eben was sagen« (IV P3). 

Es gab erst mit der Aussage von Alexander Gauland auf einem 
Treffen der Jungen Alternative über die NS-Zeit als »Vogelschiss« 
einen breiten Wandel in der Wahrnehmung dieser Mechanismen. 
So kam es zu einer Art »Erweckungserlebnis< von Medien, Politik 
und Zivilgesellschaft« (Ruhose 2019: 20), »denn seitdem wird viel 
über die Fehler des ersten Jahres im Umgang mit der AfD 
diskutiert« (ebd.). Noch einmal beschleunigt wurde dieser 
Haltungswechsel durch die Morde in Hanau und die >»Falle«, die die 
AfD in Thüringen für CDU und FDP bei der Ministerpräsidenten- 
Wahl Anfang 2020 gestellt hatte. 


»Es ist natürlich richtig und wichtig, [...] dass wir da auch 
eine deutlich wahrnehmbare Stimme sind, die dem 
entgegentritt, wenn Hass, gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit, homophobe Äußerungen, Angriffe 
auf Religionsgemeinschaften und andere erfolgen. Dann 
haben wir klar den Anspruch, eine starke Stimme dagegen 
und Widerspruch zu erheben. Das ist der eine Punkt, der ist 
glaube ich wichtig und den sehen wir als notwendig an. Der 


andere ist aber der, der ist ebenfalls sehr zentral, dass man 
sich durch die AfD nicht die Agenda bestimmen lassen darf. 
Es gibt sehr viele, sehr wichtige und relevante Themen, die 
brauchen ihren Platz, die haben ihren Ort im Parlament. 
Bei vielen Themenbereichen sind die Abgeordneten der AfD 
inhaltlich gar nicht in der Lage, ihre Themen zu setzen und 
Agenda Setting zu betreiben, weil sie nur sehr eingegrenzt 
Themen bearbeiten. Man darf sich dann nicht so auf deren 
Agenda Setting fokussieren und einlassen, und sich 
dadurch nicht beeinflussen lassen in seiner eigenen, für 
notwendig erachteten, Themensetzung« (IV P5).118 


Der Parlamentarische Geschäftsführer der FDP, Marco 
Buschmman, formuliert am Ende der Wahlperiode, dass die 
anderen Fraktionen »ein Stück handwerkliche Souveränität im 
Umgang [...] gefunden [haben] [...] statt nur den Krawall der AfD 
zu kommentieren.« (Buschmann zitiert nach Bauer/Fiedler 2021: 
164). 

Wie brüchig dieser Konsens aber immer noch ist, zeigt sich 
exemplarisch an einem Vorfall zu Beginn des Jahres 2021.119 In 
einer Diskussion eines Antrags von Bündnis90/Die Grünen meldete 
sich zu Beginn deren Parlamentarische Geschäftsführerin, Britta 
Haßelmann, mit einem Geschäftsordnungsantrag zu Wort: »Ich 
möchte für meine Fraktion den Minister für Finanzen, Olaf Scholz, 
herbeizitieren; denn ich finde, dass in der Aussprache zur Lage in 
Russland und zu der Frage der Positionierung der 
Bundesregierung im Hinblick auf Nord Stream 2 und möglicher 
Angebote an die USA Herr Scholz als Finanzminister anwesend 
sein soll« (PlPr. 19/208: 26239). Scholz nahm an der Tagung der 
Kanzlerin mit den Ministerpräsidenten zur Corona-Politik teil, was 
den GRÜNEN aber nicht bekannt war (PIPr. 19/208: 26239), und 
er war auch nicht entschuldigt (PlPr. 19/208: 26240). Das Ergebnis 
der Abstimmung: Die Opposition erreichte ein Herbeizitieren, da 
CDU und SPD auf eine Bestätigung mit Blick auf die 
Corona-Beschränkungen verzichteten und nicht genügend 
Abgeordnete im Raum waren (Pergande/Schuller 2021: 1). Petra 
Pau fasste das Ergebnis der Abstimmung zusammen: »Wer stimmt 
für die Herbeizitierung des Herrn Bundesfinanzministers? - Das 
sind die Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, die AfD- 
Fraktion und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? - Das sind 
die Koalitionsfraktionen« (PlPr. 19/208: 262410). Es entbrannte 


daraufhin ein Streit, ob die Opposition so eine Abstimmung 
anstreben darf, wenn sie nur Erfolg haben kann, wenn sich die AfD 
anschließt. Denn im Umfeld der Wahl von Kemmerich wurde eine 
Unterscheidung populär, wann man mit der AfD stimmen könne 
und wann nicht - immer dann, wenn es eine eigene Mehrheit gibt 
und man nicht abhängig ist. Dies war aber hier ebenso der Fall - 
wenn auch in einer anderen Dimension. Auf einmal standen dann 
doch die Oppositionsfraktionen gegen die Regierungsfraktionen. 
Unabhängig davon, wie der Sachverhalt bewertet wird, zeigt er 
wie unter einem Brennglas, wie schwer am Ende der Wahlperiode 
ein konsistenter Umgang ist. Der Vorfall demonstriert auch, dass 
es keine umfassende Abstimmung geben kann und dies 
wahrscheinlich auch wegen unterschiedlicher Sichtweisen auf 
Sachverhalte nicht geben wird. Daher lässt sich weiterhin 
schlussfolgern, dass der »Umgang mit einer populistischen Kraft 
immer im Kontext der politischen Situationen, der handelnden 
Personen und der Strategie des Gegenübers (also der AfD) 
entwickelt werden muss« (Ruhose 2019: 20). 


7.3Über den zukünftigen Umgang mit der 
rechtspopulistischen Opposition 


Die Frage, welche der hier vorgestellten Strategieoptionen für den 
Umgang mit der AfD am ehesten »passt«, wird aktuell an 
zahlreichen Stellen untersucht (Heinze 2019; Heinze 2020a; 
Heinze/Lewandowsky 2022; Hafeneger/Jestädt 2020; Ruhose 
2019). Daraus resultieren mitunter konkrete Handlungshinweise 
für den Umgang im Parlament (Ruhose 2019). »Eine generelle 
Antwort darauf mag in normativer Hinsicht wünschenswert sein; 
sie verbietet sich aber deshalb, weil die einzelnen Fälle je nach 
politischer Ausgangslage (Gelegenheitsstruktur) und Charakter 
der Rechtsparteien unterschiedliche gelagert sind« (Decker 2006: 
21). Es gibt keine »One-Size-fits-all«-Strategie (Ruhose 2017: 4). 
Die AfD ist ein Symptom und nicht die Ursache. Im 
parlamentarischen Diskurs sollte ihre Fraktion nicht durch 
Veränderungen von Geschäftsordnungen geschwächt werden, 
darüber waren sich im beobachteten Zeitraum alle Experten einig. 
Dennoch wurde es nicht praktiziert. Es geht bei Gegenstrategien 
immer darum, der AfD zu begegnen, ohne unfreiwillig ihre 


Strategie zu stärken oder sie nachzuahmen.1?0 »Es geht um die 
Verführbaren, die Modernisierungs- und Vernetzungsverlierer, ihre 
Wut und ihre Angst. An die Stelle von Ersatzhandlungen muss eine 
Gesamtstrategie treten« (Peter Glotz 2001: 13). 

Für eine solche Gesamtstrategie bedarf es Reaktionsmodelle in 
den parlamentarischen Debatten und bezüglich der »Fallen«, die 
die AfD bewusst aufstellt. Es bedarf darüber hinaus Überlegungen, 
inwiefern das Parlament auf das »Parlamentsversagen« und das 
gezielte Aussparen der Emotionalität im Gegensatz Regierung zu 
Opposition insgesamt reagieren sollte. Wie gezeigt, ist sie 
Ausdruck der in der Gesellschaft verbreiteten »phobischen 
Gefühlslagen« (Habermas 2020a: 8). Krastev (2020b: 52) schreibt, 
dass es vor allem Sorgen sind, die zur Wut führen, von denen die 
Populisten profitieren. Diese Besonderheit bewirkt, dass sich die 
etablierten Kräfte stärker als bisher mit der Frage der Integration 
affektiver Dimensionen in die politische Auseinandersetzung 
einbeziehen. »Enragement (In-Wut-sein) transformiert sich nicht 
zu Engagement (Sich-Einbringen), die kollektive Aktion bleibt 
destruktiv, ihre »schöpferische Tat« ist Nietzsches blankes Nein« 
(Leggewie 2015: 150). Ein Ansatz, darauf zu reagieren und im 
Sinne der Aufforderung von Peter Glotz zu agieren, bedarf in sich 
greifender Strategieansätze für die unterschiedlichen Arenen der 
politischen Auseinandersetzung. Dabei muss berücksichtigt 
werden, dass sich die AfD an das hier vorgestellte weiter gefasste 
Oppositionsverständnis hält. Hierfür soll dem Ansatz von Ruhose 
(2019b: 19) und Heinze/Lewandowsky (2022) gefolgt werden, der 
die »in der Forschung bereits etablierte horizontale 
Unterscheidung zwischen formalen und inhaltlichen Reaktionen 
durch eine vertikale Ebene ergänzt, indem [...] das Parlament, die 
mediale Öffentlichkeit und de[r] Parteienwettbewerb als Arenen« 
identifiziert werden. 
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Abbildung 28: Die drei Arenen der Gesamtstrategie für den 
Umgang mit der rechtspopulistischen Opposition 


Wie in Kapitel 6 dieser Arbeit entwickelt wurde, gibt es aber sehr 
wohl ein »Sich-Einbringen« (Leggewie 2015: 150) durch die AfD- 
Fraktion, das Leggewie für den Populismus generell negiert. Die 
AfD-Fraktion im Bundestag hat dazu geführt, dass die bislang 
nicht berücksichtigten politischen Emotionen einen Ausdruck und 
ein politisches Programm erhalten. Hirschmann (1988: 29) hält 
»Enttäuschung als treibende Kraft« für das politische 
Engagement. Zum politischen Konflikt gehören »nicht nur 
Meinungen, sondern auch Leidenschaften« (Hetzel 2010: 240). 
Bevor die Überlegungen zum Umgang mit der AfD im Parlament 
entwickelt werden, muss festgehalten werden, dass es sich nicht 
einfach um das sogenannte »Ernstnehmen« der Anliegen der 
Rechtspopulisten handelt (Ruhose 2020c: 30). Es geht darum, für 
sich anzunehmen, dass der »vorherrschende Politikstil auf ein 
Management vermeintlich alternativloser Handlungszwänge 
geschrumpft ist« (Leggewie 2015: 153). Dies scheint eine 
unmittelbare Folge der Tatsache zu sein, dass Politik bisher in eher 
»liberaler »Grammatik«« (Heidenreich 2015: 50) beschrieben und 
betrieben wird, die eine »Strategie der Entemotionalisierung« 
(Schaal/Fleiner 2015: 75) aller politischen Arenen mit dem Ziel 
eines rein rationalen Diskurses verfolgt (vgl. auch Schaal/Heidrich 
2013 und zu den negativen Implikationen Llanque 2012: 130). Die 
Abwendung der Menschen von diesem Politikstil ist mit Händen zu 
greifen. Eine Mehrheit spricht den etablierten Parteien die 
Lösungskompetenz ab und setzt auf neue Kräfte (Infratest dimap 
2019). Das hat damit zu tun, dass sich die etablierte Politik in den 
vergangenen Jahren »auf das Klein-Klein der additiven 


Befriedigung von Gruppeninteressen [beschränkt] und [...] auf 
eine Gestaltungsperspektive [verzichtet], die die wachsende 
Konkurrenz der Einzelinteressen einer immer weiter 
ausdifferenzierten Gesellschaft übergreift. Zulauf haben im 
Augenblick die beiden Parteien, die den globalen Kampf gegen den 
Klimawandel beziehungsweise die regressive Beschwörung der 
nationalen Identität als ein alles andere überragendes politisches 
Ziel propagieren« (Habermas 2020a: 9; Hervorhebung im 
Original). 

Um rechtspopulistische Politikansätze und die Einstellungen der 
Wählerschaft zu »verstehen<, müssen Gegenstrategien somit 
stärker auf politische Emotionen eingehen. Hier soll mit Rückgriff 
auf die Arbeit von Schaal/Heidrich (2013) sowie Llanque (2012) 
dafür das Konzept eines »dynamischen Republikanismus«< als 
Grundlage beschrieben werden. Dieser denkt »die res publica [...] 
als eine von Spannungen, Prozessen und Widersprüchen 
durchzogene Entität« (Heidenreich 2015: 52; Hervorhebung im 
Original). Politik wird damit als ein »dynamischels] 
Zusammenspiel der Vielheit« verstanden (Llanque 2012: 117), das 
»politische [...] Gefühle in den demokratischen 
Willensbildungsprozess« integrieren muss (Heidenreich 2015: 52). 
Hier werden Antworten gesucht auf die Frage, die der damalige 
Leiter der Heinrich-Böll-Stiftung, Ralf Fücks, im Gespräch mit 
Tobias Dürr und Michael Miebach so formulierte: »Wie lässt sich 
individuelle Freiheit mit dem Bedürfnis nach Zugehörigkeit 
verbinden?« (Dürr et al. 2017). Durch die AfD kämpft sich die 
Emotion als politische Kategorie zurück in ihre berechtigte 
Funktion in unserer parlamentarischen Demokratie. Doch die 
einseitige rechtspopulistische Aufladung, das allgemeine 
Strategiedilemma und das Suchen nach einem Umgang mit der 
AfD führt in der 19. Wahlperiode lediglich zu einer 
»postdemokratischen Emotionalisierung« (Heidenreich 2015: 51), 
die lediglich einen Schwerpunkt auf die politische Kommunikation, 
aber nicht auf die Einbeziehung von Emotionen legt. Letzteres 
nehmen aktuell nur die Rechtspopulisten vor - Hirschmann (2017: 
173) bezeichnet sie daher als »Identitätsunternehmer« - und 
sprechen damit eine substanzielle Minderheit von Menschen an. 
Dafür ist allerdings aufgrund ihrer populistischen Einstellungen 
eine nennenswerte Anzahl darüber hinaus ansprechbar. Vehrkamp/ 
Wratil (2017: 13) beziffern diesen Anteil auf knapp ein Drittel der 


Wahlberechtigten. Emotionen zählen also und »der demokratische 
Prozess [...] kann beträchtlich vertieft und ausgeweitet werden für 
die Forderung breiter Bevölkerungsteile [...] die [...] von ihm 
ausgeschlossen wurden« (Laclau 2002: 62, zitiert nach Hetzel 
2010: 239). Darauf sollte in den Reaktionen und eigenen 
Politikstrategien von den etablierten Kräften stärker eingegangen 
werden. Damit stellen sich Fragen, was die Lehren sind, die aus 
der Existenz der rechtspopulistischen Opposition im 19. Deutschen 
Bundestag gezogen werden müssen. 


7.3.1»Emotional Mainstreaming: in der politischen Debatte 


Es bedarf einer Berücksichtigung von Emotionen in allen oben 
aufgeführten Arenen der politischen Auseinandersetzung. Es gibt 
»keine neutrale, sachorientierte Politik«, überall wirken 
»emotionale Korrelate« (Schaal/Fleiner 2015: 87). Die deutsche 
Gesellschaft und mit ihr ihr Parlament ist einer Spaltung 
unterworfen, die dazu geführt hat, dass der Dialog abgebrochen 
ist. Dies wird von jeder Seite bedauert (Hartl/Faus 2020: 26), aber 
es wird dafür die jeweils andere Seite verantwortlich gemacht 
(Hartl/Faus 2020: 25). Bei der Berücksichtigung aller 
»Gefühlswelten« in der Politik gilt zu beachten, dass »reale und 
gefühlte Gefahren oft weit auseinanderlliegen]« (Frevert 2020: 
31). Auf den Aufstieg des Rechtspopulismus muss in geeigneter 
Weise reagiert werden. Dafür bedarf es einer Wiederbelebung der 
Konfliktfähigkeit unserer Gesellschaft (Ruhose 2020c: 32 £.). 
Wahlkämpfe, die mit einer eigenen >»positiven« Polarisierung 
geführt werden, sind ein guter Ausgangspunkt. Es bedarf einer 
Verständigung in und zwischen allen drei politischen Arenen 
darüber, wie an »einer neuen Form von Bekenntniskultur [...], die 
sich der politischen Auseinandersetzung über das gemeinsame Gut 
stellt« gearbeitet werden kann (Strauß 2019: 7). Mouffe (2007: 29) 
spricht davon, dass »zwischen den miteinander im Konflikt 
liegenden Parteien eine Art gemeinsamen Bandes bestehen 
[muss]«, das verhindert, die Forderungen des anderen als 
»illegitim« (Mouffe 2007: 29) zu betrachten (vgl. auch Hetzel 
2010: 241). Deswegen muss im Parlament eine Diskussion über ein 
»neues Leitbild< der pluralen Demokratie geführt werden. Dabei ist 
entscheidend, dass die Positionen der AfD gehört und 
berücksichtigt werden. Das hat auch damit zu tun, dass die AfD die 


»Bedrohungsgefühle« (Frevert 2020: 163) zwar thematisiert, aber 
nicht auflösen muss. Frevert (2020: 165) weist am Beispiel des 
»Gefühl[s] des Heimatverlustes« auf die historische Situation hin, 
in der politische Kräfte diese Emotionalisierungsfunktion 
wahrnehmen können. Emotionen werden immer dann politisch 
virulent, »wenn Menschen sich von den Zumutungen der 
Gegenwart und Zukunft verunsichert und bedroht fühlen« (Frevert 
2020: 165). 

Eine weitere Lehre aus der Existenz der rechtspopulistischen 
Opposition seit 2017 ist, dass die Entpolitisierung des politischen 
Diskurses scheinbar mit einer moralischen Disqualifizierung einer 
der Seiten erfolgt (Hetzel 2010: 239). Liberale Gesellschaften 
zeichnet gerade aus, dass sie keine Vorgaben für den Diskurs 
machen. »Selbst, wenn sie Leitplanken setzen und Wegweiser 
aufstellen, bleibt ihren Mitgliedern die Freiheit, sich für oder 
gegen eine Richtung zu entscheiden« (Frevert 2020: 24). Die 
Schwerpunkte, die die rechtspopulistische Opposition einbringen 
wird - vielleicht sogar in absoluter Opposition zu einem solchen 
Prozess - sollten allerdings gehört, bewertet und berücksichtigt 
werden. In der politischen Debatte gilt es, die vorherrschende 
»Emotionsaversion« (Schaal/Fleiner 2015: 76) zu überwinden. 
Dafür bedarf es der Etablierung eines »Emotional Mainstreaming« 
(Schaal/Fleiner 2015: 85 £.), das sich mit der emotionalen Wirkung 
von konkreten politischen Maßnahmen ebenso befasst wie mit der 
Frage, wie Menschen für Beteiligung aktiviert werden können. 
Nur so kann versucht werden, das notwendige »gemeinsame 
Band«, von dem Mouffe (2007: 29) spricht, zu erzeugen. Mögliche 
Orte eines solchen Prozesses sind dann aber keine 
Regierungsveranstaltungen, wie es sie im Rahmen des von ihr 
durchgeführten Zukunftsdialogs in den Jahren 2013 bis 2017 gab 
und die aufgrund ihrer Einseitigkeit im Sande verlaufen sind. 
Vielmehr muss das Parlament Ort und Organisator sein. Dabei 
sollten Elemente der parlamentarischen Debatte, wie es sie durch 
Orientierungsdebatten in der Geschäftsordnung des Bundestags 
gibt, mit dem Instrumentarium einer Enquete-Kommission 
verbunden werden (Ruhose/Schmedes 2019). So kann ein 
Leitbildprozess aufgesetzt, und gleichzeitig der Parlamentarismus 
gestärkt werden. In einem solchen Format würde das »große 
Gespräch« (Frevert 2020: 166) abgebildet werden müssen, »was 
es heißt »deutsch< zu sein, welche Vorstellungen guten 


Zusammenlebens es gibt und welche Verbindlichkeit sie 
beanspruchen dürfen, was von Zuwanderern erwartet wird, und 
was man ihnen schuldet [...] “. 

Durch eine solche Debatte würde die Politik sich zudem der 
Aufgabe stellen, ein gesellschaftliches »Angstmanagement« 
(Frevert 2020: 39) offensiv zu entwickeln und gleichzeitig zu 
verhindern, dass sie so lediglich als Ziel formuliert, »einen 
negativen Zustand zu verhindern oder zumindest abzumildern« 
(Reckwitz 2020: 242). Rosanvallon (2020: 230; Hervorhebung im 
Original) regt eine Stärkung der »interaktive[n] Demokratie« an. 
Hier geht es darum, auf Dauer angelegte »Konsultations-, 
Informations- und Rechenschaftsmethoden« zu etablieren 
(Rosanvallon 2020: 230). Vorschläge wie Bürgerräte (Schäuble 
nach dpa 2020c), Bürgergutachten (Bayerische Staatsregierung 
2018) oder breiter angelegte Enquete-Kommissionen (Ruhose/ 
Schmedes 2019) liegen auf dem Tisch. Darüber hinaus braucht 
eine Alternative zur populistischen Demokratie aber auch das, was 
Rosanvallon (2020: 230; Hervorhebung im Original) unter dem 
Begriff einer »narrativen Repräsentation« fasst, die neben die 
klassischen Repräsentationsformen tritt und zu einer Veränderung 
der Debattenkultur führt. 


7.3.2Veränderung der Debattenkultur 


Autoren wie Richter (2018), Maxwill (2019) oder Koppetsch 
(2019b), die wie in dieser Arbeit vorgenommen, die fehlende 
Berücksichtigung von Emotionen in den Mittelpunkt der Analyse 
des Rechtspopulismus stellen, richten ebenfalls den Fokus auf die 
Notwendigkeit eines die Notwendigkeit eines neuen 
gesellschaftlichen Diskurses in den Mittelpunkt. Richter (2018: 72) 
hält ein »gesellschaftliches Brainstorming« für notwendig. Politik 
muss sich dafür stärker erklären und »offensiver und 
transparenter für Verständnis« werben (Korte 2020b: 127). Richter 
(2018: 68) betont das auch hier bereits beschriebene Fehlen einer 
Erklärung der Migrationspolitik als ein mitauslösendes Moment 
für die Verunsicherung, die unsere Gesellschaft seitdem ergriffen 
hat. Maxwell (2019: 258) spricht davon, dass die Migrationspolitik 
»Auslöser der gesellschaftlichen Spaltung [warl, nicht aber ihre 
Ursache.« 

»Opposition wird oft ausschließlich als Angriff wahrgenommen 


und betrieben.« Treffender als Richter (2018: 27; Hervorhebung 
im Original) können die Bedingungen und die Wirkungen einer 
erfolgreichen rechtspopulistischen Opposition nicht beschrieben 
werden. Konstruktive Opposition, sei sie nun von links oder rechts 
formuliert, »wird von vielen nicht verstanden oder übersehen, 
nicht ausgehalten, nicht gewollt und nicht angenommen« (Richter 
2018: 27; Hervorhebung im Original). Dabei wird der AfD sogar 
vorgeworfen, »keine neutralen Begriffe zu nutzen, die dem 
Publikum erlauben, sich selbst eine Meinung zu bilden.« (Flügge, 
zitiert nach Laschyk 2020). Politik ist auch der wertende Gebrauch 
von Sprache. Nicht nur, aber auch wegen der Auftritte der AfD im 
Parlament wurden als Gegenreaktion zur Sprache der AfD die 
Sensoren auf der Gegenseite immer empfindsamer. »Und da ist 
eben jahrelang die Reaktion eine falsche gewesen. >Das, was die 
Falschen sagen, das muss in sich falsch sein«. Kritisiert Pegida, 
kritisiert die AfD die Flüchtlingspolitik der Bundesregierung, dann 
gilt das gleichsam als ein Hinweis darauf, dass diese Politik richtig 
ist« (IV E2).121 Gleichzeitig kann eine Zunahme rechter Gewalt 
attestiert werden (BfV 2020b). »Diesen Milieus in ihren 
kommunikativen Nischen der Verbitterung müssen die Grenzen 
des Rechtsstaatlichen früher aufgezeigt werden. Und zwar links 
wie rechts. Wer von Hass beseelt ist, dient nie einer politischen 
Agenda, sondern nur seinem antihumanistischen Nihilismus, der 
Ausdruck bequemer Verzweiflung ist« (Poschardt 2020a: 3). Um 
diese Situation zu verändern und nicht den Weg der 
amerikanischen Polarisierung zu beschreiten, den Lütjen (2020) 
und Klein (2020) darstellen, steht die Politik vor einer Aufgabe in 
der zweiten Wahlperiode mit einer wie stark auch immer 
vorhandenen parlamentarischen rechtspopulistischen Opposition: 
»Aufgabe der Politik ist es im Zweifel, auch strittige 
Entscheidungen so populär zu machen, dass es eine freie 
Gesellschaft nicht auseinandertreibt. Ist sie auseinandergetrieben, 
müssen Recht und Ordnung alle engagierten Akteure von Politik 
und Zivilgesellschaft möglichst umfassend schützen« (Poschardt 
2020a: 4). 

Kluge Forderungen nach einer neuen »Debating Culture« (Tibi 
2016: 69) werden durch Beschimpfungen der vermeintlich 
ignoranten Gegenseite wieder zunichtegemacht. So spricht Tibi 
(2016: 72), während er eine neue Kultur anregt, von der 
»politischen Kultur der Bundesrepublik unter Merkels 


Herrschaft«, die seine Positionen einer Tyrannei gleich 
unterdrücken würde.122 Die Spaltung der Gesellschaft nach 
amerikanischem »Vorbild« führt zu einer Vertiefung der 
weltanschaulichen Perspektiven, dass es auf beiden Seiten zu 
einer Cancel Culture kommen kann.1?3 Dennoch: »Cancel Culture 
ist lediglich ein Oberflächenphänomen der aktuellen Erosion der 
zivilkulturellen Grundlagen der Demokratie« (Nida-Rümelin 
2020c: 2). Die Corona-Pandemie stellt für unsere Gesellschaft eine 
zusätzliche Herausforderung dar. Damit zum Beispiel durch die 
langfristigen Auswirkungen der Pandemie nicht eine erneute 
Chance für den Rechtspopulismus entsteht, müssen in 
Deutschland Debatten anders geführt werden. Dabei geht es nicht 
um das »Ernstnehmen« rechtsextremer Personen und Positionen. 
Es geht darum, zu verhindern, dass die Corona-Pandemie zu einer 
Vereindeutigung im Politischen wird und damit die 
Demokratieverdrossenheit fördert. »Alle, die nicht in den Kontroll- 
und Überwachungsfetisch einwilligen, gelten als »Covidioten«, 
auch dann, wenn sie mündig Einschränkungen mittragen, die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse explizit nicht in Abrede stellen - 
aber sich wünschen, dass über die Konsequenzen diskutiert wird« 
(Poschardt 2020b: 1). 

Die Emotionalisierungsfunktion der AfD-Opposition kann 
reduziert oder sogar (temporär) ausgeschaltet werden, wenn es zu 
einem intensiven Dialog über die unterschiedlichen Positionen 
unter Akzeptanz des Vorhandenseins von Emotionen kommt (Haidt 
2016). Die sinnvollen Strukturierungsvorschläge für diese neue 
Debattenkultur von Kostner (2019: 67) wären ebenfalls 
wirkungsvoller gewesen, wenn sie sich nicht an einer 
vermeintlichen »Identitätslinken«1?4 und deren 
»Läuterungsagenda< abarbeiten würden. Sie schlägt vor, dass 
reflektiert werden muss, warum »aus kulturell-religiösen Praktiken 
resultierende Wertekonflikte« wegerklärt würden. Zudem sollten 
die »Verabsolutierungen einer Position oder eines Rechtsgutes« 
unterbleiben. Vielmehr sollten Wege gefunden werden, wie in der 
Debatte gewährleistet werden kann, »dass [...] andere legitime 
Positionen und Rechtsgüter« anerkannt werden (Kostner 2019: 
67). Mit Mansour (2020: 119) soll dies noch konkretisiert werden. 
In der Debattenkultur des Landes muss wieder verankert werden, 
dass die Argumente entscheiden »und nicht die Tatsache, zu 
welcher Partei oder Gruppe sich jemand bekennt«. Wohin dies 


langfristig führt, zeigt Klein (2020) am Beispiel der USA. »In 
Demokratien streitet man, anhaltend und heftig, polemisch und 
zugespitzt. Aber man hasst nicht« (Frevert 2020: 183). Sonst wird 
die Unterteilung in Gut und Böse immer stärker zunehmen. 
Richter (2018: 28; Hervorhebung im Original) fordert daher, dass 
wir zu einem »offenen politischen Diskurs über den 
ausgebrochenen Problem- und Gefühlsstau« kommen müssen. 
Doch dafür ist eine Tugend notwendig, die derzeit 
abhandengekommen ist und die dazu führt, dass der 
gesellschaftliche Austausch zwischen den politischen Gegensätzen 
zum Erliegen gekommen ist. Derzeit fehlt die Reflexionsebene, und 
es ist unmöglich, »[v]on Empfindlichkeiten absehen [zu] können, 
ohne seine Empfindlichkeit zu leugnen« (Riechelmann 2020: 35). 
Davon profitiert die AfD-Fraktion in zunehmendem Maße, denn der 
politische Streit scheint zunehmend tabuisiert zu sein. Es kann 
sein, dass Neff (2020: 7) in seiner Beschreibung über »[dlie 
deutsche Erregungsgesellschaft« richtigliegt, wenn er feststellt, 
dass die Demokratie bei einem falschen Umgang mit der AfD und 
vor allem den Themen Schaden nehmen kann. »Die AfD ist nicht 
stärker geworden, weil man sie in Deutschland zu wenig bekämpft 
hätte. Eher hat man sie zu stark ausgegrenzt, zu einem Zeitpunkt, 
als sie noch einigermaßen gemäßigt war« (Neff 2020: 7) 

Cas Mudde (2020: 207 ff.) hat in seinem Buch über 
»Rechtsaußen« den bestehenden Konsens über wirksame 
Reaktionen zusammengefasst (vgl. dazu auch Ruhose 2019: 23- 
33). Doch zeigt die Aussage von Neff, dass zukünftige Strategien 
weitere Elemente aufnehmen müssen und hier weitere Forschung 
betrieben wird. Wenn man die AfD aus dem politischen Diskurs 
ausschließt, weil sie in großen Teilen nicht auf dem Boden der 
Verfassung steht, wie der Verfassungsschutz annimmt, dann darf 
man nicht ihre Themen aussparen. Der PGF der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Patrick Schnieder, hat in der 
Bundestagsdebatte zum Antrag der AfD-Fraktion, Sachverständige 
im Bundestag vor Hass zu schützen, dies prägnant ausformuliert, 
warum ein solcher Ausschluss legitim ist: »Es gibt ein ganz 
einfaches Rezept: Wenn Sie mal aufhören würden, zu hetzen, Hass 
zu schüren, dann würden wir nicht nur Sachverständige vor Hass 
schützen, sondern hätten in der Gesellschaft insgesamt ein 
anderes Klima in der politischen Auseinandersetzung« (PIPr. 
19/171: 21463). 


In der Gesamtbewertung der AfD-Fraktion muss auch die 
gefühlte und tatsächliche Bedrohungslage in der deutschen Politik 
Erwähnung finden. Und wie meistens ist das Bild umfassender zu 
zeichnen, als es sowohl durch AfD als auch durch die anderen 
Fraktionen gezeichnet wird. »Waren AfD-Angestellte den anderen 
Fraktionen schon bis dahin nicht geheuer, hat die Störaktion vom 
18. November endgültig gezeigt, wozu die Partei in der Lage ist - 
nämlich dazu, zusätzlich Leute ins Haus zu schleusen, die andere 
gewählte Abgeordnete bedrängen sollen. Niemand kann 
garantieren, dass bei der nächsten Gelegenheit nicht auch 
unmittelbare physische Gewalt angewandt wird« (Decker 2021b). 

Zum Gesamtbild gehört auch, dass die AfD-Fraktion in ihren 
regelmäßigen Kleinen Anfragen darauf hinweisen muss, dass sich 
die Gewalt gegen Einrichtungen ihrer Politikerinnen und Politiker 
häuft. Im Ausblick auf die kommenden Jahre wird dieser Punkt - 
und die Zurwehrsetzung gegen solche Angriffe - wichtiger werden. 
So wird im Umfeld der AfD die Forderung nach einer »nationalel[n] 
Sicherheitskonferenz« (Sellner 2021: 82) laut. Zudem schlägt der 
führende Kopf der Identitären Bewegung, Martin Sellner vor, im 
Kampf der AfD gegen die Antifa »völlig im Rahmen der Gesetze 
und keinesfalls klandestin - eine private Sicherheitsfirma [...] [zu 
gründen; FR], die exklusiv für die Partei arbeitet und ihre 
Mitglieder gezielt für die Möglichkeit legaler Notwehr und 
Nothilfe schult. Regelmäßige Sicherheitsstreifen müssen AfD- 
Gebäude schützen. Kein Infostand darf mehr ohne Security-Einheit 
stattfinden« (Sellner 2021: 82).125 

Die Themen, zu denen die AfD herausfordernde Fragen stellt, 
müssen in den politischen Diskurs überführt werden. In einer 
republikanischen Debattenkultur wäre für sie und eine emotionale 
Ansprache Platz (Ruhose 2020c: 32). Die Corona-Pandemie hat 
deutlich gezeigt, dass offen über »Angstkonkurrenzen« (Frevert 
2020: 50) verhandelt werden muss. Frevert (2020: 50 £.) weist auf 
die Wirkung der Corona-Pandemie auf das Gefühlsleben hin und 
beschreibt, wie es der AfD 2015 gelungen war, diese Wirkung in 
der Flüchtlingskrise zu adressieren. Daraus sollte die Lehre 
gezogen werden, dass Politik anders als 2015 im Verlauf der 
Corona-Pandemie und in deren Folge wesentlich offener und 
transparenter sein muss, soll der rechtspopulistischen Opposition 
die Möglichkeit genommen werden, ihre 
Emotionalisierungsfunktion erneuern zu können. In der Reaktion 


auf die Positionen der AfD wird deutlich, dass für diese 
Veränderung notwendig ist, in der Öffentlichkeit nicht mit 
zweierlei Maß zu messen. Als Wolfgang Schäuble (zitiert nach 
Birnbaum/Ismar 2020) im April 2020 die ethische Frage aufwarf, 
ob man alles andere »dem Schutz von Leben« unterordnen dürfe, 
wurde darüber diskutiert und ihm aus der Politik recht gegeben 
(Bubrowski et al. 2020). In der Bundestagsdebatte führte eine 
inhaltlich ähnliche Aussage von Alexander Gauland - vorgetragen 
in einem provokanten Ton - zu enormem Widerspruch. Auch wird 
ihre legitime Kritik an dem Zustandekommen der Maßnahmen als 
unverantwortlich abgewiesen, obwohl gleichzeitig »Abgeordnete 
aller Fraktionen« (Niederndorfer 2020) darauf drängen, die 
Parlamente stärker einzubeziehen. Dieses Phänomen kann in der 
Corona-Politik auch an anderer Stelle beobachtet werden. So 
erhält beispielsweise mit der Forderung der SPD-Fraktion, einen 
Corona-Beirat an die Seite der Politik der Bundesregierung zu 
stellen, Ende des Jahres 2020 eine Forderung der AfD-Fraktion 
Einzug in die Mainstream-Diskussion. Im April 2021 erfährt die 
AfD-Fraktionsvorsitzende Alice Weidel viel Kritik für ein Interview, 
in dem sie die Kritik ihrer Fraktion am Inzidenzwert als 
Leitorientierung in der Corona-Pandemie vertritt (0. V. 2021). 
Vorher hatte sie in einer Bundestagsdebatte ausgeführt: 
»Willkürlich festgesetzte Inzidenzzahlen als ausschlaggebendes 
Kriterium sind ebenfalls absurd. Sie hängen von der Zahl der 
durchgeführten Tests ab und lassen sich nach Belieben 
hochtreiben. Ohne Rückkopplung an die Testquote, den Anteil 
tatsächlich Erkrankter und die Alterskohorten der Betroffenen 
sind sie auch nicht aussagekräftig« (PlPr. 19/222: 28104). Nahezu 
gleichzeitig verfasst die SPD-Fraktion im Bundestag ein 
Positionspapier, in dem sie festhält, dass der Inzidenzwert zwar 
»ein wichtiger Faktor für die Bemessung des 
Infektionsgeschehens« (SPD-Fraktion 2021: 3) sei, er »aber nicht 
als alleiniges Kriterium für die Notwendigkeit von oft erheblich in 
Grundrechte eingreifenden Maßnahmen herangezogen werden 
[kann]« (SPD-Fraktion 2021: 3). 

Der Umgang mit medienpolitischen Vorschlägen der AfD zeigt 
ein ähnliches Verhaltensmuster auf. So forderte die Enquete- 
Kommission >Zukunft der Medien in Wirtschaft und Gesellschaft - 
Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft zur Zukunft der 
Medien« in ihrem Schlussbericht »zum Thema Deutschlands Weg 


in die Informationsgesellschaft« (BT-Drs. 13/11004) aus dem Jahr 
1998 einvernehmlich die Einrichtung einer >Stiftung Medientest«, 
»damit systematische Analyse von Angeboten herkömmlicher 
Medien wie auch im Netz und im Gefolge eine fundierte 
Auseinandersetzung mit ihnen möglich ist« (BT-Drs. 13/11004: 
162). Wenn der provokant auftretende Medienpolitiker der AfD- 
Fraktion, Martin Renner, so etwas fordert, wird daraus schnell und 
einvernehmlich, dass die Fraktion »deutsche Medien 
kontrollieren« will (Rainer 2020). 

Die Auseinandersetzung mit der AfD darf nicht dazu führen, dass 
eigene politische Positionen aufgegeben werden. Vorschläge von 
ihr sollten auch nicht diffamiert werden, sondern auf ihren 
Sachgehalt geprüft werden. Wolfgang Schäuble (2020: 3) hat 
darauf hingewiesen, sich zu stark auf die AfD zu konzentrieren. 
»Jedenfalls ist das, was die AfD im Bundestag macht, nicht meine 
größte Sorge. Ich finde, unsere Demokratie richtet sich viel zu 
sehr um diese Partei.« Hinzu müssen neue Formen des Dialogs mit 
der Zivilgesellschaft treten. Das Parlament ist der richtige Ort für 
das, was Mansour (2020: 117) als Entwicklung eines 
gesamtgesellschaftlichen »Versöhnungsplanls]« einfordert. 
»Entweder wir lernen zu debattieren, andere Meinungen 
auszuhalten, Argumente auszutauschen, oder die Spaltung bleibt 
(Mansour 2020: 117; vgl. auch Gauck 2019). 

Natürlich ist so eine Agenda kein Garant, dass 
rechtspopulistische System-Opposition zurückgedrängt wird. Es 
gilt der Grundsatz, dass »parlamentarisch[e] Umgangsweisen an 
ihre Grenzen [stoßen], wenn es darum geht, Wähler von der neuen 
Herausfordererpartei zurückzugewinnen« (Heinze 2019: 131). Das 
wirksamste Mittel gegen ein Erstarken rechtspopulistischer 
Opposition ist es, in unserer Gesellschaft wieder gezielt »unter 
Anerkennung von Unterschieden das Gemeinsame zu suchen« 
(Strauß 2019: 7). Experte E2 ergänzt zum Ort, an dem dieser 
Suchprozess richtig verortet ist: »[D]as Parlament ist genau jene 
Stätte in einer parlamentarischen Demokratie, wo die 
Auseinandersetzung mit politischen Gegnern vor aller Augen 
stattzufinden hat. Sodass die Bevölkerung weiß: Das, was die 
Andersdenkenden sagen, zu denen sich 20 Prozent der 
Bevölkerung offensichtlich selbst zählen, [...] das wird an der 
angemessenen Stelle auch gesagt - und es wird angemessen, 
nämlich gemäß den Höflichkeitsregeln, im Ton und in der Sache so 


klar und scharf wie nur möglich damit umgegangen« (IV E2).126 

Dass ein solcher Ansatz von unterschiedlichen Seiten als 
zielführend angesehen wird, mag vielleicht die Tatsache 
unterstreichen, dass sich der konservative Schriftsteller Simon 
Strauß an der Stelle über seinen Vorschlag zum »republikanischen 
Wir<« positiv auf die liberale Publizistin Carolin Emcke (2017) 
bezieht. Im politischen Wettbewerb sollte sich am Prinzip des 
»dynamischen Republikanismus« (Heidenreich 2015: 63) orientiert 
werden, was bedeutet Inhalte und Personen in den Mittelpunkt der 
Auseinandersetzung zu stellen.127 (Rechts-)Populistische 
Fraktionen »werfen oft die durchaus richtigen gesellschaftlichen 
Fragen auf, wollen die Antworten selbst aber oftmals gar nicht 
geben« (Ruhose 2019: 29). Die AfD formuliert dies deutlich für 
sich selbst: »Es geht [...] nicht darum, zu den zentralen Themen 
differenzierte Ausarbeitungen und technisch anspruchsvolle 
Lösungsmodelle vorzulegen und zu verbreiten, die nur Spezialisten 
aus der politischen Klasse interessieren, die Wähler aber 
überfordern« (AfD 2016: 9). 


7.3.3Formale Änderungen der GOBT 


Neue Formen des politischen Diskurses setzen aber voraus, dass 
trotz der »steten Radikalisierung« der AfD (Funke 2020: 12) ihr 
dem Gleichheitsgrundsatz folgend entsprechend Zugänge nicht 
verwehrt werden und zudem darauf geachtet wird, dass sie ihre 
demokratischen und rechtsstaatlichen Rechte ausüben kann. Eine 
Stigmatisierung und die Möglichkeit für die rechtspopulistische 
Opposition, sich als Opfer zu inszenieren, sollte vermieden 
werden. Im Parlament sollte es allerdings in der zweiten 
Wahlperiode mit der AfD zu einer Verabredung der anderen 
Fraktionen kommen, dafür zu sorgen, dass es für die AfD-Fraktion 
schwer wird, entlang ihrer strategischen Herangehensweise 
agieren zu können. Die hier untersuchten Elemente zeigen, in 
welchen Bereichen diese Verabredung getroffen werden muss. Es 
geht um den Umgang mit den Personen und mit Initiativen und 
Redebeiträgen der AfD, aber auch Modalitäten der GOBT sollten 
überprüft werden. Der FDP-Politiker Benjamin Strasser weist zu 
Recht auf die Ausrichtung der Geschäftsordnung auf die 
konstruktive Zusammenarbeit der Fraktionen hin: »Umso 
schwerer macht es da eine Fraktion, die destruktiv die Regeln 


missbraucht, um eine politische Agenda zu setzen« (zitiert nach 
Fiedler/Starzmann 2020). 

Das Feld der Geschäftsordnung ist relevant für die 
Gewährleistung der parlamentarischen Abläufe. Als Grundsatz 
sollte dabei gelten, dass die bewährten Regelungen der GOBT 
nicht verändert werden sollten. Dies hat mit der Selbstachtung des 
Parlaments zu tun, aber auch mit der gelebten Praxis, dass diese 
Regelungen die Auseinandersetzung um unterschiedliche 
politische Ansichten strukturiert, diese aber nicht maßgeblich 
bestimmt. Volker Best (zitiert nach Fiedler/Starzmann 2020) sieht 
daher auch die anderen Felder einer Gesamtstrategie als 
wesentlicher an: »Die Fragen nach den parlamentarischeln] 
Abläufen sind eindeutig von nachrangiger Bedeutung, wenn es um 
die Abgrenzung gegenüber der AfD geht.« 

Eine Überprüfung der GOBT kann sinnvoll sein, um neue 
Formate der parlamentarischen Debatte zu entwickeln. Im 
Mittelpunkt der Gesamtstrategie sollte eine offensive 
Beschäftigung mit inhaltlichen Positionen gesucht werden, wenn 
die AfD ihrer Emotionalisierungsfunktion folgend Themen 
anspricht, die bislang aus dem Diskurs ausgeklammert wurden; 
dies formuliert auch Experte P1 eindringlich. »Also zum einen ist 
nicht unsere Hauptbeschäftigung, uns an der AfD abzuarbeiten, 
sondern die Wähler wollen hören, was wir ihnen anbieten, damit 
sie uns wählen, das ist ganz wichtig [...]. Es ist wichtig, dass wir 
sagen, was wir wollen, dass wir unsere Botschaft in den 
Mittelpunkt einer Plenardebatte stellen. [...] Aber uns im Übrigen 
vor allem mit den Themen auseinandersetzen, die aus unserer 
Sicht entscheidend für die Zukunftsfähigkeit unseres Landes 
sind.« (IV P1).128 

Im Bereich der Geschäftsordnung bzw. der formalen 
Auseinandersetzung sollte aus den hier dargestellten 
Beobachtungen Schlussfolgerungen in drei Bereichen gezogen 
werden. In der folgenden Darstellung werden diese dargestellt 
und im Weiteren die Anregungen ausformuliert. 


Formale Anpassungen der Abläufe des Bundestags 


Bundestagspräsidium Ausschussvorsitze Geschäftsordnung 


Abbildung 29: Formale Anpassungen der Abläufe des Bundestags 


1. Bei der Position der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten 
sollte aus der Erfahrung gelernt werden, dass mit der AfD eine 
Fraktion im Parlament ist, die kein Vertrauensverhältnis zu den 
anderen entwickelt hat. Die Abgeordneten müssen sich darauf 
verlassen, dass die Leitung der Sitzung überparteilich erfolgt 
und ein strenges Einhalten der Regularien stattfindet, die die 
AfD-Fraktion im Übrigen mitbeschlossen hat. Da sie allerdings 
in den vergangenen vier Jahren häufig Instrumente der GOBT 
eingesetzt hat, um andere vorzuführen oder sich in einer 
Opferrolle zu inszenieren, zeigt sich auch in den Gesprächen 
mit den Experten der Gruppe P dass nicht genügend Vertrauen 
besteht, dass ein AfD-Abgeordneter dieses Amt iin der 
notwendigen Weise ausüben kann. Experte P2 bezeichnet den 
Wandel. »Mittlerweile hat die AfD das Verfahren selbst wieder 
instrumentalisiert. Und verhält sich uns gegenüber genau in 
der Weise, die sie selbst ablehnt« (TV P2). Das abschreckende 
Beispiel aus dem Landtag in Brandenburg, bei dem der 
AfD-Vizepräsident eine unliebsame Debatte verhindern wollte 
(RBB 2020) zeugt davon, dass hier Bedenken hinsichtlich der 
Rolle der Rechtspopulisten angebracht sind. Die GOBT 
formuliert dafür in 8 2 Abs. 1 Satz 2, dass »jede Fraktion [...] 
durch mindestens einen Vizepräsidenten oder eine 
Vizepräsidentin im Präsidium vertreten« wird. Ein Vorschlag 


könnte hier sein, die Wahlgänge zu begrenzen, um das 
Instrument der Wahlgänge nicht instrumentalisieren zu 
können.129 Da das Gremium signifikante Arbeit für die 
Parlamentsarbeit leistet, ist hier wie beschrieben eine 
besondere Vertrauensbasis notwendig. Dieses hat die AfD in 
der 19. Wahlperiode nicht aufbauen können. Durch eine 
Beschränkung der Wahlgänge wird das Recht der AfD auf eine 
Position nicht eingeschränkt, und der Prozess der 
Vertrauensbildung zu den anderen Fraktionen durch eine 
vertrauenswürdige Person bleibt gewährleistet. 

. Nach den Vorkommnissen um die erstmalige Abwahl eines 
Ausschussvorsitzenden (Fiedler 2019d) gilt es auch hier, zu 
einem abgestimmten Verfahren zu kommen. Auf jeden Fall 
sollte im Vorfeld eine Vorstellung in den anderen Fraktionen 
erfolgen, und die Pläne der von der AfD vorgesehenen 
Abgeordneten zur Ausübung des Amtes des Vorsitzenden 
sollten angehört werden. Eine Ablehnung sollte in diesem 
Bereich unterbleiben. Dies hat zum einen ihren Grund in der 
»Spiegelbildlichkeit« der Ausschüsse und der jeweiligen Stärke 
der Fraktionen im Bundestag. Zum anderen sind bestimmte 
Vorsitze wie der des Haushaltsausschusses das Vorrecht der 
Opposition. Hier sollte es nicht zu Ablehnungen kommen, da 
die Vorsitze im Rahmen der formalen Grenzen und unter 
Mithilfe der Verwaltung ihrer Arbeit nachkommen. Die FDP- 
Fraktion hat in einer Arbeitsgruppe den Vorschlag erarbeitet, 
dass sich die Fraktion bei der Wahl von Abgeordneten der AfD 
an die Spitze von Fachausschüssen künftig generell enthalten 
soll. »Eine explizite Zustimmung solle nur nach Rücksprache 
mit dem Fraktionsvorstand erfolgen« (Bauer/Fiedler 2021: 
164). 

. Im Bereich der Abstimmungen und der Gestaltung der 

Tagesordnung sollten keine Veränderungen wahrgenommen 

werden. Die Konsens-Orientierung der GOBT bleibt auch im 

Falle einer rechtspopulistischen Opposition durch das 

Bundestagspräsidium und die in der Geschäftsordnung 

vorgesehenen Sanktionierungen durchsetzbar. Die Form des 

Hammelsprungs muss - trotz der gezielten 

Instrumentalisierung durch die AfD-Fraktion - für die 

Oppositionsfraktionen erhalten werden.130 Das »Andocken« von 

Initiativen anderer Fraktionen an gleiche Tagesordnungspunkte 


muss ebenfalls erhalten bleiben. Dies dient nicht nur der 
Ablaufökonomie der Bundestagssitzungen, sondern ermöglicht 
auch den interessierten Bürgerinnen und Bürgern, entlang der 
Tagesordnung die unterschiedlichen Positionen der Fraktionen 
in den Anträgen nachvollziehen zu können. 


8.Unsichere Zukunft für eine 
erfolgreiche rechtspopulistische 
Opposition 


Rechtspopulistische Parteien leben von politischen 
Gelegenheitsstrukturen, wie es in der politikwissenschaftlichen 
Analyse des Populismus immer wieder heißt. Damit gemeint sind 
Ereignisse wie die Eurokrise oder die Zunahme der 
Fluchtbewegungen im Jahr 2015. Profitieren von diesen 
Gelegenheitsstrukturen konnte mit der AfD eine Kraft, die für eine 
rechtspopulistische Opposition eintritt. Auch die Kreise, die eine 
Regierungsbeteiligung der AfD unter bestimmten Voraussetzungen 
nicht ausschließen, legten Wert darauf, dass zunächst eine 
kraftvolle Systemopposition ins Parlament einziehen konnte. Am 
Ende der ersten Wahlperiode im Bundestag, ist immer noch nicht 
klar, welchen Weg die »Alternative für Deutschland« einschlägt. 
Entwicklungen wie die hier beschriebene Professionalisierung, die 
anstehende finanzielle Förderung ihrer Stiftung und das seit ihrer 
Gründung 2013 eng geknüpfte Band mit der rechten Szene führen 
dazu, dass die AfD eine Kraft wird, »bei der man Karriere machen 
kann« (Amann 2018b: 321). Mit 10,3 Prozent bei der 
Bundestagswahl 2021 hat sich die AfD auf einem etwas 
schlechteren Niveau als 2017 etabliert und der neuen Fraktion 
gehören in der 20. Wahlperiode 82 Abgeordnete an. 

In diesem Schlusskapitel sollen sowohl eine Zusammenfassung 
in zwölf Thesen vorgenommen als auch ein Ausblick gewagt 
werden auf Erfolgsfaktoren für die rechtspopulistische Opposition 
und auf Risikofaktoren, die die langfristige Etablierung der AfD als 
Parlamentskraft behindern können. In ihren eigenen 
Strategiepapieren führt die AfD regelmäßig eine Stärken- und 
Schwächenanalyse durch. Dabei spielt die hier beschriebene 
Embotionalisierungsfunktion eine wesentliche Rolle. Melanie 
Amann (2018b: 289), eine AfD-Beobachterin der ersten Stunde, 
schreibt zu Recht, dass die AfD-Fraktion und ihre 
Parlamentsfraktion »ein Resonanzraum für Gefühle und eine 


Projektionsfläche für Hoffnungen« sind. Solange es einen Bedarf 
gibt, dieser Emotionalisierung der Gesellschaft Ausdruck zu 
verleihen, so lange wird die AfD erfolgreich in Parlamente 
einziehen und dort ihre Wählerschaft und deren Anliegen deutlich 
vertreten. 


8.1Ein zusammenfassender Blick auf die AfD- 
Fraktion 


Die AfD-Fraktion hat den Parlamentarismus in Deutschland 
verändert. In ihrer ersten Wahlperiode ist sie von der 
außerparlamentarischen Opposition unmittelbar in die Rolle der 
Oppositionsführerin gewählt worden. Sie hat die dadurch 
gewonnenen Einflussmöglichkeiten - wie zum Beispiel den Vorsitz 
im Haushaltsausschuss oder die unmittelbare Antwort auf die 
Kanzlerin bei entscheidenden Plenardebatten - für ihre Interessen 
einsetzen können. 

Alexander Gauland hat in der Wahlnacht 2017 Ansprüche an die 
AfD-Fraktion gestellt, die sie im Bundestag umsetzen sollte. 
Wörtlich sagte er: »Die Partei wolle sich »unser Land und unser 
Volk zurückholen«. »Wir werden die Regierung vor uns hertreiben«, 
fügte Gauland unter dem Jubel der versammelten Parteianhänger 
hinzu. [...] >Wir werden dieses Land verändern«, sagte der 
stellvertretende Parteivorsitzende. Die AfD wolle sich dafür 
einsetzen, >dass das, was die Menschen auf der Straße denken, im 
Bundestag wieder eine Rolle spielt<« (Gauland zitiert nach AFP 
2017). 

In dieser Arbeit wurde die Bilanz der Arbeit der AfD-Fraktion im 
Bundestag gezogen. Dabei hat sie im Sinne des obigen Zitats von 
Alexander Gauland agiert. Sie hat wesentlich zu gesellschaftlichen 
Debatten beigetragen und zumindest phasenweise dafür gesorgt, 
dass sich die Bundesregierung von ihr getrieben gefühlt hat. 
Gauland zieht deshalb auch ein positives Zwischenfazit 
hinsichtlich der Arbeit seiner Fraktion am Ende des Jahres 2019. 
In einem Interview hält er dazu fest, dass »(d)ie Fraktion durch 
ihre gute und intensive parlamentarische Arbeit meine 
Ankündigung beim Einzug in den Deutschen Bundestag >Wir 
werden sie jagen!< nahezu perfekt umgesetzt« (Gauland 2019b) 
habe. 


Im Wahljahr 2021 standen sich Partei- und Fraktionsführung 
schon im hier untersuchten Beobachtungszeitraum unversöhnlich 
gegenüber. In einem deutlichen Interview setzt sich Alexander 
Gauland mit dem Auftritt von Jörg Meuthen auf dem 
Bundesparteitag Ende 2020 auseinander. Der Parteitag in Kalkar 
zeigte aber auch, dass die Kräfte um Gauland und Weidel den 
offenen Disput mit Meuthen scheuen.131 Es stehen sich - auch 
nach dem Rückzug Meuthens zu Beginn 2022 und mit ungleicher 
Stärke - unterschiedliche Sichtweisen über die Zukunft der AfD 
gegenüber. In der Bundestagsfraktion überwiegen im 
Beobachtungszeitraum dieser Arbeit die Anhänger von Gaulands 
Ansatz. Experte E3 hält der Fraktion zugute, »dass die sich 
wirklich bemüht haben, in der Fraktion es anders zu machen als in 
der Partei« (IV E3) mit Blick auf die Konflikte um den Flügel. 
»[D]Jass sie nicht so sehr geguckt haben nach, wer ist Flügel, wer 
ist nicht Flügel. Sie haben versucht, nicht so sehr danach zu 
gucken, wer Flügel ist und wer nicht, sondern zusammen zu 
arbeiten. Aber das hat eben auch nur eine Weile geklappt« (IV 
E3).132 

Gauland formuliert, dass Meuthen mit seiner Kritik an der Linie 
der AfD-Fraktion im Hinblick auf Corona, »die Hälfte der Partei 
beschädigt hat« (Gauland, zitiert nach dpa 2020h). In diesem 
Interview wird die politische Linie skizziert, mit der die 
Fraktionsführung in den Wahlkampf 2021 ziehen will. Mit Bezug 
auf die drohende Verfassungsschutzbeobachtung formuliert der 
Vorsitzende der Fraktion, dass nicht die Äußerungen der Behörde 
und ihres Präsidenten »zum Maßstab unseres Handelns« gemacht 
werden sollten (Gauland, zitiert nach dpa 2020h). Die AfD könne 
»einer Beobachtung durch den Verfassungsschutz sowieso nicht 
entgehen« (Gauland, zitiert nach dpa 2020h). Der 
Verfassungsschutz sei politisch motiviert. Daher solle sich die 
Strategie darauf konzentrieren, sich entschlossen »juristisch zur 
Wehr [zu] setzen und damit dann auch Erfolg [zu] haben« 
(Gauland, zitiert nach dpa 2020h). Zu einer ähnlichen 
Einschätzung kommt der AfD-Berater Schüßlburner (2020). 
Kubitschek (2020c) formuliert in seiner Analyse dieser 
Auseinandersetzung, dass die AfD eigentlich 
»Widerstandstugenden« entwickeln müsse. Gauland folgt diesem 
Rat und setzt weiterhin auf die hier skizzierte 
Embotionalisierungsfunktion einer rechtspopulistischen Opposition. 


Die AfD solle sich weiterhin als »echte Opposition« begreifen und 
deswegen auch keine »Berührungsängste« mit Akteuren wie Götz 
Kubitschek und dessen Institut für Staatspolitik haben (Gauland, 
zitiert nach dpa 2020h). Die Aufgabe der Partei sei es, als 
Sprachrohr zu fungieren. Inhaltlich bedeutet dies für ihn, die 
Auseinandersetzung auf dem Feld der Corona-Politik zu suchen. 
»Wenn ich jetzt höre, dass auch Herr Spahn sagt, er hätte mit den 
Kenntnissen von heute im Frühjahr manches anders gemacht, 
dann heißt das für mich, dass wir da nicht falsch gelegen haben« 
(Gauland, zitiert nach dpa 2020g). 

Die AfD ist im Bewusstsein der Fraktion bis zuletzt eine 
»Bewegungspartei, die auch Kontakt zu bestimmten 
Protestgruppen pflegen sollte. Das gilt für -Querdenken«, aber 
auch für Pegida in Dresden oder für den Verein Zukunft Heimat 
aus Cottbus.« Damit formuliert Gauland einen strategischen 
Ansatz, der auch im Umfeld von Götz Kubitschek für die AfD 
vorgedacht wird (Kaiser 2020b). Dabei müsse aber der Abstand zu 
»irgendwelcheln] Verrückten« gewahrt bleiben. »Das ist immer ein 
Tanz auf dem Seil, bei dem man nicht herunterfallen darf« 
(Gauland, zitiert nach dpa 2020g). Wie sich diese Position der 
Fraktion in der Strategie der Partei niederschlägt, wird in der 
Frage eine entscheidende Rolle spielen, wie sich die AfD 
langfristig positioniert. 

In den folgenden zwölf Thesen werden die zentralen 
Erkenntnisse über die AfD-Fraktion abschließend 
zusammengefasst. 


1. In der vorliegenden Arbeit wurden die Verhaltensmuster der 
AfD-Fraktion einer genaueren Analyse unterzogen. Auch wenn 
sie im untersuchten Zeitraum 2017 bis 2021 durch 
spannungsreiche Phasen gegangen ist, kann doch die 
Etablierung eines zwar unter enormen Druck stehenden, aber 
funktionsfähigen strategischen Zentrums festgestellt werden. 
Die AfD-Fraktion ist gekennzeichnet durch personelle 
Kontinuität an den entscheidenden Positionen einer Fraktion, 
wie den Vorsitzenden und den 1. PGF. Gleichzeitig zeigen die 
Nichtwiederwahl und die Neuwahl von Mitgliedern in den 
Fraktionsvorstand zum Beispiel bei den stellvertretenden 
Fraktionsvorsitzenden und den weiteren Parlamentarischen 
Geschäftsführern, dass die Fraktionsführung von einem 
abgestuften Pluralismus bestimmt ist. Die rechtspopulistische 


Oppositionsfraktion ist deswegen über den gesamten 
beobachteten Zeitraum von internen Konflikten geprägt. Hier 
funktioniert der Mechanismus zwischen herkömmlichen 
Medien und der sonst so medienskeptischen AfD-Fraktion wie 
bei anderen Fraktionen. Interna bleiben nicht lange Interna. 
Dies nimmt am Ende des Beobachtungszeitraums an Dynamik 
zu, was auch mit den Positionierungen hinsichtlich der 
Bundestagslisten zu verstehen ist. Grundlegend ist die Fraktion 
der AfD von einer »extremeln] Zersplitterung in 
Einzelindividualität« (IV E4) geprägt. Dies hat unmittelbaren 
Einfluss auf die Führungsmöglichkeiten einer solchen Fraktion 
ebenso wie auf den Anspruch der Fraktionsspitze, Führung 
auszuüben. 

. Die hier vorgenommene umfassende Analyse von politischen 
Initiativen, Parlamentsdebatten und Schwerpunkten in den 
Haushaltsberatungen als parlamentarische Königsdisziplin 
zeigt, dass die AfD-Fraktion nicht als Ein-Themen-Fraktion 
bezeichnet werden kann. Dabei folgt sie dem inhaltlichen Profil 
einer radikal rechten populistischen Fraktion.!33 Sie hat klare 
inhaltliche Bereiche, in denen sie Initiativen einbringt, die 
unter normalen Umständen von den anderen Fraktionen ernst 
genommen und bewertet werden müssen. Dies geschieht mit 
zunehmendem Zeitablauf immer weniger, da sich die Fronten 
zwischen der AfD und den anderen Fraktionen verhärten. 

. Die AfD-Fraktion verfolgt eine Parlamentsagenda entlang ihrer 
Markenkern-Themen Europapolitik, Migration und Asylpolitik 
sowie Ablehnung der Klimapolitik. In diesen Bereichen 
formuliert sie entlang der These eines vermeintlichen 
Rechtsbruchs der Regierung von Angela Merkel ihre 
Systemablehnung und stellt eigene inhaltliche Initiativen 
entgegen. Gleichzeitig erweitert sie ihr Profil über die 
thematische Arbeit, z. B. im Bereich der Gesundheitspolitik. 
Durch dieses Vehikel kanalisiert sie die inhaltliche Diskrepanz 
zwischen ihren unterschiedlichen wirtschafts- und 
sozialpolitischen Ansichten. Diese Klärung, die eigentlich durch 
die Partei am Beispiel der Rentenpolitik (Butterwegge 2019) 
erfolgen sollte, wurde aufgrund der Corona-Krise verschoben. 
. Die Auseinandersetzung mit dem Verfassungsschutz versucht 
die AfD-Fraktion mit einem eigenen Profil der Grundgesetz- 
Schützerin zu entkräften. Sie stellte sich als besonders 


grundgesetztreu dar, positionierte sich als Bewahrerin der 
Grund- und Bürgerrechte im Verlauf der Corona-Pandemie oder 
in der Ablehnung von Initiativen wie dem NetzDG oder der 
Kompetenzverlagerung an supranationale Institutionen. Hier 
lässt sich auch der inszenierte Kampf gegen den UN- 
Migrationspakt oder die Ablehnung der Corona-App der 
Bundesregierung einsortieren. Gleichzeitig ruft sie dafür in 
regelmäßigen Abständen das Bundesverfassungsgericht an, um 
ihr parlamentarisches Recht zur Geltung zu bringen und 
gleichzeitig zu signalisieren, dass sie die Institutionen der 
Bundesrepublik schätzt und schützt. Dies steht im deutlichen 
Widerspruch zur Kommunikation gegen die Besetzung von 
Verfassungsrichtern oder die Wahl des Präsidenten, indem sie 
deren politische Unabhängigkeit in Zweifel zieht und damit an 
den Grundpfeilern des politischen Systems Deutschlands 
rüttelt. Bislang gibt es einen Konsens, die Institutionen zu 
achten. Dieser wird im Rahmen der Strategie der 
rechtspopulistischen Opposition aufgekündigt. 

. In ihrem Abstimmungsverhalten zeigt die AfD-Fraktion, dass 
sie Oppositionsinitiativen der FDP in regelmäßigen Abständen 
unterstützt und hier die inhaltliche Nähe der beiden 
»bürgerlichen« Kräfte betont. Auch gibt sie formal notwendigen 
Gesetzesentwürfen der Bundesregierung ihre Stimme. Im 
Umkehrschluss zeigt sich, dass die anderen Fraktionen - 
obwohl sie dies laut Ankündigungen in internen 
Strategierunden und öffentlichen Verlautbarungen anders 
handhaben wollten - ziemlich geschlossen eine Isolation der 
AfD von Beginn der Wahlperiode an durchgehalten haben. Die 
AfD-Fraktion hat formale Drucksachen mit den anderen 
Fraktionen auf den Weg gebracht, wie die Ausschussbesetzung 
zu Beginn der Wahlperiode oder die Aussetzung der 
Diätenerhöhung während der Corona-Pandemie. Allihre 
anderen Initiativen wurden abgelehnt. Bei den namentlichen 
Abstimmungen ist besonders gut nachzuvollziehen, dass sich 
im Ausnahmefall einzelne Abgeordnete von CDU und FDP den 
Ansätzen der AfD über Enthaltungen oder einem Mitstimmen 
mit der AfD näherten. Allerdings bildet dies die absolute 
Ausnahme. Auch bei formalen Gremienbesetzungen, bei denen 
die AfD aufgrund ihrer parlamentarischen Stärke ein 
Vorschlagsrecht besitzt, wurde diese strikte Ausgrenzung 


verfolgt. Dies führt dazu, dass Gremien wie der Deutsche 
Ethikrat nicht vollständig besetzt sind und sogar Personen 
nicht gewählt wurden, die früher auf Vorschlag anderer 
Fraktionen wählbar waren. 

. All dies schnürt die AfD-Fraktion zu einer systemkritischen bis 
systemablehnenden Opposition zusammen. Sie ist eine radikal 
rechte populistische Fraktion. Sie selbst zeichnet dabei ein Bild 
von sich als der einzigen, der patriotischen Opposition und nur 
aus einem Grund in fundamentaler Opposition zum System: Sie 
repräsentiert die Werte von Grundgesetz und >»Volkswillen< 
gegen die bereits degenerierten politischen Eliten. In 
populistischer Ausrichtung löst sie im Übrigen auch ihre 
internen Konflikte über die Gegenüberstellung äußerer 
Bedrohungen. So entstehen Parlamentsinitiativen, die zwischen 
intern umstrittenen Themen und den »Konsensthemen« 
Migration oder Euro-Kritik Querverbindungen ziehen. Die 
Aktivierung populistischer Demokratievorstellungen führt dazu, 
dass sie in weite Teile der Gesellschaft wirken. Außerdem 
nimmt die AfD die ihr persönlich aufgetragene Funktion ernst, 
Stimmen und Stimmungen zu repräsentieren, denen vorher 
eine Berücksichtigung in der parlamentarischen Arena 
verwehrt geblieben sind. Auch wenn es in der Wissenschaft 
Zweifel darüber gibt, ob Repräsentation eine demokratische 
Konzeption ist, so ist dieser Punkt zentral für das Verständnis 
für das Aufkommen, die Durchsetzung und die Beharrung der 
rechtspopulistischen Opposition. Wird die Partei und mit ihr die 
Fraktion primär - und verkürzt - als Bedrohung der 
demokratischen Kultur und der moralischen Integrität 
angesehen, so verkürzt diese Betrachtungsweise die Bedeutung 
der rechtspopulistischen Opposition. 

. Hilfreich für die korrekte Einschätzung dieser Bedeutung ist 

die Berücksichtigung von Emotionen und von deren Einfluss 

auf den politischen Prozess. Zunächst muss dafür der bisherige 

Begriff der parlamentarischen Opposition um weitere 

Dimensionen ergänzt werden. Rechtspopulistische Opposition 

verbindet parlamentarische Arbeit mit ihren 

außerparlamentarischen Unterstützern. Gleichzeitig befindet 
sie sich nicht nur in Opposition zur Regierung, sondern auch zu 
den anderen Oppositionsfraktionen im Allgemeinen, da diese 
ebenfalls politisches Establishment darstellen. Eine Analyse der 


gesellschaftlichen Wirkkanäle zeigt, dass die AfD-Fraktion als 
rechtspopulistische Opposition durchaus eine spezielle 
Oppositionsfunktion einnimmt, die Emotionalisierungsfunktion. 
Da es sich dabei um die Sichtbarmachung und Verarbeitung 
insbesondere negativer Emotionen handelt und diese auf eine 
eher wohlfahrtschauvinistische Grundeinstellung treffen, 
äußert sich der Unmut auf der rechten Seite des Parlaments. 
Das hat auch damit zu tun, dass die kulturelle und ökonomische 
Anziehungskraft des Mythos nationaler Überlegenheit für die 
Anhängerschaften der neuen Rechtspopulisten und für 
erhebliche Teile der Gesellschaft, die ebenfalls stark emotional 
aufgeladen sind, ebenfalls wichtig sind und von der AfD- 
Fraktion adressiert werden. 

8. Die aufgenommenen Emotionen verarbeitet die AfD-Fraktion 
wie eine Psychotherapeutin mit umgekehrter Vorgehensweise. 
Sie kanalisiert sie zwar, löst aber nicht auf oder gibt 
Hilfestellung bei der Bewältigung. Vielmehr wird sie zum 
Sprachrohr dieser Emotionen. Es geht ihr darum, »die 
Menschen in ihrem Herzen anzusprechen« (Müller 2021). Die 
AfD hat es »am besten verstanden, die zwischen Nostalgie, 
Ressentiment und Verlustängste changierende Stimmung vieler 
Menschen zu bedienen und sie mit einer rückwärtsgewandten 
Utopie einzufangen« (Frevert 2020: 287). Diese Funktion setzt 
sie mithilfe eines Strategiebaukastens durch. So lebt ihre 
Parlamentsarbeit stark von den Gegensätzen Provokation und 
Selbstverharmlosung. Dabei hat sie unterschiedliche Phasen 
durchlaufen. Zunächst musste sie auf Provokation und 
Segmentierung setzen. Sie nutzte ihre typischen Mittel der 
Parlamentskommunikation, um eine starke Grenze zwischen 
sich und ihrer Wählerschaft - dem >Wir< - auf der einen Seite 
und den anderen Fraktionen - dem »Die« - zu ziehen. 
Gleichzeitig wirkte die Entkultivierung insbesondere im 
entscheidenden Jahr 2018 auf die bürgerlich-konservativen 
Kräfte. Hilfreich in allen Phasen war die Vereindeutigung. Die 
AfD-Fraktion bietet den Menschen eine Möglichkeit an, die 
Komplexität der gesellschaftlichen Entwicklung zu reduzieren 
und auf wenige zentrale Konfliktfelder zurückzuführen. Dieses 
Panorama bildet die Grundlage für die Strategien der 
rechtspopulistischen Opposition. 

9. Zentral für den Erfolg der AfD und der Durchdringung ihrer 


10. 


11. 


parlamentarischen Arbeit in die Öffentlichkeit sind die Nutzung 
und Schaffung neuer Kommunikationswege. Die AfD-Fraktion 
setzt auf eine abgestimmte Kommunikation zwischen den 
etablierten Plattformen. Gleichzeitig wirkt diese Art der 
Kommunikation auch auf ihre Art der Politikvermittlung zurück. 
Die Unmittelbarkeit führt dazu, dass die Anhängerschaft 
direkte Rückmeldung an die Bundestagsabgeordneten und die 
Fraktion geben, die diese dann verwerten. Relevant für den 
Erfolg der AfD waren auch das mitunter kopflose Agieren von 
Teilen der Bundesregierung - Middelhof (2020: 5) verweist auf 
»die knallhart-kopflose Migrationspolitik der CSU« und den 
»Riesenstreit zwischen Kanzlerin und Innenminister in der 
Flüchtlingsfrage« - und die Suche nach dem richtigen Umgang 
mit dieser destruktiven Kraft der Emotionalisierung der Politik. 
In der strategischen Auseinandersetzung mit der 
rechtspopulistischen Opposition stehen die anderen Fraktionen 
einem Dilemma gegenüber - die Provokationen medienwirksam 
zu parieren und so die rechtspopulistische Opposition 
aufzuwerten. In der 19. Wahlperiode haben sich die anderen 
Fraktionen dazu entschieden, die AfD außerhalb des 
parlamentarischen Konsenses zu stellen und nicht in Vorgänge 
einzubeziehen oder in ihren Initiativen teilweise zu 
unterstützen. Die anderen Fraktionen sind in Abstufungen von 
diesem Dilemma betroffen. Während die Fraktion von Bündnis 
90/Die Grünen als politischer Gegenpol ebenfalls von dieser 
Zuspitzung profitieren kann, haben SPD, Linke auf der einen 
und CDU/CSU und FDP auf der anderen Seite jeweils 
unterschiedliche Probleme, einen klaren Umgang mit der 
rechtspopulistischen Opposition zu finden. Dies betrifft 
allerdings Schwerpunkte jenseits der parlamentarischen 
Debatten oder Abstimmungen. Dahinter stehen Überlegungen, 
wie die Wählerschaft der AfD angesprochen werden kann bzw. 
wie die AfD in Teile der eigenen Wählerschaft einwirken 
könnte. 

Die AfD selbst hat sich im Sinne einer Professionalisierung im 
Zeitablauf normalisiert. Die Initiativen und Redebeiträge der 
Fraktion steigen in ihrer Qualität. In der Positionierung 
versucht die AfD-Fraktion, insbesondere auf Wirkung ihrer AG 
Verfassungsschutz in der Wortwahl moderater zu werden. 
Provokation und Selbstverharmlosung sind dabei untrennbar. 


12. 


Bei ihrer Kommunikation hat die AfD von Beginn an einen 
Schwerpunkt gesetzt. Hier ist sie von Anfang an professionell 
und aktiviert ihre Unterstützer. Dabei sind die Kanäle der 
Fraktion zwar relevant, die Partei verfügt jedoch über eine 
größere Reichweite. Gleichzeitig ist die Fraktion von internen 
Machtkämpfen betroffen, die vor allem in der Partei ihre volle 
Wirkung entfalten. Die beiden Fraktionsvorsitzenden Gauland 
und Weidel halten hier mit unterschiedlicher Autorität die 
Fraktion und ihre unterschiedlichen Richtungen zusammen. In 
der Fraktion herrscht die Sichtweise vor, dass die AfD aus 
beiden Teilen besteht und nur so politische Erfolge erzielt 
werden können. Deswegen hat die Fraktion nie die Verbindung 
zu den außerparlamentarischen Kräften abreißen lassen. Dabei 
spielt auch die Struktur der Mitarbeiterschaft der Fraktion und 
der Abgeordneten eine Rolle, hier bestehen enge 
Verbindungen. So versucht die AfD-Fraktion, 
Parlamentsorientierung und Bewegungsorientierung zu 
verknüpfen. 

Eine »normale« Fraktion auf der bürgerlichen Seite des 
Parlaments wird die AfD-Fraktion auch in ihrer zweiten 
Wahlperiode nicht werden können. Die Professionalisierung 
wird zunehmen, die internen Spannungen der Partei werden 
allerdings stärker in die Fraktion eindringen, da insbesondere 
der Abschied von Alexander Gauland eine Lücke in die 
Integrationskraft der Parlamentsfraktion reißt. Die AfD- 
Fraktion war bis zum Beginn der Corona-Pandemie zentraler 
Taktgeber für die inhaltliche Positionierung der Alternative für 
Deutschland im Gesamten. In dieser Zeit - geprägt von 
niedrigen Umfragewerten für die Partei, Beobachtungen durch 
die Verfassungsschutzbehörden und der harten 
Auseinandersetzung um die Symbolfigur Kalbitz oder die 
Streitereien in den Landtagen - wurde ein deutlicher Fokus auf 
die Positionen und das Verhalten der Bundestagsfraktion 
gerichtet. Gleichzeitig stieg die Kritik an der Führung, dass sie 
zum einen ihre Moderatoren-Rolle (insbesondere Alexander 
Gauland) verloren habe und zum anderen keine inhaltliche 
Arbeit über die Aufnahme des Corona-Protests hinaus verfolge. 
Dies hat sich auch in der Vorbereitung für die Bundestagswahl 
und auf die politische Positionierung der Partei 
niedergeschlagen. 


8.2Zukünftige Entwicklungsfaktoren für die 
rechtspopulistische Opposition134 


Die beschleunigten Entwicklungen seit der Corona-Pandemie und 
dem sich zuspitzenden internen Machtkampf richteten sich im Jahr 
der Bundestagswahl 20121 gegen die AfD und ihre 
Bundestagsfraktion. Durch die öffentliche Debatte über die eigene 
Ausrichtung hat unmittelbar nach der Bundestagswahl 2021 
zudem eine zunehmende Entsolidarisierung der Akteure auf 
Bundesebene weiteren Schub erhalten. Laut Experte E2 lässt sich 
von einer »interneln] Radikalisierungsdynamik« (IV E2) sprechen, 
die nach der Bundestagswahl durch Entscheidungen wie den 
Rückzug von Jörg Meuthen als Parteivorsitzender zum Beginn des 
Jahres 2022 oder die Erfolge der radikalen Kräfte auf dem 
Bundesparteitag 2022 eine Beschleunigung erfahren hat. Experte 
ES5 beschreibt dabei schon die Aufstellungsverfahren zur 
Bundestagswahl 2021 als wesentlichen »Katalysator« (IV E5) 
dieser Entwicklung. »[D]Jie Erfahrung bei der AfD ist vielerorts, 
man wird wieder [...] aufgestellt, wenn man wirklich radikale 
Sprüche raus haut. [...] [D]as ist [...] das Erfolgsrezept innerhalb 
der AfD. Man kann [...] Parteitage durch radikale Reden [...] ein 
kleines Stückchen drehen. [...] [Glemäßigte Töne verfangen da 
nicht. Und ich glaube, dass das auch dazu führt, dass die Leute, 
die jetzt im Bundestag sitzen und gerne wiedergewählt werden 
wollen, jetzt nochmal so ein Schippchen drauf legen« (IV E3).135 

Das Abtreten von Alexander Gauland als zentrale 
Integrationsfigur wird die AfD-Fraktion, ihr Arbeiten und ihr 
Auftreten in der neuen Wahlperiode ab 2021 zudem verändern. 
Für die Wählerschaft ist die Frage der Führungspersönlichkeit 
auch bei der Wahl im Jahr 2021 nicht wahlentscheidend gewesen - 
und vieles spricht dafür, dass die AfD-Wählerinnen und -Wähler ihr 
trotz der ungeklärten Spannungen auch darüber hinaus verbunden 
sind (Bangel 2021; Kamann 2021g: 4) Gleichzeitig bedeutet aber 
die Machtkonzentration bei Weidel und Chrupalla, dass die AfD- 
Fraktion ohne starke Integrationsfigur für die strategische Arbeit 
agiert. Dies kann zu einer großen Hypothek im politischen 
Wettbewerb im Laufe der 20. Wahlperiode werden, wenn die AfD- 
Themen nicht die Agenda bestimmen. Dass der AfD »ein Weg der 
demokratischen Normalisierung gelingen kann, ist deshalb 
zweifelhaft« (Kleinert 2021: 45). 


Im Parlament wird dies dazu führen, dass die anderen 
Fraktionen der AfD noch weniger Einfluss geben werden als in der 
hier beobachteten Wahlperiode. Bauer/Fiedler führen aus, dass es 
für die AfD »nach der nächsten Bundestagswahl schwerer für die 
AfD werden [könnte], ihre Ausschussvorsitze durchzubekommen« 
(2021: 164) und so kam es dann auch im Rahmen der 
Konstituierung der Ausschüsse. Im Sinne der in diesem Buch 
diskutierten strategischen Optionen im Umgang mit der AfD folgt 
dies der Stigmatisierung und Ächtung im formalen Bereich. Im 
Ergebnis wird die AfD ihre Opferrolle weiter inszenieren können - 
gleichzeitig aber an parlamentarischem Einfluss verlieren. Dies 
hat unabhängig von den Ausschussvorsitzen auch mit der 
veränderten Stellung der rechtspopulistischen Opposition in der 
20. Wahlperiode des Deutschen Bundestags zu tun. Die AfD- 
Fraktion wird sich neu erfinden müssen, da sie nicht mehr 
aufgrund ihrer Stärke als »die« Oppositionskraft wahrgenommen 
wird. Bei der neuen AfD-Fraktion vollzog sich zudem ein 
turbulenter Start (Kamann 2021h:5). Auch wenn sie mit einer 
ungefähr gleich starken Fraktion wieder eingezogen ist und auf 
die professionellen Strukturen aufbauen kann, wie Experte E1 
betont, sind zentrale Führungspersonen umstritten (Kamann 
2021c: 6). Durch die Kämpfe zwischen den mittlerweile als 
verfeindet zu bezeichnenden Blöcken hat eine weitere 
»Selbstschwächung« (Am Orde 2020b) eingesetzt, deren 
Auswirkungen auch mit dem Rückzug von Jörg Meuthen aus der 
Führung und seinem Parteiaustritt noch nicht absehbar sind. 

Die beschriebenen »Erfolge«< der rechtspopulistischen Opposition 
sind somit nicht auf Dauer angelegt, denn eine rein an der 
Embotionalisierungsfunktion angelegten Strategie setzt sowohl eine 
sie befördernde Themenagenda voraus und sieht sich gleichzeitig 
Abnutzungstendenzen ausgesetzt. »Wut, Zorn und Empörung 
stoßen an zeitliche Grenzen« (Frevert 2020: 415).136 Die 
erfolgreiche Strategierezeptur in der 19. Wahlperiode kann sich 
unter der veränderten Rolle als nur noch fünftstärkste Kraft auch 
ins Gegenteil verkehren (Am Orde 2020c; Ruhose 2020c: 32) und 
die Rolle als »Hinweis-Oppositionsfraktion« (IV E5) sich über die 
Zeit abnutzen. 

Die AfD schaffte es im Bundestagswahlkampf ihre internen 
Machtkämpfe, zumindest was die strategische Ausrichtung im 
Bundestagswahlkampf angeht, zu überdecken. Aber die 


programmatischen Verschärfungen und das Eingreifen von Björn 
Höcke in die inhaltlichen Debatten auf dem Dresdner 
Programmparteitag 2020 zeigt den Einfluss, den der aufgelöste 
Flügel in der Partei besitzt. Die weitere Einstufung des 
Verfassungsschutzes stellt für die AfD eine Gefahr dar - nicht für 
den Bundestagswahlkampf 2021, wie sich gezeigt hat, und 
wahrscheinlich auch nicht für weitere Wahlergebnisse. Führende 
Vertreter der Partei gehen ebenfalls nicht davon aus, dass die AfD 
- und damit ihre Fraktion - konkret unter der gerichtlichen 
Entscheidung für den Verfassungsschutz leiden wird (Frige]j/ 
Schindler 2022: 6). In Ostdeutschland zeigt sich, dass die AfD 
mittlerweile eingelagert agieren kann in Milieus, Vereinen, 
zivilgesellschaftlichen Akteuren. Auch dies schafft eine große 
Stabilität für die AfD und leitet sie dort bei ihren strategischen 
Schritten zur weiteren Etablierung (Hillje 2019). Aber die 
Probleme können in den westdeutschen Landesverbänden 
entstehen, zumal eine Strategie für diese zu fehlen scheint. Dort 
wird die Beobachtung für die AfD problematisch und im Gesamten 
vor allem für diejenigen Parteimitglieder, die Beamte oder 
Verwaltungsangestellte sind. 

Die AfD konnte bei der Bundestagswahl 2021 auf ein 
gesellschaftliches Umfeld bauen, indem der Populismus für viele 
Wählerinnen und Wähler einen »Kompass für gesellschaftliche und 
politische Fragen« (Loew 2019: 8) darstellt (Ruhose 2020c: 15). 
Mit dem Führungsduo Alice Weidel und Tino Chrupalla an der 
Spitze hat sie eine grundlegende Entscheidung getroffen, die 
Strahlkraft für die interne Aufstellung nach der Bundestagswahl 
entwickelt hat und zur weiteren Verfestigung der hier analysierten 
strategischen Aufstellung auch der neuen Bundestagsfraktion 
führen. Vom Verhalten der CDU/CSU-Fraktion in ihrer neuen und 
ungewohnten Oppositionsrolle gegenüber der Bundesregierung 
aus SPD, GRÜNEN und FDP hängt es ab, ob die AfD-Fraktion die 
hier dargestellten Strategieelemente rechtspopulistischer 
Opposition weiterhin wirkungsmächtig einsetzen kann. Der 
zeitliche Faktor der Mobilisierung von Gefühlslagen für 
erfolgreiche Empörungsbewegungen ist in seiner Wirkung 
wahrscheinlich sogar noch stärker. Selbst in Zeiten der 
Digitalisierung laufen solche negativen Bewegungen ohne neuen 
Schub fest. Es ist »schwierig, die Wut am Brennen zu halten und 
den Kreis der Wütenden ständig auszuweiten. Die wenigsten 


Bürger finden dafür Zeit und Energie. Während Ressentiment, der 
heimliche Groll, lange vor sich hinköcheln kann, brauchen Wut, 
Zorn und Empörung immerzu neues Futter und kurze Rhythmen« 
(Frevert 2020: 416). Bei der Bundestagswahl hat die AfD keine 
weiteren unentdeckten gesellschaftlichen Ressentiments 
aktivieren können. Damit gibt es die Chance, dass sich die 
Embotionalisierungsfunktion der AfD in den Jahren 2017 bis 2021 
zwar erfüllt hat, aber keine Möglichkeit nachhaltiger 
gesellschaftlicher Expansion besteht, solange die Themen der AfD 
nicht mehr oben auf der Agenda sind oder von anderen politischen 
Kräften unberücksichtigt bleiben. Dabei darf man nicht außer Acht 
lassen, dass die »Entwertungs- und Deklassierungsgefühle« der 
»verschiedenen Milieus« (Reckwitz 2020: 248) weiterhin bestehen, 
die aktuell nur in den Hintergrund getreten sind. Am Ende der 
ersten Wahlperiode mit einer rechtspopulistischen Opposition hat 
sich daher eine Doppelstrategie im Umgang mit dem 
Rechtspopulismus herausgestellt: Klar und hart, bis hin zur 
Ausgrenzung gegen den gesellschaftlichen Roll-back bei 
gleichzeitiger Formulierung eigener Zugänge zu den zentralen und 
schwierigen Themen unseres Zusammenlebens gerade in einer 
multiethnischen Gesellschaft. 


8.3Die AfD-Fraktion im »heißen Herbst«137 


Durch die neuen sicherheitspolitischen Konstellationen in Bezug 
auf den russischen Angriff der Ukraine und den »heißen« 
Spannungen zwischen NATO und Russland sind in Deutschland die 
Sicherheitsfragen und die Folgen der enormen Preissteigerungen 
ins Zentrum der politischen Debatte gerückt. Die AfD hat die 
Inflation und die Auswirkungen des Krieges gegen die Ukraine als 
neues Thema ausgemacht (Sternberg 2022: 6). Auch bei diesen 
Themen profitiert sie davon, dass sie in ihrer Oppositionsrolle 
einer besonderen Funktion folgt. Sie verarbeitet Emotionen anders 
als andere Parteien oder Fraktionen es können. Daher scheint es, 
dass die vielen Geschichten den Niedergang der Partei im Umfeld 
der Verfassungsschutzentscheidung und des AfD-Parteitags 2022 
wieder einmal zu früh verfasst wurden (vgl. z. B. Bender 2022: 4). 
Die Alternative für Deutschland steht in den Umfragen bei 
Drucklegung dieses Buchs wieder auf dem Niveau von 2017, dem 


Startpunkt dieser Betrachtungen über das Wirken der 
rechtspopulistischen Opposition. Mit diesem »Wiederaufstieg< 
einher geht die Nervosität der etablierten Parteien. Denn es kann 
unterstellt werden, dass es - wie im Zeitablauf der Corona- 
Pandemie - zu Widersprüchen und zu Unbehagen hinsichtlich der 
politischen Marschrichtung der Bundesregierung kommt. Hier 
kann es auch zu einer Re-Aktivierung der Corona-Protestmilieus 
kommen, die einen neuen Weg zum Protest gegen die Regierung 
suchen. Die Entscheidung der AfD, im Oktober 2022 eine 
Demonstration unter dem Titel »Nordstream 2 statt Gasumlage« 
durchzuführen, verdeutlicht, dass die rechtspopulistische 
Opposition hier auf der Suche ist, eine weitere Stabilisierung der 
eigenen Lage durch das Aufgreifen dieses emotionalen 
Themenkomplexes vorzunehmen (Balser 2022a: 5). Hier entsteht 
eine neue Gelegenheitsstruktur für den Rechtspopulismus. Die 
hier beschriebene besondere Art der Politikvermittlung wird die 
AfD fortsetzen. Tino Chrupalla begründete die Kampagne »Unser 
Land zuerst« - in Anlehnung an den Slogan der Trump-Kampagne 
»America first« (vgl. Balser 2022b: 7) und die dort formulierten 
ökonomischen Forderungen und nationalen Abgrenzungen 
hinsichtlich des russischen Kriegs gegen die Ukraine mit harten 
Angriffen gegen die etablierte Politik und die Bundesregierung 
(Balser 2022a: 5, vgl. auch Fiedler 2022: 3). Politikerinnen wie 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser oder Bundesaußenministerin 
Annalena Baerbock sehen aufgrund der enormen 
Preissteigerungen auf dem Gas- und Energiemarkt die Möglichkeit 
der Zunahme von gesellschaftlichen Spannungen (Haupt 2022: 1). 
Dennoch sind Berater der AfD wie Kubitschek (2022b) überzeugt, 
dass die rechtspopulistische Opposition »diese Methode der 
Provokation [...] solange angewendet (hat, FR), bis sie 
abgeschliffen war.« Sie erfordert vor dem Hintergrund der neuen 
thematischen Gelegenheitsstruktur aus seiner Sicht eine 
Neuerung mit mehr »Kreativität, Training und Glück« (ebd.). 
Gleichzeitig sei eine Struktur erforderlich, die 
»Parallelstrukturen« schaffe - beispielsweise mit eigenen medialen 
Kanälen (ebd.; vgl. zur Rolle der Zivilgesellschaft Schroeder et al. 
2022; Kaiser 2022 formuliert diese Ansätze für die AfD). 
Kubitschek formuliert, dass es vier »Wellen« gegeben habe - 
Finanzkrise ab 2008, Fluchtbewegungen ab 2015, Corona seit 
2020 und nun die »Zerstörung der Beziehungen Deutschlands zu 


Rußland« (Kubitschek 2022a) - auf die es politisch zu reagieren 
gelte. Mit der vierten Welle einher gehen die ökonomischen 
Verwerfungen, die eine »waidwunde und noch einmal dünner 
gewordene Schicht treffen wird, [...] diejenigen nämlich, denen 
nicht »geholfen< werden kann und die sich nicht >helfen«< lassen 
wollen, sondern ihrer Arbeit nachgehen, etwas schaffen, aufbauen 
und hinterlassen, und zwar zum Wohle ihrer Familie und weit 
darüber hinaus« (ebd.). 

Damit formuliert er die Zielgruppe, die Partei und Fraktion mit 
ihren Initiativen ansprechen, seitdem sich das Thema 
Inflationsentwicklung aufgebaut hat bzw. es zu ökonomischen 
Verwerfungen im Zuge des Kriegs gegen die Ukraine gekommen 
ist. Der Zuspruch in der Wählerschaft für die AfD, der seitdem 
trotz interner Spannungen und Verfassungsschutzbeobachtung, zu 
verzeichnen ist, zeigt, dass dieser Ansatz zumindest temporär 
erfolgreich sein kann. Die Menschen, die sich wieder stärker 
vorstellen können, die AfD zu wählen, scheinen zugleich aus dem 
Lager der Nichtwählenden zu kommen. An diese Gruppe hat die 
AfD aufgrund des Nachlassens der Wichtigkeit der »AfD- 
Themenagenda« auch am meisten Stimmen abgegeben bei der 
Bundestagswahl 2021 und den folgenden Landtagswahlen. 
Gleichzeitig ermöglicht das Thema, dass die Fraktion wieder 
geschlossen auftreten kann. Auf das von Alice Weidel in der 
Haushaltsdebatte vorgestellte Sieben Punkte Programm kann sich 
die Fraktion ohne weiteres einigen. Allerdings ist der 
Konkretisierungsgrad von Positionen wie »die Europäische 
Zentralbank in die Pflicht nehmen, für einen stabilen Euro zu 
sorgen« (Zeller 2022) auch sehr abstrakt. Aber Forderungen nach 
Steuersenkungen, Atomkraftverlängerung und restriktive 
Migrationspolitik formuliert sie dann sehr konkret (ebd.). Hier 
zieht die AfD-Fraktionsvorsitzende Querverbindungen zu den 
anderen Themen der rechtspopulistischen Opposition und 
entwickelt so ein ihre Anhängerschaft überzeugendes Narrativ der 
»Alternative« zum Mainstream der Politik. Im Tonfall gibt sich das 
Umfeld der Fraktionsführung dabei sehr hart. Fraktionsmitglieder 
warnen davor, dass angeblich ein Umerziehungsprogramm laufen 
würde, dass Menschen zu »freiheitsverachtenden Sklaven« 
machen würde, wie es der Abgeordnete Karsten Hillse auf einer 
Demonstration ausdrückt (zitiert nach Fiedler 2022: 3). Unter 
strategischen Gesichtspunkten formuliert Kubitschek, »daß die 


Proteste nachhaltig, unversöhnlich und grundsätzlich werden« 
(2022a). 

Nicht nur durch die Entwicklungen der Preise für 
Grundbedürfnisse wie Gas und Strom sieht die AfD für sich 
Entwicklungspotenzial. Auch die voraussichtlichen Entwicklungen 
aufgrund des Klimawandels oder auch des Transformationsdrucks 
von Wirtschafts- und Arbeitswelt nimmt sie zum Anlass, sich als 
»Partei der Zukunft« zu präsentieren, wie es Alice Weidel in ihrer 
Bewerbungsrede als Parteichefin auf dem Parteitag 2022 
formuliert hat (Sternberg 2022: 5). Die rechtspopulistische 
Opposition im Bundestag kann von der Zunahme von »sozio- 
kulturellen Konfliktlagen« (Allmendinger/Schroeder 2022: 273) 
profitieren, die immer dann zunehmen, wenn politischen 
»Weichenstellungen von heute die Lebensqualität von morgen 
negativ beeinflussen« (ebd.). Das Kalkül der Kampagnen der AfD- 
Fraktion und der Partei ist es daher, dass durch eine Zuspitzung 
der Situation »die Zustimmung zur Politik der Bundesregierung 
weiter sinken« wird, wie es Fraktions- und Parteivorsitzende Tino 
Chrupalla offen formuliert (zitiert nach Küstner 2022). Kubitschek 
formuliert es in seinen strategischen Überlegungen für die AfD: 
»Es geht auch in den kommenden Monaten nicht um Alles oder 
Nichts. Es geht um Mehr oder Weniger, um weitere 
Verschiebungen zu unseren Gunsten, um Stabilisierung und 
Konsolidierung, um Ausbau und Mobilisierung, um die Sichtbarkeit 
der Alternative und um Zuversicht, daß es noch nicht zu spät sei« 
(Kubitschek 2022c). 

Die internen Spannungen, die seit dem Ende der vergangenen 
Wahlperiode und dem Rückzug der Gallionsfigur Gauland von allen 
Ämtern auch in der Bundestagsfraktion voll zum Tragen kommen, 
werden durch die neue Gelegenheitsstruktur für den 
Rechtspopulismus in den Hintergrund gedrängt, auch wenn es 
Kritik an Fraktion und Partei gibt, dass sie sich dem abgelehnten 
Parteienstaat viel zu stark annähern würde (Kubitschek 2022c). 
Gleichzeitig ist die Fraktion weiter von internen Spannungen 
gezeichnet, was sich zum Beispiel bei ihrer Klausurtagung Ende 
2022 zeigt, bei der nur die Hälfte der Abgeordneten anreiste 
(Diekmann 2022). Auch ist die Entscheidung, dass sie nach Jahren 
der Vakanz die Stelle des angestellten Fraktionsgeschäftsführers 
besetzt, begleitet von Kritik, dass die Fraktion weiterhin 
»unsortiert wären und »die Baustellen als riesig« bezeichnet 


werden (Wienand/Leistner 2022). 

So scheint sich etwas über ein Jahr nach der Bundestagswahl 
2021 eine Situation zu wiederholen, wie sie sich zu Beginn der 19. 
Wahlperiode gestellt hat: Die AfD formuliert, dass sie »das Land 
blau an (streichen)« (Chrupalla zitiert nach dpa 2022), also von 
der Kombination aus Krise und Verunsicherung der etablierten 
Kräfte zu profitieren, während letztere nach Lösungen suchen und 
nach dem Umgang mit der Rechtspopulisten Opposition. Wichtig 
ist dabei, dass durch das Verstärken und dem Sichtbarmachen 
negativer Emotionen im politischen Raum, die AfD auf ihre hier 
analysierte Strategie zurückgreifen kann. Sie kann durch die 
breite Betroffenheit der ökonomischen Belastungen einen viel 
größeren Personenkreis in der Wählerschaft ansprechen als bei 
den bisherigen Gelegenheitsstrukturen, die ihr sich im hier 
betrachteten Untersuchungszeitraum geboten haben. Dabei geht 
es in der konkreten Situation für die AfD im Winter 2022/2023 
»um Zuwachs, um die Besetzung des einen großen Themas: Wie 
sieht eine Politik zum Wohle des deutschen Volkes aus? Wer ist 
dieses Volk und was ist sein Wohl?« (Kubitschek 2022c). Das 
Thema ist für die AfD aber nicht nur aufgrund der 
Embotionalisierung geeignet. Schindler hält fest, dass die Partei - 
und mit ihr die Fraktion - bei der Energiepolitik »seit ihrer 
Gründung fest zusammen (steht): Eine Laufzeitverlängerung der 
noch aktiven Kernkraftwerke ist schon immer Parteiposition und 
steht im Grundsatzprogramm. Auch bei der Forderung nach einem 
Ende der Wirtschaftssanktionen gegen Russland und einer 
Öffnung der Gaspipeline Nord Stream 2 ist sich die Partei 
weitgehend einig« (2022: 4). Dabei setzen die AfD und ihre 
parlamentarische Vertretung darauf, dass von vielen Menschen 
»populistischer Protest [...] als Selbstermächtigung erlebt« wird 
(Mau 2019: 235). Die Leitlinien der Kampagne »Unser Land 
zuerst« sind daher aus Sicht der AfD-Führung und ihrem Umfeld 
klar an den strategischen Überlegungen aus der vergangenen 
Wahlperiode orientiert: 


»Kampf um jede Stimme, um das ganze 
Widerstandspotential, um Entteufelung alternativer Politik 
[...] Es geht nicht um Abmilderung, Verständnis und 
Harmonie, es geht nicht darum, sich im Erreichten 
einzurichten. Es geht um eine andere Politik, um 
mindestens die Rückeroberung von Normalität, eigentlich 


aber um die Stillegung hybrider Strukturen, um die 
Sicherung des Bestands. [...] Entscheidend wird sein, daß 
die Empörung über die nationsvergessene Politik der 
Altparteien in eine Wahrnehmung der Alternative 
umgelenkt wird. Die Botschaft lautet: Es gibt ein 
Auffangbecken für den Protest und den Zorn, einen ersten, 
sehr naheliegenden Schritt aus der Enttäuschung - die 
Auswanderung aus der politischen Heimat, die längst keine 
mehr ist« (Kubitschek 2022c). 


Die AfD-Fraktion möchte also weiterhin »Ventil« (Mau 2019: 236) 
sein. Bei der Bundestagsdebatte über die Anpassung des 
Infektionsschutzgesetzes im September 2022 präsentiert sie sich 
sehr emotional aufgeladen als die »Stimme des Volkes«. In der 
Debatte »nimmt (die AfD) keinen direkten Bezug zum Gesetz, 
sondern präsentiert Erfahrungsberichte von Betroffenen, die 
aufgrund von Freiheitseinschränkungen oder Impfung zu Schaden 
gekommen sein sollen« (Klapsa 2022: 4). Es ist dabei allerdings 
noch offen, ob sie damit weiterhin die Emotionalisierungsfunktion 
alleinig ausfüllt oder, ob die etablierten Kräfte aus der Zeit von 
2017 bis 2021 gelernt haben, und eigene Angebote formulieren. 
Statt vor Protesten zu warnen, sollte das Recht auf 
Meinungsäußerung gestärkt werden. Hajo Funke weist darauf hin, 
»dass gerade jetzt [...] Demokraten auf der Straße für einen 
vernünftigen sozialen Ausgleich eintreten« sollten (zitiert nach 
Stratmann 2022: 7) und somit ein Gegengewicht zum 
rechtspopulistischen Protest bilden. Doch auch hier bedeutet 
ernstnehmen nicht, dass man die gleiche Art und Weise der 
Problembewältigung wählt wie der Rechtspopulismus. Zum 
Beispiel den gleichen Tag für Demonstrationen zu wählen, zeigt, 
dass auf der linken Seite des politischen Spektrums diese Wirkung 
scheinbar gemeinsamer Aktionen verkennt. In der 
Protestforschung wird daher sogar von einer 
»Selbstüberschätzung« gesprochen, wie es Alexander Leistner von 
der Universität Leipzig identifiziert (zitiert nach Augustin 2022): 
»Es muss darum gehen in der Energiekrise die rechten 
Deutungsmuster nicht zu übernehmen. Also die Fragen nach 
solidarischer Lastenteilung zu stellen, ohne den russischen 
Angriffskrieg zu relativieren und damit Ursache und Wirkung zu 
verkehren« (Leistner zitiert nach ebd.). Etablierte Kräfte haben 
das Problem, dass die AfD-Fraktion sie weiterhin als »ignorant 


oder gleichgültig gegenüber den Problemen vor Ort« (Mau 2022: 
236) kritisieren und vorführen wird. Gerade in der »Emokratie« 
(vgl. Kapitel 2.4.4) bedeutet dies, dass »Emotionen verstärkt und 
hochgekocht werden«, wie es Mau (2019: 236) zusammenfasst. 
Was dies für die Reaktionsmöglichkeiten der etablierten Kräfte 
bedeutet, liegt auf der Hand. Sie müssen die Sorgen der Menschen 
inhaltlich aufgreifen. Nur dadurch wirkt die Rolle der AfD und 
ihrer parlamentarischen Vertretung als Resonanzraum. Dabei ist 
auch wichtig, dass man die tatsächliche gesellschaftliche Realität 
in Deutschland zugrunde legt, wenn man Gegenstrategien 
formuliert und nicht Analysen übernimmt wie diejenige von 
Goodhart (2020). Seine »These von den kulturellen Blöcken mag 
[...] die britische Gesellschaft und ihren Weg in den Populismus für 
viele erklärt haben. Sie kann aber nicht einfach auf die deutsche 
Gesellschaft übertragen werden (Becker 2022: 4). Beschäftigt man 
sich mit Einstellungen in Deutschland wird sehr deutlich, dass es 
statt einer polarisierten Gesellschaft (noch) bei vielen Themen 
einen gesellschaftlichen Konsens gibt (Mielke/Ruhose 2021: 75-90, 
Mau 2022). Hinsichtlich von Spannungen in der Gesellschaft, 
sowohl materialistischer als auch postmaterialistischer 
Konflikte138, kann mit Mau für deren politische Verarbeitung 
festgehalten werden: »Folgenreiche Spaltungen entstünden dann, 
wenn es der politischen Angebotsseite gelänge, einen Keil 
zwischen die Bevölkerungsgruppen zu treiben, und nicht deshalb, 
weil dieser immer schon da sei und immer größer werden« (2022: 
18). Um dies zu verhindern, müssen auch Unsicherheiten zu 
thematisieren sein und auch von den etablierten Kräften negative 
Emotionen aufgegriffen werden (vgl. z. B. Seville/Müller 2022 zur 
Rhetorik von Robert Habeck). Dabei wurde hier gezeigt, dass die 
etablierten Kräfte wieder verdeutlichen müssen, dass sie sehr 
wohl um die erlebte Realitäten der Menschen wissen. Die 
gewonnenen Erkenntnisse über die Funktionen 
rechtspopulistischer Opposition zeigen, dass wir uns »mit der 
Blackbox der Erwartungen, der Wut und der Ängste, die dieser 
Entwicklung zugrunde lag« intensiver beschäftigen müssen 
(Rosanvallon 2022: 7). Anders als bei der rechtspopulistischen 
Opposition, die davon lebt, negative Emotionen in die politische 
Debatte zu bringen, geht es dabei aber darum, immer eine 
Perspektive für das Handeln von Gesellschaft und Individuum zu 
entwickeln. Die Menschen gewinnt man nur dann für die eigenen 


Politikentwürfe, wenn diese neben der Stärkung des eigenen 
Profils auch die »dem Rechtspopulismus zugrundeliegenden 
Problemursachen systematisch und nachhaltig« angehen und ihre 
»Protestgründe« so entziehen, dass die einfachen Antworten, die 
durch die Rechtspopulisten gegeben werden, nicht für eine große 
Zahl von Menschen attraktiv werden (Decker/Ruhose 2018: 22). 
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